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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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KOHLEALARM/670: Klimakampf und Kohlefront - eine Frage der Gerechtigkeit ... (We don't Shut up!)

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Prozess zur Kraftwerksblockade in Weisweiler geht in die letzte
Runde



Eschweiler - Am Amtsgericht Eschweiler findet morgen der vorerst vermutlich
letzte Verhandlungstag im Prozess gegen fünf Klimaaktivist*innen um die
Blockade des Braunkohlekraftwerks Weisweiler im November 2017 statt.
Der Strafprozess läuft vor dem Hintergrund einer anhängigen
Schadensersatzklage des Betreiberkonzerns RWE in Höhe von gut 2 Mio Euro
gegen die Aktivist*innen. Die Aktion während der UN-Klimakonferenz in Bonn
hatte zu einer fast vollständigen Abschaltung des Kraftwerks geführt und
den Ausstoß von 26000 Tonnen verhindert.

Die Angeklagten wollen im Prozess beweisen, dass die Blockade vor zwei
Jahren, welche zum fast vollständigen Abschalten des Kraftwerks geführt
hat, angesichts der fortschreitenden Klimakrise notwendig war, und somit
gemäß "rechtfertigenden Notstandes"straffrei bleiben muss. Dazu hatten
sie bereits zum ersten Termin einen Klimawandelbetroffenen aus Tanzania
als Zeugen geladen, sowie mehrere Wissenschaftler*innen als
Sachverständige.

Der morgige Termin hat Symbolkraft: Genau wie zum Zeitpunkt der Blockade
finden gerade in Madrid die UN-Klimaverhandlungen statt. Die
Aktivist*innen verweisen darauf, dass die deutsche und internationale
Klimapolitik völlig versagt hat, und die Emissionen weiter steigen. Die
Menschen müssten daher den Schutz ihrer Lebensgrundlagen vor Konzernen
wie RWE selbst in die Hand nehmen: "Die verhandeln schon länger als ich
lebe, und weiterhin werden jedes Jahr die Prognosen zum Weltklima nur
immer noch schlimmer. Klimagerechtigkeit bleibt Handarbeit! Die Aktion
am Kraftwerk hat Schaden verhindert, den RWE jeden Tag verursacht.", so
der Angeklagte Mike. Mit seiner Enttäuschung steht er nicht alleine da:
Am 20. September hatten 1,4 Millionen Menschen in Deutschland für
wirksamen Klimaschutz demonstriert, während die Bundesregierung ihr
Klimapaket vorstellte, dass von der Klimawissenschaft einhellig als
unzureichend zurückgewiesen wurde.

Die Angeklagten berufen sich auf rechtfertigenden Notstand. Am
vergangenen Prozesstag wurden dazu zwei Sachverständige - eine
Meteorologin und ein Kinderarzt gehört. Sie berichteten, dass durch die
Luftverschmutzung des Kraftwerks Weisweiler jährlich 278 Menschen in der
Region ums Leben kommen. Außerdem trägt das Kraftwerk als großer
CO2-Einzel-Emmitent messbar zur Klimakatastrophe bei, die Millionen von
Menschen in der Gegenwart und Zukunft tötet und verelenden lässt.
Nach wie vor ist schwer absehbar, wie das Gericht entscheiden wird. Der
Richter hatte allerdings am zweiten Prozesstag die tödlichen Folgen des
Kraftwerksbetriebs als "offenkundig" bezeichnet.

"Egal wie das Urteil ausfällt und egal ob wir irgendwann zu zwei
Millionen Euro Schadensersatz verurteilt werden, bleiben solche Aktionen
notwendig. Wir lassen uns nicht einschüchtern und hoffen, dass immer
mehr Menschen aktiv werden - egal ob bei Ende Gelände, Schulstreiks oder
in Kleingruppenaktionen", so die Angeklagte Cornelia. "Wir nutzen den
Prozess, um RWE öffentlich anzuklagen für die Zerstörung von
Lebensgrundlagen weltweit. Die Aufmerksamkeit die uns dabei zuteil wird,
hat der Konzern mit seiner Klage erst selbst geschaffen."
Tatsächlich berichten auch internationale Medien wie der britische
"Guardian" über den Prozess.

Breite Unterstützung erhalten die Angeklagten von der Bewegung für
Klimagerechtigkeit: Auch zu diesem Prozesstermin ist wieder eine
Kundgebung der Solidaritätskampagne "We Don't Shut Up!" geplant. Bei den
beiden ersten Terminen waren immer wieder Rufe der Demonstrierenden vor
dem Gericht in den Saal gedrungen.

Webseite: wedontshutup.org

Twitter: @we_shut

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net

Internet: www.wedontshutup.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. Dezember 2019 
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KOHLEALARM/669: Klimakampf und Kohlefront - trotz der Weihnachtszeit ... (Michael Zobel)

Der Kohleausstieg bleibt Handarbeit - Waldspaziergang, Film und andere
Termine

von Michael Zobel, 3. Dezember 2019



Liebe Wald- und NaturschützerInnen, PressevertreterInnen, Mitmenschen...

mehr als 630000 Menschen in Deutschland auf den Straßen beim erneuten
weltweiten Klimastreik, Ende Gelände in den ostdeutschen
Braunkohlerevieren [1],

Aktivisten von Greenpeace auf dem Bagger in Garzweiler und das C zu Besuch
in der Keyenberger Kirche und am Tagbau Hambach... [2]

Nein, es wird auch in der Adventszeit nicht ruhiger. Die Bagger baggern
Richtung Morschenich und Keyenberg. Dem Hambacher Wald wird systematisch
das Wasser abgegraben, die Dörfer werden weiter abgerissen, Menschen werden
weiter vertrieben und verlieren ihre Heimat, hier bei uns und auf der
ganzen Welt.

Und was macht die Politik? Das Nichtstun und Aussitzen wird Methode, jeder
Tag ohne ein echtes Kohleausstiegsgesetz ist ein verlorener Tag. Wir sollen
mit einem geradezu lächerlichen Klimapäckchen ruhig gestellt werden [3].

Deshalb dürfen wir nicht nachlassen, an vielen Orten, im Wald, in den
Dörfern, in den Revieren... zum Beispiel:

Sonntag, 8. Dezember, 11:30 Uhr, Wald statt Kohle, 68 Monate,
Sonntagsspaziergang im und am Hambacher Wald.

Treffpunkt 11.30 Uhr/12 Uhr Beginn. Einfahrt zum Kieswerk Collas an der
Landstraße zwischen Kerpen-Buir und Morschenich, gegenüber der Mahnwache.
Parkplätze vorhanden. ÖPNV S-Bahn-Station Buir, 20 Minuten zu Fuß. Bei
Bedarf schicken wir Shuttles.

Wir werden ein paar Neuerungen versuchen, zum Beispiel je nach
TeilnehmerInnenzahl mit mehreren Gruppen auf verschiedenen Routen gehen.
Gegen Ende des Spazierganges kommen die Menschen wieder zusammen. Es geht
wie immer um viele Themen, vor allem die Lage im und um den Wald solle in
den Fokus genommen werden. Bitte normale Wanderverpflegung selber
mitbringen.

Kommende Termine: 12. Januar Keyenberg, 9. Februar Hambi

Mittwoch, 4. Dezember, 12:00 Uhr, Weshutdown, 3. und wahrscheinlich letzter
Verhandlungstag in Eschweiler zur Kraftwerksblockade Weisweiler - jeder
dieser Prozesse ist eine Anklage gegen uns alle... die Angeklagten freuen
sich über Unterstützung vor Ort.

http://wedontshutup.org

5. Dezember und 8. Dezember, 17 Uhr, In unser Namen, der bewegende Film von
Daggi und Tom, läuft wegen der großen Nachfrage noch zweimal im Apollo in
Aachen.

https://apollo-aachen.de/in-unser-aller-namen/

Freitag, 6. Dezember, ab 10 Uhr in Köln, RWE Enteignen - Energieproduktion
vergesellschaften

https://aufbaeumen.net/zuaktion.html

Ansonsten bin ich weiter unterwegs mit Schulklassen, Kindergärten,
Kollegien, Geburtstagen, Betriebsausflügen..., Anfragen und Buchungen
jederzeit möglich.

Mehr Informationen zu aktuellen und kommenden Terminen auf meiner
Webseite

www.naturfuehrung.com

Bis bald im Wald, in den Dörfern oder wo auch immer,

Eva Töller, Michael Zobel, Todde Kemmmerich und viele UnterstützerInnen


Verweise:

[1] https://www.ende-gelaende.org/

https://www.medienkollektivfrankfurt.net/archiv/antikohleproteste-von-ende-gelaende

[2] https://www.facebook.com/greenpeace.de/videos/463748650944275

[3] https://youtu.be/C1q9asJZoWM

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 3. Dezember 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/668: Klimakampf und Kohlefront - Ende Gelände kritisiert Polizei ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 1. Dezember 2019

Ende Gelände kritisiert Polizei wegen Verstößen gegen Grundrechte +++
Versammlungsfreiheit und Pressefreiheit eingeschränkt



Cottbus/Leipzig, 1. Dezember 2019. Während der Aktionstage von Ende Gelände
im Lausitzer und Leipziger Revier kam es aus Sicht des Aktionsbündnisses zu
mehreren Rechtsverstößen von Seiten der Polizei. Der Rechtsbeistand von
Ende Gelände weist auf folgende gravierende Rechtsverstöße hin:

Einschränkung der Versammlungsfreiheit

Die Polizei Brandenburg und Sachsen und die zuständigen
Versammlungsbehörden versuchten im Vorfeld das Grundrecht auf
Versammlungsfreiheit erheblich einzuschränken. So vertrat die Brandenburger
Polizei eine grundrechtsfeindliche Rechtsauffassung im Hinblick auf das
Tragen von weißen Anzügen und Staubmasken. Das Eilverfahren dagegen wurde
zweitinstanzlich gewonnen. Das OVG Berlin-Brandenburg hat die Polizei
Brandenburg darauf hingewiesen, dass ihre Rechtsauffassung nicht mit dem
Grundgesetz vereinbar ist, womit den Teilnehmer*innen erhebliche Schikanen
erspart blieben. In Sachsen wurden sogar per Allgemeinverfügung
Versammlungsverbot-Zonen in drei Landkreisen ausgewiesen. Auch in Sachsen
wurde in Eilverfahren gegen diese Versammlungsverbote vorgegangen. Die
Gerichte urteilten in diesen Verfahren gegen die Versammlungsfreiheit und
ließen das Versammlungsverbot bestehen.

Rechtsanwalt Michael Plöse zu den Eilverfahren: "Ich bin davon überzeugt,
dass die Eilentscheidung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg
sehr zur Deeskalation der Lage beigetragen hat. Das war ein wichtiges
Judikat auch für die Anerkennung der Vielgestaltigkeit und Offenheit der
von der Versammlungsfreiheit geschützten Aktionsformen. Dem gegenüber ist
es wirklich ärgerlich, wie unkritisch die sächsische
Verwaltungsgerichtsbarkeit die Versammlungsverbotszonen gerechtfertigt hat.
Ausgehend von Szenarien zwischen Terroralarm und Zombieapokalypse redete
sie einen polizeilichen Notstand herbei, der umfassende
Freiheitseinschränkungen ermöglichte. Das ist Angst-Rechtsprechung, nicht
demokratische Streitkultur."

Trotzdem ließen sich die Aktivist*innen durch die Verbote nicht von ihrem
Protest abhalten. Dazu Nike Mahlhaus, Pressesprecherin von Ende Gelände:
"Durch die Einschränkung des Versammlungsrechts wurde versucht, unseren
legitimen Protest zu unterdrücken. Dieser muss aber dort sichtbar werden,
wo die Klimakrise geschaffen wird: an den Orten der Zerstörung. Ziviler
Ungehorsam ist heutzutage wie auch historisch notwendig, um soziale
Veränderungen herbeizuführen. Wir brauchen einen sofortigen Kohleausstieg
und einen schnellen und gerechten Strukturwandel. Das haben wir gestern
einmal mehr deutlich gemacht."

Polizeigewalt

Im Verlauf der Aktion kam es zu massiver Polizeigewalt und verletzten
Aktivist*innen durch den Einsatz von Schlagstöcken, Pfefferspray, Schlägen
und Tritten sowie Schmerzgriffen durch die Polizei. Im Tagebau Vereinigtes
Schleenhain wurden sitzende Aktivist*innen überfallartig und wiederholt von
Polizeieinheiten mit Schmerzgriffen und Faustschlägen angegriffen, wodurch
Panik entstand. Dort gab es zudem einen riskanten Einsatz der Polizei mit
Polizeipferden. Auch andernorts wurde beobachtet, wie die Polizei
Aktivist*innen anlasslos mit Schlägen und Schmerzgriffen sowie Pfefferspray
attackierte. Mehrere Menschen mussten sich von Demosanitäter*innen an den
verschiedenen Aktionsorten behandeln lassen. Dabei wurden
Demosanitäter*innen von einzelnen Polizeigruppen an ihrer Arbeit gehindert.

Gewahrsamnahmen

Während der Gewahrsamnahmen im Gelände der Mibrag wurden Aktivist*innen
permanent gefilmt, ohne dass dazu irgendein weiterer Anlass gegeben war.
Einige der Aktivist*innen wurden zudem bei eisigen Temperaturen für mehrere
Stunden im Außenbereich der mobilen Gefangenensammelstelle festgehalten.

Einschränkung der Pressefreiheit

Presservertreter*innen wurden an mehreren Stellen massiv von der Polizei an
ihrer Berichterstattung gehindert. Es kam auch zu Durchsuchungen von
Journalist*innen. Eine Autokolonne von Medienvertreter*innen wurde gezielt
gestoppt und für längere Zeit ohne Angabe von Gründen festgehalten.
Sicherheitskräfte der LEAG versuchten außerdem, Pressevertreter*innen durch
Androhung von Strafanträgen einzuschüchtern und hinderten sie am Zugang zu
den Tagebauarealen zur Berichterstattung.

Nike Mahlhaus kommentierte: "Die Reaktionen auf unsere Proteste offenbaren
ein Demokratiedefizit: Nicht nur, dass die Regierung seit Jahren nicht
handelt und die sächsischen Behörden im Vorhinein versucht haben, unseren
legitimen Protest mit Versammlungsverboten zu kriminalisieren. Auch während
unserer Aktion wurde die Pressefreiheit eingeschränkt und so die
Berichterstattung verhindert. Die Antwort auf die Klimakrise muss mehr
Demokratie sein, nicht weniger."

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/667: Klimakampf und Kohlefront - Aktion und Routine ... (Kampagne "Ende Gelände")

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 16:59 Uhr

Ende Gelände beendet erfolgreiche Massenaktion +++ Radikaler Protest
gegen die Klimakrise und für den Kohleausstieg



Cottbus | Chóśebuz - Um 17 Uhr beendet das Bündnis Ende Gelände
erfolgreich den heutigen Aktionstag. Seit den frühen Morgenstunden
blockierten die Klimaaktivist*innen Kohlegruben und Kohleinfrastruktur im
Lausitzer und Leipziger Revier. Sie besetzten die Tagebaue Jänschwalde-Ost,
Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain sowie drei Kohlebahnen. Damit
protestieren die Aktivist*innen gegen die unzureichende Klimapolitik der
Regierung, fordern den sofortigen Kohleausstieg und kritisieren das auf
Wachstum ausgelegte fossile Wirtschaftssystem.

"Wir sind zufrieden mit der erfolgreichen Aktion und glücklich, dass wir
heute ein so starkes Zeichen für Klimagerechtigkeit setzen konnten. 4000
Klimaaktivisten und Aktivistinnen haben heute gemeinsam Kohleinfrastruktur
blockiert", zieht Bündnissprecherin Nike Mahlhaus ein positives Fazit der
Aktion und kommentiert: "Wenn politisch Verantwortliche dabei versagen, das
Klima und unsere Lebensgrundlagen zu schützen, dann setzen wir den
Kohleausstieg selbst um."

"2019 war das Jahr der Klimabewegung, aber ein verlorenes Jahr für die
Klimagerechtigkeit. Wir müssen jetzt handeln, denn die Klimakrise stellt
unsere Zukunft radikal in Frage. Deshalb reagieren wir heute mit radikalem
Protest.", sagt Johnny Parks, Sprecher von Ende Gelände.

Ein Bündnis aus Fridays for Future und Umweltverbänden wie dem BUND,
Greenpeace Regio Ost und PowerShift hatte solidarisch vor dem Kraftwerk
Jänschwalde demonstriert. Kohleverstromung macht noch immer einen großen
Teil der deutschen CO2-Emissionen aus. Ende Gelände ist ein Protestbündnis,
das seit 2015 Aktionen zivilen Ungehorsams in den Kohlerevieren im
Rheinland, in der Lausitz und dem Leipziger Revier organisiert.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 12:43 Uhr

Erfolgreiche Massenaktion von Ende Gelände +++ 4.000
Klima-Aktivist*innen in Tagebauen und auf Kohleschienen +++ Demonstration
von Fridays For Future im Lausitzer Revier



Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Rund 4.000 Aktivist*innen von Ende
Gelände blockieren seit heute Morgen erfolgreich Kohleinfrastruktur im
Leipziger und Lausitzer Revier. Die Aktionsgruppen gelangten in den Tagebau
Jänschwalde, in den Tagebau Welzow-Süd und an die Kohlebahn zum Kraftwerk
Jänschwalde. Eine inklusive Aktionsgruppe, an der unter anderem Menschen
mit körperlichen Einschränkungen teilnehmen, besetzt einen
Schienenabschnitt sowie die anliegende Straße - gemeinsam mit den
Anti-Kohle-Kidz. Diese leisten aus Enttäuschung über die desaströse
Klimapolitik der Bundesregierung zum ersten Mal zivilen Ungehorsam.

"Wir sind zur richtigen Zeit am richtigen Ort. Nächste Woche will die
Bundesregierung ein Kohleausstiegsgesetz verabschieden, mit dem sie die 1,5
Grad Grenze aufgibt - wir nicht! Wir schauen nicht hilflos zu, wie Politik
und Konzerne unsere Zukunft zerstören. Unser heutiger Protest an den Orten
der Zerstörung ist ein klares Zeichen für Klimagerechtigkeit und einen
ökologischen und gerechten Systemwandel", bekräftigt Nike Mahlhaus,
Pressesprecherin von Ende Gelände.

Carla Reemtsma von Fridays for Future ergänzt: "Nachdem wir gestern an über
500 Orten in Deutschland für Klimagerechtigkeit gestreikt haben,
demonstrieren wir heute zusammen mit Ende Gelände in der Lausitz für einen
schnellen Kohleausstieg. Die Klimagerechtigkeitsbewegung ist vielfältig,
entschlossen und ungehorsam. Wir sagen: Raus aus der Kohle, rein in die
Zukunft!"

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 09:46 Uhr

500 Klimaaktivist*innen im Tagebau Jänschwalde +++ 450 Aktivist*innen
auf Schienen der Kohlebahn +++ Über tausend weitere Aktivist*innen in
Tagebauen Welzow-Süd und Vereinigtes Schleenhain


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - Zurzeit blockieren mehrere
Aktionsgruppen von Ende Gelände verschiedene Punkte der Kohleinfrastruktur
im Lausitzer und Leipziger Revier. Gegen acht Uhr gelangten zeitgleich rund
500 Klimaaktivist*innen in den Tagebau Jänschwalde Ost und 450 auf eine
Kohlebahn, die mit dem Kraftwerk Jänschwalde verbunden ist. Das Kraftwerk
Jänschwalde ist als eines der klimaschädlichsten Kraftwerke Europas
bekannt. Der Tagebau Jänschwalde befindet sich seit 1. September 2019 wegen
schwerer umweltrechtlicher Versäumnisse im Sicherheitsbetrieb.
Gegen neun Uhr gelangten über tausend weitere Aktivist*innen in die
Tagebaue Welzow-Süd (Lausitz) und Vereinigtes Schleenhain (Leipziger
Revier).

"Weil die LEAG noch immer keine Umweltverträglichkeitsprüfung vorgelegt
hat, befindet sich der Tagebau Jänschwalde zurzeit im Sicherheitsbetrieb.
Doch Kohleverstromung ist niemals umweltverträglich! Mit unserer heutigen
Aktion zeigen wir, dass der Tagebau dauerhaft stillgelegt werden muss",
bekräftigt Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Wir fordern einen schnellen und sozial gerechten Strukturwandel in der
Lausitz. Der dringend notwendige Kohleausstieg darf nicht auf dem Rücken
der Beschäftigten umgesetzt werden. Wir befürchten, dass die beschlossenen
Milliarden für den Strukturwandel nicht für eine erneuerbare Zukunft
genutzt werden, sondern um den Kohlekonzernen den Kohleausstieg zu
vergolden. Das Geld muss wirklich der Region und den dort lebenden Menschen
zugute kommen", so Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Das
Aktionsbündnis fordert den sofortigen Kohleausstieg und weltweite
Klimagerechtigkeit. Über 6000 Aktivist*innen besetzten im vergangenen
Sommer zentrale Knotenpunkte des Rheinischen Braunkohlereviers - unter
anderem stand die Schienenzufuhr zum Kraftwerk Neurath, Deutschlands
größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48 Stunden still. An den Aktionen von
Ende Gelände beteiligen sich Menschen aus ganz Europa.

 * 

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

Pressemitteilung vom 30. November 2019 - 07:06 Uhr

Ende Gelände Aktionstag in Lausitzer und Leipziger Revier beginnt +++
Tausende Aktivist*innen brechen zu Blockaden von Braunkohleinfrastruktur
auf


Cottbus | Chóśebuz, 30.11.2019 - In den frühen Morgenstunden
sind rund 4.000 Aktivist*innen des Bündnisses Ende Gelände zu den Tagebauen
im Lausitzer und Leipziger Revier aufgebrochen. Verschiedene Aktionsgruppen
sind aus Dresden, Leipzig und Berlin gestartet, um massenhaft und
ungehorsam Tagebaue und Kohleinfrastruktur zu blockieren. Das
Aktionsbündnis Ende Gelände fordert damit den sofortigen Kohleausstieg und
einen grundlegenden Systemwandel. Parallel sind vielfältige Demonstrationen
von Fridays For Future und Umweltverbänden geplant.

"Tausende Menschen haben sich früh am Morgen auf den Weg gemacht, um im
Novemberwetter Tagebaue, Bagger und Schienen zu besetzen. Entschlossen
fordern wir den sofortigen Kohleausstieg. Wir befinden uns an einem
kritischen Punkt - das Zeitfenster, um die Klimakrise zu stoppen, schließt
sich rapide. Doch wir haben noch Hoffnung: Heute nehmen wir den
Kohleausstieg selbst in die Hand und stellen uns mit unseren Körpern der
Zerstörung in den Weg", so Johnny Parks, Pressesprecher von Ende Gelände.

"Nachdem gestern 630.000 Menschen beim Klimastreiktag mit Fridays For
Future für effektiven Klimaschutz demonstriert haben, gehen wir heute einen
Schritt weiter und leisten Zivilen Ungehorsam. Während wir handeln,
diskutiert die Bundesregierung ein vollkommen unzureichendes
Kohleausstiegsgesetz. Leider hat dieses politische Versagen System. Unser
Wirtschaftswachstum beruht auf der ungebremsten Ausbeutung von Menschen und
Natur. Konzerne wie RWE oder EPH erwirtschaften seit Jahrzehnten
Milliardengewinne, indem sie Raubbau an unserer Zukunft betreiben", erklärt
Sina Reisch, Pressesprecherin von Ende Gelände.

Ende Gelände hat in den letzten Jahren mehrfach mit tausenden Menschen
Kohleinfrastruktur im Rheinland und in der Lausitz blockiert. Über 6000
Aktivist*innen besetzten im vergangenen Sommer zentrale Knotenpunkte des
Rheinischen Braunkohlereviers - unter anderem stand die Schienenzufuhr zum
Kraftwerk Neurath, Deutschlands größtem Kohle-Kraftwerk, für fast 48
Stunden still. An den Aktionen von Ende Gelände beteiligen sich Menschen
aus ganz Europa.

 * 

Quelle:

Kampagne "Ende Gelände - Kohlebagger stoppen, Klima schützen!"

E-Mail: presse@ende-gelaende.org

Internet: https://www.ende-gelaende.org/de/
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KOHLEALARM/666: Klimakampf und Kohlefront - nichts Neues im Osten ... (Umweltgruppe Cottbus)

Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 29. November 2019

Mehr als dreihundert Teilnehmer beim Klimastreik in Cottbus

LEAG-Eigentümer behindern die Umsetzung des Kohlekompromisses



Cottbus - Mehr als dreihundert Lausitzer nahmen am Freitag an der Cottbuser
Demonstration zum weltweiten Klimastreik teil.

Georg Thimme, Superintendent des evangelischen Kirchenkreises Cottbus sagte
zu den Teilnehmern: 

"Es ist gut und wichtig, dass heute so viele Menschen weltweit für Umwelt-
und Klimaschutz demonstrieren. Es macht Mut, dass diese Bewegung,
ursprünglich von jungen Menschen in Gang gesetzt, bis heute so viel Kraft
entwickelt hat." und mit Bezug auf die Lausitz: "Den gesellschaftlichen
Frieden zu erhalten und zugleich im größtmöglichen Frieden mit den
Ressourcen der Schöpfung zu leben, dieser herausfordernden Aufgabe sollten
wir uns stellen, und den Strukturwandel konstruktiv, kritisch und
gewaltfrei mitgestalten."

René Schuster von der Cottbuser Umweltgruppe benannte in seiner Rede die
zwei privaten Eigentümer der LEAG als die wichtigsten Bremser bei der
Umsetzung des Kohlekompromisses:

"Die Lausitz braucht schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan. Solange die
Oligarchen auf unser aller Rücken um Entschädigungen pokern, kann auch das
Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten. Das
gehört ehrlicherweise auch zur viel geforderten "1 zu 1 Umsetzung" - Die
Kohlekommission hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz
verbunden bleiben müssen und das ist auch richtig so!"

An insgesamt mehr als 500 Orten in Deutschland fanden heute Demonstrationen
und Aktionen für den Klimaschutz statt. Das Bündnis "Cottbus for Future"
umfasst dabei neben der Fridays for Future-Gruppe auch die Cottbuser
Gruppen von ADFC, BUND, Greenpeace, Grüne Jugend, GRÜNE LIGA,
Internationale Jugend, Linksjugend, SDAJ, Verkehrsclub Deutschland sowie
das Piccolo-Theater.

 * 

Cottbus for Future 29.11.2019 - Rede von René Schuster

Der "mühsam ausgehandelte Kohlekompromiss" ist in aller Munde und überall
wird die "1 zu 1 - Umsetzung" gefordert. Ich nehm das mal als Kompliment,
ich hab ja auch viel Mühe in die Kommissionsarbeit gesteckt. Aber ich lasse
mir das viele Lob lieber nicht zu Kopfe steigen. Denn mit der "1 zu 1 -
Umsetzung" gibt es drei große Probleme:

Erstens hat der Bericht der Kohlekommission die für die Lausitz zentrale
Frage offengelassen, wie lange die einzelnen Lausitzer Kraftwerke noch
laufen werden. Er hat also gerade keine Planungssicherheit geschaffen und
muss erst konkretisiert werden. Da ist es schon merkwürdig, wenn so viele
Lausitzer die "1 zu 1 - Umsetzung" fordern, weil sich hier gar nicht jeder
dasselbe darunter vorstellt.

Das zweite Problem ist der aktuelle Entwurf des Kohleausstiegsgesetzes. Er
setzt eben nicht das um, was die Kommission empfohlen hat, sondern noch
weniger Klimaschutz. Das Wirtschaftsministerium hat den Kohlekompromiss mit
diesem Gesetzentwurf praktisch aufgekündigt. Es ist gut, dass heute an 500
Orten in Deutschland die Menschen auf der Straße sind, denn damit darf Herr
Altmaier nicht durchkommen!

Und das dritte Problem: Das Kohleausstiegsgesetz wartet auf die sogenannte
"Einvernehmliche Lösung". Erst vorgestern hat die Bundesregierung mit den
Betreibern der Braunkohlenkraftwerke zusammengesessen und sich mal wieder
nicht einigen können. Weil die Betreiber den Hals nicht voll kriegen und
mehr Entschädigungen verlangen als der ganze Laden noch wert ist.

Und dort verhandeln nicht etwa Lausitzer Bergleute. Aber Druck aus der
Lausitz auf die Oligarchen Kellner und Křretinský fehlt bisher
völlig. Denn egal ob Schaukämpfe oder Schaudialoge inszeniert werden, es
wird immer davon abgelenkt, dass genau zwei reiche Männer mehr Einfluss auf
die Kraftwerke und Tagebaue in der Region haben als die Landesregierungen
in Potsdam und Dresden zusammen.

Ich bin Sorbe und in der DDR aufgewachsen. Da tut es mir wirklich in der
Seele weh, über Tschechen zu schimpfen. Aber bei den beiden geht es nicht
anders.

Ihr Einfluss ist aber auch nicht vom Himmel gefallen: Die Politik in
Brandenburg und Sachsen hat den privaten Käufern den roten Teppich
ausgerollt, ohne auf die Folgen für die Steuerzahler zu achten. Schwedische
Politiker müssen inzwischen den Verkauf von Vattenfall an EPH vor den
Ausschüssen des Parlamentes rechtfertigen. Wir fordern, dass dieser Verkauf
auch hierzulande genau aufgearbeitet werden muss!

Solange die Oligarchen auf unser aller Rücken pokern, kann übrigens auch
das Strukturstärkungsgesetz für die Kohleregionen nicht in Kraft treten.
Das gehört ehrlicherweise auch zur "1 zu 1 Umsetzung" - Die Kohlekommission
hat immer betont, dass Strukturhilfen und Klimaschutz verbunden bleiben
müssen und das ist auch richtig so!

Die Lausitz braucht also schnell einen klaren Ausstiegsfahrplan.

Und der darf sich auch nicht dadurch verzögern, dass die CDU auf
Bundesebene schon überlegt, ob sie sich den Kohleausstieg nicht doch als
Verhandlungsmasse bis nach der nächsten Bundestagswahl aufhebt, falls sie
dann mit den Grünen koalieren muss.

Das ist Irrsinn! Und dass sowas in der deutschen Politik eine Rolle spielen
kann, auch dagegen sind wir heute auf der Straße! Die Lausitz darf keine
Verhandlungsmasse sein und das Klima darf keine Verhandlungsmasse sein!

Ich habe vor kurzen unseren kleinen Acker gepflügt. Da fängt in etwa 20
Zentimetern Tiefe eine staubtrockene Schicht an. Es ist jetzt schon Ende
November. Ein Regen, der das Defizit der vergangenen zwei Jahre wieder
ausgleicht, ist bis jetzt nicht gekommen.

Mein Acker hat seine Komfortzone schon lange verlassen. Und nach zwei
Jahren Dürre ist nur noch jeder zehnte Baum gesund. Wenn das jetzt
regelmäßig passiert, werden die Bäume und Sträucher die wir alle kennen und
die seit der Eiszeit hier heimisch sind, in der Lausitz vielleicht
aussterben.

Ich bin nicht bereit, das Risiko der völligen Verwüstung unserer Region
auch nur um ein Zehntel Prozent zu erhöhen, weil zwei Geschäftemacher noch
mehr Entschädigung rausschlagen wollen.

Die natürlichen Lebensgrundlagen des Menschen heißen Boden, Wasser und
Luft. NICHT Braunkohle!

Deshalb muss für unsere Lausitz unsere Kohle im Boden bleiben!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 29.11.2019

GRÜNE LIGA Bundeskontaktstelle Braunkohle

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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SPRACHE/1009: Ukrainisch-russische und russisch-ukrainische Sprachvarietäten (idw)

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt - 04.12.2019

Ukrainisch-russische und russisch-ukrainische Sprachvarietäten



Die heutige Ukraine ist ein mehrsprachiges Land mit einer dominierenden
ukrainisch-russischen Zweisprachigkeit und gemischten Sprachvarietäten.
Die bewegte politische und soziale Geschichte des Landes spiegelt sich in
der Sprachverwendung seiner Bevölkerung wider. Der Slawist Tilmann Reuther
begibt sich nun in einem D-A-CH-Projekt auf linguistische Spurensuche.

"Ukrainisch und Russisch sind zwei strukturell eng verwandte Sprachen. Aus
diesen beiden hat sich ein gemischter Kode entwickelt, der 'Suržyk'
genannt wird und der - wie man annehmen kann - in zwei Varianten vorliegt,
die die Geschichte des Landes abbilden", so Tilmann Reuther, der das
dreijährige österreichisch-deutsche FWF-DFG Projekt gemeinsam mit Gerd
Hentschel (Universität Oldenburg) leitet.

Der ältere Suržyk stammt aus der Zeit der politischen und sozialen
Dominanz des Russischen in der Ukraine. Seit der Zarenzeit - mit
industriellem Wachstum im 19. Jahrhundert und russisch dominierter
Kulturpolitik - und weiter auch in der Sowjetzeit mit Migrationen in die
Städte passten sich ukrainischsprachige Menschen an die überwiegend
russischsprachige Umgebung an. Erwachsene begannen untereinander und in
Folge über mehrere Generationen auch mit ihren Kindern in informellen
Kommunikationssituationen in einem gemischten Kode, dem "Alt-Suržyk"
zu sprechen.

Die zweite Variante des gemischten Kodes, der "Neu-Suržyk", ist
jüngeren Ursprungs. Er entwickelte sich bei Sprecherinnen und Sprechern, die
sich hauptsächlich des Russischen bedienten, sich aber aufgrund der
ukrainischen Sprachpolitik ab 1990 zumindest partiell dem Ukrainischen
zuwenden mussten. "Der Neu-Suržyk hat somit entweder eine russische Basis
oder zumindest einen viel größeren russischen Anteil, und ist - aufgrund
der Siedlungsgeschichte - sehr wahrscheinlich neben dem Alt-Suržyk im
Süden der Ukraine zu erwarten", erläutert Tilmann Reuther.

Die österreichisch-deutsche Forschergruppe geht mit einer Reihe
ukrainischer Projektpartnerinnen und -partner nun der Frage nach, ob eine
linguistische Differenzierung zwischen zwei gemischten Kodes auf Basis eng
verwandter Gebersprachen möglich ist. Von Bedeutung sind dabei der
sprachbiographische Hintergrund der Sprecherinnen und Sprecher und
soziodemographische Besonderheiten der Region.

Der methodische Zugang des Projekts besteht in einem korpuslinguistischen
Ansatz, kombiniert mit analytischen Methoden der quantitativen
Variationslinguistik, die mit soziodemographischen Daten korreliert
werden. Die individuellen "Sprachbiographien" werden durch
leitfadengestützte Tiefeninterviews erhoben und
qualitativ-diskurslinguistisch ausgewertet.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution78

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Alpen-Adria-Universität Klagenfurt, 04.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SPRACHE/1008: Wie entsteht Sprache? Neue Studie aus Leipzig gewährt Einblicke in die ersten Schritte (idw)

Universität Leipzig - 03.12.2019

Wie entsteht Sprache? Neue Studie aus Leipzig gewährt Einblicke in die
ersten Schritte



Wie haben sich die knapp 6.000 Sprachen der Welt entwickelt? Um dieser
Frage auf den Grund zu gehen, haben Forscher des Leipziger
Forschungszentrums für Frühkindliche Entwicklung (LFE) der Universität
Leipzig und des Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie
versucht, den Prozess der Entwicklung eines neuen Kommunikationssystems in
einem Experiment nachzustellen - mit überraschenden Ergebnissen: Dr.
Manuel Bohn, Dr. Gregor Kachel und Prof. Dr. Michael Tomasello konnten
nachweisen, dass schon Vorschulkinder spontan Kommunikationssysteme
entwickeln können, die Kerneigenschaften von natürlichen Sprachen
aufweisen.

Wie sich die heutigen Sprachen im Laufe der Jahrtausende zu dem entwickelt
haben, was sie sind, liegt weitestgehend im Dunkeln. Wenn man die lange
Entwicklungszeit im Hinterkopf behält, erscheint es noch viel
erstaunlicher, was gehörlöse Menschen innerhalb von kürzester Zeit
schaffen. Beobachtungen haben gezeigt: Wenn gehörlose Menschen in einer
Gruppe zusammenkommen, entwickeln sie innerhalb von kürzester Zeit eine
eigene Gebärdensprache. Das wohl bekannteste Beispiel ist die
nicaraguanische Gebärdensprache, die in den 1980er Jahren entstand.

Dabei scheinen besonders Kinder die Entstehung einer Sprache
voranzutreiben. Wie das genau vonstattengeht, sei allerdings nicht
dokumentiert, sagt Dr. Manuel Bohn: "Wir wissen relativ wenig darüber, wie
aus sozialer Interaktion Sprache wird. Hier setzt unsere neue Studie an."

In ihrer Studie haben die Forscher des Leipziger Forschungszentrums für
Frühkindliche Entwicklung der Universität Leipzig und des
Max-Planck-Instituts für evolutionäre Anthropologie versucht, genau diesen
Prozess nachzubilden. Hierzu stellten die Wissenschaftler eine
Skype-Verbindung zwischen Kindern her, die sich in unterschiedlichen Räumen
befanden. Dabei stellten sie den Ton ab - und konnten dann beobachten, wie
die Kinder, ihrer Sprache beraubt, neue Wege fanden, miteinander zu
kommunizieren.

Die Kinder bekamen die Aufgabe, den Inhalt eines Bildes zu kommunizieren.
Bei konkreten Dingen wie einem Hammer oder einer Gabel, fanden die Kinder
schnell eine Lösung, indem sie die dazugehörige Handlung (zum Beispiel
essen) in einer Geste nachahmten. Im Laufe der Studie stellten die
Forschenden die Kinder jedoch immer wieder vor neue Herausforderungen. Zum
Beispiel führten sie ein weißes Blatt Papier als Bild ein. Das
dargestellte "Nichts" lässt sich schwer nachahmen.

Dr. Gregor Kachel beschreibt, wie zwei Kinder diese Aufgabe dennoch
meisterten: "Die Senderin versuchte zunächst allerhand verschiedene
Gesten. Ihre Partnerin gab ihr jedoch zu verstehen, dass sie nicht wusste,
was gemeint war. Plötzlich zog unsere Senderin ihr farbiges T-Shirt zur
Seite und zeigte auf einen weißen Punkt auf dem T-Shirt. Da hatten die
beiden einen echten Durchbruch: "Natürlich! Weiß! Wie das weiße Papier!"
Als die Rollen getauscht wurden, hatte die Empfängerin zwar keinen weißen
Fleck auf ihrem T-Shirt, allerdings wählte sie die gleiche
Herangehensweise: Sie zog ihr T-Shirt zur Seite und zeigte darauf. Sofort
wusste ihre Partnerin, was gemeint war. Die beiden hatten innerhalb von
kürzester Zeit ein Zeichen für die Darstellung eines abstrakten
Sachverhalts etabliert.

Im Laufe der Studie wurden die darzustellenden Sachverhalte immer
komplexer, was sich auch in den Gesten der Kinder wiederspiegelte. Um zum
Beispiel eine Interaktion zwischen zwei Tieren darzustellen, fingen die
Kinder an, separate Gesten für Akteure und Handlungen zu erfinden und
diese zu kombinieren - so wurde eine Art kleine interne Grammatik
geschaffen.

Auf Basis der vorliegenden Studie erscheinen folgende Schritte für die
Entwicklung von Sprache plausibel: Zunächst werden Personen, Handlungen
oder Gegenstände durch Zeichen dargestellt, die den Dingen ähneln.
Voraussetzung hierfür ist ein gemeinsamer Erfahrungsschatz der
Interaktionspartner. Dabei ahmen die Gesprächspartner auch einander nach,
sodass sie die gleichen Zeichen für die gleichen Dinge verwenden. So
gewinnen die Zeichen eine Bedeutung. Im Laufe der Zeit wird die
Beziehungen zwischen den Zeichen und den Dingen immer abstrakter und die
Bedeutung der einzelnen Zeichen spezieller. Grammatikalische Strukturen
werden nach und nach eingeführt, wenn das Bedürfnis besteht komplexere
Sachverhalte zwischen Dingen zu kommunizieren. Bemerkenswert ist, dass man
diese Prozesse schon innerhalb einer halben Stunde beobachten kann.

Die Studie zeigt nicht nur, dass Sprache nicht allein auf Worte zu
reduzieren ist. Sie zeigt ebenfalls, wie die ersten Schritte bei der
Entstehung einer neuen Sprache aussehen könnten. "Daran schließen sich
neue spannende Fragen an", sagt Dr. Manuel Bohn. "Es wäre sehr
aufschlussreich zu sehen, wie sich die neu erfundenen
Kommunikationssysteme im Laufe der Zeit und durch Weitergabe an neue
'Generationen' verändern. Es gibt Hinweise, dass Sprache über die Zeit
systematischer wird, es wäre sehr interessant, das zu überprüfen."


Originalpublikation:

Manuel Bohn, Gregor Kachel und Michael Tomasello:

"Young children spontaneously recreate core properties of language in a new
modality",

in: Proceedings of the National Academy of Sciences, 2. Dezember 2019

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1904871116

doi: 10.1073/pnas.1904871116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 03.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1487: Hamburg - Kulturcafé Komm du, Programm vom 9. - 14. Dezember 2019



Kulturcafé Komm du - Das Programm der 50. Kalenderwoche 2019

Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Konzerte, Lesungen, Vorträge, Comedy, Kabarett, Puppentheater für Kinder und Ausstellungen




[image: Logo des Kulturcafé Komm du]






Sofern nicht anders angegeben, gilt:

 - Eintritt frei / Hutspende

 - Beginn der Veranstaltungen um 20:00 Uhr


Kulturcafé Komm du

 Buxtehuder Straße 13

 21073 Hamburg-Harburg

 http://www.komm-du.de


Öffnungszeiten: Montag bis Freitag 7.30 bis 17.00 Uhr, Samstag 9.00 bis 17.00 Uhr

 an Veranstaltungstagen durchgängig geöffnet und abends open end


Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder per E-Mail: kommdu@gmx.de







SCHATTENBLICK - MELDUNG/332: 6 von 10 Deutschen fordern eine bessere Regulierung von Tech-Konzernen im Datenschutzbereich
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MELDUNG/332: 6 von 10 Deutschen fordern eine bessere Regulierung von Tech-Konzernen im Datenschutzbereich

Amnesty International - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Amnesty-Umfrage: 6 von 10 Deutschen fordern eine bessere Regulierung von
Tech-Konzernen im Datenschutzbereich




	Deutschland bewegt sich vorsichtig durchs Internet

	Der Zugang zu Onlinediensten darf nicht an die Bedingung geknüpft sein, die Kontrolle über die eigenen Daten zu verlieren

	Die Werte aus Deutschland sind Teil einer internationalen Befragung: Teilgenommen haben knapp 10.000 Menschen aus neun verschiedenen Ländern, darunter auch Brasilien, Indien, Südafrika und die USA

	Die Zahlen aus Deutschland weichen in einigen Punkten von internationalen Trends ab

	Die kompletten Daten zur globalen Umfrage mit einzelnen Länderergebnissen und den aktuellen Amnesty-Bericht zum Geschäftsmodell von u.a. Google und Facebook als Gefahr für die Menschenrechte finden Sie unter [1].



BERLIN - Aus einer neuen Amnesty-Umfrage geht hervor, dass 63 Prozent der
Befragten in Deutschland sich einen besseren Schutz ihrer Rechte durch
staatliche Regulierung der Tech-Giganten wünschen. Nur 16 Prozent sehen
keinen Regulierungsbedarf. 53 Prozent haben Bedenken, was die Erhebung und
Verwendung ihrer persönlichen Daten durch große Technologieunternehmen
angeht. Deutschland liegt damit unter den internationalen
Durchschnittswerten (73 Prozent bzw. 71 Prozent). Jedoch zeigen die Zahlen,
dass Deutschland sich vorsichtig durchs Internet bewegt: Ein knappes
Drittel vermeidet einzelne Plattformen und jeder Fünfte versucht,
persönliche Informationen wie Alter oder sexuelle Orientierung im Netz
geheim zu halten. Die Befragung wurde über das britische
Meinungsforschungsinstitut YouGov durchgeführt.

"Die Ergebnisse der Amnesty-Umfrage unterstreichen, dass die Menschen im
Internet aktiv sein wollen, ohne gezwungen zu sein, von Konzernen wie
Google oder Facebook ausgespäht zu werden", sagt Markus N. Beeko,
Generalsekretär von Amnesty International in Deutschland. "Und es wird auch
deutlich, dass sich der Großteil der Bevölkerung ein konsequentes
Eingreifen der Bundesregierung gegen die dauerhaften Verletzungen ihrer
Privatsphäre wünscht."

Die Umfrageteilnehmer, die sich Sorgen um die Erhebung ihrer persönlichen
Daten machen, stören sich am stärksten an der Verletzung ihres Rechts auf
Privatsphäre (72 Prozent). Eine Mehrheit (58 Prozent) fürchtet zudem, die
Kontrolle über ihre persönlichen Daten zu verlieren (internationaler
Vergleich: 62 Prozent und 59 Prozent).

Die Umfrageergebnisse spiegeln die Analyse von Amnesty International wider,
dass das Geschäftsmodell von Facebook und Google systemische Verletzungen
von Menschenrechten in Kauf nimmt. Im November veröffentlichte Amnesty
einen detaillierten Bericht, der aufzeigt, dass das auf umfassender
Erfassung und Überwachung basierende Geschäftsmodell der beiden
Tech-Giganten mit dem Recht auf Privatsphäre und informationelle
Selbstbestimmung unvereinbar ist. Zu diesem Recht gehört die Wahrung des
Privatlebens, die Kontrolle über persönliche Informationen und das Recht
auf einen Raum, in dem man sich frei entfalten kann. Der Bericht
unterstreicht zudem, dass dieses Geschäftsmodell noch eine ganze Reihe
weiterer Rechte fundamental bedroht, so zum Beispiel die Rechte auf
Meinungs-, Gedanken- und Versammlungsfreiheit sowie das Recht auf
Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung.

Amnesty International fordert Regierungen auf, das auf Überwachung
basierende Geschäftsmodell umzukrempeln und Bürger vor
Menschenrechtsverstößen durch Konzerne zu schützen.

Insgesamt wurden rund 10.000 Personen aus neun verschiedenen Ländern
(Brasilien, Dänemark, Ägypten, Frankreich, Deutschland, Indien, Norwegen,
Südafrika und USA) zu ihrer Einstellung hinsichtlich Online-Datenschutz und
der Rolle der Tech-Giganten befragt. In Deutschland nahmen 1.001 Erwachsene
an der Befragung teil.


Hinweis:

Soweit nicht anders angegeben, stammen alle Zahlen von YouGov Plc. Befragt
wurden insgesamt 9.312 Erwachsene. Die Umfrage in den beteiligten Ländern
lief vom 17. Oktober bis zum 1. November 2019 und wurde online
durchgeführt. Alle Werte wurden gewichtet und sind repräsentativ gemessen
an der Bevölkerungszahl. In Deutschland wurden 1.001 Erwachsene zwischen
dem 17. und 24. Oktober 2019 befragt.


Anmerkung:

[1] Bericht: "Surveillance Giants: How the buisness model of Google and
Facebook threatens human rights":

https://www.amnesty.de/sites/default/files/2019-12/Amnesty_Digitales_Report_SurveillanceGiants_Google_Facebook.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Pressestelle

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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APPELL/164: Bundeskanzlerin soll russischen Vorschlag für ein Raketen-Moratorium unterstützen (IPPNW)

IPPNW-Pressemitteilung vom 5. Dezember 2015

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Bundeskanzlerin soll russischen Vorschlag für ein Raketen-Moratorium
unterstützen

Gipfeltreffen zum Ukraine-Konflikt



Die ärztliche Friedensorganisation IPPNW begrüßt den Vorschlag des
französischen Präsidenten Emmanuel Macron, das russische Angebot über ein
Moratorium für nukleare Mittelstreckenraketen zu prüfen. Die
Ärzteorganisation fordert Bundeskanzlerin Angela Merkel im Vorfeld des
Gipfeltreffens zum Ukrainekonflikt auf, seinen Vorschlag für entsprechende
Gespräche im bi- und multinationalen Rahmen zu unterstützen. Die
NATO-Mitglieder - darunter auch Deutschland - hatten das russische Angebot
bislang abgelehnt und als "unglaubwürdig" bezeichnet. Die IPPNW
unterstützt zudem Macrons Forderung für einen verstärkten Dialog mit
Russland und eine Neujustierung der Beziehungen der EU zu dem Land.

"Bisher hat Deutschland nach dem Ende des INF-Vertrages wenig unternommen,
um ein neues Wettrüsten in Europa zu verhindern", erklärt der
IPPNW-Vorsitzende Dr. Alex Rosen. "Nach Ende des Kalten Kriegs wurde die
historische Chance auf eine neue europäische Sicherheitsarchitektur
leichtfertig vertan. Statt ein 'gemeinsames Haus Europa' zu errichten,
wurden EU und NATO ohne Rücksicht auf russische Befindlichkeiten und ohne
strategische Einziehung Russlands nach Osten erweitert - bis zu den
Kriegen in Georgien und der Ukraine. Was wir heute dringend brauchen, ist
eine neue, ernsthafte Entspannungspolitik der NATO gegenüber Russland", so
Rosen.

Im Frühjahr 2020 plant die NATO eines der größten Manöver in Europa seit
Ende des Kalten Krieges mit insgesamt 37.000 Soldat*innen aus 16
NATO-Staaten sowie aus Finnland und Georgien. Dieses Manöver stellt erneut
eine Provokation gegenüber Russland dar und birgt die Gefahr einer direkten
Konfrontation. Russland und die USA verfügen gemeinsam noch über etwa
14.000 Atomsprengköpfe. Rund 1.800 von diesen sind per Knopfdruck innerhalb
weniger Minuten abschussbereit. Jeder einzelne dieser Sprengköpfe hat eine
Sprengkraft, die die der Hiroshima- oder Nagasakibomben um ein 10- bis
30-faches übersteigt. Ein atomarer Konflikt zwischen Russland und den USA,
der nur einen Bruchteil ihres jeweiligen atomaren Arsenals umfasst - z.B.
250 Atomwaffen auf beiden Seiten - würde innerhalb von 30 Minuten etwa 100
Millionen Menschen umbringen.

Im nächsten Mai jährt sich das Ende des Zweiten Weltkriegs und die
Befreiung Europas vom Faschismus zum 75. Mal. "Mit Blick auf diesen 75.
Jahrestag appellieren wir an die Bundesregierung, zu den Grundpfeilern
einer gemeinsamen europäischen Sicherheitspolitik zurückzukehren. Frieden
in Europa kann es nur mit Russland gemeinsam geben", erklärt Dr. Rosen
abschließend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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AUSSTELLUNG/128: Leverkusen - "Vielfalt der Region", Wanderausstellung, 10.12.19-06.01.20

Stadt Leverkusen

Wanderausstellung "Vielfalt der Region" in Leverkusen zu sehen



Unter dem Titel "Vielfalt der Region" ist vom 10. Dezember bis zum 6.
Januar eine Wanderausstellung, die von der Bezirksregierung Köln in
Auftrag gegeben wurde, im Forum Leverkusen im Kleinen Foyer zu sehen.
Die Ausstellung lädt dazu ein, bekannte Orte aus neuer Perspektive zu
betrachten und Unbekanntes in der Heimatregion zu entdecken. Damit
soll zugleich die Vielfalt als auch die Schönheit der Region zum
Ausdruck gebracht werden.

Anlässlich der Regionalplanüberarbeitung hat ein Fotograf im Auftrag
der Bezirksregierung fünf Tage lang den Kölner Regierungsbezirk
bereist, um die vielen Facetten der Region aus neuen Blickwinkeln
einzufangen und zugleich markante Beispiele aus regionalplanerischer
Sicht abzubilden.

Nachdem einige Highlights aus dieser Sammlung bereits im August und
September in der Bezirksregierung Köln ausgestellt wurden, ist sind
die Fotografien nun auch in Leverkusen zu sehen. Die Ausstellung
bildet nicht nur die Vielfalt der Region ab, sondern weist gezielt auf
Berührungspunkte mit dem Regionalplan Köln hin und soll den
Betrachtern eine vertiefte, vielleicht ungewohnte Sicht auf den Raum
ermöglichen.

Im Rahmen der Wanderausstellung soll möglichst vielen Interessierten
im Regierungsbezirk Köln der Blick auf die Ausstellung ermöglicht
werden.

Laufzeit der Ausstellung:

Dienstag, 10. Dezember 2019, bis Montag, 6. Januar 2020, während der
Öffnungszeiten des Forums (während der Weihnachtsferien eingeschränkte
Öffnungszeiten). Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Stadt Leverkusen - Pressestelle

Friedrich-Ebert-Platz 1

51373 Leverkusen

Telefon: (0214) 406-8860

Telefax: (0214) 406-8862

Mail: presse@stadt.leverkusen.de
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INTERVIEW/139: 24. Linke Literaturmesse - Freiheit, Demokratie und sozialistisches Ansinnen ...    Astrid Schmeda im Gespräch (SB)

Interview am 2. November 2019 in Nürnberg




[image: Foto: © 2019 by Schattenblick]

Astrid Schmeda

Foto: © 2019 by Schattenblick



Begriffe wie Résistance - Widerstand - haben häufig weit über das
linke Spektrum hinaus einen guten Klang. Im Falle Frankreichs gehört
"La Résistance" zum Gründungsmythos der Vierten Republik, die sich
1946 neu konstituierte und ihren Platz im Kreis der westlichen
Siegermächte einnahm. Ungeachtet des hohen Stellenwertes, den der
wesentlich von linken und kommunistischen Akteuren geleistete
Widerstand nach dem Krieg einnahm, blieb der in Westeuropa auflodernde
Antikommunismus auch in Frankreich nicht ohne Folgen.

Aus Sicht der alten Welt galt es auf Biegen und Brechen zu verhindern,
daß noch mehr Staaten als bereits geschehen sich ihrer Kontrolle
entziehen und einen Weg zu Sozialismus und Kommunismus einschlagen.
Die Kommunistische Partei Frankreichs, die in der Résistance eine
große Rolle gespielt hatte, übernahm dabei eine regulierende Funktion.
Sie propagierte - wie viele andere kommunistische Parteien
westeuropäischer Staaten - einen als Eurokommunismus titulierten
dritten Weg, ausgewiesen als eine Art Symbiose zwischen den bisherigen
bürgerlichen Demokratien und sozialistischen Ideen.

All dies ist sattsam bekannt. Wie aber Menschen, die in jener Zeit
gelebt, gelitten und gekämpft haben, auf der Basis ihrer eigenen
Lebenserfahrungen über die Résistance, die Kommunistische Partei und
die weitere Entwicklung Frankreichs gedacht haben mögen, ist eine
Frage, die sich mit den Instrumenten historischer Faktenerfassung kaum
berühren läßt. Umso wichtiger können Zeugnisse Betroffener sein,
gerade weil sie den sogenannten subjektiven Faktor nicht ausblenden
und deshalb für spätere Generationen vermittel- und nachvollziehbar
machen, was es bedeutet hat, im Widerstand gegen die deutschen
Besatzer und die allgegenwärtige Gestapo zu stehen.

Ein solches Dokument ist die Autobiographie der am 30. Oktober 1923
in Saint-Cast-le-Guildo in der Bretagne geborenen späteren
Neurophysiologin und Kommunistin Anne Beaumanoir, die in diesem Jahr
in deutscher Übersetzung in der Edition Contra-Bass [1] unter dem
Titel: "Wir wollten das Leben ändern - Band 1: Leben für
Gerechtigkeit. Erinnerungen 1923 bis 1956" erschienen ist [2]. Astrid
Schmeda, Lektorin des Verlags, die auch selbst Romane, Erzählungen und
Essays schreibt, stellte das Buch auf der 24. Linken Literaturmesse in
Nürnberg vor. Dabei bot sich dem Schattenblick die Gelegenheit, mit
ihr über "Anne Beaumanoir: Wir wollten das Leben ändern" sowie die
heute noch in Sachen Aufklärung über ihre Zeit in der Résistance
aktive Französin zu sprechen.


Schattenblick (SB): Astrid, würdest du kurz erläutern, warum du
gerade das Buch über Anne Beaumanoir für die Literaturmesse ausgewählt
hast?

Astrid Schmeda (AS): Ich würde zunächst gerne ein paar Worte dazu
sagen, wie wir darauf gekommen sind, dieses Buch zu machen. Es ist
eine Übersetzung aus dem Französischen von Gerd Stange. Dazu muß ich
gleich ein bißchen ausholen: Gerd Stange und ich machen den Verlag und
leben seit zwanzig Jahren hauptsächlich in Südfrankreich. Deshalb
haben wir eine starke Orientierung auf die französische Geschichte,
Politik und Literatur, womit wir uns sehr auseinandersetzen. Ein
Thema, das dabei von Anfang an, seit wir nach Frankreich gekommen
sind, immer eine große Rolle gespielt hat, ist die Résistance und die
Zeit der deutschen Besatzung.

Das hatten wir uns vorher gar nicht so überlegt, aber wir sind da sehr
schnell hineingekommen, weil uns als in Frankreich lebenden Deutschen
die deutsche Vergangenheit sozusagen entgegengebracht wurde. Das hat
uns sehr berührt und beschäftigt. Ich habe dann auch viel recherchiert
und selber Erzählungen dazu geschrieben und Bücher gemacht. Dann sind
wir durch einen befreundeten Journalisten auf einen Ort gestoßen, der
heißt Dieulefit und liegt in der Drôme. In seiner Nähe finden seit
vielen Jahren Bildungsurlaubsveranstaltungen des Bildungsträgers
"Arbeit und Leben" statt. [3]

Dieulefit ist ein besonderer Ort, weil dort während der deutschen
Besatzung insgesamt etwa tausend Juden versteckt wurden. Das ist
ungewöhnlich und anders als in allen anderen Orten. Eigentlich ist es
sonst kaum vorgekommen, daß es keine einzige Denunziation gab. Die in
Dieulefit versteckten Menschen sind alle durchgekommen. Das war eine
sehr geschlossene Gemeinschaft, was nicht heißt, daß alle Bewohner
dieses Ortes auch derselben Seite gestanden hätten. Es gab auch
Vichy-Leute, aber die haben aufgrund der Solidarität, die dort
herrschte, einfach den Mund gehalten und haben das, auch in den
Familien, mitgetragen. So sind wir auf diesen Ort gestoßen, und Anne
Beaumanoir lebte da ganz in der Nähe, im nächsten Nachbardorf.
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Anne Beaumanoir - Aufnahme vermutlich von 1940

Foto: Anonym Unknown Author, [Public domain] via Wikimedia Commons



SB: Kennst du sie persönlich?

AS: Ja. Anne Beaumanoir ist jetzt 96. Dieser Freund von uns, ein
Kölner Journalist, hat uns auf sie angesprochen, weil sie regelmäßig
in den Seminaren auftritt, um aus ihrer Zeit in der Résistance zu
erzählen. Er hat uns auf sie aufmerksam gemacht, weil er wußte, daß
ich bereits mehrere Bücher über spannende Frauen gemacht habe, und hat
dann gefragt, ob wir nicht auch über sie ein Buch machen wollten.
Schon vor 20 Jahren hatte sie ihre eigene Biographie geschrieben, die
wir dann zur Grundlage genommen haben. Wir fanden, daß da einiges
fehlte. Gerd hat dann mit ihr zusammen daran gearbeitet und das Buch
noch einmal neu gestaltet.

Anne Beaumanoir ist eine fantastische Frau mit einem sehr guten
Erinnerungsvermögen, was man auch an dem Buch merkt. Sie hat
Unglaubliches erlebt und erinnert sich an sehr viele Kleinigkeiten,
vor allen Dingen auch an die ganzen Namen usw. In den letzten Jahren
ist sie an Schulen sehr aktiv gewesen. Sie besucht Schulklassen, um
von ihrer Zeit in der Résistance zu berichten. Gerd ist einmal
mitgefahren und hat erlebt, wie sie vor 60 Schülern ihre Geschichte
erzählte. Sie tat das sehr engagiert, weil sie den Kindern und
Jugendlichen etwas für ihr Leben mitgeben will. Nach einer solchen
Konferenz war Gerd nur vom Zuhören ziemlich erledigt, sie aber hatte
am selben Tag noch zwei weitere Veranstaltungen. Sie bringt sehr viel
Energie für diese Dinge auf. Sie ist, wie ich finde, eine sehr
bewundernswerte Frau.

SB: Die Lebensgeschichte von Anne Beaumanoir füllt ein ganzes Buch.
Ließe sich das, was sie erlebt hat, dennoch auf einen kurzen Nenner
bringen? Was, würdest du sagen, ist das Wesentliche?

AS: Das sind, wie ich finde, eigentlich drei Punkte. Zum einen
haben mich ihre Herkunft, ihre Eltern und die Familie, aus der sie
stammt, sehr beeindruckt. Sie ist im Norden Frankreichs in einem
kleinen Ort geboren und hatte unglaublich liebevolle Eltern. Die
Großmutter spielte auch eine Rolle. Sie war Analphabetin. Die kleine
Anne findet in dem Moment, in dem sie selbst Lesen und Schreiben
lernt, die Großmutter sollte das auch lernen, und dann bringt sie es
ihr bei. Die Eltern waren sehr offen eingestellt. Der Vater war später
auch im Widerstand, ohne daß die Mutter und die Tochter das wußten.
Sie begegneten sich da aber. Anne kam eigentlich durch die
Jugendbewegung in eine politische Orientierung hinein.

SB: In welcher Zeit war das?

AS: Das müssen so die 1930er Jahre gewesen sein. Anne ist 1923 in der
Bretagne geboren, am Ende des Krieges in Frankreich war sie also 21.
Anfang des Jahrhunderts waren die Jugendherbergen entstanden, die, wie
wir jetzt in verschiedenen Büchern nachgelesen haben, eine große Rolle
in der jugendlichen Aufbruchbewegung spielten, auch, was das
Zusammensein der Geschlechter betraf. Die Mädchen trugen dort Shorts
und so weiter. Als dann 1939 der Krieg ausbrach, bedeutete das für die
Franzosen erst einmal noch eine Stillstandsphase, weil die Deutschen
zuerst Polen angegriffen haben. Doch dann, im Juni 1940, haben sie mit
einer ziemlichen Geschwindigkeit Frankreich eingenommen und den
nördlichen Teil besetzt. Und der südliche Teil wurde von Marschall
Pétain regiert, der ja auch Faschist war und mit Hitler
zusammengearbeitet hat.
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Anne Beaumanoir lebte ja in der Bretagne im nördlichen Teil. Als sie
noch Schülerin war, hat sich eine Art Résistance entwickelt, in die
sie so nach und nach hineingewachsen ist. Sie wurde von Leuten
gefragt: "Möchtest du uns nicht helfen, hier 'mal ein Paket dahin zu
tragen und so weiter?" Ich würde sagen - jetzt noch einmal zu deiner
ersten Frage -, das Erste ist, daß sie diese offene Familie hatte, ein
Zuhause, in dem sie sehr viel Liebe empfangen hat. Daher hatte sie
eine gewisse innere Stabilität, ein gesundes Selbstbewußtsein und
einen ganz starken Gerechtigkeitssinn. Ich würde sagen, daraus ist
dann ihre politische Arbeit erwachsen.

Das Zweite in ihrem Leben war dann die Untergrundarbeit. Sie hat sich
eigentlich ohne ein fundiertes parteipolitisches Bewußtsein darauf
eingelassen, in kommunistisch orientierten Gruppen mitzuarbeiten. Sie
ist sozusagen an der Basis eine Art Läuferin geworden, die hier eine
Nachricht bekommt: "Du gehst dahin und triffst dort den-und-den, und
der sagt dir ein Stichwort und du sagst dann das und das, und dann tut
er dir etwas in die Handtasche und das tust du dann wieder da und da
hin usw." Das hat sie über die Kriegsjahre hinweg gemacht und ist
natürlich auch in sehr gefährliche Situationen gekommen.

Das prägendste Erlebnis - meines Erachtens waren es zwei während der
Zeit der Résistance - war, daß sie eines Abends von einer Frau gesagt
bekommen hat: "Du mußt jetzt unbedingt den Obersten in der Résistance
sagen, daß da und da eine jüdische Familie festsitzt, die wir
versteckt haben. Wir haben gehört, daß in Kürze eine Razzia kommt, die
Familie muß jetzt gerettet werden." Anne wußte, daß sich die Obersten
in der Résistance da gar nicht drum kümmern, daß die das viel zu
gefährlich finden würden. Also sagte sie sich, daß sie jetzt selbst
etwas tun müsse. Und sie hat das dann tatsächlich allein gemacht. Sie
hat die Leute da herausgeholt, obwohl sie überhaupt nicht wußte, wohin
mit ihnen. Sie hat sie sogar noch überreden müssen mitzukommen. Die
Hälfte der Familie ist dageblieben, weil sie ihr nicht getraut haben.
Die beiden Jugendlichen, die nur wenig jünger waren als sie selbst,
haben gesagt: "Wir gehen mit."

SB: Ist denn bekannt, was aus denen, die dageblieben sind, geworden
ist?

AS: Ja. Es handelte sich dabei um den Vater - die Mutter war schon tot
- und um eine junge Frau mit einem Baby, die Frau von einem der
Angestellten des Vaters. Die beiden jungen Menschen sind mit ihr
gegangen, auch das Baby wurde gerettet und einer jüdischen
Organisation übergeben, die sich um Kinder kümmerte. Doch die junge
Frau und der Vater sind umgekommen. Sie sind nach der Razzia ins KZ
gekommen und sind nicht wiedergekommen. Das Baby wurde in die USA
gebracht, ist dort aufgewachsen und glücklich geworden, wenn man das
glauben kann, denn es hatte ja eine ganz schrecklich, furchtbare Sache
erlebt. Anne hatte klare Anweisungen von der Partei, und die oberste
lautete, niemanden aus der Résistance in Gefahr zu bringen. Die
oberste Direktive war nicht, auf jeden Fall Menschenleben zu retten,
sondern die Organisation nicht in Gefahr zu bringen.

SB: Und die hat sie dann mißachtet?

AS: Ja. Sie hat einfach gefühlt, daß sie das machen muß und hat nicht
gezögert. Das finde ich stark. Dazu paßt jetzt die zweite, sehr
prägende Geschichte. Sie hat einen Mann getroffen, Roland, der eine
Art Vorgesetzter in dieser Résistance-Geschichte war. Sie haben sich
gesehen und ineinander verliebt. Liebe unter Genossen war aber
verboten, weil das zu gefährlich sei und etwas verraten werden könnte
und so weiter. Da haben sie den ersten Ungehorsam gegen die Partei
begangen. Sie haben sich geliebt und haben zusammengewohnt, was sie
auch nicht durften. Er hatte einen Unterschlupf, sie auch, und sie
haben dann bei ihr, wo etwas mehr Platz war, zusammengeschlafen.

Und als Anne dann mit diesen beiden jungen jüdischen Leute auf der
Straße stand, hat sie beschlossen, sie zu sich nach Hause zu bringen.
Da waren aber schon zwei Leute, die sie einen Tag vorher aufgenommen
hatte, weil da auch schon eine Razzia gewesen war. Daher haben sie
dann zu sechst in diesem Zimmer gesessen und sie hat überlegt: "Was
soll ich machen, was soll ich nur machen?" Und dann war ihr klar, daß
ihre Eltern die beiden jungen Leute aufnehmen würden. Die Eltern
wohnten aber weit weg. Sie war ja in Paris.

SB: Da hatte sie also wieder einen langen, gefährlichen Weg vor sich?

EG: Sie hat die beiden erst einmal da gelassen. Sie hat das mit ihrem
Geliebten, mit Roland abgesprochen. Vorher kam aber noch noch eine
andere Geschichte dazwischen, die sie in dem Buch sehr kurz abhandelt,
was ich auch ganz typisch finde. Man versteht das kaum. In dem Moment,
in dem das alles geschah, war sie nämlich schwanger. Sie spricht sich
mit Roland ab und sagt: "In diesem Moment können wir kein Kind
bekommen." Sie hatte diese Menschen in ihrem Zimmer und mußte eine
Lösung finden und ihren Eltern Bescheid sagen und zwischen all dem
ließ sie eine Abtreibung machen. Das erwähnt sie nur so nebenbei - das
hat sie wohl selber zu sehr bewegt.

Und dann fährt sie zu ihren Eltern. Die sind einverstanden, daß sie
die beiden jungen Leute zu ihnen bringt. Dann verabredet sie mit ihrem
Vater, daß er sie abholt, und fährt wieder zurück. Doch bevor der
Vater losfahren kann, wird er selbst zum Verhör geholt. Die beiden
jungen Leute warten in Paris, doch es kommt niemand. Annes Mutter
wartet auf ihren Mann, doch auch der kommt nicht. Und da sagt sich die
Mutter: "Dann muß ich hinfahren und die jungen Leute holen." Sie fährt
also los und das klappt dann auch.

Man kann sich vorstellen, daß diese Ereignisse in der Résistance eine
zentrale Rolle in Anne Beaumanoirs Leben gespielt haben, auch wenn sie
später noch lange Zeit weitergekämpft hat bis nach dem Krieg mit
Algerien. Ich hatte den Eindruck, daß die Rettung der beiden jungen
Leute für sie eine zentrale Geschichte war. Dann kam noch hinzu, daß,
nachdem dies passiert und der Parteileitung dadurch auch deutlich
geworden war, daß sie und Roland zusammen sind, sie den Befehl von
oben bekamen, sich zu trennen. Sie werden in ganz verschiedene
Gegenden geschickt.

SB: Du sprichst von der KP Frankreichs?

AS: Ja. Sie werden also voneinander getrennt. Sie sieht ihn nie
wieder, denn er wird umgebracht.

SB: Weiß man, wer für seinen Tod verantwortlich ist? Haben die Nazis
ihn getötet?

AS: An einer Stelle sagt sie, es seien französische Milizen gewesen.
Sie läßt es ein bißchen offen, sagt aber auch, daß sie sich vorstellen
könne, daß es die Kommunisten selber waren, weil er nicht genehm war,
nicht so stromlinienförmig. Vielleicht hat es da auch noch ganz andere
Sachen gegeben, aber das läßt sie wie gesagt offen. Auf jeden Fall ist
das für sie eine sehr prägende Geschichte gewesen. Sie war zwanzig
Jahre alt, es war eine große Liebe, eine ganz besondere Beziehung, die
sie - wie sie das beschrieben hat - "bis jetzt in ihrem Herzen" trägt.
Welche Lehre sie aus dem, was sie da erlebt hat, gezogen hat, dazu
möchte ich eine kleine Passage aus dem Buch vorlesen aus der Zeit nach
der Befreiung. Paris war ja schon im Juli 1944 befreit, als der Krieg
noch weiterging:

Es hatte die Résistance gegeben. Ich war 20. Ich kam nach fast
 zwei Jahren Abwesenheit nach Hause. Wir saßen bei Tisch. Meine
 Mutter weinte jedes Mal, wenn ich mich an sie wendete. Sie, sonst so
 geschwätzig, redete nicht. Auch mein Vater blieb schweigsam. Das war
 bei Oma nicht der Fall. Aufgedreht, verjüngt, lustig, wie so oft.
 Ich hatte ihnen zwei wichtige Dinge zu sagen. Das erste: mein
 Eintritt in die Kommunistische Partei. Ich hoffte auf ihre
 begeisterte Zustimmung. Das war nicht wirklich der Fall. Mama -
 selbst Kommunistin, jedenfalls glaubte ich das - kommentierte nur,
 "fast alle im Untergrund waren Kommunisten oder sind es geworden."
 Mein Vater beschränkte sich auf ein: "Nicht alle!" Oma ging
 dazwischen: "Du hast recht. Das sind die Besten. Ich jedenfalls habe
 sie alle angehört, ich - weißt du - ich gehe auf alle
 Versammlungen." Ich bat um den Segen meines Vaters. Ich bekam ihn
 gemischt. "Ich kann dazu nichts sagen. Jeder macht seine
 Erfahrungen. Ich für meinen Teil beobachte schon seit langem die
 Kommunisten. Manchmal helfe ich ihnen. Aber in ihre Partei
 eintreten, nein!" Meine zweifelnde Miene brachte ihn dazu
 weiterzureden. "Sieh mal, das sage ich Mama oft, wenn man genau
 hinschaut, ist die Hälfte von ihnen damit beschäftigt, die andere
 Hälfte auszuspionieren." Ich war fassungslos, am Boden zerstört. Wie
 oft habe ich nicht seitdem die Gelegenheit gehabt, an diese so
 scharfsichtigen Erklärungen zurückzudenken. Sie hatten mich von
 absoluter Ja-Sagerei bewahrt.
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Adventskalender für Freitag, den 6. Dezember
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+++ Vorhersage für den 06.12.2019 bis zum 07.12.2019 +++
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Regenwurm

warnt Jean-Luc,

Wassersturm
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TREFF/773: Unna - Führung durch die Ausstellung "Prost Mahlzeit! Ein Blick über den Tellerrand", 08.12.19

Kreisstadt Unna

"Prost Mahlzeit! Ein Blick über den Tellerrand"

Kostenlose Führung durch die Ausstellung im Hellweg-Museum



Kreisstadt Unna. Am Sonntag, 8. Dezember 2019, gibt es die
Möglichkeit, die Sonderausstellung "Prost Mahlzeit! Ein Blick über den
Tellerrand" im Hellweg-Museum Unna mit sachkundiger Begleitung zu
besuchen.

Die Ausstellung greift sechs aktuelle Diskussionen zum Thema Ernährung
auf und setzt sie schlaglichtartig in Beziehung zur Esskultur der
vergangenen zweihundert Jahre. Dabei verfolgt sie den Weg der Nahrung
vom Ursprung der Lebensmittel über ihre Verarbeitung, Verteilung und
Zubereitung bis zum Verzehr. Die Bandbreite der etwa 150 Exponate
reicht vom hochmodernen digitalen Kochtopf bis zu heute weitgehend in
Vergessenheit geratenen Gerätschaften.

Bei dem kurzweiligen Rundgang wird Historikerin Birgit Hartings den
zentralen Fragen der Ausstellung nachgehen und ausgewählte Objekte
vorstellen. Auch eigene Erfahrungen und Erinnerungen der Gäste können
in das Ausstellungsgespräch einfließen.

Der einstündige Rundgang beginnt um 15 Uhr. Eintritt und Führung sind
kostenfrei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/772: Kassel - Sonderausstellung "Ab in die 80er!", Führung im Stadtmuseum, 08.12.19

documenta-Stadt Kassel

Führung im Stadtmuseum am 8. Dezember



Eine Führung in der Sonderausstellung "Ab in die 80er!" mit Claudia
Panetta-Müller findet statt am Sonntag, 8. Dezember, ab 14 Uhr im
Stadtmuseum.

Am 9. November 1989 fiel die Mauer zwischen Ost und West. Zum 30.
Jahrestag präsentiert das Stadtmuseum Kassel die Ausstellung "Ab in
die 80er!". Über 300 Objekte von mehr als 70 Leihgeberinnen und
Leihgebern dokumentieren Alltagskultur, Politik und Zeitgeschehen der
1980er Jahre aus westdeutscher Sicht. Wichtige Stationen des
Jahrzehnts führt die Ausstellung anschaulich vor Augen: So steht ein
abgesperrter Sandkasten für die Folgen des Super-GAUs von Tschernobyl,
ein Trabi für die Grenzöffnung 1989 und den anschließenden Besuch der
DDR-Bürgerinnen und-Bürger in Kassel. Ob in Politik, Popkultur oder
Gesellschaftsfragen: In den 1980er Jahren wurden entscheidende Weichen
für die Gegenwart gestellt. Begleiten Sie uns auf eine spannende Reise
in dieses prägende Jahrzehnt!

Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro, ermäßigt drei Euro. Die
eigentliche Führung ist kostenfrei. Die Teilnehmerzahl ist begrenzt
und eine verbindliche Anmeldung ist erforderlich unter der
Telefonnummer 05 61/787 4405.
 *

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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KONZERT/319: Kassel - Kinder- und Familienkonzert "Hört Beethoven?!", 16.12.19

documenta-Stadt Kassel

"Was wäre wenn?? Beethoven + Kassel" - Start der Reihe zum
Beethovenjahr 2020



Die Veranstaltungsreihe zum Beethovenjahr 2020 beginnt am Montag, 16.
Dezember, mit einem Kinder- und Familienkonzert unter dem Motto "Hört
Beethoven?!" ab 11 Uhr und einem moderierten Kammerkonzert "Was wäre,
wenn??" ab 19 Uhr im Konzertsaal der Musikakademie am Karlsplatz.
Das Kinder- und Familienkonzert "Hört Beethoven?!" wurde von
Studierenden der Studienrichtung "Elementare Musikpädagogik" unter
Leitung von Verena Dotzler konzipiert und einstudiert. Es richtet sich
in erster Linie an Kinder im Grundschulalter sowie deren Familien. Auf
der "Geburtstagsfeier" sind berühmte Werke Beethovens mit allen Sinnen
zu erleben. In Beethovens Musik entdecken seine Freunde Herr Wind,
Frau Sonne, Herr Regen und Herr von Blitz und Donner, die ein Leben
lang im musikalischen Dialog mit Ludwig standen und ihn zu anmutigen
und gewaltigen Kompositionen inspirierten.

Der Eintritt zu dieser Veranstaltung ist frei.

Das Kammerkonzert "Was wäre, wenn??" versteht sich als
Auftaktveranstaltung der Gesamtreihe und beleuchtet die Musikwelt, auf
die Beethoven, hätte er sich damals zum Stellenantritt am Königshof
von Westphalen entschieden, getroffen wäre. Es handelt sich um eine
Kooperationsveranstaltung mit dem Hessischen Verein für Geschichte und
Landeskunde. Die ehemalige Kammermusikredakteurin von HR2 Kultur,
Susanne Schaeffer, stellte aufgrund umfangreicher Recherchen unter
anderem in der Handschriftensammlung der Universitätsbibliothek ein
Programm mit Werken von Komponisten wie Felice Blangini oder Johann
Friedrich Reichhardt zusammen, die damals in Kassel populär waren,
heute aber weitgehend in Vergessenheit geraten sind beziehungsweise
ihrer Wiederentdeckung harren. Susanne Schaeffer wird durch das
Programm führen. Selbstverständlich erklingen auch Werke von Beethoven
selbst, die unmittelbar vor den zunächst geheim gehaltenen
Stellenbesetzungsverhandlungen entstanden. Sie dokumentieren die
Faszination, die der Komponist auf die Musikwelt ausübte und
vermitteln einen Eindruck, warum Jérôme Bonaparte so sehr an einer
Verpflichtung des Meisters gelegen war.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro.

Der Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten
bei der Musikakademie unter 05 61/787 4180, per Fax unter 05 61/787
4188 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

Hintergrund

Über ein Jahr dauerten die Vorbereitungen einer Projektgruppe unter
Mitwirkung der Musikakademie, der Stadtbibliothek, des Vereins für
Hessische Geschichte und Landeskunde, dem Medienzentrum Offener Kanal
Kassel, dem Spohr Museum, dem Deutschen Tonkünstlerverband, dem
Filmladen, dem Literaturhaus, der Museumslandschaft Hessen-Kassel und
der Europa Union. Bis Dezember 2020, genauer gesagt bis zum belegten
Taufdatum Beethovens am 17. Dezember 1770, laden die genannten
Kultureinrichtungen jeweils vom 15. bis 17. eines Monats zu ebenso
zahlreichen wie vielfältigen Veranstaltungen ein, in deren Mittelpunkt
natürlich die Musik und Biografie des Meisters stehen wird. Genauso
wichtig ist den Veranstaltern aber der Blick auf die Zeitgeschichte
Kassel zu Beginn des 19. Jahrhunderts sowie auf die Lebenswelt der
damals in der Stadt Lebenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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TREFFEN/204: Braunschweig - Weihnachtliches Bildbuchkino, "Eine wunderbare Weihnachtsreise", 10.12.19

Stadt Braunschweig

Weihnachtliches Bildbuchkino im Heidberg



Braunschweig. Die Geschichte "Eine wunderbare Weihnachtsreise" von
Lori Evert ist am Dienstag 10. Dezember, um 16 Uhr als Bildbuchkino in
der Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße 4, zu
sehen. Im Anschluss gibt es für die Kinder ein Malangebot. Eingeladen
sind alle Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre Eltern.

Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

In der Geschichte geht es um die kleine Anja. Sie wünscht sich, dem
Weihnachtsmann bei seinen Vorbereitungen zu helfen. Und deshalb begibt
sie sich auf eine lange Reise durch die magischen Winterlandschaften
im hohen Norden. Geleitet wird sie auf ihrem Weg von einem roten Vogel
und einem starken Pferd. Sogar ein riesiger Eisbär hilft ihr bei der
Suche. Unbeirrt folgt Anja ihrem großen Traum. Das Geheimnis um den
Weihnachtsmann findet in skandinavischer Winter- und
Weihnachtslandschaft statt.

Das nächste Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 7. Januar
2020, statt. Die Zweigstelle der Stadtbibliothek ist jeweils dienstags
und freitags von 10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309, 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AUFBAU/576: Reisebericht - Ruge hermano, nosotros no olvidamos!















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





AUFBAU/576: Reisebericht - "Ruge hermano, nosotros no olvidamos!"

aufbau Nr. 98, Sep/Okt 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Reisebericht - "Ruge hermano, nosotros no olvidamos!"



Der antifaschistische Widerstand und die Bewegung gegen
Stadtaufwertung und Vertreibung fanden diesen Sommer in Barcelona
zusammen. Dies am 15. August 2019 und im Rahmen des folkloristischen
Quartierfestes "Fiesta de Gracia.



(az) Das proletarische Viertel Gracia liegt in der katalanischen
Metropole Barcelona und ist für viele Aspekte bekannt: Etwa für
grassierende Stadtaufwertung und Vertreibung der ansässigen
Bevölkerung. Oder für einen in den letzten Jahren rapide gewachsenen
Stellenwert des Tourismus - was mit der Stadtaufwertung Hand in Hand
geht. Das Viertel steht auch für eine historische Widerstandskultur:
Früher gegen den Faschismus, heute etwa gegen die massive Repression
des spanischen Zentralstaates, die der katalonischen
Unabhängigkeitsbewegung in den letzten Jahren entgegenschlug. Jeweils
im August findet das weit über die Stadtgrenzen bekannte "Fiesta de
Gracia" statt. Dieses Fest mit über zweihundertjähriger Geschichte
mutierte in den letzten Jahren auch zu einem Anziehungspunkt der
touristischen Massen.


Ermordung durch Nazis

2004 wurde der junge Antifaschist Roger ("Ruge") am Rande dieses
Festes von Nazis ermordet. Dies weil er intervenierte, als sich diese
während den Festivitäten im Viertel breitmachten und Menschen anderer
Herkunft belästigten und attackierten. Am 15. August 2019 jährte sich
dieses Ereignis zum fünfzehnten Mal. Die jährlich stattfindende
Demonstration für "Ruge" erhielt im Kontext von akuter Stadtaufwertung
und Vertreibung einen besonderen Charakter. Schon Tage vor dem 15.
August - dem offiziellen Festbeginn - prägten Wandzeitungen und
Transparente das Bild des Quartiers. Das Fest wurde thematisiert,
einerseits als Tourismusmagnet und Beschleuniger der Stadtaufwertung,
anderseits auch als potentiell ermächtigendes Moment, in dem die
Vielfalt proletarischer Kämpfe sichtbar werden kann. Statt das Fest
als "Kommerz" und "Mainstream" abzulehnen, macht es sich die lokale
Linke zu eigen: Nicht wenige der bekannten, bunt geschmückten Strassen
thematisierten denn auch die Situation prekärer Jobs oder den
Antifaschismus. Wer wollte, konnte im Strassentheater McDonalds und
andere "Anbieter" von prekären Beschäftigungen vom Sockel holen.


Öffentlicher Raum - antifaschistisch angeeignet

Und man ging auf die Strasse, damit Ruge nicht vergessen geht: Weit
über 1000 Menschen verschiedener Altersstufen zogen mit Spraydosen und
Plakatierutensilien, aber auch mit Transparenten sowie Fackeln durch
die engen Gassen von Gracia. "Ruge - Wir vergessen es nicht!" (siehe
Titel des Artikels) wurde skandiert. Der öffentliche Raum wurde
angeeignet, Parolen mittels Farbroller auf die Strassen geschrieben
und Strassenzüge auf die Namen bekannter antifaschistischer
Persönlichkeiten umgetauft. Der antifaschistische Kampf zeigte sich
auch als Kampf um den öffentlichen Raum. In der Geschichte und
Gegenwart des Stadtviertels Gracia ist dies untrennbar voneinander.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 

Quelle:

aufbau Nr. 98, September/Oktober 2019, Seite 3

HerausgeberInnen:

Revolutionärer Aufbau Zürich, Postfach 8663, 8036 Zürich

Revolutionärer Aufbau Basel, basel@aufbau.org

Revolutionärer Aufbau Winterthur, winterthur@aufbau.org

Redaktion und Vertrieb Schweiz

aufbau, Postfach 8663, 8036 Zürich

E-Mail: info@aufbau.org

Internet: www.aufbau.org

 

Der aufbau erscheint dreimonatlich.

Einzelpreis: 2 Euro/3 SFr

Abo Inland: 30 Franken, Abo Ausland: 30 Euro,

Solidaritätsabo: ab 50 Franken
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DAS BLÄTTCHEN/1948: Das süße Wort Druschba

Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

22. Jahrgang | Nummer 23 | 11. November 2019

Das süße Wort Druschba

von Klaus Joachim Herrmann



Russische Büchsen gezuckerter Kondensmilch sind bei Kubanern als
Mitbringsel stets hoch willkommen. Sie wecken schwärmerische Erinnerung an
jene Zeit, da in der zähflüssigen süßen Masse ein Löffelchen noch lange
stehen blieb und es auf der Karibikinsel noch alles zu geben schien. Auch
Erdöl und manches andere nicht immer nur lebenswichtige Gut.

Nun beeilte sich Russlands Vizepremier Juri Borissow, Armeegeneral und
zuständig für den militärisch-industriellen Komplex, mit einer knappen
Klarstellung nach den Gesprächen seines Präsidenten Wladimir Putin mit
dessen kubanischen Amtskollegen Miguel Mario Díaz-Canel Bermúdez Ende
Oktober in Moskau: Es gehe heute um beiderseits vorteilhafte, pragmatische
Beziehungen und hartes Verhandeln.

Die Begründung, wie zu Zeiten der Sowjetunion solle es nicht wieder werden,
war wohl als Lehre aus einem Verlustgeschäft zu verstehen. Doch auch
Havanna dürfte zustimmen: so süß wie die Milch aus der Büchse war die
Freundschaft, war Druschba mit Moskau nie. Es herrschten zuweilen auch
saure Zeiten.

Eines Tages gab es für Kuba dann nichts mehr, gar nichts. Nicht einmal den
früheren Lieferanten. Das Russland unter Boris
Jelzin hatte die Nachfolge der aufgelösten Union der Sozialistischen
Sowjetrepubliken (UdSSR) angetreten. Es war eine Zeit, die Oligarchen
zeugte. Für bedürftige Genossen blieb nichts übrig. Kein Tropfen Öl tropfte
mehr zu Vorzugsbedingungen in leere kubanische Tanks. Nach 1991 konnte die
Insel mangels Devisen nur noch zehn Prozent der dringend benötigten Menge
importieren. Traktoren und Mähdrescher blieben ebenso stehen wie
Industriebetriebe, die Infrastruktur brach zusammen. Der Rat für
Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) der sozialistischen Länder löste sich
auf wie deren System. Die ach so exotischen US-Oldtimer auf der
verbliebenen sozialistischen Insel sind nicht die einzigen ihrer Art. Dort
rollen weiterhin auch LADA und Moskwitsch - sie sind nur nicht so fotogen.

Die USA assistierten den flüchtigen ex-sowjetischen Klassenbrüdern und
Kampfgenossen gern - mit weiterer Verschärfung ihrer Wirtschaftsblockade
gegen das abtrünnige Eiland. Das von US-Präsident Trump just wiederbelebte
Helms-Burton-Gesetz stammt genau aus dieser Zeit. Fidel Castro rief in der
revolutionären Not die "Período Especial en Época de Paz" (Sonderperiode in
Friedenszeiten) aus. Was diese wirklich bedeutete, erfahren wir seit
unserem ersten Kubabesuch 1995 bei Freunden bis heute immer wieder nur in
bewegenden Momentaufnahmen. Erfindungsreichtum und höchste Kunst der
Improvisation gehörten dazu, Hunger wahrlich nicht zuletzt.

Die Sowjetunion hatte sich die Stärkung des "sozialistischen Vorpostens" in
Sichtweite der USA viel kosten lassen. Täglich landeten Schiffe mit allen
nur denkbaren Gütern an. Heute mag die UdSSR in den wiederhergestellten
Beziehungen vergessen sein, wie russische Medien titeln. Die Folgen
brüderlich fester Umarmungen sind es nicht.

Natürlich war die "Insel der Freiheit" hohes strategisches Gut. Natürlich
suchte der Kreml dort stets durchzusetzen, was er jeweils für geboten
hielt. Nicht nur das sozialistische Beispiel, auch Stationierung und Abzug
seiner Raketen. Eine universelle Versorgung des "Leuchtturms der Freiheit"
förderte dort nicht zwangsläufig Produktivität, Effektivität und
Arbeitseifer. Schon in den 60er Jahren forderte Comandante Che Guevara als
Kubas zuständiger Minister eine eigene Industrialisierung und den Abschied
von der Zuckerrohr-Monokultur. Für ganz Lateinamerika sah er darin den Weg
zur Überwindung neokolonialer Abhängigkeit - von kapitalistischen
Ausbeutern ebenso wie von sozialistischen Brüdern. Doch die
Industrialisierung der Insel misslang, die Zafra - eine Schlacht um kaum
erreichbare zehn Millionen Tonnen Rohrzucker - wurde geschlagen. Was die
bärtigen Revolutionäre nicht gekonnt und was die Kommunisten im Kreml nicht
gewollt haben, bleibt umstritten. "Russland begleitete stets mit besonderer
Sympathie die unabhängigen Positionen Kubas und dessen souveräne Politik",
versichert Russlands Präsident heute.

Einen "komplizierten Moment" beschwört derweil der Präsident Kubas und
verweist auf die "Eskalation der Aggression der USA gegen Kuba".
Venezolanische Tanker werden vor Kubas Küsten gestoppt, die Landwirtschaft
kommt nicht mehr ohne Ochs und Ross aus. Auf hunderten Kilometern der
Autopista von Havanna nach Ost oder West begegneten Reisenden in diesem
Oktober zuweilen nur ein halbes Dutzend Fahrzeuge. "Moskau intensiviert
seine Kontakte mit Havanna, während Washington Kuba mit Sanktionen
bestraft", verweist die Internetzeitung Gasjeta.ru auf den größeren
Zusammenhang.

Der erinnert unweigerlich an erbarmungslosen Kalten Krieg, der hier trotz
gewisser Entspannung unter der Präsidentschaft Barack Obamas niemals
beendet wurde. Seit sechs Jahrzehnten versucht Washington nach Art des
Mittelalters mit einer Blockade die Kubaner in Rückständigkeit, Krise und
Hunger und damit zur Aufgabe von Regierung und System zu zwingen. Das
reicht bis hin zu arroganten Albernheiten wie einem Einreiseverbot für
Kubas 88-jährigen Altrevolutionär Raúl Castro und - versehen mit Sippenhaft
nach unseligen Vorbildern - für seine Familie.

Allein zwischen April 2018 und März 2019 habe die Blockade einen Schaden
von 4,3 Milliarden Dollar verursacht, rechnet Gerardo Peñalver Portal,
Kubas Botschafter in Moskau, vor. Die russisch-kubanischen Beziehungen
hingegen erleben jedoch laut seiner Exzellenz "ihre beste Periode in den
letzten 30 Jahren". Allein in den vergangenen fünf Jahren sei der
Warenaustausch von 180 Millionen Dollar auf 500 Millionen Dollar gestiegen.
Mit russischer Hilfe und Krediten würden derzeit die Eisenbahn und die zwei
größten metallurgischen Werke modernisiert.

Russische Firmen rechnen sich Perspektiven besonders auf den Gebieten
Maschinenbau, Öl-, Gas- und Chemieindustrie, Kommunikation, Schiffbau,
alternative Energie und anderen aus. Doch mit der Schlagzeile "Langsame
Wiederherstellung nach allen Revolutionen", zeigte sich das
Wirtschaftsblatt Kommersant anlässlich des Besuches des russischen
Premiers Dmitri Medwedjew Anfang Oktober in Havanna nüchtern. Trotz
russischer Investitionen in die Infrastruktur sei eine schnelle Erholung
der kubanischen Wirtschaft unter den gegenwärtigen Bedingungen nicht zu
erwarten.

Fehlendes Tempo ist ein hartnäckiges Problem. Nach dem Erlass von 35
Milliarden Dollar Altschulden im Jahr 2014 durch Russland sollten die
verbliebenen zehn Prozent durch Moskau reinvestiert werden. Doch erst 2018
begannen beide Seiten mit der Erörterung der Zahlungsmodalitäten und der
Projekte, wie Kommersant-Autor Dmitri Butrin recherchierte. Bei der
Wiederherstellung der Partnerschaft mit Kuba seien die Beziehungen gut,
aber der wirtschaftliche Austausch schwach und Investitionen faktisch nicht
vorhanden gewesen. Jetzt gebe es auf Kuba wieder russische Maschinen und
Fernsehgeräte, freute sich Premier Dmitri Medwedjew bei seiner Visite.
Nicht zu vergessen russische Lokomotiven, die zu dem dringenden
Großvorhaben einer Modernisierung der Eisenbahn gehören. Das ist auf 15
Jahre veranschlagt. Gesprochen werde auch über neue Flugzeuge und die
Reparatur der vorhandenen, hieß es. Kuba seinerseits liefere Edelsteine,
Metalle und landwirtschaftliche Produkte. Nicht zu vergessen wären das
Angebot wunderbarer Strände und gepflegter touristischer Einrichtungen -
allein im Vorjahr stieg die Zahl russischer Touristen um fast 30 Prozent.
Die US-Amerikaner blieben freilich zunehmend weg.

"Wir stellen in vollem Umfange unsere Beziehungen mit Kuba wieder her",
erklärte Medwedjew. Nicht beantworten wollte er freilich die
Journalistenfrage, ob mit KP-Chef Raúl Castro die Einrichtung von
Militärstützpunkten besprochen worden sei. Das sei am Rande des Besuches
gemunkelt worden. "Lasst sie reden", versetzte der Premier wortkarg.

Sicherheitsfragen waren kurz zuvor Thema des Kuba-Besuches von Armeegeneral
Nikolai Patruschew, Sekretär des russischen Sicherheitsrates. Es hat schon
einen besonderen Klang, wenn Militärs wie er auf "strategische
Partnerschaft und einen zuverlässigen Verbündeten" verweisen. Ob die
Abhörstation "Lourdes" aus Sowjetzeiten nach ihrer Schließung um die
Jahrtausendwende wieder ins US-Telefon- und Funknetz gehen soll, blieb
offen. Kein Geheimnis hingegen ist die Ausreichung eines Kredites über 38
Millionen Euro für den Verteidigungssektor.

Klügere US-Politiker wie der Demokrat Patrick Leahy mahnen schon seit
längerem, dass eine Zusammenarbeit mit Kuba dem wachsenden Moskauer
Einfluss entgegen wirken könnte. Die Russen würden das entstandene Vakuum
füllen, "dieses befindet sich nur 140 Kilometer von Florida entfernt",
verbreitete die Moskauer Iswestija die Sorge des Senators aus
Vermont.

Wenn auch die Insel keine weltpolitische Schlüsselrolle mehr einnimmt,
bleibt sie doch - zwischen den feindlichen atomaren Supermächten gelegen -
dem fernen Russland immer noch um Welten näher als dem unmittelbaren
Nachbarn Nordamerika. "Kuba und Russland: eine Beziehung, die die Zeiten
überdauert", titelte die kubanische Granma. Bei seinem Abstecher
nach St. Petersburg fühlte sich Díaz-Canel "wie zu Hause". Der
Parlamentspräsident der heimlichen Hauptstadt, Wjatscheslaw Makarow,
schwärmte, das Wort "Kuba - meine Liebe" gelte nicht nur für seine, sondern
auch Russlands junge Generation.

 * 

Quelle:
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GLEICHHEIT/6970: Gipfeltreffen in London - Trump weist Macrons Kritik an der Nato zurück

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Gipfeltreffen in London: Trump weist Macrons Kritik an der Nato
zurück

Von Alex Lantier

5. Dezember 2019



Zu Beginn des zweitägigen Nato-Gipfels am Dienstag in London traten scharfe
Konflikte zwischen den USA und den europäischen Großmächten offen zutage.

Noch vor dem Frühstück benutzte US-Präsident Donald Trump eine
Pressekonferenz mit Nato-Generalsekretär Jens Stoltenberg, um den
französischen Präsidenten Emmanuel Macron zu attackieren. Er bezeichnete
Macrons Äußerungen gegenüber dem Economist, die Nato sei "hirntot",
als "sehr übel". Macron hatte seine Kritik u. a. mit Konflikten zwischen
den USA und Europa über Trumps Rücktritt vom INF-Vertrag mit Russland und
China, den Brexit sowie den Einmarsch der Türkei in Syrien begründet.

Trump erklärte: "Ich denke, das ist sehr beleidigend für viele
unterschiedliche Kräfte. [...] Es ist ein hartes Statement, wenn man sich
so äußert. Es ist eine sehr, sehr üble Aussage gegenüber im Grunde 28
Ländern."

Weiter erklärte er: "Niemand braucht die Nato dringender als Frankreich,
und ehrlich gesagt profitieren die USA am wenigsten von ihr." Er ging auch
auf die Handelskonflikte mit Frankreich ein. Nachdem Paris eine Steuer für
die US-Internetfirmen Google, Apple, Facebook und Amazon eingeführt hatte,
erhob Washington Zölle auf französische Luxusgüter im Wert von 2,4
Milliarden. Dazu erklärte Trump: "Frankreich geht es wirtschaftlich gar
nicht gut. Sie fangen an, Steuern auf die Produkte von anderen Leuten zu
erheben."

Er brachte Macrons Äußerung über die Nato auch kurz mit den 
"Gelbwesten"-Protesten gegen die zutiefst unpopuläre Sparpolitik der französischen
Regierung zusammen: "Es ist ein sehr mutiges Statement, wenn man bedenkt,
wie viele Schwierigkeiten Sie in Frankreich haben. Man sehe sich an, was
mit den Gelbwesten passiert. ... Sie hatten ein sehr hartes Jahr, da können
Sie nicht solche Sachen über die Nato sagen. Das ist sehr respektlos."

In seiner weitschweifenden 53-minütigen Rede vor Stoltenberg und den Medien
sprach Trump eine Vielzahl von Themen an. Er drohte u. a., die 
US-Zollstreitigkeiten mit China bis nach der Wahl 2020 zu verlängern. Darauf
reagierte die amerikanische Börse mit einer Talfahrt. Später am gleichen
Tag hielt Trump gemeinsame Pressekonferenzen sowohl mit Macron als auch dem
kanadischen Premierminister Justin Trudeau ab.

Im Gespräch mit Macron erklärte Trump stolz, er habe die europäischen
Nato-Staaten zu einer Erhöhung ihrer Militärausgaben gezwungen. Tatsächlich
findet eine enorme Aufrüstung statt. Die Nato hat die Gesamtsumme ihrer
Militärausgaben seit 2016 um 160 Milliarden Dollar erhöht, und bis 2024
soll sie um weitere 240 Milliarden Dollar steigen.

Trump und Macron gerieten bei der Pressekonferenz immer wieder aneinander.
Macron erklärte, er "bleibe" bei seinen Äußerungen. Nachdem Trump im Scherz
androhte, in Syrien gefangene europäische IS-Kämpfer nach Frankreich
zurückzuschicken, antwortete Macron, die meisten IS-Kämpfer seien aus dem
Nahen Osten. Er kritisierte Trump für seine Entscheidung, der Türkei in
Syrien eine Offensive gegen die von der Nato unterstützten 
syrisch-kurdischen Milizen zu erlauben. Als Trump behauptete, die Nato habe eine
"sehr gute Beziehung" zur Türkei, antwortete Macron: "Die Zusammenarbeit
mit der Türkei ist verlorengegangen."

Macron erwähnte auch Trumps Rücktritt vom INF-Vertrag und die Frage des
"Friedens in Europa". Trump antwortete darauf vage, die Nato-Mächte würden
"mit Russland zurechtkommen".

Während der Pressekonferenz mit Trudeau warf Trump Kanada vor, es gebe
weniger als zwei Prozent seines Bruttoinlandsprodukts (BIP) für das Militär
aus: "Wir werden ihnen einen Zahlungsplan vorlegen, wissen Sie? Ich bin
sicher, das wird dem Premierminister gefallen." Er behauptete außerdem, er
unterstütze die Demonstranten im Iran gegen die iranische Regierung und
erklärte, Washington denke an einen neuen Atomvertrag mit Russland und
China. Er wies dann die Thematik eines atomaren Rüstungskontrollabkommens
mit Russland und China von sich und fügte hinzu: "Vielleicht kommt es nie
dazu."

Nachdem Trump seine Verachtung für Umweltschutz schon durch seinen
Rücktritt aus dem Pariser Klimaabkommen gezeigt hatte, behauptete er bei
seinem Treffen mit Trudeau jetzt, er mache sich große Sorgen um die Umwelt:
"Ich denke ständig darüber nach. Der Klimawandel ist mir wirklich sehr
wichtig." Weiter erklärte er, es sei "sehr klar, kristallklar, dass
sauberes Wasser und saubere Luft" ein "großer Teil des Klimawandels" seien.

Trudeau hob Kanadas Kriegsbilanz hervor: "Kanada war bei jedem Nato-Einsatz
dabei. Wir haben unsere Bemühungen ständig verstärkt und unsere Truppen in
schwierige Missionen geschickt. Wir tun immer mehr - genau wie die meisten
unserer Verbündeten. Es gibt jedoch einige Länder, die zwar das 
Zwei-Prozent-Ziel erreichen könnten, aber nicht ansatzweise so viel tun. Deshalb
halte ich es für wichtig, zu sehen, was tatsächlich getan wird. Die USA und
alle Nato-Verbündeten wissen, dass Kanada ein solider, zuverlässiger
Partner ist und die Nato und seine eigenen Interessen weiterhin verteidigen
wird."

Diese offenen Fehden und gegenseitigen Angriffe zwischen hohen Vertretern
von Nato-Staaten zeigen den tiefgreifenden Bruch im Bündnis. Das Treffen
der Nato-Regierungschefs, gefolgt von einer Pressekonferenz mit
Stoltenberg, wurde von politischen Konflikten überschattet, die das Bündnis
zerreißen.

Die Nato wurde nach dem Zweiten Weltkrieg 1949 gegründet, um in Europa ein
Bündnis gegen die Sowjetunion zu bilden. Doch nach der Auflösung der
Sowjetunion durch das stalinistische Regime 1991 verlor sie diesen Zweck.
Da sie nicht mehr durch einen gemeinsamen Feind geeint wurde, kam es in den
letzten Jahrzehnten zu immer schärferen Zusammenstößen zwischen Washington
und seinen wichtigsten europäischen Verbündeten. Der Ausbruch von
Handelskonflikten um die Kontrolle über milliardenschwere Märkte
verdeutlicht, dass die Ursache dieser Gegensätze - genauso wie die beiden
Weltkriege im 20. Jahrhundert - in den konkurrierenden Profit- und
Strategieinteressen der großen Konzerne und Banken liegt.

In den Jahren 2002 und 2003 spitzten sich diese Konflikte zu, als sich
Frankreich, Deutschland und Russland gegen die Versuche der Bush-Regierung
stellten, ein UN-Mandat für ihren völkerrechtswidrigen Überfall auf das
ölreiche Irak zu erhalten. Doch fast zwei Jahrzehnte später haben sich die
Auseinandersetzungen, an denen die Nato zu zerbrechen droht, noch weiter
vertieft. Heute spekulieren die europäischen Medien zunehmend darüber, ob
das Bündnis tatsächlich zerfallen könnte.

Nach Trumps Wahlsieg 2016 machten die Medien eine Zeit lang die
Persönlichkeit und Unberechenbarkeit des neuen US-Präsidenten für die
wachsenden Konflikte zwischen Washington und seinen europäischen
Verbündeten verantwortlich.

Doch seit Macrons Interview mit dem Economist wird immer
offensichtlicher, dass die europäischen imperialistischen Mächte nicht nur
Differenzen mit Trump haben, sondern mit der gesamten Außenpolitik der USA.
Am Freitag erklärte Macron nach einem Treffen mit Stoltenberg in Paris, bei
dem er versuchte, die Beziehungen zur Nato wieder zu verbessern: "Ist unser
Feind heute Russland? Oder China? Ist es das Ziel der Nato, sie als Feinde
darzustellen? Das glaube ich nicht." Er nannte "Frieden in Europa, die
Situation nach dem Scheitern des INF-Vertrags, die Beziehung zu Russland
und die Frage der Türkei" als die wichtigsten Themen, auf die sich die
Aufmerksamkeit richten müsse.

Derartige Äußerungen laufen der nationalen Sicherheitsstrategie der USA von
2017/2018 zuwider. In dieser hatten die USA nach der Niederlage der mit 
Al-Qaida verbündeten Nato-Stellvertretermilizen in Syrien den politischen
Betrug des "Kriegs gegen den Terror" aufgegeben. Stattdessen erhob das
Strategiepapier die "Großmachtkonkurrenz", um die weltweite
Vormachtstellung der USA durchzusetzen, zur zentralen Aufgabe der 
US-Außenpolitik. Das Dokument nannte Russland und China als Gegner und empfahl
einen Erstschlag mit Atomwaffen als Reaktion auf nicht-nukleare
Bedrohungen.

Der Anspruch der USA auf die Vorherrschaft in der Welt richtet sich jedoch
im Kern gegen Washingtons imperialistische Rivalen in Europa genauso wie
gegen Russland und China.

Bisher hat das ganze Bündnis mit Kritik auf Macrons Klagen über den
"Hirntod" der Nato reagiert. Bundeskanzlerin Angela Merkel versuchte, die
Differenzen zu kitten, und machte die unglaubwürdige Äußerung, sie sei
"relativ optimistisch" über den Nato-Gipfel. Sie erklärte: "[B]ei allen
Differenzen, die es gibt und die wir natürlich auch aussprechen müssen; wir
müssen auch über die Zukunft der NATO und über die strategischen
Gemeinsamkeiten diskutieren".

Doch in ganz Europa gab es immer wieder Konflikte mit den USA im Bezug auf
die Fragen, die Macron in seinem Interview mit dem Economist genannt
hat, um die Beschreibung der Nato als "hirntot" zu rechtfertigen.
Deutschland hat eine umfassende Aufrüstung, Remilitarisierung und eine
unabhängige europäische Politik gefordert, was in den diplomatischen
Hinterzimmern erbitterte Kritik der USA ausgelöst hat. Washington wirft
Europa vor, amerikanische Rüstungsfirmen von den europäischen Waffenmärkten
ausschließen zu wollen. Und Italien hat die Forderungen der USA ignoriert,
seine Kooperation mit China bei Infrastrukturprojekten im Rahmen der neuen
Seidenstraße ("Belt and Road Initiative") einzustellen.

Für den 9. Dezember hat Macron Verhandlungen zwischen deutschen,
französischen, russischen und ukrainischen Regierungsvertretern in Paris
organisiert, um ein Friedensabkommen für die Konflikte in der Ukraine
auszuhandeln, die durch den US-gestützten und von Faschisten getragenen
Putsch in Kiew im Februar 2014 ausgelöst wurden. Bezeichnenderweise wurde
Washington von diesen Verhandlungen ausgeschlossen. Konflikte wie dieser
sind die Ursache für Trumps gestrigen Wutausbruch gegen Macron.
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VORWÄRTS/1531: Asylcamps sind keine Lösung

vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 37/38 vom 15. November 2019

Asylcamps sind keine Lösung

von Siro Torresan



Trotz Kälte versammelten sich am 8. November über 2000 Personen auf
dem Bundesplatz in Bern. Mit Reden, Slogans sowie mit Plakaten und
Transparenten machen die Protestierenden auf die existentiellen
Probleme für (geflüchtete) Migrant*innen in Camps aufmerksam.


"Alle, die in den Asylcamps sind, dürfen nicht arbeiten,
dürfen nicht in die Schule gehen und müssen den ganzen Tag nur warten.
Das macht die Menschen nervös, aggressiv, depressiv und krank. Dann
gibt es Probleme untereinander, weil wir keine Privatsphäre haben und
weil wir keine Zukunftsperspektiven haben, ausser warten. Alle haben
Probleme wegen ihrer Ausweise: sie müssen warten. Jeder Tag ist
gleich: Du denkst immer über deine Situation nach, aber du kannst
nichts machen, nur denken.

Wenn du zum Bespiel, so wie ich, acht Jahre so leben musst, dann ist
das acht Jahre lang das gleiche Thema: Ich möchte gerne selbstständig
sein, das heisst wie normale Menschen, arbeiten, Steuern bezahlen, in
die Ferien gehen, so wie normale Menschen. Ich bin kein pensionierter
Mensch, ich will arbeiten.

Ich kann das alles nicht: Keine Wohnung, keine Arbeit, keine
Ausbildung, keine Zukunftsperspektive. Das ist mein tägliches
Nachdenken und da komme ich nicht raus! Das macht psychisch und
physisch krank." Geflüchtete Person zum Leben im Asylcamp.


Klare Forderungen

Über 2000 Geflüchtete und Nicht-Geflüchtete nahmen an der
Demonstration "Aslycamps sind keine Lösung" in Bern am 8. November
teil. Sie führte vom Bundesplatz über den Kornhausplatz,
Waisenhausplatz zur Schützenmatte. (Geflüchtete) Migrant*innen aus
Basel, Zürich, Tessin, Luzern, Jura und Freiburg waren per Car
angereist. Organisiert und zur Demo aufgerufen hatte das
Migrant-Solidarity-Network. "In libyschen Camps wird gefoltert und
gemordet, Camps in Transitstaaten hindern an der sicheren Durchreise
und Hotspot-Camps in Griechenland sind katastrophal überfüllt",
schreiben die Organisator*innen in ihrer Medienmitteilung. Sie fügen
hinzu: "Die Bundesasylcamps sind wie Gefängnisse organisiert und
verhindern den Kontakt zu Mitmenschen, die (Nothilfe-)Camps in den
Kantonen sind entwürdigend. Besonders hart betroffen sind Frauen*, da
das Asylsystem Männer als Massstab nimmt." So forderten die
Demonstrant*innen:

• Keine Folter, keinen Tod und Vergewaltigung in libyschen Camps,
sondern sichere Flucht- und Migrationsrouten für alle.

• Keine Deals in Transitstaaten, sondern Personenfreizügigkeit
für alle.

• Keine Entrechtung und katastrophalen Bedingungen in den
europäischen Hotspot-Camps, sondern ein Bleiberecht und
Niederlassungsfreiheit für alle.

• Keine Diskriminierung, sondern gleiche Rechte, Respekt und
Würde für alle.

• Keine Isolation und keine Ausschaffungen, sondern gleicher
Zugang zu Wohnen, Arbeit, Bildung und Gesundheit für alle


Die Worte der Betroffenen

Saule Yerkebayeva lebt in Zürich. Sie ist eine geflüchtete Frau und
Aktivistin beim Migrant Solidarity Network. "Es ist wichtig, dass die
geflüchteten Frauen nicht das Gefühl haben, sie seien alleine in ihrer
Situation. A refugee woman is a human!" Boni lebt in Bern. Er befindet
sich seit zweieinhalb Jahren als Abgewiesener in der Nothilfe. "Im
Asylcamp wirst du zum Zombie". Amira lebt im Kanton Thurgau. Sie kam
mit ihrem vier Monate alten Kind in die Schweiz und befindet sich nach
drei Jahren immer noch im Asylverfahren. "Ich und mein Kind mussten im
Asylcamp Gewalt erfahren, doch von der Security und dem Personal wurde
ich ignoriert."

Taha Yahia ist ein Geflüchteter aus dem Sudan. Er lebte zwölf Jahre in
einem Camp im Tschad. Mittlerweile lebt er in Bern als vorläufig
Aufgenommener: "Im Osten vom Tschad gibt es zwölf Flüchtlingscamps.
Unzählige Menschen sind dort gestrandet, haben keine Zukunft und
werden von der Welt vergessen." Negasi Sereke ist ein Geflüchteter aus
Eritrea. Er verbrachte auf seiner Flucht zwei Jahre in Libyen. Negasi
ist ein Aktivist und lebt in Bern. "In Libyen sind Folter und
Vergewaltigung an der Tagesordnung. Dazu werden die Menschen versklavt
und die Familien der Menschen erpresst. Die EU und Italien schauen zu
und unterstützen gar die Rückkehr von Geflüchteten nach Libyen."
Johannes ist ein Geflüchteter aus Äthiopien und lebt in einer
Notunterkunft im Kanton Schwyz. "Von 9:30 bis 19 Uhr bleibt unsere
Unterkunft geschlossen, doch wo sollen wir denn sein? Wir haben keinen
Raum und ohne Geld kommen wir nirgends hin. Trotzdem müssen wir dann
drei Mal am Tag im Camp unterschreiben, damit wir unsere zehn Franken
bekommen."
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GEWERKSCHAFT/235: Rundfunkbeitrag - Länder müssen endlich Farbe bekennen (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
5. Dezember 2019

Rundfunkbeitrag: 

KEF-Vorschlag enttäuschend - Länder müssen endlich Farbe bekennen



Berlin - In den heute (5.12.) anstehenden Gesprächen über die künftige Höhe
des Rundfunkbeitrags fordert die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft
ein klares positives Signal der Länder an die Sender und ihre
Beschäftigten. "Der auf dem Tisch liegende Vorschlag der KEF ist
enttäuschend. Wie sollen die Anstalten ihrem Programmauftrag
nachkommen, wenn sie dafür nicht ausreichend finanziert werden?",
erklärte Christoph Schmitz, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand und
Bundesfachbereichsleiter Medien, Kunst und Industrie, anlässlich der
heute stattfindenden Ministerpräsidentenkonferenz. Die Länder beraten
über die Empfehlung der Kommission zur Ermittlung des Finanzbedarfs
(KEF), den Rundfunkbeitrag ab 2021 um 86 Cent auf 18,36 Euro im Monat
anzuheben. "Das klingt vielleicht viel, bedeutet aber de facto eine
Erhöhung um nur einen Cent und damit ein Einfrieren des Beitrags", so
ver.di-Bundesvorstand Schmitz. ARD, ZDF und Deutschlandradio erhalten
derzeit 17,50 Euro sowie 85 Cent aus bisherigen Beitragsrücklagen.

Schmitz verlangte von der Politik mehr Rückgrat: "Die Sender stehen
vor gewaltigen Herausforderungen, etwa durch die fortschreitende
Digitalisierung und die sich verändernde Mediennutzung. Ein
eingefrorener Beitrag raubt ihnen ihre dringend notwendigen
Entwicklungsmöglichkeiten." Viele Anstalten kämpften schon jetzt mit
Personalabbau, Beschäftigte arbeiteten an der Grenze der
Belastbarkeit. Der KEF-Vorschlag werde diesen Zustand verschärfen.
Auch Programmeinschnitte seien denkbar geworden. "In einer solchen
Situation ist es außerdem wenig hilfreich, wenn die KEF
Gehaltsvergleiche anstellen lässt, die weder ein realistisches Bild
der Arbeit, vor allem der Arbeitsverdichtung der Beschäftigten,
abgeben noch die Tarifautonomie berücksichtigen", kritisierte
Schmitz. "Aufgabe der Kommission ist es, die Finanzanmeldungen der
Anstalten zu prüfen, nicht fragwürdige Gutachten in Auftrag zu
geben."

Hinzu kämen die zunehmenden Angriffe auf den öffentlich-rechtlichen
Rundfunk und die Pressefreiheit, etwa vom rechten Rand. In Zeiten von
Hetze und Falschmeldungen stünden gerade die Öffentlich-Rechtlichen
für journalistische Unabhängigkeit. Ein deutliches Bekenntnis zu
einer ausreichenden Finanzierung sei deshalb ein dringend benötigtes
Zeichen.

 * 
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MUSIK/585: WDR - "Der beste Chor im Westen". Zehn Chöre singen um den Einzug ins Finale!, 6.12.2019 (WDR)

Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 1. Dezember
2019

"Der beste Chor im Westen": Zehn Chöre singen um den Einzug ins
Finale!

WDR-Liveshow aus Köln am 6. Dezember 2019 um 20.15 Uhr



Die Jury hat ihre Entscheidungen gefällt: Zehn Chöre aus
Nordrhein-Westfalen konnten sich in ihren Vorentscheiden gegen starke
Konkurrenz durchsetzen und stehen im Halbfinale des WDR-Wettbewerbs
"Der beste Chor im Westen"! Das WDR Fernsehen überträgt die Show live
am Freitag, dem 6. Dezember um 20.15 Uhr.

Mit überzeugenden Stimmen und ausdrucksstarken Bühnenperformances
hinterließen die Chöre bei der prominenten Jury rund um Chartstürmerin
Beatrice Egli, Erfolgssänger Giovanni Zarrella, "Texas Lightning"-
Frontfrau Jane Comerford und Rolf Schmitz-Malburg vom WDR-Rundfunkchor
den besten Eindruck. Galt in den Vorentscheiden allein das Jury-
Urteil, müssen die Chöre im Halbfinale nun die Herzen der TV-Zuschauer
erobern: Vier Chöre werden vom WDR-Publikum per Anruf oder SMS ins
Finale am 13. Dezember geschickt. Den letzten Chor wählt die
prominente Jury aus, so dass schließlich fünf Gesangsformationen in
die Finalrunde des WDR-Chorcastings einziehen werden. "Ich wünsche mir
für das Halbfinale, dass die Chöre mutig ihre gesanglichen Stärken
herausarbeiten und auch in der Performance überraschen und
begeistern!", freut sich Jurymitglied Beatrice Egli auf die Show.

Diese zehn Chöre sind im Halbfinale dabei:

Gemischte Stimmen BIGGEsang (Olpe)

TEN SING United (NRW)

Starlights (Ostbevern)

chor cantiamo (Aachen)

S(w)ing and Praise mixed (Bonn)

Encore! (Düsseldorf)

Sounds Like Wednesday (Ennepe-Ruhr-Kreis)

Jugendchor Theater Bonn (Bonn)

Frauenensemble Encantada (Neunkirchen)

LahnVokal (Feudingen)

Moderiert von Marco Schreyl und Sabine Heinrich verspricht das Live-
Halbfinale Spannung pur, schließlich geht es für die Chöre um viel:
Nach der Entscheidung haben die fünf Finalteilnehmer nur einige Tage
Zeit, sich auf das große Live-Finale am 13. Dezember (20.15 Uhr im WDR
Fernsehen) vorzubereiten. Der Gewinner-Chor erhält ein Preisgeld von
10.000 Euro und einen Auftritt mit dem WDR Rundfunkchor in seiner
Heimatstadt.

"Der beste Chor im Westen" ist eine Produktion des Westdeutschen
Rundfunks in Zusammenarbeit mit Bavaria Entertainment.

Redaktion: Daniel Boltjes

Infos, FAQs und die Teilnahmebedingungen auf derbestechor.wdr.de
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FEATURE/1359: Deutschlandfunk - Rundfunk auf Kroatisch, 6.12.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Hrvatska Radiotelevizije

Rundfunk auf Kroatisch

Von Grit Eggerich

Deutschlandfunk 2019

Das Feature

Freitag, 6. Dezember 2019, 20.10 - 21.00 Uhr, Deutschlandfunk



In Europa gibt es immer wieder Streit und Polemik darüber, was ein
öffentlich-rechtlicher Rundfunk eigentlich ist. Im jüngsten
Mitgliedsland Kroatien nennen die Bürger ihren Rundfunk selbst
"Staatsrundfunk" - ein abschreckendes Beispiel, was aus einem
öffentlich-rechtlichen Sender werden kann, ein Lehrstück über
staatliche Medienpolitik und ihre Fallstricke. Das öffentliche
kroatische Radio und Fernsehen HRT hat eine Geschichte, an die sich
die meisten Kroaten noch sehr gut erinnern: als Staatsmedium in
Jugoslawien und als Propagandainstrument während des Krieges in den
90er-Jahren. Unsere Autorin war zwei Monate lang Gast bei HRT und
durfte hinter die Kulissen gucken: eine Reise durch die verwinkelten
Flure, Studios und Redaktionsräume der Hrvatska Radiotelevizije,
Begegnungen mit Verwaltungschefs, Kollegen und kaltgestellten
Programmmitarbeiterinnen.

 * 
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MUSIK/3067: Deutschlandfunk Kultur - Songs von Menschen im Straßengraben, 7.12.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Songs von Menschen im Straßengraben

Eine Lange Nacht über Tom Waits

Von Knut Benzner

Lange Nacht

Samstag, 7. Dezember 2019, 0.05 - 3.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Die Szene spielt in Australien 1979. Tom Waits ist zu Gast in einer
Talkshow. Der Gastgeber in feinem Zwirn sieht sehr englisch aus. Dann
kommt Waits. Ausgebeulte Hose, schwarzes Hemd, schwarze Cordjacke,
zerknautschter Hut. Plötzlich will Waits rauchen, aber es ist kein
Aschenbecher zur Hand, der Talkmaster reicht ihm ein Gefäß, es ist ein
gefülltes Wasserglas, Waits fällt die Kippe aus der Hand. 30 Jahre
später schreibt jemand, der sich diesen Ausschnitt angesehen hat: "Es
geht nicht ums Rauchen. Es geht um eine Botschaft. Alles raucht." Tom
Waits, tiefe Stimme, Texter, Sänger, Schauspieler, Klavierspieler,
Kurt-Weill-Interpret, 19 LPs/CDs, zwei Soundtracks, 42 Filme. Schon
lange kein Hobo mehr, kein Nachtschwärmer, kein Hund, der im Regen
steht, sondern seriöser Familienvater. Am 7. Dezember wird der Mann
70.

Die "Lange Nacht" wird ab 23.05 Uhr auch im Deutschlandfunk gesendet.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019
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MUSIK/3066: BR-KLASSIK - Der Chor des Bayerischen Rundfunks mit "Das Licht der Öllampe", 7.12.2019 (BR)

Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 15. Oktober 2019

Chor des BR - 2. Abonnementkonzert

Das Licht der Öllampe - Uraufführung

Mitwirkende:

Hassan Sadeghi, Rezitator

Nora Thiele, Perkussion

Chor des Bayerischen Rundfunks mit Instrumenten

Rupert Huber, Leitung

Mitschnitt des Konzertes vom 23. November 2019 aus dem Prinzregententheater
München

Samstag, 7. Dezember 2019, von 20.05 bis 22.00 Uhr



Licht ist in seiner Immaterialität seit jeher ein Faszinosum. In
diesem Konzert bildet das Thema "Licht" den gedanklichen Ausgangspunkt
für unterschiedliche musikalische Annäherungen. Im Mittelpunkt steht
die Uraufführung der Komposition "Das Licht der Öllampe", die der
Dirigent des Abends, Rupert Huber, eigens für dieses Konzert
komponiert hat.

Chorkonzerte mit dem österreichischen Dirigenten Rupert Huber haben
immer das gewisse Etwas. Mit seinen ungewöhnlichen Programmkonzepten
entführt er sein Publikum in entfernte Weltgegenden und lässt es
teilhaben an den meditativen und transzendenten Dimensionen der Musik.


Licht

Das Thema "Licht" wird weiter aufgegriffen mit György Ligetis
epochalen Sphärenklängen "Lux aeterna" und einer Rezitation des
Lichtverses aus dem Koran des den international tätigen Rezitator
Hassan Sadeghi. Rupert Hubers eigene kompositorische
Auseinandersetzung beschäftigt sich mit dem Licht der Öllampe als
christliches und islamisches Symbol für die Allgegenwart des
Göttlichen.


Perkussion

In diesem Konzert werden einzelne Choristen elektronisch verstärkt,
auch Instrumente kommen bei einem Teil der Sänger zum Einsatz. Den
komplexen Schlagzeug-Part übernimmt Nora Thiele, eine der führenden
Perkussionistinnen Europas. In unterschiedlichen Projekten zwischen
Alter Musik, außereuropäischer Musik, Jazz, Improvisationen und
zeitgenössischer Musik spielt sie einzigartig und virtuos die
Rahmentrommeln und schlägt Brücken zwischen Kulturen, Genres und
Epochen. Sie tourte als Solistin, Gastmusikerin und eigenen Projekten
durch Europa, den Nahen Osten und China.

Das Programm:

Hildegard von Bingen: Item de virginibus

György Ligeti: Lux aeterna

Lichtvers aus dem Koran: Gott ist das Licht des Himmels und der
Erde

Rupert Huber: Das Licht der Öllampe (Uraufführung, Kompositionsauftrag
des Chores des Bayerischen Rundfunks)

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 15. Oktober 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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MUSIK/3065: Deutschlandfunk - Klassik-Pop-et cetera mit Margot Käßmann, 7.12.2019 (Deutschlandradio)

Deutschlandradio - Programmtip

Klassik-Pop-et cetera

Am Mikrofon: Die Theologin Margot Käßmann

Samstag, 7. Dezember 2019, 10.05 - 11.00 Uhr, Deutschlandfunk



Ob Joan Baez oder Johann Sebastian Bach, Herbert Grönemeyer oder Felix
Mendelssohn Bartholdy - mit Musik verbinden sich für die Theologin
Margot Käßmann intensive Eindrücke und Begegnungen. Käßmann wurde 1958
in Marburg geboren. Sie studierte in Tübingen, Edinburgh, Göttingen
und Marburg Theologie, wurde 1985 ordiniert und 1989 in Bochum
promoviert. Sie arbeitete zunächst als Pfarrerin und wurde 1994
Generalsekretärin des Deutschen Evangelischen Kirchentages. Von 1999
bis 2010 war sie Landesbischöfin der Evangelisch-Lutherischen
Landeskirche Hannovers. Dann trat sie nach einem Straßenverkehrsdelikt
von Bischofsamt und EKD-Ratsvorsitz zurück. Später engagierte sie sich
als Botschafterin des Rates der EKD für das Reformationsjubiläum 2017.
Der Dialog der Religionen, das Engagement für ein friedliches,
gerechtes Miteinander, das sind Themen, für die sie sich immer wieder
intensiv einsetzt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. November 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160
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STANDPUNKT/058: Rückenwind für Politganoven in Südamerika (Volker Bräutigam und Friedhelm Klinkhammer)

Rückenwind für Politganoven in Südamerika

Die neoliberale Propaganda der Tagesschau wirkt, weil sie so
faszinierend dumm ist

Von Friedhelm Klinkhammer und Volker Bräutigam, 3. Dezember 2019



Die deutsche Außenpolitik orientiert sich zunehmend aggressiv auf
"mehr Verantwortung in der Welt übernehmen". So heißt die verlogene
Formel für rücksichtslose Einmischung in die Angelegenheiten anderer
Länder. Die führt in Südamerika zu schamlos offener Unterstützung von
Putschisten und deren Hintermännern. Heiko Maas erweist sich eben
nicht nur als "Außenminister für strategische Ideenlosigkeit" (1),
sondern als abgefeimt transatlantischer Opportunist. Die korporierten
Leitmedien, voran ARD-Tagesschau, ZDF-heute und Deutschlandradio,
begleiten seine Politik nicht distanziert und kritisch, sondern
wohlwollend. Ihre Nachrichten sind eine Demonstration charakterloser
Preisgabe journalistischer Grundsätze. Die gedankliche Schlichtheit
ihrer Kommentatoren würde zu Mitleidstränen rühren, wenn sie nicht so
meinungsverformend wäre.

Ein klassisches Beispiel dafür, wie dümmlich die Betrachtungsweise von
Journalisten der ARD beim Blick auf Südamerika sein kann, ist auf
tagesschau.de nachzulesen:

"Wenn es etwas gibt, was die verschiedenen Krisenherde in
 Südamerika gemeinsam haben, dann ist es die tief greifende Spaltung
 der Gesellschaft." (2) 


Ach nee! Ja woher kommt sie denn, diese tief greifende Spaltung? Ist
sie vielleicht gottgegeben? Oder doch bloß gezeugt von
kapitalistischen Ausbeutern mit Zweit- und Drittvillen in Europa und
in den USA? Wer ist letztlich verantwortlich für Ungleichheit,
Repression, Mord und Totschlag? Nicht das transatlantische
Räuberwesen? Nicht auch unsere Wirtschaftsweise, nicht wir? Wir nicht?

Als Ersatz für jeden kritischen eigenen Gedanken gibt uns der
Verfasser diese lichtlos antisozialistische Plattitüde zu verdauen:

"Kommt dann die Linke an die Macht, geht das gut, solange sie
 großzügig Rohstoffeinnahmen verteilen kann... Dass Unternehmer
 zumindest eine Chance brauchen, Geld zu verdienen, kommt in dieser
 Weltsicht nicht vor. Nirgends hat sie es geschafft, echte
 Zukunftsperspektiven zu entwickeln." (ebd.) 


Gerade das "echte Zukunftsperspektiven zu entwickeln", und zwar für
alle, hatte der von faschistoiden Putschisten verjagte linke Präsident
Boliviens, Evo Morales, mustergültig geschafft. Selbst die UN, der
Internationale Währungsfonds u.a. haben das bestätigt. (3) Nicht
minder erfolgreich hatte der vormalige brasilianische Präsident Luiz
Inácio Lula da Silva sein Land modernisiert und seinem Volk zu
erstaunlichem sozialem Aufstieg verholfen; aber auch er und seine
Nachfolgerin Dilma Vana Rousseff fielen am Ende einer reaktionären
reichen Elite zum Opfer.

Ein echter ARD-Korrespondent lässt sich von solchen Beispielen - es
gäbe deren noch mehr, die seine primitive Behauptung widerlegen -
natürlich nicht irritieren. Er gibt seinem blinden Affen Zucker und
seinem unbedarften Lesepublikum Saures: Linke verstehen bekanntlich
nix von Wirtschaft, die verschleudern bloß den Reibach aus dem
Rohstoffexport, wenn sie an die Macht kommen ...

Sein dumpfes Geschwätz soll mutmaßlich jedes Nachdenken darüber
blockieren, warum "vernünftige" ökonomische Alternativen sich schwer
entwickeln lassen und wer für die überkommenen ökonomischen Zwänge
verantwortlich ist: Das sind doch gerade nicht die "linken
Machthaber". Verantwortlich ist vielmehr eine brutale westliche
"Wertegemeinschaft", die all ihren Einfluss aufwendet, um in
Südamerika "marktliberale" Strukturen aufrechtzuerhalten und sie mit
krimineller Energie und allen Mitteln durchzusetzen.


Das Mörder-Trio

Lateinamerikanische Regierungen, die sich dem nicht beugten, wurden -
viele sogar wiederholt - vom kapitalistischen Westen mit
Wirtschaftskrieg überzogen, mit Sanktionen, Embargos und
aggressiv-zerstörerischer Währungsspekulation. Kuba, Venezuela,
Nicaragua, Honduras, Argentinien, Ecuador, Bolivien und etliche mehr
haben das bitter erfahren müssen, einige durchleiden den ökonomischen
Terrorismus der Westmächte bis heute. Er wird begleitet von der
gehässigen Propaganda der Leit- und Konzernmedien. In Deutschland
unter massiver Beteiligung auch des öffentlich-rechtlichen Rundfunks,
allen voran die Tagesschau-Macher der Hauptabteilung ARD-aktuell:
notabene eine satte, unsolidarische Sippschaft tariflich hochbezahlter
Streikbrecher in Betrieb und Redaktion, wie sich jüngst im
Tarifkonflikt mit der Gewerkschaft ver.di wieder zeigte. (4)

Ihr verschwenderisch eingesetztes Mittel: Sie denunzieren linke
Regierungschefs beweislos als Wahlfälscher, machen sie als
Demokratiefeinde verächtlich und beschuldigen sie, Unterdrücker der
Pressefreiheit zu sein. Im Schlagschatten dieser
Desinformationskampagnen machen die Strippenzieher der
Wirtschafts- und Finanzelite ihre menschenfeindlichen Geschäfte. Ihre
mörderischen Erpresser-Organisationen heißen Internationaler
Währungsfonds, IWF (5), Weltbank (6) und Welthandelsorganisation, WTO
(7), die Zentralinstitute der Globalisierung (8). Ein Mördertrio mit
der "Lizenz zum Plündern". (9) Ihre Planungsstäbe konferieren als
Bilderberger (10), als Weltwirtschaftsforum (11), als Trilaterale
Kommission. (12) Auf das Schuldkonto dieser unermesslich reichen
Verbrecher-Elite gehen Elend und Tod von Millionen Menschen rund um
den Globus, Massenopfer der strukturell verankerten Raffgier.

Direkte Kriegsführung zur Unterwerfung souveräner Regierungen in
Südamerika ist die Ausnahme. Die Regel ist finanzielle Erpressung
zwecks Einflussnahme und Disziplinierung, bzw. die Auslösung interner
bewaffneter Konflikte. Länder wie Ecuador, Kolumbien, Brasilien und
Argentinien erhalten von der Weltbank und dem IWF gigantische
Milliarden-Kredite, geknüpft an die Bedingung, umfangreiche
Privatisierungen durchzusetzen, ausländischen Investoren
uneingeschränkt Zugang zum heimischen Markt zu gewähren und soziale
Leistungen für die Bevölkerung zu streichen. In unserer unmittelbaren
Nachbarschaft wurden diese Methoden vorexerziert, nämlich in
Griechenland und Ukraine.

Die Wirkung ist bekannt: Plünderung wichtiger Ressourcen,
galoppierende Inflation, Massenarbeitslosigkeit, Aussichtslosigkeit
der Schuldentilgung, automatische Neuverschuldung und vermehrte
Abhängigkeit, neue Erpressungen seitens der "Wertegemeinschaft".


Der Judas im Präsidentenamt

Schauen wir nach Ecuador. Das kleine Land im Nordwesten Südamerikas
erlebte in seiner noch kurzen Geschichte eine einzige Abfolge von
Umstürzen, Staatsstreichen und Ausplünderung seiner Ressourcen, vor
allem Öl und Gas. Bis 2007 der Linkssozialist Rafael Correa Präsident
wurde, Ecuador in den folgenden zehn Jahren befriedete und für bis
dahin nicht gekannten sozialen Fortschritt und wirtschaftliche
Erholung sorgte. (13)

Sein Vize Lenin Moreno (Spitzname "Lenin-Judas") wurde 2017 unter
linker Flagge zum Nachfolger gewählt. (14) Binnen kürzester Zeit
wandelte er sich jedoch zum Neoliberalen. Er verriet die Ideale seines
Mentors und die Mehrheit seiner Wähler skrupellos.

Morenos Politik gleicht dem reaktionären Schwenk der
Schröder-Fischer-Regierung und deren "Agenda 2010". Schließlich
verkaufte er den Wikileaks-Gründer Julian Assange, indem er ihm das
Asyl in der Botschaft in London entzog und ihn den britischen Häschern
auslieferte; wohl wissend, dass die Briten Assange in die USA
abschieben wollen. Dort droht ihm die Todesstrafe dafür, dass er die
Weltöffentlichkeit über die US-Kriegsverbrechen in Irak und
Afghanistan informiert hatte. Morenos erbärmliches Motiv: Er, dem
persönliche Offshore-Finanzmanipulationen nachgewiesen wurden, will
sich das Wohlwollen der USA bei der Kreditvergabe der Weltbank und des
IWF sichern.

Als Gegenleistung für einen dreijährigen IWF-Kredit von 4,2 Milliarden
US-Dollar verpflichtete Moreno sein Regime im März 2019 dazu, ein vom
IWF festgelegtes Wirtschaftsprogramm umzusetzen. Es erlaubt der
nationalen Wirtschaftselite sowie etlichen internationalen Konzernen
und Geldgebern die hemmungslose Ausbeutung der vorhandenen Ressourcen,
rücksichtslose Umweltzerstörung und die aktive Verelendung der
indigenen Bevölkerungsmehrheit. Die damalige Leiterin des IWF,
Christine Lagarde, heute Chefin der Europäischen Zentralbank, fand für
den totalen Volksverrat und so viel Inhumanität trotzdem nur
Euphemismen:

"Integrales Reformprogramm mit dem Ziel, die Wirtschaft zu
 modernisieren und den Weg für ein starkes, nachhaltiges und
 gerechtes Wachstum zu ebnen." (15) 


Objektiv verfolgt das Programm den Verzicht auf jegliche
Sozialstaatlichkeit. Es sieht die Kürzung des Staatshaushaltes um
sechs Prozent des Bruttoinlandsproduktes (BIP) in drei Jahren vor.
Mehr als die Hälfte der Staatsausgaben muss gestrichen werden.


Weiße-Kragen-Kriminelle

Konkrete Folgen: Entlassung von zehntausenden Angestellten des
öffentlichen Dienstes, Streichung der ohnehin geringen Hilfen für die
besitzlose Bevölkerung aus Erlösen der staatlichen Gasproduktion,
kräftige Steuererhöhungen, die in erster Linie ebenfalls die arme
Bevölkerung treffen, Kürzung von und gänzlicher Verzicht auf
öffentliche Investitionen. Die soziale Infrastruktur ist dem Verfall
preisgegeben.

Die "Weiße-Kragen"-Kriminellen des IWF wissen um die schrecklichen
Folgen ihres Programms. Sie gehen selbst davon aus, dass
Arbeitslosigkeit und Armut drastisch zunehmen werden. Bemerkenswert:
Dieses Programm war selbst unseren deutschen Neocons in der Partei Die
Grünen/Bündnis90 des Üblen zuviel. (16)

Die Sozis, voran ihre außenpolitische Nullnummer Heiko Maas, schwiegen
zur Entwicklung in Ecuador. Auch Kanzlerin Merkel tat, was sie
angesichts solcher Probleme am liebsten tut: nichts. Warum sollten
unsere politischen Vorleute auch reagieren, die menschenfeindlichen
Maßnahmen in Südamerika betreffen ja fast nur Arme und Eingeborene,
die außerdem auf Ölreservaten sitzen?

Und was tut ARD-aktuell? Die achtet sorgfältig drauf, dass der
Scheinheiligenschein über unseren Lichtgestalten Merkel und Maas nicht
verblasst. Haben unsere wichtigsten Nachrichtengeber, haben Tagesschau
&. Co. KG jemals ernsthaft versucht, ihr Publikum objektiv über die
örtlichen Lebensumstände, über Motive der Akteure und über die absolut
inhumanen Aspekte des Geschehens in Südamerika aufzuklären?

Nicht die Bohne. Vielmehr sind Verschleierung und Täuschung angesagt:

"... eine Regierung die mit linkem Programm angetreten war, aber
 einen liberalen Kurs fährt" (s. Anm. 2) 


Links ist böse, und soziale Plünderung ist "liberaler Kurs". Der
Betrüger Moreno bekommt den Mantel des Biederen umgehängt. Würde ein
asoziales Programm wie das seine in Ländern durchgezogen, deren
Regierungen sich unserer westlichen Wertegemeinschaft selbstbewusst
entgegenstellen, zum Beispiel in Russland oder in China, dann könnte
sich das deutsche Publikum vor gehässigen Fernseh-Reportagen über
solche Verelendungspolitik nicht retten. Unsere regierungskonformen
Journalisten haben längst verinnerlicht, wie sich das Kabinett Merkel
öffentliche Meinungsbildung wünscht.


Von der Realität eingeholt

Am 4. Oktober 2019 hatte Regierungssprecher Seibert in der
Bundespressekonferenz noch verkündet, dass Präsident Moreno zu einem
Staatsbesuch nach Deutschland komme, Empfang mit Ehrenkompanie der
Bundeswehr - "Die Augen .... rrrechts!" - Nationalhymnen und natürlich
Staatsbankett, auf dass der geschätzte Gast nicht vom Fleische falle.
(17) Der Besuch platzte allerdings, weil das Volk des Präsidenten zu
massiven Demonstrationen gegen seine Politik zusammengefunden hatte
und ihn wegzuspülen droht. Seine Begründung für die Besuchs-Absage:
Er wolle "das Geschehen im eigenen Land im Auge behalten". (18)

Das passte aber nun wirklich nicht zu dem schönen Bericht über die
Menschenrechtslage in Ecuador, mit dem die Bundesregierung ihren
Wunschgast beölte. Seit Morenos Amtsantritt

"...verbesserte sich die Menschenrechtslage erheblich. Mit der
 von Moreno eingeleiteten Politik des gesellschaftlichen Dialogs
 wird der unter seinem Vorgänger Correa geschürten Polarisierung der
 Gesellschaft entgegen gesteuert, die Diffamierung und
 Kriminalisierung der inner- und außerparlamentarischen Opposition
 sowie von Nichtregierungsorganisationen beendet, die Unterdrückung
 der Medienfreiheit abgestellt und viele Beschränkungen der
 Versammlungs- und Vereinigungsfreiheit zurückgenommen."
 (19) 


Als Beitrag zur Stärkung der Meinungs- und Pressefreiheit in Ecuador
wurde der "Deutsch-Französische Preis für Menschenrechte und
Rechtsstaatlichkeit" Ende 2017 dem Generalsekretär der sogenannten
Nichtregierungsorganisation Fundamedios, César Ricaurte, überreicht.
Wer ist Ricaurte? Wikileaks hat schon 2012 aufgedeckt, dass der
Preisträger als "Informant" der US-Botschaft tätig war und seine
Organisation aus US-Quellen finanziert wurde (20). Heute ist er Spezi
und Gewährsmann von Luis Almagro, Chef der OAS und Synonym für
bedingungslose US-Hörigkeit. So schmiert da eine Hand die andere, es
zeigt sich auch hier nur geheucheltes "Wertebewusstsein" in der
deutschen Politik.

Zurück zu Moreno, dem aus großdeutscher Sicht vorbildlichen
Menschenrechtswahrer Ecuadors: Trotz der ersichtlichen Friedfertigkeit
der Demonstranten - es waren halt leider bloß so unglaublich viele,
eine Menschenmasse, deren schiere Größe so bedrohlich wirkte! -
verhängte der Superdemokrat Moreno den Ausnahmezustand und griff zu
staatlicher Gewalt. Die Legalität der Streiks und die Legitimität der
Anliegen der Demonstranten galten ihm nichts.

79 000 Polizisten und Militärs setzte er ein, um den Protest der
Bevölkerung gegen ihre elenden Lebensverhältnisse niederknüppeln zu
lassen. Es gab ungezählte Festnahmen, viele Gefangene wurden
misshandelt, Grundrechte wie der Kontakt zu Angehörigen und Anwälten
wurden verwehrt. Ecuador war wieder Polizeistaat geworden. (21)

51 Journalisten wurden bei der Berichterstattung über den Streik und
die nachfolgenden Proteste angegriffen, 30 Fälle sind dokumentiert, in
denen Polizeibeamte gewaltsam gegen Reporter, Fotografen und
Kameraleute vorgegangen waren. (22) Von wegen Pressefreiheit:
Kritische Sender wurden zensiert und auf das Abspielen von Propaganda
reduziert. Der Sender Russia Today musste ganz schließen.

Ein Generalstreik am 9. Oktober 2019 in Quito brachte dennoch 100 000
Teilnehmer auf die Straße, obwohl am Tag zuvor 700 Demonstranten
verhaftet und 400 verletzt worden waren. (23) Und wo blieb da die
Tagesschau, das "Flaggschiff des deutschen Nachrichtenjournalismus?"
Die Herrschaften prostituierten sich mal wieder, verschwiegen
Repression und Fragwürdigkeit der exzessiven Staatsgewalt und ließen
lediglich Morenos Sichtweise und die seiner uniformierten Prügelgarde
gelten:

"Er lobte Streitkräfte und Polizei für die Wiederherstellung der
 Ordnung". (24) 


Für die Übergriffe und die rechtswidrige Niederschlagung des Streiks
zeigten die Hofschranzen der ARD-aktuell Verständnis:

"Die Verfassung ermächtigt den Staatschef im Fall eines
 Ausnahmezustands zur Einschränkung der Pressefreiheit und zum
 Einsatz der Streitkräfte. Militäreinheiten stellten während des
 Streiks Fahrzeuge zur öffentlichen Beförderung bereit."
 (25) 


Ob der Ausnahmezustand selbst verfassungsgemäß verhängt wurde, fragen
solche journalistischen Ausfallerscheinungen natürlich nicht.
Stattdessen offenbaren sie uns:

"Vereinzelt kam es zu Zusammenstößen ... Das Militär warnte vor
 Gewalt und kündigte an, dass es für Recht und Ordnung sorgen
 werde." (ebd.) 


Typischer Blickwinkel: ausschließlich aus der Position der
Herrschenden. Ach, wie gänzlich anders doch die Darstellung von
Massenprotesten im "Feindesland"! In Hongkong beispielsweise. Da sind
Polizei und Behörden plötzlich nicht Garanten der Ordnung, sondern das
Böse an sich. Und gutgestellte Brandstifter, Schläger und Plünderer
sind nicht etwa gewalttätige Kriminelle, sondern wahre
Freiheitshelden ...


Brett vorm Schädel

ARD-aktuell ist entweder unfähig oder nicht willens, über
gewaltbelastete soziale Konflikte umfassend, sachgerecht und
wahrheitsgemäß zu informieren. Korrespondentenberichte dürfen zwar
auch Meinungsanteile haben. Die Verfasser der Rundfunkstaatsverträge
aber haben mit diesem Zugeständnis sicher nicht Blödelei auf
Klippschulniveau einfordern wollen.

Den eingangs zitierten ARD-Korrespondenten focht das nicht an. Sein
kindisches Lösungskonzept für südamerikanische Konflikte ist eine
Lachnummer "Made in Germany", qualitativ nicht steigerungsfähig: Die
Südamerikaner müssen es doch bloß genauso machen wie wir erfolgreiche
Deutsche!

"Konsens, eine faire Verteilung des gesellschaftlichen
 Reichtums, Kompromisse sind in Südamerika noch immer Fremdworte.
 Das Gezerre um kleinste gemeinsame Nenner - Stichwort Grundrente -
 ist mühsam und mag lächerlich kleinteilig wirken. Der Vergleich mit
 Südamerika zeigt: Diese Kompromisssuche ist die Grundlage unseres
 Erfolgs und wir sollten wenigstens mal versuchen, darauf auch stolz
 zu sein." (Anm. 2) 


Da fehlten bloß noch das Resümee "Ich bin stolz, ein Deutscher zu
sein" und die Folgerung: "Wir haben das Recht und die Pflicht, endlich
mehr internationale Verantwortung zu übernehmen." Auch in Südamerika.
Kolumbien ist ja schon assoziierter NATO-Partner, na also...

Mit einem derart dicken Brett vorm Schädel übersieht man leicht, dass
absolut ungerechte Einkommensverteilung und -besteuerung auch in
Deutschland eine unüberbrückbare Kluft zwischen wenigen immens Reichen
und Millionen Menschen in krasser Armut aufgetan haben; unsere
Gesellschaft ist genauso tief gespalten wie die in Südamerika.
Lediglich im Umfang des Elends mag es noch Unterschiede geben.

Allen Ernstes gibt dieser ARD-Erleuchtete die neue Grundrente als
Ausdruck eines gesellschaftlichen Konsenses aus. Der Mann schnallt
einfach nicht, dass es sich bei diesem Kompromiss zwischen Union und
SPD nur um einen sozialpolitischen Baldriantropfen handelt,
verkleckert von einer Parteienoligarchie, die nicht von
Konsensbereitschaft oder gar Gerechtigkeitssinn getragen ist, sondern
von geheimer Furcht geplagt, demnächst von den verarmten Wählermassen
abserviert zu werden. Jetzt schon ist sicher: Die noch regierenden
Sozis werden ihre Quittung kriegen.


Wo nicht Stuss, da Fälschung

Wo es bei den ARD-Schreibtischtätern mal nicht zum schieren Stuss über
Südamerika führt, reicht es immerhin noch für eine ordentliche Portion
Verlogenheit. Über das sozialistisch geführte, also "böse" Bolivien
des Evo Morales hieß es faktenwidrig und einseitig im
ARD-aktuell-"Faktenfinder":

"Am 10. November hat die OAS, die Organisation Amerikanischer
 Staaten, ihren vorläufigen Bericht zur Wahl in Bolivien
 veröffentlicht. Dieser Bericht fiel so eindeutig und klar aus, dass
 die Organisation umgehend eine Wiederholung der Wahl forderte."
 (26) 


Experten des US-"Denkfabrik" CEPR hatten die Vorgänge in Bolivien
allerdings ebenfalls untersucht. Ohne die Brille einer USA-dominierten
und entsprechend stramm ausgerichteten Politorganisation wie der OAS.
Die CEPR-Juristen hatten festgestellt, dass die OAS entgegen den
Behauptungen der westlichen Mainstream-Berichterstatter keine Beweise
für Wahlmanipulationen vorlegen konnte. (27) Dieser für die
Betrachtung wesentliche und das Gesamtbild erheblich verändernde Fakt
wurde vom Tagesschau-"Faktenfinder" entweder übersehen oder nach Art
des Hauses unterschlagen.

Auf gediegene Hintergrundberichte über Ursachen und Anstifter des
Putsches gegen Morales verzichtete die ARD-aktuell sowieso. Ein
Weniges, aber Aufschlussreiches sei dazu hier nachgetragen:

"Am 3. November 2019 hatte Morales das Dekret 3738 aufgehoben,
 das für die 'Dauer von 70 Jahren die Schaffung einer gemischten
 Gesellschaft zwischen dem bolivianischen Staat und der deutschen
 ACI Systems GmbH vorsah', so die Konrad Adenauer Stiftung (KAS).
 Ziel des Joint-Ventures war der Abbau und die Weiterverarbeitung
 von Lithium ... KAS: 'Hinter ACI stehen große deutsche
 Industrieunternehmen, darunter Volkswagen und Varta.' ...
 Deutschland (hätte) durch das Dekret 3738 erstmals einen direkten
 Zugang zu Lithium-Ressourcen haben können. 'Die aktuellen
 Entwicklungen bedeuten .. einen schweren Vertrauensbruch in den
 Beziehungen zwischen Deutschland und Bolivien,' so die KAS. ...
 Deutschland wünsche sich nach wie vor eine 'strategische
 Rohstoffpartnerschaft'." (28) 


Nun denn, der Wunsch geht in Erfüllung. Morales ist ja weggeputscht,
und wir Deutschen sind daran überhaupt nicht mitschuldig, kein
bisschen. Oder haben Sie vielleicht von der Tagesschau was anderes
gehört?


Acht ermordete Kinder

Ähnlich die verfälschende und mangelhafte Berichterstattung über
Kolumbien. Als NATO-Partnerland zählt es zu Deutschlands "Freunden",
obwohl regiert von dem rechtsradikalen Iván Duque, Zögling des
langjährigen US-Statthalters Alvaro Uribe, und trotz der finsteren
Machenschaften des vormaligen Verteidigungsministers Fernando Botero;
der wurde für den Mord an acht Kindern und Jugendlichen verantwortlich
gemacht und musste am 4. November 2019 zurücktreten. ARD-aktuell
berichtete zwar darüber, aber nur ganz versteckt auf einer
tagesschau.de-Seite, morgens um 6.01 Uhr. (29)

Man stelle sich die Sonderberichte und "ARD-Brennpunkte" vor, wenn
nicht einem NATO-verbundenen Kriegsminister die Mitverantwortung für
acht Morde an Kindern nachgesagt würde, sondern beispielsweise der
Regierungschefin Hongkongs, Carry Lam, oder dem russischen
Verteidigungsminister Schoigu. Nicht vergleichbar? Sind acht von
Militärs ermordete Kinder in Kolumbien weniger entsetzlich als acht
ermordete Kinder in Hongkong oder in Moskau - oder in Berlin?

Trotz massiver Repression gegen Hunderttausende Demonstranten in den
Städten Kolumbiens, trotz Ausnahmezustand, trotz gewaltsamer
Übergriffe von Polizei und Militär, trotz der Tötung eines 18jährigen
durch die von Duque eingesetzte Spezialeinheit ESMAD (30) lieferte
ARD-aktuell in der Woche vom 21. bis zum 28. November nur einen
einzigen Bericht von zwei Minuten Länge in den Hauptausgaben von
ARD-Aktuell, der 20 Uhr-Tagesschau und der Tagesthemen. (31) Gut die
Hälfte des Beitrags war den Ausführungen des Präsidenten Duque
gewidmet und seiner Schilderung der angeblichen Untaten der
"Randalierer".

Kolumbien, von erschütternder sozialer Ungleichheit und mangelnder
Rechtsstaatlichkeit geprägt, von Bürgerkrieg, von Gewalt und einer
extrem hohen Rate ungesühnter Morde, zugleich US-Aufmarsch-Terrain
gegen Venezuela, ist dennoch (oder gerade deswegen) mit der NATO
verbandelt. (32) Ungeachtet seiner indiskutablen inneren Verhältnisse
ein gerne angesteuertes Reiseziel unseres Prachtkerls von
Außenminister. Also füllte er vor Reiseantritt im Frühjahr 2019 diese
Sprechblase:

"Lateinamerika ist eine der am stärksten demokratisierten
 Regionen der Welt. Mit vielen Staaten teilen wir ein wichtiges
 Fundament gemeinsamer Werte. Wir ergreifen darum die Initiative, um
 unsere Beziehungen neu zu beleben und anzukurbeln. ... Wir wollen
 auf der Weltbühne zusammen für Demokratie, Menschenrechte und faire
 Regeln einstehen." (33) 


So bleibt denn nur noch Gabor Steingart zu zitieren, vormals
Chefredakteur und Miteigentümer des "Handelsblatt", heute Publizist
und Herausgeber des in Berlin erscheinenden "Morning Briefing" (34):

Wäre Maas "nicht Außenminister, sondern Frühstücks-Ei, würde man
 ihn wohl der Güteklasse B zuordnen: Unterdurchschnittliches aus der
 Legebatterie der Parteipolitik." (Anm.1) 


Volltreffer. Darf's trotzdem noch ein bissele mehr sein? Dann das
hier:

"Dieser Minister schmerzt ja nicht. Er macht nur so müde."
 (Anm.1) 


Warum sollten wir uns um ein eigenes Schlusswort bemühen, wenn ein
begnadeter Schreiber das schon so treffend erledigt hat?


Quellen:

(1) https://www.focus.de/politik/deutschland/gastbeitrag-von-gabor-steingart-waere-maas-ein-fruehstuecks-ei-wuerde-man-ihn-wohl-der-gueteklasse-b-zuordnen_id_11373433.html

(2) http://www.tagesschau.de/kommentar/suedamerika-krisen-kommentar-101.html

(3) https://www.nachdenkseiten.de/?p=40693

(4) https://ndr.verdi.de/

(5) https://de.wikipedia.org/wiki/Internationaler_Währungsfonds

(6) https://www.worldbank.org

(7) https://en.wikipedia.org/wiki/World_Trade_Organization

(8) https://prezi.com/yh7eielvkair/institutionen-der-globalisierung-wto-iwf-und-weltbank/

(9) https://www.buecher.de/shop/buecher/lizenz-zum-pluendern/mies-maria-werlhof-claudia-von-hgg-/products_products/detail/prod_id/11965697/

(10) https://www.infosperber.ch/Politik/Konzerne-Grossbanken-Die-geheime-Macht-der-Bilderberg-Gruppe

(11) https://de.wikipedia.org/wiki/Weltwirtschaftsforum

(12) https://lobbypedia.de/wiki/Trilaterale_Kommission

(13) https://de.wikipedia.org/wiki/Rafael_Correa

(14) https://www.strategic-culture.org/news/2019/10/27/lenin-judas-moreno-ecuadors-story-of-betrayal-and-resistance/

(15) https://amerika21.de/analyse/232569/iwf-situation-ecuador-verschlechtert

(16) https://www.gruene-bundestag.de/presse/pressemitteilungen/ecuador-ende-der-gewalt

(17) https://www.upendo.tv/tilo-jung-und-naiv/4-oktober-2019-bundespressekonferenz-regpk

(18) https://www.zdf.de/nachrichten/heute/proteste-in-ecuador-moreno-sagt-deutschlandbesuch-ab-100.html

(19) https://www.auswaertiges-amt.de/de/search?search=moreno%20

(20) https://amerika21.de/2015/09/130399/fundamedios-aufloesung

(21) https://amerika21.de/2019/10/232334/ecuador-moreno-iwf-generalstreik-repress

(22) https://knightcenter.utexas.edu/blog/00-21287-ecuador-journalists-are-attacked-during-coverage-protests-against-rising-fuel-prices

(23) https://www.larepublica.ec/blog/sociedad/2019/10/09/ong-denuncian-arresto-irregular-de-83-personas-en-medio-de-protestas-en-quito/

(24) https://www.tagesschau.de/ausland/ecuador-ausnahmezustand-103.html

(25) https://www.tagesschau.de/ausland/ecuador-ausnahmezustand-105.html

(26) https://www.tagesschau.de/faktenfinder/bolivien-wahlmanipulation-101.html

(27) http://cepr.net/images/stories/reports/bolivia-elections-2019-11.pdf?v=2

(28) https://deutsche-wirtschafts-nachrichten.de/501150/Bolivien-Morales-verhinderte-kurz-vor-seinem-Sturz-direkten-Zugriff-deutscher-Firmen-auf-Lithium-Vorkommen-des-Landes

(29) https://www.tagesschau.de/ausland/kolumbien-proteste-101.html

(30) https://amerika21.de/2019/11/234653/kolumbien-nationalstreik

(31) https://www.tagesschau.de/multimedia/video/video-624511.html

(32) https://amerika21.de/blog/2019/04/225245/ard-bei-kolumbien-gucken-wir-weg

(33) https://www.auswaertiges-amt.de/de/aussenpolitik/regionaleschwerpunkte/lateinamerika/maas-lateinamerikareise/2213786

(34) https://www.gaborsteingart.com/morning-briefing/
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BILDUNG/1178: Hebammen können sich ab jetzt an der Hochschule für Gesundheit Bochum bewerben (idw)

Hochschule für Gesundheit - 02.12.2019

Hebammen können sich ab jetzt an der hsg Bochum bewerben



Hebammen und Entbindungspfleger mit Berufszulassung können sich ab jetzt
um einen Studienplatz für den Bachelor-Studiengang 'Hebammenkunde
nachqualifizierend' an der Hochschule für Gesundheit (hsg Bochum)
bewerben, der im Sommersemester 2020 starten wird. Die Bewerbungsfrist für
diesen Studiengang endet am 15. Januar 2020.

Der Studiengang hat eine Regelstudienzeit von vier Semestern -
beziehungsweise von sieben Semestern, von denen drei Semester durch die
Hebammenausbildung anerkennungsfähig sind. Er ist so konzipiert, dass er
Präsenzveranstaltungen an der Hochschule, die vornehmlich als
Blockeinheiten organisiert sind, mit E-Learning-Einheiten verbindet. Dies
soll die Vereinbarkeit von Studium mit Familie und Beruf erleichtern. Über
die Präsenzzeiten, die am 23. März 2020 beginnen, informiert die
hsg-Homepage. Der Studiengang befindet sich in der Endphase der
Akkreditierung.

"Wir freuen uns auf die Bewerber*innen für den nachqualifizierenden
Studiengang Hebammenkunde, weil wir einige bereits aus der langjährigen
Zusammenarbeit mit unseren Kooperationspartner-Einrichtungen kennen. Viele
erfahrene Hebammen haben uns bereits signalisiert, dass sie gern an der
hsg Bochum ihr Bachelor-Studium absolvieren möchten", erklärte Professorin
Dr. Ute Lange, Leitung des Studienbereichs Hebammenwissenschaft an der hsg
Bochum, und fügte hinzu: "Wir bieten im kommenden Jahr zunächst 30 und
später jährlich bis zu 60 Studienplätze für examinierte Hebammen und
Entbindungspfleger an. Unser grundständiger Bachelor-Studiengang
Hebammenkunde für Abiturient*innen startet weiterhin jeweils zum
Wintersemester."

Die Bewerbung um einen Studienplatz in diesem zulassungsbeschränkten,
nachqualifizierenden Bachelor-Studiengang erfolgt online.
Studieninteressierte können sich auf der hsg-Homepage zunächst über den
Studiengang und das Bewerbungsverfahren informieren. Danach registrieren
sie sich im Bewerbungsportal für das Dialogorientierte Serviceverfahren
(DoSV) von hochschulstart.de. Mit den dort erhaltenen Identifikationscodes
können sich Bewerber*innen jederzeit bei hochschulstart.de sowie im
Online-Portal der hsg Bochum identifizieren.

Am 13. Dezember 2019 von 14:30 bis 17:00 Uhr findet an der hsg Bochum eine
Infoveranstaltung zum neuen Studiengang statt. Interessierte können sich
vor Ort unter anderem über die Studieninhalte, den Zugang zum Studium und
organisatorische Bedingungen informieren. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.hs-gesundheit.de/hebammenkunde-nq 

(Infos über den Studiengang)

http://www.hs-gesundheit.de/studieren-an-der-hsg/unser-studienangebot 

(Studienvoraussetzungen und Zulassungsverfahren)

http://www.hs-gesundheit.de/zsb 

(Ansprechpartner*innen der Zentralen Studienberatung der hsg Bochum)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1554

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Hochschule für Gesundheit - 02.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSLAND/2553: Südliches Afrika - Verbesserung des Tuberkulose-Screenings in abgelegenen Gebieten (idw)

Swiss Tropical and Public Health Institute - 02.12.2019

Verbesserung des Tuberkulose-Screenings in abgelegenen Gebieten



Jedes Jahr sterben weltweit 1,5 Millionen Menschen an Tuberkulose (TB). In
abgelegenen Gebieten ist die Diagnose und die Behandlung besonders
schwierig. Heute kündigt das Schweizerische Tropen- und Public
Health-Institut (Swiss TPH) zusammen mit internationalen Partnern den Start des
4-jährigen TB TRIAGE+ Projekts an. TB TRIAGE+ wird neue diagnostische
Ansätze evaluieren, um die aktive Fallsuche von TB-Patienten in
abgelegenen Gebieten im südlichen Afrika effizienter und kostengünstiger
zu gestalten. Das Projekt wird von der European and Developing Countries
Clinical Trials Partnership (EDCTP) finanziert.

Tuberkulose (TB) ist nach wie vor die Infektionskrankheit, die weltweit am
meisten Todesfälle fordert. Vor allem in schwer zugänglichen Gebieten
bleibt die Diagnose und Behandlung von TB eine grosse Herausforderung. In
Gebieten mit hohem Vorkommen wird ein Drittel der Patienten nie
diagnostiziert. Um diese Patienten zu finden, zu diagnostizieren und zu
behandeln, führen mehrere Länder aktive Fallsuchkampagnen durch. Während
solcher Kampagnen wird die Bevölkerung nach Symptomen gefragt, die auf TB
hinweisen, und, wenn sie positiv sind, mit einem molekularen Sputumtest,
dem Xpert MTB/RIF, getestet.

"Es ist arbeitsintensiv und kostspielig, jede Person, die unspezifische
TB-Symptome aufweist, mit Xpert MTB/RIF zu testen, zumal die meisten
Personen nicht an TB erkrankt sind", sagt Klaus Reither, Leiter der
Einheit «Clinical Research» am Swiss TPH und Projektleiter von TB TRIAGE+.
"Eine viel effizientere und kostengünstigere Methode wäre es, zuerst einen
Triage-Test durchzuführen, um Menschen auszuschliessen, die
höchstwahrscheinlich nicht TB haben. Der molekulare Test müsste dann nur
noch bei den übrigen Personen durchgeführt werden."

Das TB TRIAGE+ Projekt wird die Exaktheit, Wirkung und Kosteneffizienz
neuer Fallsuch-Methoden auf Gemeindeebene eruieren, um potenzielle
Tuberkulosepatienten besser zu triagieren. Das Herzstück von TB TRIAGE+
ist eine gross angelegte, cluster-randomisierte klinische Studie in den
ländlichen Gemeinden Lesotho und KwaZulu-Natal in Südafrika, die stark von
TB- und HIV-Epidemien betroffen sind. TB TRIAGE+ wird vom EDCTP mit 3,19
Millionen Euro finanziert und beginnt am 1. Januar 2020.

Neuartige Röntgenanalyse und Blutmarker zur Untersuchung von Patienten

"Ziel der Hauptstudie von TB TRIAGE+, an der 35.000 Menschen teilnehmen
werden, ist es, eine geeignete Triage-Methode zu identifizieren, die den
Zugang zu Diagnose und Behandlung verbessert und die Diagnosekosten
substantiell reduziert", sagt Reither.

Einerseits wird das Projekt die automatisierte Röntgenanalyseplattform
(CAD4TB) testen, die innerhalb von Sekunden erkennen kann, ob es Anzeichen
einer Lungen-TB gibt. "CAD4TB hat sich zu einem
Hochdurchsatz-Screening-Tool entwickelt, das viele Menschen in kurzer Zeit auf TB testen kann. In
Kombination mit einem tragbaren Röntgengerät werden wir die Röntgenbilder
auch in den entlegensten Gebieten durchführen und analysieren können", so
Reither. Andererseits wird der C-reactives Protein Test, ein Blutmarker
für Entzündungen und Infektionen, auf sein Potenzial für die Triagierung
überprüft. In der Studie werden beide Tools mit dem aktuellen
Behandlungsstandard verglichen.

Über TB TRIAGE+

Neben der grossen klinischen Studie will TB TRIAGE+ auch eine Reihe von
Forschungsfragen im Zusammenhang mit Triage-Tests und der aktiven
TB-Fallsuche beantworten. Das Projekt wird auch Forschungskapazitäten und
neue Netzwerke für zukünftige Forschungsprojekte aufbauen.

Swiss TPH leitet TB TRIAGE+ in Zusammenarbeit mit SolidarMed
(Lesotho/Schweiz), dem Human Sciences Research Council (Südafrika), dem
Institute of Tropical Medicine in Antwerpen (Belgien), dem Radboud
University Medical Center, Nijmegen (Niederlande), der Charité
Universitätsmedizin Berlin (Deutschland) und dem Universitätsspital Basel
(Schweiz).


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1857

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Swiss Tropical and Public Health Institute - 02.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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POLITIK/2006: Krankheit als Geschäft (8) - Der Aufstieg von Helios & Co. (UZ)

UZ - Unsere Zeit, Nr. 48 vom 29. November 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Krankheit als Geschäft

Teil VIII: Der Aufstieg von Helios & Co.

von Richard Corell und Stephan Müller



Im deutschen Krankenhausmarkt, der zunehmend privatisiert und
konzentriert wurde, tauchte der Milliardenkonzern Fresenius auf, im
Gesundheitsmarkt groß geworden unter anderem mit Dialysegeräten (siehe
UZ-Dossier "Unsere Oligarchen").

Fresenius kaufte die Helios-Gruppe und mehr und mehr Kliniken der
anderen Gruppen. 2018 hatte Fresenius etwa 34 Milliarden Euro Umsatz,
von über 270.000 Beschäftigten erarbeitet, mit einem Rohgewinn
(Ebitda) von 5.991 Millionen Euro. Die Nr. 1 im BRD-Krankenhausbereich
war Fresenius nach der Finanzschlacht 2013 um die Rhön-Kliniken
geworden, deren Großaktionär Münch zunächst nicht verkaufen wollte.

Warum wehrte sich der clevere Unternehmer Eugen Münch, der seinerseits
die Rhön-Kliniken von dem Adelsclan von und zu Guttenberg übernommen
hatte, gegen das Milliardenangebot von Fresenius? Münch hatte erkannt,
dass mit der "Schuldenbremse" immer mehr öffentliche Haushalte unter
Druck kommen, das öffentliche Gesundheitswesen kaputtzusparen. In
Interviews propagierte Münch ein flächendeckendes privates
Kliniksystem, das ergänzende Leistungen für die Wenigen anbieten soll,
die es sich leisten können - nach englischem Vorbild, wo Thatcher und
Blair das einst vorbildliche öffentliche System durch "Wettbewerb"
ruinierten und den Platz für zwei private Parallelsysteme schufen.

Seine Wachstumsvision verfolgte Münch zunächst in Verhandlungen mit
der Fresenius-Helios-Gruppe, unterstützt von dem
SPD-Gesundheitsexperten Professor Karl Lauterbach, den er sich in den
"Rhön"-Aufsichtsrat geholt hatte. SPD-Kanzlerkandidat Peer Steinbrück
berief zwar Lauterbach in sein Schattenkabinett als zukünftigen
Gesundheitsminister, verlor die Wahl aber so gründlich, dass
Lauterbach zunächst hinter die Bühne treten musste. Fresenius verfolgt
nun den Plan des parallelen privaten Krankenhaussystems alleine und
schluckte den Großteil der Rhön-Kliniken trotz Widerstand von Münch
und anderer Konkurrenten, die lautstark auf das Monopolstreben von
Fresenius hinwiesen.

Der Spar- und Privatisierungsdruck nimmt zu. So sank laut
Bestandsaufnahme der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) das vom
Staat den Krankenhäusern zur Verfügung gestellte Investitionsvolumen
seit 1991 je Bett um rund 32 Prozent, je Einwohner um 51 Prozent und
je Krankenhausfall um 62 Prozent.

Immer mehr Krankenhäuser und medizinische Versorgungszentren werden
privatisiert und von Helios und anderen Konzernen übernommen. Von
inzwischen schon einigen hundert Häusern in Privatbesitz gehören weit
über 100 Kliniken und andere medizinische Versorgungseinrichtungen zur
Fresenius-Gruppe unter der Marke Helios. Der Vorsitzende der
Geschäftsführung der Helios-Kliniken-Gruppe ist gleichzeitig
Vorstandsmitglied der Konzernmutter Fresenius SE.

Investoren in Krankenhauskonzerne, Pharmaindustrie und die
Medizintechnik haben goldene Jahre gehabt. Fresenius ist heute einer
der weltgrößten Gesundheitsdienstleister. Siemens ist einer der
Weltmarktführer in Medizintechnik geworden mit der ausgegründeten
Firma Healthineers. Bayer erstickt möglicherweise an dem Versuch,
außer in Pharma auch in der Agrochemie auf den vorderen Plätzen im
Weltmarkt zu konkurrieren.

Nun sind zwar die Gewinne derer, die in den Gesundheitsmarkt
investiert haben, hoch, aber das Gesundheitssystem funktioniert immer
schlechter als kostengünstige Reparaturanstalt der Arbeitskraft.
Deshalb greift Bertelsmann jetzt ein, und SPD-Lauterbach kommt wieder
auf die Bühne.

 * 
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POLITIK/2005: Pflegekräfte aus dem Ausland - Neue Agentur kümmert sich um Visa und Arbeitserlaubnis (BMG)

Bundesministerium für Gesundheit - 2. Dezember 2019

Pflegekräfte aus dem Ausland: Neue Agentur kümmert sich um Visa und Arbeitserlaubnis



Pflegekräfte aus dem Ausland einzustellen soll einfacher werden.
Krankenhäuser, Pflegeheime und andere Einrichtungen können ihren
Bedarf an die Deutsche Fachkräfteagentur für Gesundheits- und
Pflegeberufe (DeFa) melden. Die DeFa kümmert sich um Anträge für Visa,
Berufsanerkennung und Arbeitserlaubnis. Pflegekräfte aus dem Ausland
sollen so binnen sechs Monaten in Deutschland arbeiten können. Das
Saarland hat die DeFa in enger Abstimmung mit dem Bundesministerium
für Gesundheit (BMG) gegründet und damit einen Beschluss aus der
Konzertierten Aktion Pflege umgesetzt. Bereits jetzt bearbeitet die
DeFa mehr als 4.000 Anträge auf Vermittlung von Pflegekräften.

Deutschland braucht mehr Pflegekräfte. Den hohen Personalbedarf
 können wir ohne Pflegekräfte aus dem Ausland nicht decken. Deshalb
 erleichtern wir es ausländischen Fachkräften, die mit anpacken
 wollen und unsere Werte teilen, hier in der Pflege zu arbeiten. Die
 neue Agentur DeFa sorgt dafür, dass sie schnell und unbürokratisch
 ein Visum und eine Arbeitserlaubnis erhalten. Da sich dadurch die
 Personalsituation entspannt, verbessern sich auch die
 Arbeitsbedingungen für heimische Pflegekräfte.
 (Bundesgesundheitsminister Jens Spahn)  


Mit diesem Projekt bringt das Saarland seine Erfahrungen mit der
 Integration von internationalen Fachkräften ein. Die DeFa wird
 nicht nur die Antragsteller und die deutschen Behörden spürbar
 entlasten und dafür sorgen, dass die Gesundheitseinrichtungen
 schneller dringend benötigte Pflegefachkräfte aus dem Ausland
 erhalten. Wir verstehen unser Projekt vor allem auch als Initiative
 für Qualität, Integration und Nachhaltigkeit bei der Gewinnung von
 internationalen Fachkräften.
 (Tobias Hans, Ministerpräsident des Saarlands)  



Fragen und Antworten zur DeFa

Was macht die DeFa?

Die DeFa unterstützt alle Einrichtungen des Gesundheitswesens dabei,
internationale Fachkräfte zu gewinnen. Die Agentur kümmert sich um
Anträge auf Visa, Anerkennung der Berufserlaubnis, Aufenthalts- und
Arbeitserlaubnis. Sie bündelt die Anträge zu Paketen und sorgt dafür,
dass die Unterlagen vollständig und richtig sind. Das beschleunigt die
Verfahren und entlastet so auch die beteiligten deutschen Behörden.
Die DeFa hilft also in erster Linie bei den Verwaltungsverfahren. Auf
Wunsch bietet sie aber auch weitere Leistungen an, wie die Auswahl von
Bewerbern oder Sprachkurse im Ausland.

Wer kann den Service nutzen und was kostet es?

Die Dienste der DeFa kann jeder in Anspruch nehmen, der
Pflegefachkräfte anwerben möchte. Das gilt auch für
Personalserviceagenturen, die Pflegekräfte aus dem Ausland vermitteln.
Für die Unterstützung bei den Verwaltungsverfahren wird pro Einzelfall
eine Gebühr von 350 Euro erhoben.

Aus welchen Ländern kommen die Pflegekräfte?

Die Bundesregierung wirbt Pflegekräfte nur in Ländern an, deren
Bevölkerung im Schnitt sehr jung ist und die deutlich über ihren
eigenen Bedarf ausbilden. Dies ist zum Beispiel auf den Philippinen
und in Mexiko der Fall. Deshalb unterstützt die DeFa zunächst
Antragsverfahren für Pflegefachkräfte aus diesen beiden Ländern. Die
Philippinen und Mexiko verfügen zudem über gute
Pflegefachausbildungen, es besteht eine kulturelle Nähe zu Deutschland
und die Herkunftsländer sind damit einverstanden, dass
Pflegefachkräfte für Deutschland angeworben werden.

Wann kommen die ersten Pflegekräfte?

Bislang kann es mehr als zwei Jahre dauern, bis eine Pflegekraft alle
erforderlichen Papiere hat, um in Deutschland zu arbeiten. Mit
Unterstützung der DeFa sollen Pflegekräfte drei Monate nach dem
Visa-Antrag nach Deutschland einreisen können. Ziel ist, dass nach
weiteren drei Monaten die volle berufliche Anerkennung vorliegt. Zum
Start unterstützt die DeFa rund 4.200 Antragsverfahren. Entsprechenden
Bedarf konnten Einrichtungen bis Mitte November an die DeFa melden.
Die Agentur beginnt jetzt mit der Umsetzung, so dass die ersten
Pflegekräfte im 2. Quartal 2020 in Deutschland eintreffen.

Wer hat die DeFA gegründet und wer finanziert sie?

Das Saarland hat die DeFa am 4. Oktober 2019 gegründet, das Land ist
alleinige Gesellschafterin der DeFa. Damit setzt die saarländische
Landesregierung einen Beschluss der Konzertierten Aktion Pflege um,
auf den sich die beteiligten Bundesministerien, die Länder,
Arbeitgeber und Gewerkschaften, die Fachverbände und Vertreter der
Patienten und Pflegebedürftigen im Sommer 2019 geeinigt hatten.
Finanziert wird die Agentur hauptsächlich aus Mitteln des BMG.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 2. Dezember 2019

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 441-0, Fax: 030/18 441-49 00
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Internet: www.bmg.bund.de
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STELLUNGNAHME/232: Leiharbeit im Krankenhaus muss mittelfristig überflüssig werden (DEKV)

DEKV - Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V. - 2. Dezember 2019

Leiharbeit im Krankenhaus muss mittelfristig überflüssig werden



Berlin - Das MDK-Reformgesetz, das am 29. November 2019 den Bundesrat
passiert hat, begrenzt die Refinanzierung von Leiharbeit im
Krankenhaus: Im Pflegebudget der Krankenhäuser sind nur die Kosten in
Höhe des Tariflohns enthalten. Zusätzliche Ausgaben wie die
Dienstleistungskosten des Unternehmens, das die Arbeitnehmer
vermittelt hat, müssen die Krankenhäuser selbst tragen. Ziel des
Gesetzgebers ist es, damit Leiharbeit in der Pflege zu begrenzen oder
künftig ganz zu unterbinden.

Dazu Christoph Radbruch, Vorsitzender des Deutschen Evangelischen
Krankenhausverbandes (DEKV): "Wir unterstützen alle gesetzlichen
Regelungen, die gewerbliche[1] Leiharbeit mittelfristig überflüssig
machen. Sie hat im Krankenhaus viele unerwünschte Nebeneffekte:
Festangestellte Mitarbeitende müssen unattraktive Arbeiten und
Schichten übernehmen, da Leiharbeitende bestimmen können, wann sie
arbeiten. Die Stammbelegschaft muss sich immer wieder auf neue
Mitarbeitende einstellen. Das kann die Organisation und Zusammenarbeit
in den Pflegeteams belasten. Mehrarbeit für die Stammbelegschaft
ergibt sich auch, weil die Kolleginnen und Kollegen auf Zeit die
Abläufe und Gegebenheiten auf den Stationen nur eingeschränkt kennen
oder beispielsweise aus datenschutzrechtlichen Gründen keinen Zugriff
auf das Dokumentationssystem haben. Darüber hinaus stehen sie für den
Aufbau einer Patientenbeziehung nur eingeschränkt zur Verfügung.
Trotzdem sind zurzeit viele Häuser auf den Einsatz von Leiharbeitenden
angewiesen, um Personalschwankungen durch Krankheit, Urlaub oder
Fortbildungen auszugleichen. Zudem ist es vor dem Hintergrund des
Fachkräftemangels regional schwierig, die Pflegepersonaluntergrenzen
auf bestimmten Stationen wie der Intensivpflege einzuhalten.
Belegungsspitzen können diese Situation noch verschärfen. Die
Alternative zum Einsatz von Leiharbeitenden wäre, Betten zu schließen
und Patienten an andere, meist weiter entfernt liegende Kliniken zu
verweisen.

Personal in der Pflege binden

Christliche Krankenhäuser werden auch in Zukunft Maßnahmen zur
Erhöhung der Arbeitgeberattraktivität für alle Berufsgruppen im
Krankenhaus umsetzen und verstärken. Bereits heute gehen viele unserer
Häuser mit flexiblen Arbeitszeitmodellen auf die Lebenssituation und
die Bedürfnisse der Beschäftigten ein. Dazu gehören auch verlässliche,
langfristig angelegte Dienstpläne und Urlaubsregelungen. Diese
mitarbeiterorientierte Gestaltung der Arbeitszeiten ist ein Weg,
Pflegefachkräfte aus der Leiharbeit zurück an die Krankenhäuser zu
holen. Ergänzend dazu werden den Beschäftigten durch die Möglichkeit
zur Fort- und Weiterbildung berufliche Perspektiven geboten. Darüber
hinaus können wir mit attraktiven Arbeitsbedingungen mehr junge
Menschen für eine Ausbildung in der Pflege gewinnen und so dem
Fachkräftemangel entgegenwirken. Daher hat sich der DEKV bereits im
Rahmen der Konzertierten Aktion Pflege dafür ausgesprochen, das
Angebot an Ausbildungsplätzen in der Pflege um zehn Prozent zu
erhöhen", betont Radbruch.


[1] Überlassung von Leiharbeitnehmern durch Unternehmen mit dem
Schwerpunkt Arbeitnehmerüberlassung.

 * 

Der Deutsche Evangelische Krankenhausverband e.V. (DEKV) vertritt mit
201 evangelischen Kliniken an über 270 Standorten jedes achte deutsche
Krankenhaus. Die evangelischen Krankenhäuser versorgen jährlich mehr
als 2,5 Mio. Patientinnen und Patienten stationär und mehr als 3 Mio.
ambulant. Mit über 120.000 Beschäftigten und einem Umsatz von 10 Mrd.
€ sind sie ein wichtiger Wirtschaftsfaktor. Der DEKV ist
Branchenverband der evangelischen Krankenhäuser und Mitglied im
Evangelischen Werk für Diakonie und Entwicklung e.V. Der DEKV setzt
sich insbesondere für eine zukunftsorientierte und innovative
Krankenhauspolitik mit Trägervielfalt, verlässliche Rahmenbedingungen
für die Krankenhausfinanzierung, eine Modernisierung der
Gesundheitsberufe und für eine zukunftsorientierte konsequente
Patientenorientierung in der Versorgung ein.

 * 

Quelle:

DEKV Deutscher Evangelischer Krankenhausverband e.V.

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Invalidenstraße 29, 10115 Berlin

Telefon: 030 /80 19 86-0, Fax: 030 /80 19 86-22

E-Mail: office@dekv.de

Internet: www.dekv.de
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DEMENZ/463: 30 Jahre aktiv und stark. Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft feiert Jubiläum (DAlzG)

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz - 2. Dezember 2019

30 Jahre aktiv und stark. Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft feiert Jubiläum



Berlin, 2. Dezember 2019. Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V.
Selbsthilfe Demenz (DAlzG) engagiert sich seit 30 Jahren für ein besseres
Leben mit Demenz. Am 2. Dezember 1989 gründeten in Bad Boll Angehörige
sowie ehrenamtlich und professionell Engagierte die Deutsche Alzheimer
Gesellschaft. Zum Jubiläum weist die bundesweite Selbsthilfeorganisation
auf die wichtige Rolle der Angehörigen bei der Begleitung, Betreuung und
Pflege von Menschen mit Demenz hin. Zukünftig muss es noch besser
gelingen, Wissen über Demenz sowie Beratungs- und Unterstützungsangebote
flächendeckend in Deutschland vorzuhalten. Dazu gehören ebenso eine
solidarische Finanzierung der Pflege sowie Entlastungsangebote für
Angehörige.

Die Vorsitzende der DAlzG, Monika Kaus, sagt zum Jubiläum: "Wir blicken
gemeinsam mit zahlreichen Aktiven auf drei Jahrzehnte erfolgreiches
Selbsthilfeengagement zurück: 2019 gibt es 135 Mitgliedsgesellschaften,
davon 13 Landesverbände. Unsere Praxisbroschüren, Handbücher und
Informationsblätter werden regelmäßig aktualisiert und um neue Themen
erweitert. Über eine Million Druckexemplare der Broschüre "Demenz. Das
Wichtigste" wurden verteilt, mehr als 100.000 Beratungen haben am
bundesweiten Alzheimer-Telefon stattgefunden und über 50.000 Menschen
haben sich bereits der Initiative Demenz Partner angeschlossen. Seit 1997
lädt die DAlzG alle zwei Jahre zu ihrem bundesweiten Kongress ein, an dem
auch Menschen mit Demenz selbst aktiv teilnehmen. Zusätzlich finden
regelmäßig Fachtagungen und Seminare statt. Mittlerweile ist das Thema
Demenz aus der Tabuzone geholt und in unserer Gesellschaft angekommen."

Trotz aller Erfolge der vergangenen Jahre darf jedoch nicht übersehen
werden, dass Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen weiterhin
Ausgrenzung erfahren und eine umfassende Versorgung noch nicht
gewährleistet ist. Angesichts des Pflegenotstands und des demografischen
Wandels müssen nachhaltige Konzepte zur Vereinbarkeit von Pflege und
Beruf, attraktive Rahmenbedingungen im Pflegeberuf sowie
Versorgungskonzepte für den ländlichen Raum entwickelt werden. Die DAlzG
wird sich als Vertreterin von Betroffenen und Angehörigen in die Debatten
einbringen. Monika Kaus betont: "Bereits seit 30 Jahren sind wir aktiv
und stark - doch auch in Zukunft gibt es noch viel zu tun und wir
dürfen in unserem Engagement nicht nachlassen!"

Jubiläumsfeier

Die DAlzG feiert ihr 30-jähriges Bestehen am 6. Dezember 2019 mit einem
Festakt in Berlin (Landesvertretung Baden-Württemberg, Tiergartenstraße
15, 10785 Berlin, Einlass ab 16.30 Uhr, Beginn um 17.00 Uhr). Neben
Grußworten aus dem Bundesfamilien- und dem Bundesgesundheitsministerium
und dem Beirat "Leben mit Demenz" sowie einer Talkrunde mit der
aktuellen und den ehemaligen Vorsitzenden der DAlzG werden ehrenamtlich
Engagierte aus den Mitgliedsgesellschaften geehrt. Im Anschluss erfolgt
die Vergabe der Forschungsförderung der DAlzG.


HINTERGRUND

In Deutschland leben heute etwa 1,7 Millionen Menschen mit
Demenzerkrankungen. Jährlich erkranken rund 300.000 Menschen neu.
Ungefähr 60 Prozent davon haben eine Demenz vom Typ Alzheimer. Die Zahl
der Demenzerkrankten wird bis 2050 auf 3 Millionen steigen, sofern kein
Durchbruch in der Therapie gelingt.

DIE DEUTSCHE ALZHEIMER GESELLSCHAFT E.V. SELBSTHILFE DEMENZ

Die Deutsche Alzheimer Gesellschaft engagiert sich für ein besseres Leben
mit Demenz. Sie unterstützt und berät Menschen mit Demenz und ihre
Familien. Sie informiert die Öffentlichkeit über die Erkrankung und ist
ein unabhängiger Ansprechpartner für Medien, Fachverbände und
Forschung. In ihren Veröffentlichungen und in der Beratung bündelt sie
das Erfahrungswissen der Angehörigen und das Expertenwissen aus Forschung
und Praxis. Als Bundesverband von mehr als 130 Alzheimer-Gesellschaften
unterstützt sie die Selbsthilfe vor Ort. Gegenüber der Politik vertritt
sie die Interessen der Betroffenen und ihrer Angehörigen.

Die DAlzG setzt sich ein für bessere Diagnose und Behandlung, mehr
kompetente Beratung vor Ort, eine gute Betreuung und Pflege sowie eine
demenzfreundliche Gesellschaft. Sie ist Mitglied in den Gremien von
verschiedenen Dachverbänden und Aktionsbündnissen und setzt sich dort
für die Belange von Menschen mit Demenz und ihren Angehörigen ein. Die
Entwicklung von gesundheitspolitischen Positionen gestaltet die DAlzG
aktiv mit. Auf internationaler Ebene bringt die DAlzG die Interessen aus
Deutschland in die Dachorganisationen Alzheimer Europe und Alzheimer's
Disease International (ADI) ein.

 * 

Quelle:

Deutsche Alzheimer Gesellschaft e.V. Selbsthilfe Demenz

Pressemitteilung vom 2. Dezember 2019

Friedrichstraße 236, 10696 Berlin

Telefon: 030 / 259 37 95 - 0, Fax: 030 / 259 37 95-29

E-Mail: info@deutsche-alzheimer.de

Internet: www.deutsche-alzheimer.de
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FORSCHUNG/1372: Infektionen und Resistenzen bekämpfen (idw)

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.12.2019

Infektionen und Resistenzen bekämpfen



Winterzeit ist Grippezeit. Von November bis März hat die
Infektionskrankheit auf der Nordhalbkugel Hochsaison, nicht selten mit
tödlichem Verlauf. Grippeimpfstoffe können vor der Erkrankung schützen,
sie sind aber nicht immer wirksam. Laut Robert-Koch-Institut waren die
Vakzinen für das Jahr 2018/2019 nur zu etwa 20 Prozent effektiv. Im
Projekt iCAIR® entwickeln Fraunhofer-Forscherinnen und -Forscher gemeinsam
mit Partnern neue, dringend benötigte Wirkstoffe gegen Grippe. Der Clou:
Das Forscherteam am Fraunhofer-Institut für Toxikologie und Experimentelle
Medizin ITEM kann die antiinfektiven Wirkstoffe an lebenden menschlichen
Lungengewebsschnitten testen.

Plötzlich auftretendes hohes Fieber, Frösteln, Hals-, Kopf- und
Gliederschmerzen - all diese Symptome können Anzeichen einer Grippe sein,
einer durch das Influenza-Virus verursachten Erkrankung. Grippeimpfstoffe
schützen am besten vor der Infektion, sie sind jedoch nicht immer wirksam,
da Influenza-Viren innerhalb kürzester Zeit neue Varianten ausbilden, die
vom Immunsystem nicht erkannt werden. Auch sind Influenza-Viren bereits
teilweise resistent gegen die sogenannten Neuraminidasehemmer - antivirale
Wirkstoffe, die zur Behandlung der Atemwegserkrankung eingesetzt werden.
Ein weiteres Problem: Grippe macht anfälliger gegenüber bakteriellen
Folgeinfektionen. Ist der Patient durch den Virus-Infekt geschwächt, haben
andere Krankheitserreger ein leichtes Spiel. Die meisten Todesfälle gehen
nicht auf das Virus selbst zurück, sondern auf eine bakterielle Infektion,
die sich zu einer Grippe hinzugesellt. Auch hier gilt: Ehemals wirksame
Antibiotika werden zunehmend wirkungslos gegen multiresistente Bakterien.

An diesem Punkt setzt das Projekt iCAIR® (Fraunhofer International
Consortium for Anti-Infective Research) an, in dem Forscherinnen und
Forscher des Fraunhofer ITEM in Kooperation mit der Medizinischen
Hochschule Hannover und dem Institute for Glycomics der australischen
Griffith University neue antiinfektive Wirkstoffe und Therapie-Konzepte
entwickeln, insbesondere für das Influenza-Virus, das Parainfluenza-Virus,
die Bakterien Pseudomonas aeruginosa und Neisseria meningitidis sowie für
den Pilz Aspergillus fumigatus. Der Anspruch des Konsortiums: Neue
Wirkstoffe sollen schnellstmöglich vom Labor in die präklinische Phase
überführt werden. Denn von der Grundlagenforschung und der Entdeckung
neuer Substanzen hin zu deren Weiterentwicklung zu anwendbaren
Medikamenten klafft derzeit eine Lücke. »Dieser Bereich wird
vernachlässigt, die Pharmaindustrie hat sich aus der risikobehafteten
Forschung und Entwicklung weitestgehend zurückgezogen. Hier wird
Fraunhofer aktiv und bringt interdisziplinäre Grundlagenforschung mit
hochrangiger präklinischer Forschung zusammen«, sagt Dr. Jana Führing,
Wissenschaftlerin am Fraunhofer ITEM.

Im Forschungsvorhaben iCAIR® adressieren die Partner die Problematik mit
einer eigens etablierten Entwicklungsplattform. Die Forschungsallianz
kombiniert ihre Expertise und bündelt ein breites Spektrum an Methoden -
von der Identifizierung von Wirkstoffkandidaten über das Wirkstoffdesign
und die Wirksamkeitstestung bis hin zur Erzeugung präklinischer Daten und
zu toxikologischen Studien.

Mit menschlichen Lungengewebsschnitten Infektion im menschlichen Gewebe untersuchen

Das Fraunhofer ITEM verfügt über spezielle Testsysteme, um
Wirkstoffkandidaten auf ihre Wirksamkeit zu prüfen: Die Forscherinnen und
Forscher verwenden lebende Lungengewebsschnitte, die aus menschlichen
Lungen oder Lungenteilen - etwa nach einer Tumor-Operation - gewonnen
wurden. Mit diesen Precision-Cut Lung Slices, kurz PCLS, entwickeln sie
Infektionsmodelle mit Bakterien und Viren, um die Vorgänge direkt im
menschlichen Lungengewebe untersuchen zu können. So lassen sich
Erkenntnisse erzielen, die möglichst genau vorhersagen, was im Menschen
tatsächlich passiert. »Mit den PCLS können wir besser verstehen, wie sich
Viren und Bakterien im Lungengewebe verhalten und mit unserem Immunsystem
interagieren. Außerdem können wir die Wirksamkeit neuer Substanzen
prüfen«, so die Biochemikerin. »Beispielsweise gibt es bereits Influenza-
Virenstämme, die gegen das Grippemittel Tamiflu Resistenzen zeigen. Unsere
Kolleginnen und Kollegen am Institute for Glycomics in Australien
entwickeln erfolgreich Wirkstoffe gegen Influenza, die wir hier direkt in
den humanen PCLS prüfen.«

Ein erster präklinischer Wirksamkeitsbeweis liegt bereits vor. »Wir haben
gezeigt, dass wir die PCLS nutzen können, um die Infektion von
menschlichem Lungengewebe mit dem Influenza-Virus nachzustellen. Wir haben
vielversprechende Wirkstoffkandidaten unserer australischen iCAIR®-Partner
getestet, die die Virusmenge verringern, weil sich das Virus nicht mehr so
gut ausbreiten kann«, sagt Führing. Die Wirkstoffkandidaten werden aktuell
weiter optimiert. Langfristiges Ziel des iCAIR®-Konsortiums ist es, mit
den neuen Methoden der gezielten Wirkstoffentwicklung und -testung einen
Paradigmenwechsel in der Forschung für neue Antiinfektiva einzuleiten und
seine Forschungs- und Entwicklungsplattform externen Partnern zur
Verfügung zu stellen.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/dezember/infektionen-und-resistenzen-bekaempfen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ENTWICKLUNG/1500: Schnelltest für die Asthma-Diagnose (idw)

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.12.2019

Schnelltest für die Asthma-Diagnose



Mit mehr als 235 Millionen Patienten ist Asthma weltweit eine der
häufigsten Atemwegserkrankungen. Bei Kindern ist eine Diagnose oft
schwerer zu stellen als bei Erwachsenen. Frühzeitig erkannt, lässt sich
die Krankheit gut behandeln. Ein Forscherteam an der
Fraunhofer-Einrichtung für Marine Biotechnologie und Zelltechnik EMB entwickelt
gemeinsam mit Hightech-Unternehmen einen Schnelltest, der zur
Asthma-Diagnose nur einen Tropfen Blut benötigt. Dabei bedienen sich die Partner
der Methode des Maschinellen Lernens.

Atemnot, Kurzatmigkeit und Husten sind nur einige der möglichen
Beschwerden bei Asthma. Betroffene leiden anfallsartig unter einer
Verengung der Bronchien. Entscheidend ist es, die Krankheit rasch zu
erkennen. Nur so lässt sich verhindern, dass die Atemwege bleibend
geschädigt werden oder sogar Asthmaanfälle drohen, die schlimmstenfalls
tödlich enden können. Insbesondere bei Kindern ist es wichtig, die
Krankheit frühzeitig festzustellen, um schnell zu intervenieren und die
Beschwerden zu lindern. Doch die Diagnose ist bei den Kleinen
komplizierter und langwieriger als bei Erwachsenen. Manche Messverfahren,
bei denen man in einen Schlauch pustet, sind bei kleinen Kindern nicht
möglich. Zeitaufwändige Lungenfunktionstests eignen sich erst ab einem
Alter von vier bis fünf Jahren. Im vom Land Schleswig-Holstein geförderten
Projekt »KillAsthma« widmet sich die Fraunhofer EMB gemeinsam mit der
Pattern Recognition Company und der Raytrix GmbH dieser Problematik. Mit
einem neuen Schnelltest soll das Ergebnis bereits nach 60 bis 90 Minuten
vorliegen. Der Clou: Für die Asthma-Diagnose sind lediglich ein Tropfen
Blut und die darin befindlichen Immunzellen erforderlich.

KI-gestützte Analyse von Immunzellen

Das Bewegungsprofil der Blutzellen von Asthmatikern unterscheidet sich von
dem gesunder Menschen. »Bei Asthma ist die Bewegung der Immunzellen stark
verlangsamt, wenn sie einen Entzündungsreiz erfahren«, erklärt Dr. Daniel
Rapoport, Leiter der Arbeitsgruppe Zellprozessierung an der Fraunhofer
EMB. Dieses Wissen macht sich die Forschergruppe bei der Entwicklung des
Testsets zunutze. Die Idee ist es, die Immunzellen aus dem Tropfen Blut
unter einem eigens entwickelten holografischen Mikroskop etwa 90 Minuten
lang zu beobachten und anhand ihrer Bewegungsmuster einzuschätzen, ob eine
Asthmaerkrankung vorliegt. Das Mikroskop, auch als Zellscanner bezeichnet,
ermöglicht ein automatisches, dreidimensionales Tracking der Zellen in
Echtzeit. Eine entscheidende Rolle kommt der Künstlichen Intelligenz (KI)
zu, die in den komplexen Bewegungsmustern tausender Zellen
charakteristische Muster erkennt.

Doch wie funktioniert die Technologie im Detail? Das Blut und eine
Substanz, die den Entzündungsreiz auslöst, werden in eine mikrofluidische
Kartusche gefüllt und anschließend in das miniaturisierte Mikroskop
geschoben. Dieses umfasst eine LED und einen optischen CMOS-PhotoSensor,
der mit der Computersoftware verbunden ist. Die Bildauswertung erfolgt
mittels eigens entwickelter Algorithmen. »Wir können 2000 bis 3000 Zellen
zeitgleich beobachten, wodurch eine hohe statistische Genauigkeit
gewährleistet ist«, so Rapoport. Die ermittelten Bewegungsmuster werden
anschließend an ein neuronales Netz übergeben. Selbstlernende Algorithmen
analysieren die Blutzellbewegungsmuster und errechnen den diagnostischen
Index. »Mit KI kann man Abweichungen der Muster erkennen. Um die
Unterschiede zu erfassen, verwenden wir selbstlernende Algorithmen. Anhand
vieler Trainingsdaten lernen die neuronalen Netze Muster und können die
Profile von Kranken und Gesunden unterscheiden.«

Methode auf andere Krankheiten erweiterbar

Dies lässt den Rückschluss zu, dass KI in der Lage ist, auch andere
Abweichungen von der Norm zu lernen. »Mit unserer Methode lassen sich auch
andere Krankheiten analysieren. Dies gilt insbesondere für Autoimmun- und
chronisch entzündliche Erkrankungen wie Morbus Crohn, Colitis Ulcerosa und
Rheuma. Hier sind die Diagnosen langwierig und lassen sich mit einem
angepassten Schnelltest deutlich beschleunigen«, sagt der Lübecker
Forscher. »Erste Tests sind erfolgreich abgeschlossen. Die Bildauswertung
ergab, dass unser holografisches Mikroskop einem Hochleistungsmikroskop
überlegen ist.« Rapoport und seine Projektpartner optimieren derzeit die
Hardware sowie das Verfahren. Fernziel ist, die individuelle Ausprägung
von Asthmaerkrankungen zu erkennen, um einen personalisierten
Behandlungsplan entwickeln zu können.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2019/dezember/schnelltest-fuer-die-asthma-diagnose.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft - 02.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2806: Hamburg - Afro Pride, Kampnagel, 21.12.2019

Kampnagel - Presseinformation vom 15. November 2019

DJ Waxs:

Afro Pride

Musik / Rollstuhlgerecht

Tickets: Pay as much as you feel and can

Samstag, 21.12.2019 22:00, Kampnagel - KMH



Mit dem neuen Format AFRO PRIDE wird eine weitere Clubreihe aus der
Migrantpolitan-Community realisiert. DJ WAXS folgt seiner Vision, für
eine gerechtere Ausgehlandschaft zu sorgen. Diese intersektionale
Tanzparty ist nicht nur offen für queeres, nicht-weißes Publikum,
sondern liefert auch die besten Afro Beats und viele andere Sounds aus
aller Welt, die in den queer Clubs der Stadt fehlen. AFRO PRIDE will
gezielt lokale und internationale DJs einladen, um in Hamburg
nachhaltig die queere Gemeinschaft zu stärken und inklusiver zu machen
und verschiedene Gemeinschaften zusammenzubringen. Bei AFRO PRIDE darf
sich jede*r zu Hause fühlen, dem eigenen Style Ausdruck verleihen und
radikale Verbundenheit praktizieren - mit einvernehmlichen Respekt und
schamlos guten Tanzbewegungen.

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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AKTION/2805: Münster - Gemeinsames Adventssingen auf dem Prinzipalmarkt, 08.12.19

Stadt Münster

Gemeinsames Adventssingen auf dem Prinzipalmarkt

"Münster singt" / Sonntag, 8. Dezember / Liedtexte auf großen
Bildschirmen



Münster (SMS) Es ist fast schon eine Tradition: Am zweiten
Adventssonntag treffen sich Groß und Klein, Alt und Jung,
Münsteranerinnen und Münsteraner sowie Gäste von fern und nah zur
blauen Stunde zwischen den leuchtenden Giebelhäusern mitten auf dem
Prinzipalmarkt und singen gemeinsam Weihnachtslieder.

In diesem Jahr ist es am Sonntag, 8. Dezember, wieder soweit: Münster
Marketing, das Messe- und Congress Centrum Halle Münsterland und die
Initiative Starke Innenstadt laden von 16.30 bis 17.30 Uhr zum vierten
Mal zu "Münster singt" ein.

Von der Bühne aus begleitet der "Vater des Rudelsingens", David
Rauterberg, live die Sängerinnen und Sänger. Zwei große LED-
Bildschirme mit den Liedtexten sorgen für textsicheres Mitsingen bis
in die hinteren Reihen. Auf dem Programm stehen die schönsten
Weihnachtslieder von klassisch bis rockig. Mehr Infos dazu unter
www.facebook.com/muenstermarketing

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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KLASSIK/10268: Kassel - Wachet auf, Weihnachten im Barock, 09.12.19

documenta-Stadt Kassel

Dozentinnen und Dozenten im Konzert: Wachet auf - Weihnachten im
Barock



Neben "Wachet auf ruft uns die Stimme" stehen die bekannten
Weihnachtslieder "In dulci jubilo", "Nun komm, der Heiden Heiland" und
"Vom Himmel hoch" im Mittelpunkt eines Adventskonzerts mit Dozentinnen
und Dozenten der Musikakademie. Das Konzert findet statt am Montag, 9.
Dezember, ab 19 Uhr in deren Konzertsaal am Karlsplatz. Angela Hug
(Blockflöte), Peter Gries (Barock-Viola), Laura Frey (Viola da Gamba)
und Joachim Arndt (Cembalo) musizieren gemeinsam Werke aus dem Früh-
und Spätbarock von Michael Praetorius, Arcangelo Corelli, Georg
Philipp Telemann und Johann Sebastian Bach.

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten siebten
Lebensjahr zahlen vier Euro

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 05 61/787 4180, per Fax unter 05 61/787 4188
oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Stadt Kassel

Kommunikation, Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus / Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@kassel.de

Internet: www.kassel.de, www.stadt-kassel.de
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KLASSIK/10267: Borken - "Neuen Hofkapelle Berkelkraft!" spielt Barockmusik, 8.12.19

Kreis Borken

Neue Hofkapelle Berkelkraft! im Fürstensaal

Barockmusik beim Ahauser Schlosskonzert am Sonntag, 8. Dezember /
Programm um Fürstbischof Clemens August



Kreis Borken / Ahaus. Der Dezembertermin der Ahauser Schlosskonzerte
gehört ganz advents- und traditionsgemäß der Barockmusik: Die "Neue
Hofkapelle Berkelkraft!" ist am Sonntag, 8. Dezember, im Fürstensaal
zu Gast. Dieses Projektensemble besteht aus Musikerinnen und Musikern
der renommiertesten Ensembles der Alten Musik und musiziert daher mit
ganz besonderer Expertise - und auf historischen Instrumenten. Das
Konzept und auch die Moderation des Abends liegt bei Bernd Sikora. Das
Konzert beginnt um 19.30 Uhr.

Die "Neue Hofkapelle Berkelkraft!" ist ein Kooperations-Projekt des
kult in Vreden, des aktuellen forum - VHS Ahaus und des musikforum
euregio. Das Orchester unter der konzeptionellen Vorbereitung von
Bernd Sikora besteht unter anderem aus hervorragenden Musikerinnen und
Musikern der Alten Musik. Das Ensemble bilden Konzertmeisterin Sylvie
Kraus, Bettina von Dombois und Ha-Na Lee (Violine), Johannes Platz
(Viola), Andreas Müller (Violoncello), Francesco Savignano
(Kontrabass), Marta Dotkuss (Cembalo), Clara Blessing und Marie-
Therese Reith (Oboe) sowie Jörg Schulteß und Renée Allen (Horn). Mit
der konzeptionellen Arbeit von Bernd Sikora entstehen Programme aus
regionaler Musikforschung für ein Barockorchester fürs
Westmünsterland.

Hausherr von Schloss Ahaus war ab 1719 Fürstbischof Clemens August. Um
ihn dreht sich das Programm mit Musik, die er bei seinen Besuchen
vielleicht gehört haben könnte. Und weil der Fürstbischof sein Ahauser
Schloss gern als Jagdschloss nutzte, erklingen auch barocke
Jagdhörner. So stehen das Konzert C-Dur für Streicher und Basso
continuo sowie das Konzert G-Dur für Streicher und B.c.aus "Concerti a
piu Istrumenti" von Evariste Felice dall'Abaco auf dem Programm. Auch
von Georg Philipp Telemann finden sich zwei Werke: Das Konzert Es-Dur
für zwei Hörner, Streicher und B.c. aus "Musique de table, III" und
die Ouvertüre D-Dur für Streicher/Bläser, zwei Hörner und B.c.aus "VI
Ouvertures a 4 ou 6". Bei letzterer handelt es sich um eine Premiere:
Im letzten Telemann-Verzeichnis war die Ouvertüre noch als verschollen
gelistet, nun ist es wieder aufgetaucht. Zudem werden das Konzert C-
Dur für zwei Oboen, Streicher und B.c. von Tomaso Albinoni und die
Sinfonie D-Dur für zwei Oboen, zwei Hörner, Streicher und B.c. von
Adolph Carl Kunzen zu hören sein - auch das sind Uraufführungen, denn
sie stammen aus einem bisher unveröffentlichten Manuskript. Den
Zuhörerinnen und Zuhörern wird bewusst ein ungewöhnliches Repertoire
geboten, fernab jeder "Barock-Mainstream-Routine" - und in Ahaus ganz
passend auf den Fürstensaal und seinen Hausherrn.

Einzelkarten in der Kategorie II kosten für Erwachsene 15 Euro.
Schüler und Studenten zahlen die Hälfte. Karten für die erste
Kategorie sind bereits vergriffen. Vorbestellungen nimmt die
Kulturabteilung des Kreises Borken im kult Westmünsterland per E-Mail
an t.wigger@kreis-borken.de bis Freitag, 6. Dezember, entgegen.
Telefonische Reservierungen sind bis zum 8. Dezember unter Tel.
02564/98 99 111 möglich. An der Abendkasse gibt es zudem noch
Restkarten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.12.19

Kreis Borken - Pressestelle

Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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AUSLAND/9244: Aus aller Welt - 05.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Massive Proteste gegen Macrons Rentenpolitik

Ein Generalstreik gegen die Rentenreformpläne von Präsident Emmanuel
Macron hat Hunderttausende Menschen in ganz Frankreich mobilisiert.
Der öffentliche Nah- und Fernverkehr kam weitgehend zum Erliegen. Das
Innenministerium warnte nach Informationen der Nachrichtenagentur AFP
vor Ausschreitungen und zog allein in Paris, wo fast 250 Kundgebungen
angemeldet wurden, 6.000 Polizisten zusammen.

5. Dezember 2019
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JUSTIZ/9244: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bewaffnete Räuber finden kein Geld

Im Hamburger Stadtteil Eimsbüttel haben zwei maskierte Männer ein
Restaurant überfallen und mit vorgehaltener Schußwaffe von den
Mitarbeitern die Herausgabe von Geld gefordert. Nach Mitteilung der
Hamburger Polizei konnten die beiden mit Aufräumarbeiten
beschäftigten Angestellten kein Geld an die Räuber aushändigen, da
die Tageseinnahmen zu diesem Zeitpunkt bereits abgeholt worden waren.
Daraufhin durchsuchte einer der Männer vergeblich den Tresenbereich
des Lokals. Anschließend flüchteten die Räuber in unbekannte
Richtung. Eine sofort eingeleitete Fahndung nach den Tätern verlief
bislang erfolglos.

5. Dezember 2019
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MILITÄR/9241: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Russisches Truppenmanöver in Tadschikistan

In der zentralasiatischen Republik haben russische Artillerietruppen
eine zweitägiges Manöver durchgeführt. Die Soldaten trainierten auf
dem Sambuli-Übungsgelände den Einsatz von Mehrfach-Raketensystemen,
Haubitzen und Mörsern gegen einen fiktiven Gegner, berichtete die
Nachrichtenagentur Tass unter Berufung auf das Pressebüro des
Zentralen Militärbezirks Rußlands. Demnach mußten die Truppen auch
gegnerische elektronische Störsignale abwehren, die die Kommunikation
bei der Übertragung von Koordinaten an die Feuerleitposten
behinderten. Die 201. Militärbasis in Tadschikistan ist die größte
russische militärische Einrichtung außerhalb der Russischen
Föderation.

5. Dezember 2019
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POLITIK/9243: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Spitzenpolitiker rufen zur Geschlossenheit auf

Die kommissarische SPD-Chefin Malu Dreyer und die
SPD-Europapolitikerin Katarina Barley haben die Sozialdemokraten zur
Geschlossenheit aufgerufen. Wir brauchen alle, wir sind eine SPD,
sagte die Regierungschefin von Rheinland-Pfalz den Zeitungen der
Funke Mediengruppe vor dem von Freitag bis Sonntag in Berlin
stattfindenden SPD-Parteitag, auf dem die Genossen wichtige Weichen
stellen wollen. Neben der Wahl der designierten Parteivorsitzenden
Saskia Esken und Norbert Walter-Borjans werden die Delegierten auch
darüber diskutieren, ob die große Koalition weiter bestehen soll.

5. Dezember 2019
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SONSTIGES/9241: Tragisches und Kurioses - 05.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Fahrradartisten stürzen vom Hochseil

Mehrere Hochseilartisten der "Werner Guerrero Gruppe" aus Kolumbien
sind am Donnerstag bei einem Rekordversuch einer Pyramide auf
Fahrrädern in mehr als fünf Metern Höhe aus dem Gleichgewicht geraten
und abgestürzt. Wie die Veranstalter des "Weltweihnachtscircus" in
Stuttgart laut Angaben der Deutschen Presse-Agentur mitteilten,
fielen vier Artisten bei der Generalprobe vom Seil und landeten in
den Luftkissen. Zwei Akrobaten wurden dabei leicht am Kopf verletzt.
Die Wunden mußten genäht werden.

5. Dezember 2019
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WISSENSCHAFT/8326: Aus Forschung und Technik - 05.12.2019 (SB)




MELDUNGEN



Starttermin für Raumfrachter Progress MS-13 bleibt unverändert

Das russische Frachtraumschiff Progress MS-13 bricht wie geplant am
Freitag zur Internationalen Raumstation ISS auf. Der Start vom
kasachischen Kosmodrom Baikonur werde sich nicht verzögern, teilte
der Pressedienst der Weltraumbehörde Roskosmos heute der
Nachrichtenagentur Tass mit. Hintergrund der Ankündigung ist der
wetterbedingt von Mittwoch auf Donnerstag verschobene Versorgungsflug
einer Dragon-Kapsel des US-Raumfahrtunternehmens SpaceX von Cape
Canaveral in Florida. Um der NASA ein ungestörtes Andockmanöver zu
ermöglichen, wird der Progress-Frachter einen Tag lang mehrere
Kilometer von der Raumstation entfernt geparkt.

5. Dezember 2019
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Washington will Lebensmittelhilfe für drei Millionen Amerikaner kürzen

In den USA beziehen fast 36,4 Millionen Menschen Lebensmittelmarken
aus öffentlicher Hand. Der Wert der Marken belief sich im vergangenen
Jahr auf durchschnittlich 126 US-Dollar monatlich. Die Regierung in
Washington plant nun die Reduzierung der Ausgabe von Lebensmittelmarken
für schätzungsweise 700.000 US-Bürger, welche gesund sind, keine
Kinder haben und nach drei Monaten öffentlicher Unterstützung keine
Arbeit für mindestens 20 Wochenstunden gefunden haben.
Landwirtschaftsminister Sonny Perdue will diese Leute nicht bis in
alle Ewigkeit unterstützen. Der Minister beruft sich auf ein Gesetz
von 1996, welches die Lebensmittelhilfe auf drei Monate befristet.
Diesbezüglich konnten die Bundesstaaten bisher für wirtschaftsschwache
Regionen eigene Regeln treffen. US-Medien zufolge arbeitet die
Bundesregierung an Plänen, insgesamt drei Millionen Menschen von der
Lebensmittelhilfe auszuschließen.
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Diabetesbericht in der Kritik

Wie aus dem Diabetesbericht der Nationalen Diabetes Surveillance des
Robert Koch-Instituts hervorgeht, sind 7,5 Millionen Bundesbürger von
der Stoffwechselkrankheit Diabetes (Blutzucker) betroffen. Wie das
Deutsche Ärzteblatt berichtete, halten Fachärzte der Deutschen
Diabetes Gesellschaft (DDG) diese Zahl jedoch für zu niedrig. Denn
der Bericht erfaßt nur jene Fälle, die als Hauptdiagnose Diabetes
haben. Patienten, die mit der Nebendiagnose einer Zuckererkrankung in
der Klinik sind, werden nicht aufgeführt. Dabei soll etwa jeder
siebte Krankenhauspatient in Deutschland zuckerkrank sein. Auf
Krankenhausstationen der Inneren Medizin sollen sogar etwa die Hälfte
aller Patienten betroffen sein.
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Disziplinarkammer in Polen ist rechtswidrig

Das Oberste Gericht Polens hat die von der PiS-Regierung eingesetzte
Disziplinarkammer als rechtswidrig eingestuft, weil das Gremium zu
stark von Regierung und Parlament abhängig ist. Die Disziplinarkammer
kann Verfahren gegen Richter und Staatsanwälte einleiten, welche
vermeintlich falsche Entscheidungen treffen oder sich anderweitig
unangepaßt verhalten, und sie entlassen. Die Mitglieder der
Disziplinarkammer werden vom Präsidenten vorgeschlagen und vom
Landesjustizrat ausgewählt. Die Mitglieder des letzteren werden vom
Unterhaus ernannt. Im Parlament verfügt die PiS über eine absolute
Mehrheit. Der Oberste Gerichtshof des Landes ist hinsichtlich der
Disziplinarkammer tätig geworden, nachdem der Europäische Gerichtshof
Zweifel an deren Unabhängigkeit geäußert hatte. Laut EuGH genügt die
Kammer nicht den Standards des europäischen und damit des polnischen
Rechts.
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Ausgaben für Erwachsenenbildung sind weltweit rückläufig

Nach einer Verlautbarung der Unesco erhalten weltweit zu wenige
Erwachsene die Möglichkeit einer Fortbildung. Gemäß der Befragungen,
die in den 159 Mitgliedsstaaten durchgeführt wurden, nehmen in fast
einem Drittel der Länder weniger als fünf Prozent der Einwohner über
15 Jahren an Bildungsprogrammen teil.

Für Migranten und Flüchtlinge, Menschen mit Behinderungen sowie ältere
Menschen liegen die Hürden besonders hoch. Wie Deutschlandfunk Kultur
erfahren hat, gingen in den vergangenen zehn Jahren die Investitionen
für Erwachsenenbildung nicht nur in den ärmeren Ländern, sondern auch
in jenen mit hohem Einkommen zurück. Fast 20 Prozent aller befragten
Länder räumte ein, daß bei ihnen weniger als 0,5 Prozent des
Bildungsbudgets in die Erwachsenenbildung fließen würde.

Deutschland gehört allerdings zu den 19 Prozent derjenigen Länder, die
mehr als vier Prozent in die Erwachsenenbildung stecken. Zwar 
wurde die Bundesrepublik dafür gelobt, aber das bedeutet keinesfalls,
daß Lernwillige auch die Möglichkeit für eine Fortbildung erhalten.
Unter anderem hapert es beim Sprachunterricht für Migranten und
Flüchtlinge.
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Kramp-Karrenbauer für Killerdrohnen

Verteidigungsministerin Annegret Kramp-Karrenbauer hat sich bei ihrem
Truppenbesuch in Afghanistan für die Ausrüstung der noch
beschaffenden Drohne Heron TP mit Waffen ausgesprochen. Ein
entsprechender Wunsch wurde an die Ministerin von den deutschen
Soldaten in Kundus offenbar herangetragen. Kramp-Karrenbauer berief
sich bei ihren Erwägungen darauf, daß man, wenn man das Leben der
Soldaten einsetzt, auch alles andere, was möglich wäre, einsetzen
sollte.

Die USA und andere Länder, die Kampfdrohnen in Konflikten und nicht
erklärten Kriegen einsetzen, führen mit den ferngesteuerten,
computerunterstützen Fluggeräten unter anderem gezielte Hinrichtungen
durch. Häufig werden nach derartigen Angriffen zahlreiche getötete
Zivilisten als sogenannter Kollateralschaden gemeldet.

Zur Zeit hat die Bundeswehr für Feindaufklärung die Drohne Heron 1
vom israelischen Hersteller IAI geleast. Die Heron TP soll 2021
eingeführt werden. Eine Bewaffnung der Drohne ist technisch optional
und wurde von der SPD-Fraktion im Bundestag blockiert. Bevor sich das
Parlament für die sogenannte Killerdrohnen entscheidet, soll deren
Einsatz ausführlich unter völkerrechtlichen, verfassungsrechtlichen
und ethischen Aspekten untersucht werden.

5. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - POLITIK/8331: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.12.2019 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8331: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Leugner des Klimawandels erhalten in Brandenburg Landesförderung

Die Landesregierung in Potsdam läßt dem Verein "Pro Lausitzer
Braunkohle" seit Oktober 40.000 Euro jährlich für angebliche
Aufklärung der Bevölkerung zur Klimakatastrophe zukommen. Das meldete
das Nachrichtenportal Spiegel Online am Donnerstag. Ausweislich
seiner Website erweist sich der Verein als dedizierter Verharmloser
und Leugner des z. B. vom Potsdam Institut für Klimafolgenforschung
(PIK) wissenschaftlich hinreichend begründeten, menschengemachten
Klimawandels. Der Verein faßt seine Position mit den Worten zusammen,
unterm Strich ergebe sich für die Lausitzer Braunkohle eine klare,
für viele aber sicher überraschende Bilanz: Die positiven Effekte für
das Weltklima überwögen sogar. Spiegel Online hat bei Klaus Freytag,
dem Lausitz-Beauftragten der Landesregierung, nachgefragt, wieso "Pro
Lausitzer Braunkohle" öffentlich gefördert wird. Freytag begründete
dies damit, daß es in der Lausitz zunehmend mehr AfD-Wähler gebe und
man den Diskurs mit diesen suche müsse. Die rechtspopulistische
Partei versucht ihre Klientel mit dem Festhalten an der
Braunkohleverstromung und der Leugnung des Klimawandels zu beruhigen.
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NRW läßt Datenspeicher-Spürhunde ausbilden

In Neuss sind NRWs erste Polizeihunde im Einsatz, die auch
Datenspeicher wie Smartphones und CDs aufspüren können. Die früher auf
Rauschgift spezialisierten Spürnasen sind in inzwischen zusätzlich zur
Suche nach den Datenspeichern ausgebildet worden.

Laut WDR1 ist diese Spezialausbildung der Hunde eine Konsequenz aus
dem Fall Lüdge: Bei der Aufklärung des massenhaften Kindesmißbrauchs
mußte ein Spürhund aus Sachsen angefordert werden.

5. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - SOZIALES/8329: Arbeit, Soziales und Familie - 05.12.2019 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8329: Arbeit, Soziales und Familie - 05.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Generalstreik in Frankreich wegen Rentenreform der Regierung

In Frankreich haben die Gewerkschaften den Generalstreik organisiert,
um gegen die Rentenreformpläne der Regierung in Paris zu
protestieren. Für Donnerstag waren landesweit fast 250 Kundgebungen
angemeldet worden. Die Polizei zählte bis zum Mittag bereits mehr als
180.000 Demonstranten und Demonstrantinnen. Der Generalstreik wurde
für mindestens zwei Tage ausgerufen, kann aber auch Wochen dauern. An
den Arbeitsniederlegungen beteiligten sich ein großer Teil der
Lehrerschaft und der Lokführer sowie unter anderem Beschäftigte der
Nahverkehrsbetriebe, Museen, Krankenhäuser, Müllabfuhr, Polizei und
Feuerwehr. Die Regierung will bei der Rente Sonderregelungen für
bestimmte Berufsgruppen abschaffen. Altersruheständler müssen mit
Kürzungen ihrer Bezüge rechnen.
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Emission der Treibhausgase nimmt weiter zu

Die derzeit in Madrid laufende 25. UN-Klimakonferenz bringt es an den
Tag. Der weltweite Ausstoß des Treibhausgases Kohlendioxid (CO2) hat
auch 2019 wieder zugenommen. Immerhin ergaben Berechnungen des
Forschungsverbundes Global Carbon Project, daß sich der Anstieg im
Vergleich zu den Vorjahren verlangsamt hat. Gab es im Jahr 2018 noch
ein Plus von 2,1 Prozent, so lag der Anstieg der Emissionen 2019 bei
0,6 Prozent. Schlechte Nachrichten für das Pariser Klimaabkommen.
Schließlich hatte sich die Weltgemeinschaft 2015 auf eine Begrenzung
der Erderwärmung deutlich unter zwei Grad geeinigt. Trotzdem waren
seitdem die CO2-Emissionen kräftig angestiegen. Wird dem nicht
umgehend ein Riegel vorgeschoben, wird es im Mittel zwischen 3 und 4
Grad wärmer werden - mit entsprechend katastrophalen Folgen.

5. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - WIRTSCHAFT/8317: Märkte und Finanzen - 05.12.2019 (SB)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8317: Märkte und Finanzen - 05.12.2019 (SB)




VOM TAGE



Verkehrsverbund Rhein-Ruhr wird Fahrpreise deutlich senken

Der Verkehrsverbund Rhein-Ruhr (VRR) hat am Mittwoch ein Konzept
vorgestellt, mit dem man sich als Modellregion für das
"Sofortprogramm Saubere Luft" der Bundesregierung bewerben möchte.
Dazu sollen die Tarife im VRR um bis zu 75 Prozent gesenkt und die
Tarifstruktur vereinfacht werden. Parallel dazu soll das Angebot des
Öffentlichen Personennahverkehrs ausgebaut werden. Einzelfahrscheine
und Dauerkarten werden mit zwei statt fünf Tarifstufen angeboten. Die
Fahrkarte für eine Stadt oder einen Kreis wird zwei Euro kosten und
für den gesamten Verkehrsverbund vier Euro. Entsprechend kosten
Dauerkarten 50 und 80 Euro. Zur Gegenfinanzierung erwartet man beim
VRR Fördermittel des Bundes in Höhe von mindestens 221 Millionen Euro
über fünf Jahre. Nach heutigem Stand wären das rund 20 Cent pro
Fahrt.
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Reizarmut kann Gehirn schrumpfen lassen

Raumfahrer und Arktisforscher aufgepaßt! Anhaltende Dunkelheit, hohe
Minustemperaturen, eine begrenzte Zahl an Teilnehmern und Reizarmut
kann deutliche Auswirkungen auf das Gehirn haben. Eine Studie an
Menschen, die sich 14 Monate auf der Neumayer-Station III aufhielten,
zeigte laut dpa Verkleinerungen in Teilbereichen des Hippocampus, die
für Gedächtnis und räumliches Denken zuständig sind. Was genau die
Veränderungen auslöst, ist unklar. Forscher um Alexander Stahn von
der Charité-Universitätsmedizin Berlin hatte per MRT
strukturelle Hirn-Aufnahmen vor und nach der Expedition gemacht,
Blutproben der einbezogenen fünf Männer und vier Frauen analysiert
und sie regelmäßig kognitiven Tests unterzogen. Es zeigte sich, daß
neben dem Rückgang von Hirngewebe auch die Lernfähigkeit zurückging.
Von den Teilnehmern der Studie waren keine Veränderungen festgestellt
worden. Zuvor waren ähnliche Hirnveränderungen schon bei Raumfahrern
nachgewiesen worden, die auch ein halbes Jahr nach der Rückkehr von
Langzeit-Missionen noch vorhanden waren.
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Max-Planck-Institut für Meteorologie - 02.12.2019

Ein CERN für den Klimawandel



In einem Perspektivenartikel, der gerade in den Proceedings of the (USA)
National Academy of Science (PNAS) erschienen ist, beleuchten Prof. Tim
Palmer (Oxford Universität, England) und Prof. Bjorn Stevens
(Max-Planck-Gesellschaft, München) den aktuellen Stand der
Erdsystemmodellierung. Sie argumentieren, dass es ein Fehler ist, das
Verständnis der globalen Erwärmung als das Produkt anspruchsvoller Modelle
zu formulieren, denn diese Einordnung unterbewertet die Beiträge
physikalischer Prinzipien, einfacher Modelle und Beobachtungen für dieses
Verständnis.

Eine solche Einordnung führt auch unweigerlich zu einer Verharmlosung von
Defiziten in der Erdsystemmodellierung - und das hat Auswirkungen auf die
Entwicklung der Wissenschaft. Der Beitrag der Erdsystemmodellierung zum
Verständnis der globalen Erwärmung war wichtig, aber vor allem, um zu
zeigen, dass die theoretischen Rahmenbedingungen für die Interpretation
von Beobachtungen trotz ihrer vielen Vereinfachungen auf Kurs waren.
Nachdem die Ursachen der globalen Erwärmung geklärt sind und die
Notwendigkeit klar ist, dass dies eine Reduzierung der CO2-Emissionen
bedeutet, steht die Klimawissenschaft vor neuen Herausforderungen, wie zum
Beispiel Marotzke et al. (2017) betonen, der Notwendigkeit, die
Bewohnbarkeit des Planeten zu verstehen und die Fähigkeit der menschlichen
Bevölkerung, den Extremen von Wetter und Klima standzuhalten, die mit der
zukünftigen Erwärmung einhergehen können.

Um diese Herausforderungen anzugehen und die Entscheidungsträger über die
Rate der zukünftigen Erwärmung und die Risiken einer sich erwärmenden Welt
zu informieren, ist eine neue Modellierungsstrategie erforderlich. Diese
Strategie, so Palmer und Stevens, solle exa-scale computing und eine neue
Generation von Modellen nutzen; sie zielt darauf ab, systematische Fehler
zu reduzieren, indem sie - mit bekannten Gesetzen der Physik und nicht
durch fehleranfällige semi-empirische Ansätze - wichtige physikalische
Prozesse repräsentiert. Jahrzehntelange Erfahrung in der numerischen
Wettervorhersage hat schließlich gezeigt, dass die Reduzierung von
systematischen Fehlern zu verbesserten Vorhersagen führt. Um diese neue
Generation von stärker physikbasierten Modellen zu entwickeln, für die
bereits plädiert wurde, die aber jetzt möglich wird, drängen Palmer und
Stevens auf mutige multi-nationale Initiativen, um Computer- und
Klimawissenschaftler zusammenzubringen und Modellierungssysteme zu
entwickeln, die neue Technologien und exa-scale computing vollständig
ausnutzen.

Auf die Frage, ob er befürchtet, dass diese Kritik am gegenwärtigen
Zustand der Erdsystemmodellierung von denen ausgenutzt werden könnte, die
versuchen, das gegenwärtige Verständnis der globalen Erwärmung in Frage zu
stellen, antwortet Stevens: "Es ist wichtig, dass Wissenschaftler offen
sprechen. Es sollte nicht überraschen, dass wir einige Dinge verstehen
können (wie die Erwärmung der Welt durch menschliche Aktivitäten), aber
nicht alles (wie z.B. was diese Erwärmung für regionale
Wetterveränderungen, Extreme und die Bewohnbarkeit des Planeten bedeutet).
Wenn wir nicht über die Grenzen unseres Verständnisses sprechen, laufen
wir Gefahr, die Notwendigkeit neuer wissenschaftlicher Ansätze nicht zu
kommunizieren, gerade dann, wenn sie am dringendsten gebraucht werden."

Auf die Frage, ob es gerechtfertigt ist, neues Geld für eine solche
internationale Klimamodellierungsinitiative auszugeben, sagte Palmer: "Im
Vergleich zu neuen Teilchenbeschleunigern oder Weltraumteleskopen ist der
Bedarf, vielleicht rund 100 Millionen Dollar pro Jahr, sehr gering.
Darüber hinaus erscheint das Nutzen-Kosten-Verhältnis für die
Gesellschaft, ein viel klareres Bild von den Gefahren zu haben, denen wir
in den kommenden Jahrzehnten durch unser laufendes Handeln ausgesetzt
sind, außerordentlich groß. Um ehrlich zu sein, braucht es nur den Willen,
bei einem solchen Projekt länderübergreifend zusammenzuarbeiten. Dann wird
es passieren."


Originalpublikation:

Palmer, T., und B. Stevens (2019)

The scientific challenge of understanding and estimating climate change.

PNAS,

www.pnas.org/cgi/doi/10.1073/pnas.1906691116.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution740
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WETTER/277: Deutschlandwetter im Herbst 2019 (Deutscher Wetterdienst)

Deutscher Wetterdienst - Pressemitteilung vom 29.11.2019

Deutschlandwetter im Herbst 2019

Der Herbst 2019: Recht durchschnittlich, aber trotzdem leicht zu
warm



Offenbach, 29. November 2019 - Zu Beginn war der meteorologische
Herbst 2019 in Deutschland unter dem Einfluss von Hochdruckgebieten
meist warm, trocken und sonnig. Ab Ende September dominierten dann
Tiefdruckgebiete mit mehr Wolken und vor allem reichlich Niederschlag,
der die große Trockenheit beendete. Insgesamt verliefen die Monate
September, Oktober und November leicht zu warm und nass bei
durchschnittlicher Sonnenscheindauer. Das meldet der Deutsche
Wetterdienst (DWD) nach ersten Auswertungen der Ergebnisse seiner rund
2000 Messstationen.

Häufiger Wechsel zwischen warmen und kühlen Perioden

Mit 10,1 Grad Celsius (°C) lag im Herbst der Temperaturdurchschnitt um
1,3 Grad über dem Wert der international gültigen Referenzperiode 1961
bis 1990. Im Vergleich zur wärmeren Periode 1981 bis 2010 betrug die
Abweichung nach oben 1,1 Grad. Pünktlich zum meteorologischen
Herbstbeginn am 1. September gab es einen kräftigen Temperaturrückgang
in Deutschland. Lediglich im Osten kletterte das Quecksilber nochmals
auf hochsommerliche Werte. Heißester Ort war dabei Coschen, südlich
von Eisenhüttenstadt, mit 33,6 °C. Anschließend wechselten kühle und
warme Abschnitte häufig einander ab: Vom 19. bis zum 21. September
traten lokal schon die ersten Nachtfröste auf. Dagegen konnte man vom
12. bis zum 15. Oktober für die Jahreszeit recht spät verbreitet noch
Sommertage mit 25 °C und mehr zählen. Während die Temperatur am 31.
Oktober in Sohland, südlich von Bautzen, bis auf -8 °C sank, stieg sie
bereits am 2. November in Ohlsbach bei Offenburg wieder auf 20 °C an.
Den bundesweit tiefsten Wert in diesem Herbst meldete Meßstetten auf
der Schwäbischen Alb, östlich von Rottweil, am 11. November mit -9,6
°C.

Ende der großen Trockenheit

Mit etwa 205 Litern pro Quadratmeter (l/m²) überschritt der Herbst
sein Soll von 183 l/m² um 11 Prozent. Zunächst setzte sich in den
meisten Gebieten die Trockenheit des Sommers weiter fort. Erst im
letzten Septemberdrittel ging die Dürre überall in Deutschland mit
flächendeckenden Regenfällen zu Ende. Diese kamen für die Wälder
jedoch häufig zu spät: Sie waren teilweise bereits abgestorben. Die
nasse Witterung dauerte mit kurzen Unterbrechungen bis in den November
an; der Regen ging dabei in der zweiten Novemberdekade mancherorts in
Schnee über. Niederschlagsreiche und zu trockene Gebiete lagen im
Herbst verstreut in ganz Deutschland. Die Monatssummen schwankten
lokal zwischen rund 500 und 90 l/m². Die größte 24-stündige Menge fiel
in Sigmarszell-Zeisertsweiler bei Lindau am Bodensee am 8. September
mit 71,2 l/m².

Sonnenscheindauer fast genau im Mittel

Der Sonnenschein wich mit rund 315 Stunden kaum von seinem Soll von
311 Stunden ab. Die sonnenscheinreichsten Gebiete mit örtlich bis zu
415 Stunden befanden sich im Bayerischen Wald, im Allgäu und in
Sachsen. Wenig Sonnenschein erhielten das Sauerland und
Schleswig-Holstein mit teils weniger als 230 Stunden.


Das Wetter in den Bundesländern im Herbst 2019

(In Klammern stehen jeweils die vieljährigen Mittelwerte der
intern. Referenzperiode)

Schleswig-Holstein und Hamburg: Schleswig-Holstein landete im
Herbst bei 10,1 °C (9,2 °C). Es war mit rund 285 l/m² (232 l/m²) das
zweitnasseste und knapp 270 Stunden (292 Stunden) das
sonnenscheinärmste Bundesland. Hamburg gehörte mit 10,5 °C (9,6 °C) zu
den wärmeren und mit etwa 255 l/m² (195 l/m²) zu den
niederschlagsreichen Bundesländern. Die Sonne zeigte sich rund 285
Stunden (285 Stunden).

Niedersachsen und Bremen: Für Niedersachsen errechneten die
Klimaexperten des DWD 10,3 °C (9,3 °C), mehr als 240 l/m² (182 l/m²)
und etwa 285 Sonnenstunden (284 Stunden). Mit 10,6 °C (9,6 °C) war
Bremen im Herbst 2019 ein warmes und mit etwa 250 l/m² (186 l/m²) ein
niederschlagsreiches Bundesland. Die Sonne schien rund 285 Stunden
(282 Stunden). Wegen Sperrung mehrerer Bahnstrecken aufgrund von
Sturmschäden mussten 200 Reisende die Nacht zum 17. September in Zügen
verbringen. In der Nacht vom 15. auf den 16. Oktober durchquerte eine
für die Jahreszeit sehr heftige Gewitterfront mit starken
Niederschlägen Niedersachsen von Süd nach Nord. Wedemark-Elze,
nördlich von Hannover verzeichnete dabei 58,3 l/m² Regen.

Mecklenburg-Vorpommern: Für Mecklenburg-Vorpommern maß der DWD
10,3 °C (9,0 °C). Der Niederschlag überstieg sein Soll (145 l/m²) mit
fast 210 l/m² um 43 Prozent, der Sonnenschein blieb mit gut 275
Stunden (312 Stunden) 11 Prozent darunter. Damit war
Mecklenburg-Vorpommern das zweitsonnenscheinärmste Bundesland.

Brandenburg und Berlin: Brandenburg war im Herbst 2019 mit 10,7
°C (9,2 °C) das zweitwärmste, mit abgerundet 150 l/m² (127 l/m²) ein
niederschlagsarmes und mit etwa 345 Stunden (316 Stunden) ein
sonnenscheinreiches Bundesland. Berlin zeigte sich mit 11,1 °C (9,5
°C) als das wärmste, mit rund 150 l/m² (128 l/m²) als ein trockenes
und mit annähernd 350 Stunden (315 Stunden) als sonnenscheinreiches
Bundesland. Kurz bevor sich die große Sommerhitze endgültig aus
Deutschland zurückzog, stiegen die Temperaturen am 1. September im
Osten Brandenburgs noch einmal sehr hoch: Heißester Ort war dabei
Coschen, südlich von Eisenhüttenstadt, mit 33,8 °C.

Sachsen-Anhalt: Sachsen-Anhalt war im Herbst 2019 mit 10,6 °C
(9,2 °C) ein warmes und mit gut 135 l/m² (120 l/m²) im Ländervergleich
das trockenste Bundesland. Die Sonnenscheindauer betrug fast 340
Stunden (299 Stunden).

Sachsen: Hier lag die durchschnittliche Temperatur bei 10,3 °C
(8,8 °C). Sachsen präsentierte sich im Herbst 2019 mit aufgerundet 150
l/m² (155 l/m²) als das zweitniederschlagsärmste und mit beinahe 365
Stunden (319 Stunden) als das sonnenscheinreichste Bundesland. Sohland
an der Spree, südlich von Bautzen, meldete am 31. Oktober ein Minimum
von -7,7 °C.

Thüringen: Thüringen war im Herbst 2019 mit einer
Durchschnittstemperatur von 9,7 °C (8,2 °C) das zweitkühlste
Bundesland. Die Niederschlagsmenge summierte sich auf knapp 170 l/m²
(155 l/m²) und die Sonnenscheindauer auf etwa 310 Stunden (299
Stunden).

Nordrhein-Westfalen: Im Herbst 2019 kam Nordrhein-Westfalen auf
eine mittlere Temperatur von 10,3 °C (9,5 °C). Die Niederschlagsmenge
lag mit mehr als 240 l/m² um 16 Prozent über dem Soll (208 l/m²), die
Sonnenscheindauer mit gut 280 Stunden (294 Stunden) um vier Prozent
darunter. Damit gehörte Nordrhein-Westfalen zu den sonnenscheinarmen
Bundesländern.

Hessen: Hessen war im Herbst bei 9,8 °C (8,6 °C) ein
vergleichsweise kühles Bundesland. Die Niederschlagsmenge erreichte
etwa 195 l/m² (188 l/m²) und die Sonnenscheindauer rund 285 Stunden
(285 Stunden).

Rheinland-Pfalz: Im Vergleich zu den anderen Bundesländern war
Rheinland-Pfalz im Herbst 2019 mit 9,9 °C (8,9 °C) ein kühles
Bundesland. Die mittlere Niederschlagsmenge lag bei fast 225 l/m² (199
l/m²) und die durchschnittliche Sonnenscheindauer bei etwa 300 Stunden
(308 Stunden).

Saarland: Das Saarland kam auf eine mittlere Temperatur von
10,2 °C (9,2 °C). Mit beinahe 320 l/m² Regen überstieg es das Soll
(241 l/m²) um 33 Prozent und war das mit Abstand niederschlagsreichste
Bundesland. Die Sonnenscheindauer blieb mit etwa 300 Stunden um fünf
Prozent unter dem Klimawert (317 Stunden).

Baden-Württemberg: Baden-Württemberg gehörte im Herbst 2019 mit
9,9 °C (8,5 °C) zu den vergleichsweise kühlen sowie mit annähernd 350
Stunden (344 Stunden) zu den sonnenscheinreichen Bundesländern. Die
Niederschlagsmenge betrug gut 230 l/m² (220 l/m²). Meßstetten auf der
Schwäbischen Alb war im Herbst deutschlandweit der kälteste Ort. Dort
sank das Quecksilber in der Nacht zum 11. November auf -9,6 °C.

Bayern: Bayern war im Herbst 2019 mit einer Mitteltemperatur
von 9,4 °C (7,9 °C) das kühlste Bundesland. Sowohl die
Niederschlagsmenge mit etwa 195 l/m² (204 l/m²) als auch die
Sonnenscheindauer mit fast 345 Stunden (335 Stunden) wichen nur wenig
vom vieljährigen Mittel ab. Die deutschlandweit größte 24-stündige
Niederschlagsmenge im Herbst fiel vom 8. auf den 9. September mit 71,2
l/m² in Siegmarszell-Zeisertsweiler bei Lindau am Bodensee. In der
Nacht zum 21. Oktober um 4.40 Uhr meldete Siegsdorf-Höll, südöstlich
vom Chiemsee eine Temperatur von 21,9 °C.

Alle in dieser Pressemitteilung genannten Jahreszeitenwerte sind
vorläufige Werte. Die für die letzten zwei Tage der Jahreszeit
verwendeten Daten basieren auf Prognosen. Bis Redaktionsschluss
standen nicht alle Messungen des Stationsnetzes des DWD zur
Verfügung.

© DWD 2019
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ASTRO/420: Galaktisches Schwergewicht (idw)

Ludwig-Maximilians-Universität München - 03.12.2019

Astrophysik - Galaktisches Schwergewicht



Schwarzes Loch mit 40 Milliarden Sonnenmassen entdeckt: Im Zentrum des
Galaxienhaufes "Abell 85" befindet sich das größte schwarze Loch im nahen
Universum - es ist wahrscheinlich das Ergebnis einer Kette von
Verschmelzungen kleinerer schwarzer Löcher.

Eine Analyse der Geschwindigkeiten von Millionen von Sternen in der
zentralen Galaxie des "Abell 85"-Galaxienhaufens hat zu der Entdeckung
eines extrem massereichen Schwarzen Lochs im Zentrum der Galaxie geführt -
es ist 40 Milliarden Mal schwerer als unsere Sonne. Astronomen an der
Universitätssternwarte München (USM) und am Max-Planck-Institut für
extraterrestrische Physik (MPE) analysierten hierfür neue photometrische
Daten des Wendelstein Observatoriums sowie neue hochauflösende, spektrale
Beobachtungen mit MUSE-Instrument am Very Large Telescope (VLT). Es ist
das massereichste Schwarze Loch, das jemals direkt aufgrund der Bewegung
von Sternen bestimmt wurde.

Obwohl allein die Sterne in der Zentralgalaxie des Galaxienhaufens Abell
85 zusammengenommen die enorme Masse von mehr als zwei Billionen (1012)
Sonnenmassen haben (eine der größten Sternenansammlungen überhaupt), ist
das Zentrum der Galaxie extrem diffus und lichtschwach. Ein gemeinsames
Team von Astronomen der Universitäts-Sternwarte München (USM) und des
Max-Planck-Instituts für extraterrestrische Physik wollte deshalb einen
genaueren Blick auf diese Galaxie werfen. Die zentrale diffuse Region der
Galaxie hat eine enorme Ausdehnung, vergleichbar mit der der Großen
Magellanschen Wolke; dies brachte die Wissenschaftler auf die Idee, dass
sich hier ein schwarzes Loch mit einer ungewöhnlich großen Masse verbirgt.
Der Galaxienhaufen Abell 85, der aus mehr als 500 einzelnen Galaxien
besteht, befindet sich in einer Entfernung von 700 Millionen Lichtjahren
von der Erde und ist damit doppelt so weit entfernt wie irgendeine andere
Galaxie, in der bis jetzt die Masse eines Schwarzen Lochs direkt gemessen
wurde. "Es gibt nur wenige Dutzend direkte Massenbestimmungen
supermassereicher Schwarzer Löcher - und noch nie zuvor ist es in einer
solch großen Entfernung gelungen", erklärt Jens Thomas, der die Studie
leitete. "Aber wir hatten bereits eine Ahnung von der Größe des Schwarzen
Lochs in dieser speziellen Galaxie, also haben wir es probiert."

Die neuen Daten, die am USM Wendelstein-Observatorium der LMU und mit dem
MUSE-Instrument am VLT gewonnen wurden, ermöglichten es dem Team, eine
Massenabschätzung durchzuführen, die direkt auf den kollektiven Bewegungen
der Sterne um den Kern der Galaxie basiert. Mit einer Masse von 40
Milliarden Sonnenmassen ist dies das massereichste Schwarze Loch, das
derzeit im lokalen Universum bekannt ist. "Es ist um ein Vielfaches
größer, als man es aufgrund indirekter Messungen, wie der Sternmasse oder
der Geschwindigkeitsdispersion der Galaxie, erwarten würde", sagt Roberto
Saglia, Co-Autor der Studie.

Die Messungen der Galaxie zeigen ein extrem lichtschwaches Zentrum mit nur
noch sehr wenigen Sternen - dies ist zwar ähnlich wie in manchen anderen
elliptischen Galaxien, aber sehr viel stärker ausgeprägt. "Das Lichtprofil
im inneren Kern nimmt zum Zentrum hin auch nicht mehr zu", erklärt
USM-Doktorand Kianusch Mehrgan, der die Datenanalyse durchführte. "Das
bedeutet, dass die meisten Sterne aufgrund von Interaktionen bei
vorangegangenen Verschmelzungen von schwarzen Löchern aus dem Zentrum
geschleudert worden sein müssen."

Nach gängiger Auffassung entstehen diese diffusen Kerne in den größten
elliptischen Galaxien, weil die Sterne aus dem Zentrum "herausgefegt"
werden. Bei der Verschmelzung von zwei Galaxien bilden deren schwarze
Löcher zunächst ein Paar, bevor sie schließlich auch verschmelzen. Sterne
auf Flugbahnen, die in die Nähe der beiden schwarzen Löcher führen, werden
durch gravitative Wechselwirkungen aus dem Zentrum der Restgalaxie
herausgeschleudert. Ist im Zentrum der Galaxie kein Gas mehr vorhanden, um
neue Sterne zu bilden (wie das in jüngeren Galaxien der Fall wäre), führt
dies dazu, dass der Kern immer diffuser und ärmer an Sternen wird.

"Die neueste Generation von Computersimulationen der Verschmelzung von
Galaxien lieferte uns Vorhersagen, die tatsächlich gut zu den beobachteten
Eigenschaften passen", sagt Jens Thomas, der auch die dynamischen Modelle
beisteuerte. "Diese Simulationen beinhalten die Wechselwirkungen zwischen
Sternen und einem Schwarzen-Loch-Paar; die wesentliche Komponente sind
aber zwei elliptische Galaxien, die bereits diffuse Kerne haben. Die Form
des Lichtprofils und die Flugbahnen der Sterne sind sehr wertvolle
archäologische Informationen und verraten uns, wie sich der Kern in dieser
Galaxie gebildet hat - dies lässt sich auch auf andere sehr massereiche
Galaxien übertragen."

Selbst vor dem Hintergrund dieser ungewöhnlichen Entstehungsgeschichte in
einer Kette von Verschmelzungen konnten die Wissenschaftler eine neue und
robuste Beziehung zwischen der Masse des zentralen Schwarzen Lochs und der
Oberflächenhelligkeit der Galaxie herstellen: Mit jeder Verschmelzung
gewinnt das Schwarze Loch an Masse, während das Galaxienzentrum Sterne
verliert. Astronomen könnten diese Beziehung für Massenabschätzungen von
Schwarzen Löchern in noch entfernteren Galaxien nutzen, bei denen direkte
Messungen der Bewegung der Sterne nahe am Schwarzen Loch nicht möglich
sind.


Originalpublikation:

A 40-billion solar mass black hole in the extreme core of Holm 15A, the
central galaxy of Abell 85

K. Mehrgan, J. Thomas, R. Saglia et al.

Accepted for publication by ApJ

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1355: KI und 5G - Synergie im digitalen Zeitalter (idw)

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI -
03.12.2019

KI und 5G - Synergie im digitalen Zeitalter



5G ist mehr als schneller Mobilfunk. 5G ist eine Schlüsseltechnologie im
Zeitalter der digitalen Vernetzung. Im Zusammenspiel mit Künstlicher
Intelligenz entfalten sich neue technologische Möglichkeiten für
Industrie, Wirtschaft und Gesellschaft. Bevor 5G aber die universelle
Kommunikationsplattform für die flexible Industrie und die vernetzte Welt
wird, sind noch einige technische Herausforderungen zu meistern. Das DFKI
nimmt sich dieser in seinem breiten Kompetenzspektrum in vielfältigen
Forschungsaktivitäten an und ist in wegweisenden Projekten und Initiativen
engagiert.

5G für KI - KI für 5G

Viele zukunftsweisende Technologien und KI-Anwendungen hängen davon ab,
dass große Datenmengen in Echtzeit übertragen werden - die Zusammenarbeit
von Menschen und Robotern in der Industrie 4.0, die Kommunikation von
Fahrzeugen und Verkehrssystemen beim autonomen Fahren oder
Fern-Operationen in der Telemedizin.

5G verspricht eine mindestens 100-fach höhere Geschwindigkeit als der
aktuelle LTE-Standard und minimale Reaktionszeiten, viel schneller als die
des Menschen. Nur so können auch sicherheitskritische Funktionen, wie
beispielsweise Not-Aus-Schaltungen in der Produktion ohne Kabel
funktionieren. Doch nicht nur Übertragungsrate und Latenz sind wesentliche
Voraussetzungen für die Kommunikation in Echtzeit. Eine immer größer
werdende Anzahl an miteinander vernetzten Geräten, Maschinen und
Alltagsgegenständen muss gleichzeitig bedient werden. Das Netz muss
zuverlässig und sicher gegen Ausfälle und Angriffe sein. Das sind nur
einige der vielfältigen Anforderungen, die prädestiniert sind für
Künstliche Intelligenz. Diese Wechselwirkung von 5G und KI birgt großes
Potenzial für gänzlich neue Anwendungen und Geschäftsmodelle.

"5G kann der KI die benötigten Daten in Echtzeit zur Verfügung stellen.
Die KI kann diese wiederum nutzen, um das Netz zu steuern und zu
optimieren. Die Kombination der Vorteile dieser Technologien ermöglicht
völlig neue Applikationen in vielen Bereichen." - Prof. Dr. Hans Dieter
Schotten

Entsprechend vielfältig sind die Forschungsaktivitäten des DFKI im Rahmen
von öffentlich geförderten Projekten, zusammen mit strategischen Partnern
oder an den Universitäten der Standorte. Der Forschungsbereich
Intelligente Netze wirkt gemeinsam mit der Technischen Universität
Kaiserslautern an wegweisenden nationalen und europäischen 5G-Projekten
mit und hat hier Pionierarbeit geleistet. Der Forschungsbereich Innovative
Fabriksysteme testet in Zusammenarbeit mit dem Partnerkreis der
SmartFactory-KL den praktischen Einsatz von 5G-Technologien in seiner
Forschungsfabrik am DFKI in Kaiserslautern. Dort entsteht derzeit ein
Erweiterungsbau für weitere Testanlagen und Demonstratoren für
5G-Forschungsaktivitäten der DFKI-Bereiche. Im DFKI-Labor in Niedersachsen
arbeiten die Wissenschaftler an Szenarien der Umwelt- und
Verkehrssicherheit in Küsten- und Hafengebieten sowie der Überwachung und
Steuerung von Maschinenflotten in der Landwirtschaft. Weitere Bereiche
erforschen Technologien, die Potenzial im 5G-Kontext aufweisen, wie die
Datenverarbeitung direkt an Sensoren oder den Einsatz in der Robotik und
im Bereich Ambient Assisted Living.

Industrie 4.0 braucht 5G

"Die Fabrik der Zukunft ist flexibel und vernetzt. In Zukunft werden sich
die Arbeitsplätze sozusagen selber organisieren", sagt Prof. Martin
Ruskowski, Leiter des Forschungsbereichs Innovative Fabriksysteme am DFKI
und Vorstandsvorsitzender der Technologie-Initiative SmartFactory KL e.V..
"Immer mehr Maschinen, Geräte und Dienste bringen sich in das
Produktionsnetzwerk ein. Die klassischen Kommunikationsstrukturen werden
aufgelöst und verlagern sich mehr und mehr in den virtuellen Raum", so
Ruskowski weiter. Im Zusammenspiel mit KI ermöglicht die 
5G-Mobilfunktechnologie die nahtlose Integration autonomer Systeme und
mobiler Plattformen ohne Kabelbindung und so ganz neue Fertigungsmethoden.

"Echtzeitfähige Kommunikation ist Erfolgsfaktor für Industrie 4.0.
Mithilfe von 5G werden sich Flexibilität, Wandelbarkeit und Produktivität
der industriellen Fertigung deutlich erhöhen. Mit der SmartFactory-KL
haben wir einzigartige Bedingungen, um die relevanten Use Cases zu testen,
neue Konzepte zu entwickeln und diese auch in die Anwendung zu bringen." -
Prof. Dr. Martin Ruskowski

Gemeinsam mit der SmartFactory-KL werden unter anderem Safety-Lösungen für
mobile Transportsysteme, Time Sensitive Networking (TSN), dezentrale
Datenverarbeitung (Edge Computing) sowie Datenübertragung und
-verarbeitung in der Cloud über 5G getestet und seit 2018 auch auf der
Hannover Messe präsentiert.

Pionierarbeit von DFKI und TUK

"In maßgebenden Projekten haben die TUK und das DFKI die Grundlagen für 5G
und die heutige Weiterentwicklung gelegt", so Prof. Dr. Hans Dieter
Schotten, Leiter des Forschungsbereichs Intelligente Netze und des
Lehrstuhls für Funkkommunikation und Navigation an der Technischen
Universität Kaiserslautern (TUK). Sein Team an der TUK war bereits an
frühen 5G-Projekten der Europäischen Union beteiligt, wie z.B. an METIS,
das grundsätzliche Anforderungen an den neuen Mobilfunkstandard definiert
und die technischen Grundstrukturen geschaffen hat. Prof. Schotten: "In
METIS wurde 5G quasi erfunden".

METIS II hat die verschiedenen Netzwerktechnologien zu einem kompletten
System zusammengeführt und weitere Komponenten entwickelt. In wegweisenden
Vorhaben wie 5G NORMA und 5G MONARCH wurde frühzeitig die
Anpassungsfähigkeit für verschiedene Services (Network-Slicing) sowie im
Hamburger Hafen deren konkreter Einsatz erforscht. Das BMBF-Projekt AMMCOA
hat lokale Netze für die Landwirtschaft entwickelt - ein Schwerpunkt der
Funktechnik-Forscher an der TUK.

5G Modellregion Kaiserslautern

Erklärtes Ziel der Bundesregierung ist es, Deutschland zum Leitmarkt für
innovative Services und Geschäftsmodelle auf Basis des neuen Standards zu
entwickeln. Vor seinem bundesweiten Ausbau wird der neue Mobilfunkstandard
zunächst in sechs Modellregionen erprobt. In diesen sollen die neuen
Technologien praxisnah entwickelt und demonstriert werden. Im Juni gab der
Haushaltsausschuss des Bundestags dafür Gelder in Höhe von insgesamt 44
Millionen Euro frei. Die Wahl fiel, neben fünf weiteren Städten und
Regionen, auf Kaiserslautern, wo das DFKI und die Technische Universität
mit ihrer Forschung seit Jahren Pionierarbeit auf diesem Gebiet leisten.

Im Rahmen des Großprojekts wird die TU Kaiserslautern in Zusammenarbeit
mit dem DFKI vier Campusnetze entwickeln und betreiben, um den Einsatz von
5G-Technologien in speziellen Testszenarien zu erforschen. Diese sind
Industrie 4.0-Anwendungen in der smarten Fabrik, vernetzte
Mobilitätslösungen, Smart Farming und ein portables System, um
Campus-Netze an beliebigen Orten zu errichten.

"Die Region sowie das ansässige Kompetenznetzwerk aus Forschung und Firmen
haben den Vorteil, dass wir hier die Technologie und die Anwender ideal
zusammenbringen können. So können wir im Austausch mit Partnern und den
anderen DFKI-Standorten sowohl städtische als auch ländliche und
industrielle Szenarien entwickeln", so Prof. Hans Dieter Schotten.

Globale Initiativen für industrielle Standards

Im April 2018 war das DFKI Gründungsmitglied der "5G Alliance for
Connected Industries and Automation" (5G-ACIA) im Zentralverband
Elektrotechnik- und Elektronikindustrie, ZVEI. Die internationale
Initiative vereint die wichtigsten Akteure im 5G-Bereich - Vertreter der
klassischen Automatisierungs- und Fertigungsindustrie sowie führende
Organisationen aus der IKT-Industrie. Ziel ist es, 5G erfolgreich in der
industriellen Produktion zu etablieren und von vornherein industriefähig
zu gestalten. Hierzu bringt sich 5G ACIA aktiv in die Standardisierung und
Regulierung von 5G ein und identifiziert mögliche Anwendungsfälle und
Anforderungen seitens der Industrie.

Auf der Hannover Messe 2019 demonstrierte 5G-ACIA erste
Systemdemonstrationen von 5G-Anwendungen im Industrie 4.0-Kontext.


Wegweisende 5G-Projekte:

SELFNET - Selbstschutz, Selbstheilung, Selbstoptimierung

Moderne Netzwerke werden immer komplexer und sind dadurch schwieriger und
kostenintensiver zu warten. Unter Leitung des DFKI wurde im EU-Projekt
SELFNET erstmals Künstliche Intelligenz zur autonomen Steuerung eines
modernen Kommunikationsnetzes eingesetzt, sodass dieses sich selbstständig
gegen Eindringlinge schützen oder auftretende Probleme lösen kann,
beispielweise bei Überlastungen. Das DFKI realisierte in SELFNET die erste
vollständige Implementierung einer auf KI basierenden Sicherheits- und
Netzwerk-Optimierungslösung für den Mobilfunk.

TACNET 4.0 - Wegbereiter für Industrie 4.0

Die erfolgreiche Digitalisierung in der Industrie erfordert eine
effiziente und medienbruchfreie Vernetzung in den Fabriken, von Produkten
und Dienstleistungen. Kern des BMBF-Projekts TACNET 4.0 ist es, 5G für die
Industrie tauglich zu machen und ein einheitliches industrielles -
taktiles - Kommunikationssystem zu entwickeln. Das vom DFKI geleitete
Konsortium erforscht, wie die zunehmende Menge an Akteuren im Netz sowie
verschiedene Netzwerktypen integriert oder Fernwartungsszenarien und
Regelschleifen zuverlässig realisiert werden können. TACNET 4.0 ist
weltweit das bisher umfassendste Forschungsprojekt für die Entwicklung
einer vollständigen 5G-Vernetzung für die Industrie.


Weitere Informationen unter:

https://www.dfki.de/web/news/detail/News/5g-und-ki-synergie-im-digitalen-zeitalter/

- Diese PM und weitere Informationen auf DFKI.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 03.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INNEN/3183: Untätigkeit stoppen - Appell zur Aufnahme von Kindern aus Hotspots ernst nehmen

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. Dezember 2019

Untätigkeit stoppen: Appell zur Aufnahme von Kindern aus Hotspots ernst
nehmen



Zu der Gemeinsamen Erklärung von Integrations- und Ausländerbeauftragten
mehrerer Bundesländer erklärt Luise Amtsberg, Sprecherin für
Flüchtlingspolitik:

Wir unterstützen ausdrücklich den Appell des Bündnisses von
Landesintegrationsbeauftragten, Landesflüchtlingsräten sowie von Pro Asyl
an die Innenministerkonferenz zur Aufnahme unbegleiteter Minderjähriger aus
Griechenland.

Die Lage in den überfüllten griechischen Hotspots ist desaströs.
Insbesondere Kinder leiden unter den unhaltbaren Bedingungen. Sie sind
völlig unangemessen untergebracht, ihnen mangelt es an Nahrung und
medizinischer Hilfe und sie können fast nie eine Schule besuchen. Zudem
drohen ihnen Gewalt und Ausgrenzung, was bei vielen von ihnen, die häufig
ohnehin Kriegserfahrungen und andere Traumata durchgemacht haben, zu
starken psychischen Leiden führt. Gerade Kinder und Jugendliche dürfen
nicht in solch menschenunwürdigen Lagern untergebracht werden.

Unter den Kindern sind es die bis zu 4100 unbegleiteten minderjährigen
Flüchtlinge, die besonders schutzbedürftig sind. Daher fordern wir, wie
jetzt auch das breite Bündnis von Integrations- und Ausländerbeauftragten
einerseits und Flüchtlingsräten andererseits, die Bundesregierung dazu auf,
sich im Rahmen eines Relocation-Programms für die Umverteilung aller
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlinge aus den Hotspots der griechischen
Inseln einzusetzen.

Zusätzlich kann die Bundesregierung die Situation der unbegleiteten Kinder,
die Verwandte in anderen EU-Mitgliedstaaten haben, durch die zügige
Umsetzung des Familiennachzugs maßgeblich verbessern.

Jeder weitere Tag der Untätigkeit führt zu weiterem Leiden. Ein Zustand,
der gerade vor dem Hintergrund des Wintereinbruchs in Griechenland
untragbar ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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RECHT/870: Menschenrechte - Deutschland hat Nachholbedarf

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 4. Dezember 2019

Menschenrechte: Deutschland hat Nachholbedarf



Zum heute vorgestellten Bericht des Deutschen Instituts für
Menschenrechte über die Entwicklung der Menschenrechtssituation in
Deutschland erklären Kai Gehring, Mitglied im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe, und Margarete Bause, Sprecherin
für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Deutschland hat beim Thema Menschenrechte in vielen Bereichen
Nachholbedarf. So werden die Kinderrechte nur ungenügend umgesetzt.
Eine Konsequenz muss sein, die Grundprinzipien der
UN-Kinderrechtskonvention in das Grundgesetz aufzunehmen. Dazu gehören
die vorrangige Berücksichtigung des Kindeswohls ebenso wie das Recht
auf Gehör und die Berücksichtigung der Meinung junger Menschen. Auch
bei der Ausbildung pädagogischer Fachkräfte muss Menschenrechtsbildung
ein wichtiger Bestandteil werden.

Immer wieder verletzen auch deutsche Unternehmen im Ausland
Menschenrechte. Die Bundesregierung ist verpflichtet, den Opfern
beizustehen und ihnen Beschwerdemöglichkeiten einzuräumen. Dieser
Verpflichtung kommt die Bundesregierung allerdings nicht angemessen
nach. Dass die sogenannte Nationale Kontaktstelle offenbar nicht
zugänglich ist für entsprechende Beschwerden, ist beschämend.

Die Bundesregierung erklärt bei jeder Gelegenheit, dass sie mehr
internationale Verantwortung übernehmen möchte. Dann muss sie auch im
Bereich Wirtschaft und Menschenrechte entsprechend handeln. Dazu
zählt, den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte
Bedeutung zu verleihen: Nicht nur Regierungen, auch Unternehmen müssen
soziale, ökologische sowie ethische Prinzipien respektieren und aktiv
Menschenrechtsverletzungen vorbeugen - weltweit. Dazu können
außergerichtliche Beschwerdemechanismen einen wichtigen Beitrag
leisten. Deutsche Unternehmen sollen zukünftig übrigens Unterstützung
bei der Erfüllung ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten im
Ausland erhalten. Mehr unterstützt werden müssten aber auch die
Betroffenen von Menschenrechtsverletzungen, unter anderem wenn es
darum geht, Zugang zu Beschwerdemöglichkeiten zu erhalten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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UMWELT/1890: Exportstopp für grenznahe Alt-AKW überfälliger erster Schritt

Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 5. Dezember 2019

Exportstopp für grenznahe Alt-AKW überfälliger erster Schritt - Aus für
Atomfabriken muss folgen



Zum Gesetzentwurf des Bundesumweltministeriums für eine Export-Beschränkung
von AKW-Brennelementen erklärt Sylvia Kotting-Uhl, Vorsitzende des
Umweltausschusses:

Der Exportstopp für grenznahe Alt-AKW ist ein erster Schritt in die
richtige Richtung, das eigentliche Problem bleibt aber erhalten. Denn die
beiden deutschen Atomfabriken produzieren nicht nur für ein paar grenznahe
Altmeiler, sondern verursachen viel mehr Probleme.

Die deutschen Atomfabriken beliefern viele weitere europäische
Atomkraftwerke, die ebenfalls eine Gefahr für die Menschen in Europa
darstellen. Und sie häufen gigantische Mengen Uranreste an, für die wir in
Deutschland derzeit noch kein Endlager haben. All diese Probleme lassen
sich am einfachsten und besten lösen, indem die Bundesregierung endlich die
beiden deutschen Atomfabriken schließt.

Dazu liegen seit zwei Jahren die positiven Rechtsgutachten des
Bundesumweltministeriums auf dem Tisch, ein grüner Gesetzentwurf fast
genauso lange. In der Sachverständigenanhörung des Bundestags vor über
einem Jahr wurde der Gesetzentwurf von den Juristinnen und Juristinnen
mehrheitlich bestätigt, selbst von denen der Koalition. Es wird Zeit, den
notwendigen Weg konsequent zu Ende zu gehen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. Dezember 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/1877: Russland - Hinweis auf neue Form völkerrechtswidrigen Verhaltens

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2019

Hinweis auf neue Form völkerrechtswidrigen Verhaltens

Russland muss an lückenloser Aufklärung des Tiergarten-Mords
mitwirken



In Zusammenhang mit dem Auftragsmord im Berliner Tiergarten im August
hat Deutschland zwei russische Diplomaten ausgewiesen. Dazu erklären
der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion, Jürgen Hardt,
sowie der Obmann und Berichterstatter Roderich Kiesewetter:

Hardt: "Mit den Aussagen des Generalbundesanwalts und der
Ausweisung russischer Diplomaten verdichten sich die Hinweise, dass
möglicherweise tatsächlich russische Regierungsstellen für den
Auftragsmord im Tiergarten Verantwortung tragen. Sollte sich dieser
Verdacht bestätigen, hätten wir es mit einer neuen Qualität
völkerrechtswidriger russischer Handlungen auf europäischem Boden zu
tun. Hierfür würde Präsident Putin die Verantwortung tragen. In
keiner Weise können gezielte Tötungen auf deutschem Boden hingenommen
werden. Sollte sich der Verdacht erhärten, müssen Gegenmaßnahmen über
die bereits erfolgte Ausweisung hinaus getroffen werden."

Kiesewetter: "Russland hat wiederholt die partnerschaftliche
Bitte Deutschlands zur Aufklärung und Identifizierung des Täters
abtropfen lassen. Die vorliegenden Hinweise deuten auf eine
Beteiligung staatlicher russischer Stellen hin. Russland wäre gut
beraten, einem weiteren Vertrauensverlust keinen Vorschub zu leisten.
Es ist deshalb folgerichtig, die Verweigerung der Kooperation mit
maßvollen diplomatischen Sanktionen zu beantworten und dadurch
unserem Anspruch auf eine rasche Aufklärung Nachdruck zu verleihen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - INNEN/3529: Neues Ehrenamtsstärkungsgesetz muss Bürokratie abbauen und Freiraum schaffen















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3529: Neues Ehrenamtsstärkungsgesetz muss Bürokratie abbauen und Freiraum schaffen

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. Dezember 2019

Neues Ehrenamtsstärkungsgesetz muss Bürokratie abbauen und
Freiraum schaffen

Modernes Engagement braucht praxistaugliche Rahmenbedingungen



Heute ist der Internationale Tag des Ehrenamtes. Dazu erklärt der
sport- und ehrenamtspolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard Gienger:

"Wir brauchen ein neues "Ehrenamtsstärkungsgesetz", das die Vereine
und gemeinnützige Organisationen deutlich von Bürokratie entlastet
und größere Gestaltungsspielräume schafft. Der Bundesfinanzminister
muss zeitnah einen Gesetzentwurf vorlegen, der die Vereine nicht mit
Geschlechterfragen gängelt, sondern beim Engagement weitreichend
unterstützt.

Konkret müssen Vereinfachungen und Klarstellungen bei der
Datenschutzgrundverordnung, beim erweiterten Führungszeugnis, bei der
Abgrenzung zu Mindestlohnregelungen sowie bei Haftungsfragen
angegangen werden. Modernes Engagement braucht zudem praxistaugliche
und in die Zeit passende Rahmenbedingungen im Steuerrecht. So müssen
wir weiterhin die Ehrenamts- und Übungsleiterpauschale spürbar
anheben, wie auch die Freigrenzen der Vereine für den
wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb anpassen.

Das freiwillige Engagement ist ein Grundpfeiler der Zivilgesellschaft
und der Demokratie. Neben der geplanten Stiftung für Engagement und
Ehrenamt wollen wir den gemeinwohlorientierten Bereich auch von
Bürokratie entlasten und neue Handlungsspielräume schaffen.

Anlässlich des Internationalen Tages des Ehrenamtes danken wir allen
freiwillig Tätigen für das soziale Engagement, dass sie im Alltag mit
viel Herzblut und großer Leidenschaft verwirklichen. Unsererseits
werden wir das bürgerschaftliche Engagement weiter fördern und die
Umfeldbedingungen verbessern."

Hintergrund: 

Der Internationale Tag des Ehrenamtes ist ein Jahres- und Aktionstag
zur weltweiten Anerkennung und Würdigung des bürgerschaftlichen
Engagements. Die Verbesserung der Rahmenbedingungen um das
freiwillige Engagement spielt im Koalitionsvertrag eine wichtige
Rolle. Das Bundesministerium der Finanzen arbeitet derzeit an einem
Gesetzentwurf zur Förderung des Ehrenamtes.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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MILITÄR/679: Getöse von Mitgliedern bringt die NATO nicht aus dem Takt

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2019

Getöse von Mitgliedern bringt die NATO nicht aus dem Takt

Jubiläumsgipfel in London - Anforderungen der Partner an Deutschland
bleiben hoch



Der zweitägige Gipfel zum 70-jährigen Bestehen der NATO ist am
heutigen Mittwoch zu Ende gegangen. Dazu erklärt der stellvertretende
Vorsitzende der CDU/CSU-Fraktion, Johann David Wadephul:

"Die NATO ist und bleibt auch nach 70 Jahren ihres Bestehens das
stärkste und anpassungsfähigste Bündnis der Welt. Für die Sicherheit
Deutschlands und Europas ist sie absolut unverzichtbar. Dies sollten
sich alle vor Augen führen, die nonchalant in Wort oder Tat das
Bündnis in Frage stellen. Denn sie untergraben massiv die
Grundpfeiler, auf denen die NATO beruht: Verlässlichkeit und
Geschlossenheit.

In der NATO wurden schon immer mit großer Regelmäßigkeit harte
Debatten über Strategien, Strukturen oder das Dauerthema
Lastenteilung geführt. Das gehört bei einem Bündnis dieser Größe -
bestehend aus demokratischen Staaten, die sich auf Augenhöhe begegnen
- dazu. Solche Debatten sorgen dafür, dass die NATO sich immer wieder
an neue Herausforderungen anpassen kann, aktuell beispielsweise
Bedrohungen aus dem Weltraum und der Aufstieg Chinas zur Weltmacht.
Bei allen Diskussionen muss aber klar sein: am Kern des Bündnisses,
an Treue, Solidarität und Verlässlichkeit jedes einzelnen
NATO-Staates wird nicht gerüttelt.

Der Jubiläumsgipfel in London hat gezeigt, dass das effektheischende
Getöse einiger Teilnehmer die konstruktive und ernsthafte
Zusammenarbeit der schweigenden Mehrzahl der Mitgliedstaaten nicht
wirklich stören kann. Die NATO lebt vom Engagement der
Mitgliedstaaten, von ihren finanziellen und sachlichen Beiträgen zur
Verteidigung des gesamten Bündnisraums. Das ist das, was jeder
einbringen muss, was jeder vom anderen erwartet - vor allem unsere
Partner in Osteuropa. Es geht um handfeste Teilhabe an den
Bündnisaufgaben, weniger um Theoriedebatten - ob mit oder ohne
Expertenrat. Es geht um Geld, Fähigkeiten sowie um die Beiträge für
gemeinsame Missionen im Bündnisraum und darüber hinaus. In all diesen
Bereichen ist die NATO besser geworden, aber jedem ist klar, da gibt
es noch mehr zu leisten.

Das gilt besonders für Deutschland. Deswegen müssen wir unsere
Zusagen an das Bündnis erfüllen, seien es Ausgaben für die
Verteidigung in Höhe von 1,5 Prozent des Bruttoinlandsprodukts bis
2024 oder zwei Prozent bis 2031. Nur mit mehr Geld wird es der
Bundeswehr möglich sein, zehn Prozent der NATO-Fähigkeiten als
deutschen Beitrag für das Bündnis zu stemmen. Ob wir diese
entscheidende Zusage einhalten, daran werden die Verbündeten uns
messen. Denn sie erwarten, dass wir unserer Verantwortung nachkommen -
umso mehr, als sie das Vertrauen in andere NATO-Staaten zusehends
verlieren. Wir sollten alles tun, dass nicht auch wir ihr Vertrauen
verlieren."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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SOZIALES/2031: Ohne Ehrenamt geht es nicht

Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 4. Dezember 2019

Ohne Ehrenamt geht es nicht

Neue Stiftung unterstützt die ehrenamtlich Engagierten



Am morgigen Donnerstag ist der Tag des Ehrenamts. Dazu erklären die
stellvertretenden Vorsitzenden der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Nadine
Schön und Gitta Connemann:

Nadine Schön: "Ohne Menschen, die sich ehrenamtlich
engagieren, wäre unser Zusammenleben ärmer. Daher dankt die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion den mehr als 30 Millionen Menschen, die
bereit sind, ihre Fähigkeiten, Kenntnisse und Erfahrungen für eine
Aufgabe zur Verfügung zu stellen, die der Allgemeinheit dient.
Bereits im Haushalt 2020 des Bundesfamilienministeriums haben wir die
Förderung des ehrenamtlichen Engagements zum Schwerpunkt gemacht -
mit der Erhöhung der finanziellen Unterstützung für die
Mehrgenerationenhäuser, für das Patenschaftsprogramm 'Menschen
stärken Menschen' und die Freiwilligendienste.

Um die Arbeit der ehrenamtlich Engagierten noch stärker zu fördern,
werden wir die Deutsche Stiftung für Engagement und Ehrenamt
errichten. Sie wird Vereine und Verbände, aber vor allem kleine
Initiativen von nicht in Verbänden organisierten Ehrenamtlichen dabei
unterstützen, die mannigfaltigen Herausforderungen zu bewältigen, vor
denen sie stehen. Schwerpunkte der Stiftungsarbeit werden
Serviceangebote wie Beratung, Informationsvermittlung, aber auch
Qualifizierung und Fortbildung sein."

Gitta Connemann: "Gerade auf dem Land ruht die Daseinsvorsorge
auf den Schultern von Ehrenamtlichen. Ohne ihr Engagement gäbe es in
vielen Dörfern keine Feuerwehr, keinen Chor, keine Seniorenbetreuung.
Doch das Ehrenamt steht unter Druck. Viele Menschen sind nicht mehr
in ihrem Ort verwurzelt, anderen ist die Aufgabe einfach zu
kompliziert.

Damit uns auch in Zukunft viele Menschen ihre Zeit und Kraft
schenken, müssen wir noch mehr tun. Mit unserer neuen Stiftung wollen
wir für Ehrenamtliche einen unbürokratischen Service schaffen. Denn
sie brauchen unkompliziert und schnell Antworten auf praktische
Fragen wie: Was muss ich beim Datenschutz beachten? Hafte ich, wenn
etwas schief geht? Bin ich eigentlich versichert? Welche
Hygienestandards gelten beim Kuchenbuffet? Wie kann ich Fördergelder
beantragen?"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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AUSSEN/1935: Die UNHCR braucht eine verlässliche Finanzierung durch Pflichtbeitragsumlagen

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Die UNHCR braucht eine verlässliche Finanzierung durch Pflichtbeitragsumlagen



Zur UNO-Prognose für 2020 sagt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei
DIE LINKE:

Die UNO rechnet für das Jahr 2020 Uno mit 168 Millionen
Hilfsbedürftigen. Angesichts der globalen Krisen aus Kriegen,
Klimawandel und Krankheiten, brauchen wir eine Neuorganisation der
Humanitären Hilfe in der UN0. Es kann nicht sein, dass die UNO
regelmäßig für die ihre Flüchtlingshilfe betteln gehen muss, während
zeitgleich Militärbudgets und Rüstungsausgaben erhöht werden. Diese
Schieflage ist einer Hauptursache für globale Fluchtbewegungen. Wenn
die UN in Flüchtlingslagern die Rationen kürzen muss, weil das Geld
nicht mehr reicht, dann werden Flüchtlinge gezwungen nach Europa zu
flüchten. Wir brauchen daher eine zeitgemäße Neuorganisation der
Humanitären Hilfe bei der UN. Das Budget des Flüchtlingshilfswerks der
Vereinten Nationen (UNHCR) darf nicht länger hauptsächlich durch
freiwillige Beiträge von Regierungen, zwischenstaatlichen Akteuren,
Stiftungen oder Privatpersonen bestritten werden, sondern es muss
verbindliche Pflicht-Beitragsumlagen geben.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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AUSSEN/1934: Bundesregierung sabotiert eigenes Waffenembargo gegen Saudi-Arabien

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Dezember 2019

Bundesregierung sabotiert eigenes Waffenembargo gegen Saudi-Arabien



"Es ist politische Sabotage, wenn Rheinmetall und Co. am Ende über den
einfachen Gerichtsweg die Ausfuhr von Rüstungsgütern an die
Kopf-ab-Diktatur Saudi-Arabien durchsetzen können, allein aus Mangel an
einer stichhaltigen Begründung durch die Bundesregierung", erklärt Sevim
Dagdelen, abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE,
anlässlich der Entscheidung des Verwaltungsgerichts Frankfurt, das vom Bund
verfügte Ausfuhrverbot für 120 Militärlastwagen des Rheinmetall-Konzerns im
Wert von rund 136 Millionen Euro an die Streitkräfte des saudischen
Herrscherhauses wegen unzureichender Begründung aufzuheben. Dagdelen
weiter:

"Zu einer klaren und gerichtsfesten Begründung für den deutschen
Waffenexportstopp gehört der Verweis auf die von der UNO festgestellten
saudischen Kriegsverbrechen im Jemen, bei denen vermutlich auch deutsche
Waffen zum Einsatz gekommen sind, und die von Saudi-Arabien zu
verantwortende größte humanitäre Katastrophe unserer Zeit.

DIE LINKE fordert ein umfassendes Waffenembargo gegen Saudi-Arabien, das
auch Ausfuhren über Drittländer und Tochterfirmen im Ausland einschließt."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BILDUNG/939: Bildungsgerechtigkeit ist kein Zufall

DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bildungsgerechtigkeit ist kein Zufall



Heute wurden die Ergebnisse der Pisa-Studie vorgestellt. Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE, dazu:

Seit Jahren zeigt die Pisa Studie das immer gleiche Bild. Gute
Bildungschancen für Kinder und Jugendliche hängen weiter vom
Elternhaus ab. Dabei ist Bildungsgerechtigkeit kein Zufall. Es ist
bekannt was wir dafür brauchen: kleinere Klassen, längeres gemeinsames
Lernen und mehr Investitionen in Schulen. Statt die Ergebnisse schön
zu reden, sollte Frau Karliczek endlich das benötigte Geld in die Hand
nehmen, um diese Erkenntnisse umzusetzen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin
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WIRTSCHAFT/2208: Mietendeckel gegen Spekulation mit Wohnungen

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 4. Dezember 2019

Mietendeckel gegen Spekulation mit Wohnungen



"Die Flucht des Kapitals in den deutschen Immobilienmarkt ist eine
wesentliche Ursache für den Mietenwahnsinn. Die Spekulation mit Betongold
treibt die Wohnungs- und Mietpreise nach oben. Die niedrigen Zinsen
verstärken diesen Trend. Spekulation muss unattraktiv werden. Erstens
müssen Spekulationsgewinne endlich ordentlich besteuert und Schlupflöcher
geschlossen werden. Zweitens braucht es einen bundesweiten Mietendeckel",
erklärt Caren Lay, stellvertretende Vorsitzende und wohnungspolitische
Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich der vom Statistischen
Bundesamt veröffentlichten Entwicklungen auf dem deutschen Wohnungsmarkt
2008-2018. Lay weiter:

"Deutschland ist ein Land der Mieterinnen und Mieter. Das bestätigt auch
der Präsident des Statistischen Bundesamtes, Dr. Georg Thiel. Ein
bundesweiter Mietendeckel kann Bewohnerinnen und Bewohner der Städte vor
Finanzmarkt- und Immobilienhaien schützen. Der Mietenwahnsinn kann nicht
durch den Bau von mehr Eigentumswohnungen auf dem Land gestoppt werden. Es
braucht bezahlbares Mietwohnen insbesondere für Menschen mit niedrigen und
mittleren Einkommen in den Städten.

Um mehr bezahlbare Wohnungen zu schaffen, müssen Investitionen in sozialen
Wohnungsbau erhöht und nicht gekürzt werden. Erst letzte Woche beschloss
die Koalition eine Kürzung der Mittel für Sozialwohnungen um ein Drittel.
Das ist angesichts des notwendigen Neubaus das vollkommen falsche Signal.
Die LINKE fordert ein öffentliches Wohnungsbauprogramm nach Wiener Vorbild.
Mit zehn Milliarden Euro jährlich sollen 250.000 Sozialwohnungen sowie
130.000 kommunale und gemeinnützige Wohnungen entstehen. Zudem muss der
Bund endlich verstärkt selbst bauen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 4. Dezember 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.
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BUNDESTAG/9217: Heute im Bundestag Nr. 1364 - 05.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1364

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Wirtschaftskriminalität im Pflegewesen

2. Darlehen aus dem Revolvingfonds

3. Auswirkungen des Dürrejahres auf Parks

4. Zukunft von Erasmus+ nach Brexit

5. Unterstützung durch digitale Medien



1. Wirtschaftskriminalität im Pflegewesen

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung verfügt über keine Erkenntnisse
über Strafverfahren im Bereich der Wirtschaftskriminalität im
Pflegewesen. Das geht aus ihrer Antwort (19/15563) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/14626) hervor. Die Strafverfolgung falle
grundsätzlich in die Zuständigkeit der Länder, sodass die
Bundesregierung abgesehen von Medienberichten und Mitteilungen der
zuständigen Strafverfolgungsbehörden der Länder an das
Bundeskriminalamt nicht über Informationen über entsprechende
Strafverfahren verfügt.

Wie die Bundesregierung weiter schreibt, erlauben die in der
polizeilichen Kriminalstatistik erfassten statistischen Daten keine
Differenzierung, weder nach Delikten nur im Pflegewesen noch nach
einzelnen Tathandlungen. Auch die Berichte der Stellen zur Bekämpfung
von Fehlverhalten im Gesundheitswesen erlaubten keine unmittelbaren
Rückschlüsse auf die bundesweite jährliche Anzahl von Straftaten im
Bereich der Wirtschaftskriminalität im Pflegewesen. Weiter geht aus
der Antwort hervor, dass im Berichtszeitraum 2016/2017 die
Rückforderungssumme für den Pflegebereich rund 14 Millionen Euro
betrug, verglichen mit rund sieben Millionen im Zeitraum 2014/2015.
Die Höhe der entstandenen Schäden werde erstmals im Berichtszeitraum
2018/2019 erhoben. Hinweise auf Fehlverhalten im Gesundheitswesen gab
es den Angaben zufolge 2017/2018 in insgesamt 33.041 Fällen,
verglichen mit 25.168 Fällen im Zeitraum davor.

 * 

2. Darlehen aus dem Revolvingfonds

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Der aktuelle Bestand des Revolvingfonds beläuft sich
auf 176 Millionen Euro. Die teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14518) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13820) mit.
Der Fonds sei 1974 ins Leben gerufen worden, um zinslose Darlehen an
die sechs Spitzenverbände der Freien Wohlfahrtspflege und deren
Untergliederungen zu vergeben, um Investitionen in die soziale
Infrastruktur mitzufinanzieren und nachhaltige Wirkungen für die
gemeinwohlorientierte Arbeit zu erzielen. Die Darlehensrückflüsse
stünden für die Vergabe neuer Darlehen zur Verfügung, ohne dass
zusätzliches neues Geld aufgebracht werden müsse. Seit dem Bestehen
des Fonds seien bis zum 30. Juni 2016 insgesamt 1.553 Darlehen über
einen Betrag von rund 534 Millionen Euro vergeben worden. Zwischen
1974 und 2018 habe die durchschnittliche Quote der Darlehensausfälle
bei 0,09 Prozent gelegen. Seit 2014 wurden nach Angaben der
Bundesregierung 98 Vorhaben aus dem Revolvingsfonds mit Darlehen in
Höhe von 62,94 Millionen Euro gefördert.

 * 

3. Auswirkungen des Dürrejahres auf Parks

Kultur und Medien/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Bundesregierung verfügt derzeit noch über keine
Informationen über die Folgen und Schäden des Dürrejahres in den vom
Bund geförderten historischen Gärten und Parkanlagen. Dies teilt sie
in ihrer Antwort (19/14536) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/13864) mit. Umfassende Schadensermittlungen auf der Basis von
Monitorings zu Baumschäden würden derzeit von den betroffenen
Einrichtungen erstellt und in den kommenden Sitzungen der
Aufsichtsgremien, in denen auch die Bundesregierung vertreten sei,
vorgestellt. Ob ein finanzieller Mehrbedarf zur Bekämpfung der Folgen
des Klimawandels in den Einrichtungen besteht, sei derzeit nicht
bekannt. Es sei auch nicht geplant, die Bundesmittel der Dürrehilfe
für historische Gärten und Parks zu öffnen, da diese gemäß der
Verwaltungsvereinbarung zwischen Bund und Ländern den
landwirtschaftlichen Unternehmen vorbehalten seien, deren Existenz in
Folge der Dürre von 2018 bedroht ist.

Nach Angaben der Bundesregierung treffen die historischen Gärten und
Parks bereits seit Jahren Vorkehrungen zur Klimaanpassung wie
punktuelle Bewässerung, baumpflegerische Maßnahmen, Wegepflege und die
Erarbeitung von Wassermanagementplänen. Zudem seien unter anderem von
der Stiftung Preußische Schlösser und Gärten mehrere
Forschungsprojekte initiiert und durchgeführt worden.

 * 

4. Zukunft von Erasmus+ nach Brexit

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die qualitativen Auswirkungen auf die internationale
Mobilität von Studierenden zwischen Deutschland und dem Vereinigten
Königreich hängen vom Ausgang der Verhandlungen zwischen der
Europäischen Union und dem Vereinigten Königreich ab. Dazu zählen
ungewisse Faktoren wie die künftige Teilnahme des Vereinigten
Königreichs am EU-Programm Erasmus+ sowie aufenthaltsrechtliche
Fragestellungen, schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14695) auf die Kleine Anfrage der FDP (19/14089) zur Fortführung
von Erasmus+ nach einem möglichen Brexit.

Die Bundesregierung hat ihrer Antwort zahlreiche Tabellen und
Zahlenmaterial über Teilnahme von Studenten an Erasmus + Programmen
beigefügt.

 * 

5. Unterstützung durch digitale Medien

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung setzt in Gesundheitsberufen
verstärkt auf digitale Technik. So werde die berufliche Aus- und
Weiterbildung in Gesundheits- und Pflegeberufen durch die Entwicklung
und den Einsatz digitaler Medien gestärkt, heißt es in der Antwort
(19/14973) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/14441) der
AfD-Fraktion.

Sowohl mit der Lernhilfe als auch durch Assistenzsysteme für den
Arbeitsalltag könnten Fachkräfte unterstützt werden. Mittelfristig
könne so die Aus- und Weiterbildung im Gesundheits- und Pflegebereich
an Attraktivität gewinnen. Zudem werde der Anteil der Fachkräfte
erhöht, die durch berufsbegleitendes Lernen und gute
Unterstützungsangebote lange in ihrem Beruf arbeiten wollten und
könnten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1364 - 5. Dezember 2019 - 11.45 Uhr
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BUNDESTAG/9216: Heute im Bundestag Nr. 1363 - 05.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1363

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 10.10 Uhr

1. Zahl der Mehrjahresvisa im Jahr 2018

2. LGBTI-Inklusion in der Außenpolitik

3. Arbeit der Menschenrechtsbeauftragten

4. Ausstattung des Russland-Beauftragten

5. Türkischer Angriff in Nordsyrien

6. Verzögerung bei Visa-Bearbeitungszeiten



1. Zahl der Mehrjahresvisa im Jahr 2018

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Jahr 2018 sind durch die Bundesrepublik
Deutschland insgesamt 546.287 Mehrjahresvisa erteilt worden. Wie aus
der Antwort der Bundesregierung (19/14701) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion Die Linke (19/13707) hervorgeht, lag diese Zahl im ersten
Halbjahr 2019 bei 287.704. Zu den wichtigsten Herkunftsländern der
Visaanträge gehören den Angaben zufolge China, Russland und die
Türkei.

 * 

2. LGBTI-Inklusion in der Außenpolitik

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung erarbeitet derzeit ein
Inklusionskonzept für Lesben, Schwule, Bisexuelle, trans- und
intergeschlechtliche Menschen (LGBTI) in der Auswärtigen Politik und
der Entwicklungszusammenarbeit. Wie sie in der Antwort (19/14642) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13722) schreibt, soll das
Konzept zentrale Forderungen der Zivilgesellschaft aufgreifen und auf
bisherigen Erfahrungen im Bereich der Inklusion von LGBTI und anderen
marginalisierten Gruppen in der Auswärtigen Politik und
Entwicklungszusammenarbeit basieren. Berücksichtigt werden sollen
besonders spezifische Vulnerabilitäten und Mehrfachdiskriminierungen,
außerdem solle die zivilgesellschaftliche Menschenrechtsarbeit für
LGBTI strukturell nachhaltig unterstützt werden.

 * 

3. Arbeit der Menschenrechtsbeauftragten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Menschenrechtsbeauftragten der Bundesregierung
sind derzeit 3,5 Stellen zugewiesen. Wie aus der Antwort (19/15526)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14545) hervorgeht, sind
dies ein Referent Höherer Dienst (A14), ein Sachbearbeiter Gehobener
Dienst (A13), eine Vorzimmerkraft (Tarifbeschäftigte, E8) und eine
halbe Registratorenstelle. Im Vorjahr habe die Zahl der zugewiesenen
Stellen bei vier, in den Jahren zuvor bei drei gelegen.

 * 

4. Ausstattung des Russland-Beauftragten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Koordinator für die zwischengesellschaftliche
Zusammenarbeit mit Russland, Zentralasien und den Ländern der
Östlichen Partnerschaft unterstehen derzeit zwei Referenten
(Besoldungsstufen A14, A13) sowie eine Tarifbeschäftigte (E9A). Wie
aus der Antwort (19/15530) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14595) hervorgeht, liegen die Personalkosten in diesem Jahr bei
knapp 182.000 Euro und die Sachkosten bei rund 95.000 Euro.

 * 

5. Türkischer Angriff in Nordsyrien

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach Medienberichten "über die Unterstützung des
völkerrechtswidrigen türkischen Angriffskrieges gegen Nordsyrien durch
türkische Islamverbände in Deutschland" erkundigt sich die Fraktion
Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/15339). Die Bundesregierung
soll unter anderem mitteilen, welche Kenntnisse sie über die
Unterstützung der türkischen Militäroffensive durch Moscheevereine der
Dachverbände DITIB, ATIB und Milli Görüs hat.

 * 

6. Verzögerung bei Visa-Bearbeitungszeiten

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach den Visa-Bearbeitungszeiten in den deutschen
Auslandsvertretungen erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15440). Die Bundesregierung soll unter anderem mitteilen,
wie lang die Wartezeit auf einen Termin bei den einzelnen deutschen
Auslandsvertretungen zur Beantragung eines Visums zur Aufnahme einer
Erwerbstätigkeit ist und wie sie sich in den letzten Jahren verändert
hat. Außerdem fragen die Abgeordneten nach den häufigsten Gründen für
Verzögerungen von der Antragstellung bis zur Entscheidung in den
Jahren 2010 bis 2018.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/9215: Heute im Bundestag Nr. 1362 - 05.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1362

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 09.32 Uhr

1. Zecken übertragen gefährliches Virus

2. Drogenbeauftragte als politisches Ehrenamt

3. FDP fragt nach Blutplasmaspenden

4. Europäische Gesundheitspolitik

5. Verschreibung von Opioiden

6. AfD fragt nach Umzug des G-BA



1. Zecken übertragen gefährliches Virus

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Zecken der Gattung Hyalomma werden aufgrund der
zunehmenden Erwärmung inzwischen auch in Deutschland nachgewiesen. Wie
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14694) auf eine Kleine
Anfrage (19/14019) der Linksfraktion schreibt, gehört diese Gattung zu
den global am weitesten verbreiteten Zecken.

Sie können im Larven- und Nymphen-Stadium über Zugvögel eingeschleppt
werden. Derzeit seien für 2018 in Deutschland mehr als 50 Nachweise
und für 2019 mehr als 67 Nachweise von adulten Hyalomma-Zecken
bekannt. Die Zecken gelten als Überträger des Krim-Kongo-Fieber-Virus.
Das Virus selbst wurde bisher nicht in Deutschland nachgewiesen.

Das Auftreten des Krim-Kongo-Fiebers ist den Angaben zufolge stark mit
dem Vorkommen der Zecke verbunden. In der Türkei komme es seit 2003,
verbunden mit einem starken Anstieg der Hyalommazecken, zu zahlreichen
Erkrankungen. In Spanien dagegen werde trotz ähnlicher Voraussetzungen
nur über wenige Erkrankungen berichtet. Die Ursache hierfür sei noch
unklar, eine Voraussage für die Entwicklung in Deutschland wäre
verfrüht.

Das Krim-Kongo-Fieber zählt wie auch Ebola zu den hämorrhagischen
Virusinfektionen und verläuft häufig tödlich.

 * 

2. Drogenbeauftragte als politisches Ehrenamt

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Für das Amt der Drogenbeauftragten gibt es nach
Angaben der Bundesregierung keine formal festgelegten
Auswahlkriterien. Es handele sich um ein politisches Ehrenamt, heißt
es in der Antwort (19/14714) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/14226) der FDP-Fraktion. Die neue Drogenbeauftragte
Daniela Ludwig (CSU) sei Juristin und bringe Erfahrung als langjährige
Bundestagsabgeordnete mit.

 * 

3. FDP fragt nach Blutplasmaspenden

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit Blutplasmaspenden befasst sich die FDP-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/15578). Durch das geringe
Spendenaufkommen in Deutschland ergebe sich eine Abhängigkeit von den
USA, wo mehr Plasma gespendet werde. Die Abgeordneten wollen wissen,
wie die Bundesregierung die Lage einschätzt.

 * 

4. Europäische Gesundheitspolitik

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die gesundheitspolitischen Aktivitäten der EU sind
Thema einer Kleinen Anfrage (19/15381) der FDP-Fraktion. Die
Abgeordneten wollen wissen, wie die Bundesregierung diese
EU-Aktivitäten vor dem Hintergrund der Zuständigkeit der
Mitgliedsstaaten für die Gesundheitssysteme bewertet.

 * 

5. Verschreibung von Opioiden

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Verschreibung von Opioiden ist Thema einer
Kleinen Anfrage (19/15540) der Linksfraktion. Bereits seit den 1990er
Jahren seien in den USA massenhaft opioidhaltige Schmerzmittel
verschrieben worden. Seit Mitte der 1990er Jahre nehme die Verordnung
von Opioiden auch in Deutschland kontinuierlich zu. Die Abgeordneten
erkundigen sich nach den konkreten Verordnungszahlen und wollen
wissen, wie die Bundesregierung die Entwicklung einschätzt.

 * 

6. AfD fragt nach Umzug des G-BA

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/15541) nach dem Umzug des Gemeinsamen Bundesausschusses
(G-BA) in Berlin. Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
wissen, wann der G-BA umgezogen ist und was der Umzug gekostet hat.

 * 
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BUNDESTAG/9214: Heute im Bundestag Nr. 1361 - 05.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1361

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 08.50 Uhr

1. Einführung einer Tariföffnungsklausel

2. Rentenüberzahlungen in Deutschland

3. Keine Renten-Daten zu Vertragsarbeitern

4. Örtliche Beiräte in Jobcentern

5. Digitalisierung und Inklusion

6. AfD fragt nach Entgeltunterschieden

7. Gesundheit in atypischen Jobs

8. Digitalisierung beim Sozialschutz



1. Einführung einer Tariföffnungsklausel

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Einführung einer Tariföffnungsklausel im
Arbeitszeitgesetz ist für diese Legislaturperiode im Koalitionsvertrag
vereinbart. Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/15220)
auf eine Kleine Anfrage (19/14572) der AfD-Fraktion. Ziel sei eine
Öffnung des Gesetzes für tarifgebundene Unternehmen, um mehr
selbstbestimmte Arbeitszeit der Arbeitnehmer und mehr betriebliche
Flexibilität in der zunehmend digitalen Arbeitswelt zu erproben, heißt
es in der Antwort.

 * 

2. Rentenüberzahlungen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Im Jahr 2018 kam es zu rund 310.000 Überzahlungen
einer Rente über den Sterbemonat hinaus bei monatlich rund 26
Millionen Rentenzahlungen. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/14316) auf eine Kleine Anfrage (19/13479) der
AfD-Fraktion. Insgesamt ergaben sich demnach im Jahr 2018 Verluste aus
Forderungen aus überzahlten Renten durch unbefristete Niederschlagung
und Erlass von knapp neun Millionen Euro. Bezogen auf das
Gesamtvolumen der Rentenzahlungen von rund 277 Milliarden Euro seien
dies 0,03 Promille gewesen. Die Rechnungsergebnisse würden keine
weitere Differenzierung bezüglich des Wohnortes des Rentenempfängers
vorsehen, so die Regierung. Die AfD-Fraktion hatte unter anderem nach
sterbefallbedingten Rentenüberzahlungen ins Ausland gefragt.

 * 

3. Keine Renten-Daten zu Vertragsarbeitern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Der Bundesregierung liegen keine Daten zu aktuell
anhängigen Klageverfahren gegen Rentenablehnungen ehemaliger
Vertragsarbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer vor. Eine differenzierte
Erfassung der Rentenablehnungen nach bestimmten Personengruppen
erfolge nicht, schreibt sie in einer Antwort (19/15531) auf eine
Kleine Anfrage (19/14658) der Fraktion Die Linke.

 * 

4. Örtliche Beiräte in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/15454) zu Zusammensetzung und Aufgaben der Örtlichen Beiräte von
Jobcentern gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem
nach einem "asymmetrischen Machtverhältnis" zwischen
Leistungsberechtigten und Jobcenter-Mitarbeitern.

 * 

5. Digitalisierung und Inklusion

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/15411)
zum Thema Digitalisierung und Inklusion gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung, ob über die Inklusionstage 2018 hinaus weitere
Inklusionstage oder andere konkrete Umsetzungsschritte der Strategie
"Digitalisierung gestalten - Fortschreiben des Nationalen Aktionsplans
zur UN-Behindertenrechtskonvention" geplant sind.

 * 

6. AfD fragt nach Entgeltunterschieden

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/15456)
zu den Entgeltunterschieden zwischen deutschen und ausländischen
Beschäftigten gestellt. Sie möchte von der Bundesregierung unter
anderem wissen, wie sich das Medianentgelt seit 2012 in verschiedenen
Berufshauptgruppen jeweils entwickelt hat.

 * 

7. Gesundheit in atypischen Jobs

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/15314) zu den gesundheitlichen Folgen atypischer Beschäftigung
gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter anderem nach der
Häufigkeit und Schwere von Arbeitsunfällen.

 * 

8. Digitalisierung beim Sozialschutz

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Für die Umsetzung der Digitalisierungsstrategie der
Bundesregierung im Bereich Arbeitsbeziehungen und Sozialschutz von
Plattformarbeit interessiert sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/15434). Sie möchte von der Bundesregierung unter anderem
wissen, ob bereits ein Rechtsrahmen für die Umsetzung der Strategie
ermittelt wurde.

 * 
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BUNDESTAG/9213: Heute im Bundestag Nr. 1360 - 05.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1360

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 08.30 Uhr

1. Deutsch-französische Zusammenarbeit

2. Ausstattung des Transatlantik-Koordinators

3. Ausstattung des Polen-Beauftragten

4. Begrenzung autonomer Waffensysteme

5. Digitalisierung und Cyberaußenpolitik

6. Strategische Kommunikation



1. Deutsch-französische Zusammenarbeit

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Beauftragten für die deutsch-französische
Zusammenarbeit stehen keine zusätzliche Ausstattung, keine eigenen
Haushaltsmittel und kein zusätzliches Personal zur Verfügung. Wie aus
der Antwort (19/15527) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14546) hervorgeht, ist eine aus Paris an das Auswärtige Amt
entsandte französische Austauschbeamtin des höheren Dienstes auch dem
Beauftragten für die deutsch-französische Zusammenarbeit in Ausübung
seiner Funktion zugeteilt. Die Bundesregierung verweist unter anderem
auf eine frühere Antwort (19/2270) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion.

 * 

2. Ausstattung des Transatlantik-Koordinators

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Koordinator für die transatlantische
zwischengesellschaftliche kultur- und informationspolitische
Zusammenarbeit sind derzeit zwei Stellen zugewiesen. Wie aus der
Antwort (19/15528) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14547)
hervorgeht, liegen die Personalkosten in diesem Jahr bei rund 169.000
Euro und die Sachkosten bei rund 89.000 Euro.

 * 

3. Ausstattung des Polen-Beauftragten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Dem Koordinator für die deutsch-polnische
Zusammenarbeit stehen seit 2014 eine halbe Stelle für einen
Persönlichen Referenten (in unterschiedlichen Vergütungs- und
Besoldungsgruppen E13, E15, A 15) und eine halbe Stelle für einen
Mitarbeiter im Vorzimmer (E 8) zur Verfügung. Wie aus der Antwort
(19/15529) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14594)
hervorgeht, liegen die Personalkosten in diesem Jahr bei rund 85.000
Euro und die Sachkosten bei rund 28.000 Euro.

 * 

4. Begrenzung autonomer Waffensysteme

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung mit
dem Titel "Digitalisierung gestalten" erkundigt sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/15416). Die Bundesregierung soll Auskunft
geben zur Maßnahme "International Grenzen für die Entwicklung von
Letalen Autonomen Waffensystemen (LAWS) definieren" und angeben, ob
bereits ein internationaler militärischer Verhaltenskodex vereinbart
worden ist.

 * 

5. Digitalisierung und Cyberaußenpolitik

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung mit
dem Titel "Digitalisierung gestalten" erkundigt sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/15414). Die Bundesregierung soll unter
anderem Auskunft geben zur Maßnahme "Cyberaußenpolitik und
Cybersicherheit in der Außenpolitik" und in diesem Zusammenhang
mitteilen, inwieweit deutsche Auslandsvertretungen bereits einbezogen
sind und die Zusammenarbeit mit "gleichgesinnten Staaten,
Institutionen und anderen Stakeholdern" weiter ausgebaut worden ist.

 * 

6. Strategische Kommunikation

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung mit
dem Titel "Digitalisierung gestalten" erkundigt sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/15413). Die Bundesregierung soll unter
anderem Auskunft geben zur Maßnahme "Strategische Kommunikation im
Wettbewerb der Narrative" und mitteilen, ob die geplante
Modernisierung und Diversifizierung der Kommunikationsinstrumente des
Auswärtigen Amts bereits erfolgt ist und inwieweit Experten zur
Bearbeitung von Big Data und zusätzliche Mitarbeiter für die
strategische Kommunikation durch das Auswärtige Amt eingestellt worden
sind.

 * 
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BUNDESTAG/9212: Heute im Bundestag Nr. 1359 - 05.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1359

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 08.10 Uhr

1. Planstellen-Besetzung bei der Bundespolizei

2. Entwicklungen von Flüchtlingsbewegungen

3. Migration auf Windows 10

4. Keine FinTech-Sandbox geplant

5. Sanitärhygiene besonders wichtig

6. Einflussnahme auf KI-Strategie



1. Planstellen-Besetzung bei der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die Besetzung zusätzlicher Planstellen bei der
Bundespolizei berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/14578) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/13683). Danach
sind mit Stand vom 23. Oktober 2019 von den beginnend mit dem
Bundeshaushaltsplan 2015 zusätzlich ausgebrachten Planstellen 1.566
Planstellen besetzt. "Alle übrigen zusätzlich ausgebrachten
Planstellen werden besetzt, sobald die fertig ausgebildeten
Polizeivollzugsbeamtinnen und -beamten nach Abschluss des
Vorbereitungsdienstes auf den Planstellen zu führen sind, die für
diesen Zweck vorgehalten werden", heißt es in der Vorlage weiter. Für
den mittleren Polizeivollzugsdienst dauere der Vorbereitungsdienst
zweieinhalb Jahre, für den gehobenen Polizeivollzugsdienst drei Jahre.

Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, haben im vergangenen Jahr 2.948
Anwärter ihren Vorbereitungsdienst begonnen und mit Stand 1. September
2019 im laufenden Jahr 3.099 Anwärter.

 * 

2. Entwicklungen von Flüchtlingsbewegungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Entwicklungen der Flüchtlingsbewegungen nach Europa
sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/14697) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14193). Darin führt die
Bundesregierung aus, dass die Entwicklungen auf den
Hauptmigrationsrouten nach Europa seit 2016 "insgesamt einen
kontinuierlichen Rückgang der Ankünfte und Anlandungen in der
Europäischen Union" belegten. Dies werde auch durch den
Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission vom 16. Oktober 2019
über die Umsetzung der Europäischen Migrationsagenda und vom UNHCR
bestätigt. Auch die Zahl der Asylerstanträge in Deutschland sei seit
2016 rückläufig.

 * 

3. Migration auf Windows 10

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit der Migration von PC-Systemen in den
Bundesbehörden auf Windows 10 beschäftigt sich die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/14646) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/14056). Danach sind die Behörden und Ressorts für die zeitgerechte
Windows-10-Umstellung eigenverantwortlich.

Um Synergiepotentiale zu heben, hat das Bundesministerium des Innern,
für Bau und Heimat (BMI) laut Vorlage im Rahmen der IT-Konsolidierung
des Bundes ein Programm zur Unterstützung der Bundesbehörden bei der
Windows-10-Umstellung aufgesetzt. Die Nutzung dieses Programms beruht
den Angaben zufolge auf dem Freiwilligkeitsprinzip.

Mehr als 25 Behörden nehmen an dem Programm teil, und bis Ende des
Jahres werden die meisten die Umstellung vollständig abgeschlossen
haben, wie die Bundesregierung weiter ausführt. Darüber hinaus
verwendeten weitere Behörden die veröffentlichten Dokumente des
Programms als Basis für ihre eigenen Migrationsprojekte, so dass mehr
als ein Drittel aller Arbeitsplätze der Bundesverwaltung von dem
Programm profitiere.

"Behörden, die Windows 7 einsetzen und noch nicht auf Windows 10
migriert sind, könnten auf Anfrage im Rahmen des Programms
Behördenclient des BMI zur Beschleunigung der Migration unterstützt
werden", heißt es ferner in der Antwort. Bis zur vollständigen
Umsetzung der Migration bestehe für größere Behörden die Möglichkeit,
einen erweiterten Microsoft-Support von Microsoft-Handelspartnern für
Windows 7 zu beziehen. Dies sei auf Basis der bestehenden Verträge der
Bundesregierung mit Microsoft möglich. Microsoft habe angekündigt, den
erweiterten Support auch für weitere Lizenzprogramme anzubieten, "so
dass ihn auch kleinere Behörden nutzen können".

 * 

4. Keine FinTech-Sandbox geplant

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung plant derzeit keine Einführung
einer "Regulatory Sandbox" für FinTechs. Die europäische Diskussion zu
dem Thema werde weiterhin ergebnisoffen verfolgt, heißt es in einer
Antwort der Bundesregierung (19/15103) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/14527), die sich nach Regulatory Sandboxes erkundigt
und dazu erläutert hatte, dass es sich dabei um von der Finanzaufsicht
begleitete Programme handele, in denen Start-ups ihre Produkte in
einem weniger regulierten Rahmen testen könnten. Nach Kenntnis der
Bundesregierung verfügen in der Europäischen Union derzeit fünf
Mitgliedstaaten über eine Regulatory Sandbox. Es handele sich um
Dänemark, die Niederlande, Litauen, Polen und Großbritannien.

 * 

5. Sanitärhygiene besonders wichtig

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung hat die Bedeutung der
Vermittlung einer guten Sanitärhygiene als wichtiges und zentrales
Erziehungsziel im Rahmen der Vermittlung von Grundlagen der Hygiene
betont. In einer Antwort der Bundesregierung (19/14517) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13817) heißt es weiter, dabei
würden Schulen eine maßgebliche Rolle spielen und hätten auch eine
Vorbildfunktion, welche bei der Einübung von Hygienemaßnahmen
essentiell sei. Aus medizinischer Sicht würden fäkale Verunreinigungen
ein Risiko für die Übertragung von Infektionen darstellen. Dazu würden
insbesondere Durchfallerreger, aber beispielsweise auch Enteroviren,
die Entzündungen der Hirn- und Rückenmarkshäute verursachen könnten,
zählen. Wie die Bundesregierung weiter erläutert, können im Rahmen des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes förderberechtigte Kommunen auch
eine Sanierung der sanitären Anlagen der Schulen durchführen. In der
Antwort ist auch eine Aufstellung von Investitionen der Bundesländer,
die im Zusammenhang mit dem Kommunalinvestitionsförderungsgesetz
getätigt wurden, enthalten.

 * 

6. Einflussnahme auf KI-Strategie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Auf Stellungnahmen und Gespräche rund um die
Strategie Künstliche Intelligenz geht die Bundesregierung in der
Antwort (19/14359) auf eine Kleine Anfrage (19/13286) der Fraktion Die
Linke ein. Sie listet darin Gespräche mit Externen sowie Konferenzen
und Tagungen auf, bei denen Regierungsvertreter mit Branchenvertretern
zusammenkamen.

 * 
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BUNDESTAG/9211: Heute im Bundestag Nr. 1358 - 05.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1358

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Donnerstag, 5. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 07.45 Uhr

1. Gesetzentwurf zur Stiefkindadoption

2. Erprobung neuer Software bei der Polizei

3. Ressourcen zur Waldbrandbekämpfung

4. Angriffe auf saudi-arabische Ölanlagen

5. Ergebnisse des G7-Gipfels in Biarritz

6. Auslandsportal des Bundes



1. Gesetzentwurf zur Stiefkindadoption

Recht und Verbraucherschutz/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/MWO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines Gesetzes
(19/15618) vorgelegt, mit dem die Stiefkindadoption durch eine Person
zugelassen wird, die mit dem Elternteil in einer verfestigten
Lebensgemeinschaft lebt. Eine solche liege in der Regel vor, heißt es
in dem Gesetz, wenn die Personen seit mindestens vier Jahren oder als
Eltern eines gemeinschaftlichen Kindes mit diesem eheähnlich
zusammenleben. Mit dem Gesetz soll eine Entscheidung des
Bundesverfassungsgerichts vom 26. März 2019 (1 BvR 673/17 (BGBl. I S.
737)) umgesetzt werden. Das Gericht hatte den vollständigen Ausschluss
der Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien für verfassungswidrig
erklärt und den Gesetzgeber verpflichtet, bis zum 31. März 2020 eine
Neuregelung zu treffen.

 * 

2. Erprobung neuer Software bei der Polizei

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um ein Forschungsprojekt zur Erprobung einer neuen
Software bei der Polizei geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/14651) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/14020).
Wie die Fraktion darin ausführte, haben die Polizeidirektion Osnabrück
sowie die Polizeipräsidien Dortmund und München unter dem Namen
"Sentinel" eine neue Software zur "Einsatzbewältigung" getestet. Die
Beteiligten hätten untersucht, wie Open Source Intelligence (Osint) in
die tägliche Arbeit integriert werden kann. Das Forschungsprojekt habe
18 Monate gedauert und unter der Leitung der Deutschen Hochschule der
Polizei in Münster gestanden. Wie die Bundesregierung dazu in ihrer
Antwort darlegt, erfolgte seitens der Gefahrenabwehrbehörden, der
Strafverfolgungsbehörden und der Nachrichtendienste des Bundes keine
Teilnahme an dem Forschungsprojekt der Hochschule.

 * 

3. Ressourcen zur Waldbrandbekämpfung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In Deutschland existiert nach Angaben der
Bundesregierung keine zentrale Koordinierungsstelle, "die bundesweit
Ressourcen zur Waldbrandbekämpfung in Echtzeit abbildet". Wie die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14648) auf eine Kleine Anfrage
der AfD-Fraktion (19/14194) weiter ausführt, wird in Abstimmung
zwischen Bund und Ländern beabsichtigt, beim Bundesamt für
Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe ein sogenanntes
Verfügbarkeitsmanagement einzurichten. Das Verfügbarkeitsmanagement
solle grundsätzlich geeignete Fähigkeiten des Bundes und der Länder
zur Vegetationsbrandbekämpfung erfassen.

 * 

4. Angriffe auf saudi-arabische Ölanlagen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung, Frankreich und Großbritannien
sind gemeinsam auf der Grundlage einer Vielzahl von Informationen und
Plausibilitätsabwägungen zu der Einschätzung gelangt, dass Iran die
Verantwortung für die Raketen- und Drohnen-Angriffe auf
saudi-arabische Ölanlagen im September 2019 trägt. Das geht aus der
Antwort (19/14983) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
hervor (19/13887). Weitere erbetene Informationen der Fragesteller -
etwa nach Erkenntnissen von Geheimdiensten anderer Staaten - berühren
laut Bundesregierung "derart schutzbedürftige
Geheimhaltungsinteressen, dass das Staatswohl gegenüber dem
parlamentarischen Informationsrecht wesentlich überwiegt".

 * 

5. Ergebnisse des G7-Gipfels in Biarritz

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der französische G7-Vorsitz hat anlässlich des
Gipfels in Biarritz im September 2019 keine Liste von Staaten
veröffentlicht, die ihren Willen bekundet haben, ihre national
festgelegten Beiträge im Sinne des Übereinkommens von Paris bis 2020
noch ehrgeiziger zu steigern. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/14641) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/13833) ferner
hervorgeht, hat der G7-Vorsitz dieses Engagement auch nicht
quantitativ oder qualitativ nach Staaten aufgeschlüsselt.

 * 

6. Auslandsportal des Bundes

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung mit
dem Titel "Digitalisierung gestalten" erkundigt sich die AfD-Fraktion
in einer Kleinen Anfrage (19/15421). Die Bundesregierung soll Auskunft
geben zum geplanten Aufbau des Auslandsportals des Bundes und dabei
unter anderem mitteilen, ob dieses Portal bereits mit dem
Verwaltungsportal des Bundes verknüpft und mehrsprachige
Onlineantragsformulare für alle Visakategorien entwickelt worden sind.
Außerdem fragen die Abgeordneten nach der Einführung einer
Gebührenkomponente und der Möglichkeit, ein Nutzerkonto auf dem
Auslandsportal zu verwenden.

 * 
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BUNDESTAG/9210: Heute im Bundestag Nr. 1357 - 04.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1357

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 16.30 Uhr

1. Keine Statistik zu Unterstützungsersuchen

2. Visa-Wartezeiten auf den Philippinen

3. Drei Millionen Frauen nur im Mini-Job

4. Übergriffe in Jobcentern

5. Keine Details über Inkasso-Service

6. AfD fragt nach Kinderehen in Deutschland



1. Keine Statistik zu Unterstützungsersuchen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Der Bundesregierung liegen keine statistischen
Angaben zu Unterstützungsersuchen zur Passersatzpapierbeschaffung im
Referat für Ausländerrecht im Auswärtigen Amt vor. Wie sie in der
Antwort (19/15324) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion schreibt
(19/14687), könnten Unterstützungsersuchen für Einzelfälle oder
Personengruppen auf verschiedenste Arten, also etwa schriftlich, auf
elektronischem Wege, telefonisch oder im Rahmen von Besprechungen an
unterschiedliche Stellen im Auswärtigen Amt gestellt werden. "Die
Unterstützung des Auswärtigen Amtes kann wiederum auf verschiedensten,
in der Regel nicht formalisierten Wegen unter Berücksichtigung der
örtlichen Gegebenheiten und den Besonderheiten des konkreten Falls
erfolgen, insbesondere durch die Teilnahme an Terminen der zuständigen
Behörden mit Botschaftsvertretern oder die Thematisierung bei
politischen Gesprächen." Die von den Fragestellern erbetene
Zahlenangabe könne deshalb von der Bundesregierung auch im Nachhinein
nicht verlässlich rekonstruiert werden.

 * 

2. Visa-Wartezeiten auf den Philippinen

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Botschaft Manila hat 2018 insgesamt 18.885
Schengen-Visa und 3.246 nationale Visa bearbeitet. Wie die
Bundesregierung in der Antwort (19/14579) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/13859) schreibt, dienen diese Zahlen als Referenz für
die Terminkapazität der Botschaft, die aber abhängig von den
verfügbaren Personalkapazitäten schwanke. Auf den Terminlisten der
Botschaft Manila seien aktuell 527 Personen registriert, darunter 266
Pflegekräfte. "Für die meisten Visumkategorien können die
Antragstellerinnen und Antragsteller selbst einen Termin zur
Visumbeantragung im Online-System buchen", heißt es in der Antwort
weiter. Der zur Verfügung stehende Buchungszeitraum könne zwischen
wenigen Tagen bis zu maximal 14 Wochen betragen.

 * 

3. Drei Millionen Frauen nur im Mini-Job

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Armutsgefährdungsquote von Frauen lag im Jahr
2018 bundesweit bei durchschnittlich 16 Prozent. Unterschieden nach
Bundesländern waren Frauen in Bremen (21,6 Prozent),
Mecklenburg-Vorpommern (20,6 Prozent) und Sachsen-Anhalt (20,1
Prozent) am stärksten von Armut bedroht. Die niedrigsten Werte wurden
in Bayern (12,5 Prozent), Baden-Württemberg (12,6 Prozent), Hamburg
und Schleswig-Holstein (jeweils 15,3 Prozent) gemessen. Diese Zahlen
nennt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14178) auf eine Kleine
Anfrage (19/13650) der AfD-Fraktion. Aus der Antwort geht ferner
hervor, dass im vergangenen Jahr drei Millionen Frauen in Deutschland
ausschließlich geringfügig beschäftigt waren, das entspricht einem
Anteil von knapp 17 Prozent an allen erwerbstätigen Frauen. Weitere
1,6 Millionen Frauen waren demnach im Nebenjob geringfügig
beschäftigt, das sind knapp neun Prozent aller erwerbstätigen Frauen.

 * 

4. Übergriffe in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Mitarbeitern von Jobcentern wurden im vergangenen
Jahr in zwei Fällen Gewalt angedroht, in vier Fällen wurde eine
Körperverletzung und in zwei Fällen eine Bombendrohung an die Zentrale
der Bundesagentur für Arbeit (BA) gemeldet. Diese Zahlen nennt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14769) auf eine Kleine Anfrage
(19/13822) der FDP-Fraktion. In der Antwort führt die Regierung aus,
dass die Zentrale der BA gemäß der Meldepflichten ihres
Sicherheitskonzeptes in der Regel nur über besonders schwere
Notfallsituationen informiert wird.

 * 

5. Keine Details über Inkasso-Service

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Zu Details der Arbeitsweise des Inkasso-Services der
Bundesagentur für Arbeit liegen der Bundesregierung keine Erkenntnisse
vor. Das schreibt die Regierung in ihrer Antwort (19/14516) auf eine
Kleine Anfrage (19/13816) der AfD-Fraktion.

 * 

6. AfD fragt nach Kinderehen in Deutschland

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die AfD-Fraktion hat eine Kleine Anfrage (19/15337)
zu Kinder- und Mehrehen in Bedarfsgemeinschaften im Sinne des SGB II
(Zweites Buch Sozialgesetzbuch) gestellt. Darin fragt sie die
Bundesregierung unter anderem nach der Entwicklung der Zahl von
Kinder- und Mehrehen in den Jahren 2010 bis 2019 und nach
Unterstützungsangeboten in Frauenhäusern.

 * 
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BUNDESTAG/9209: Heute im Bundestag Nr. 1356 - 04.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1356

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 16.01 Uhr

1. Anhörung zu Innovationsausschreibungen

2. Stärkung der regionalen Wertschöpfung

3. Schutz vor unlauteren Handelspraktiken

4. Baukindergeld und EU-Recht

5. Kosten der Militärmusik der Bundeswehr



1. Anhörung zu Innovationsausschreibungen

Wirtschaft und Energie/Anhörung

Berlin: (hib/PEZ) Der Wirtschaftsausschuss hält am Montag, 9. Dezember
2019, eine öffentliche Anhörung zur "Verordnung zu den
Innovationsausschreibungen und zur Änderung weiterer
energiewirtschaftlicher Verordnungen (19/14065) ab. Mit diesen
Innovationsausschreibungen will die Bundesregierung neue
Preisgestaltungsmechanismen und Ausschreibungsmodalitäten im Bereich
erneuerbarer Energien erproben. Die Verordnung regelt Details dieser
jährlichen Ausschreibungen zwischen 2019 und 2021 mit dem Ziel
größeren Wettbewerbs sowie erhöhter Netz- und Systemdienlichkeit. Die
Sitzung im Saal E300 des Paul-Löbe-Hauses beginnt um 14 Uhr.

Als Sachverständige sind geladen: Mario Ragwitz (Fraunhofer-Institut
für Energieinfrastrukturen und Geothermie), Marc Behnke (E.DIS Netz
GmbH), Hauke Beeck (Vattenfall Europe Innovation GmbH), Michael
Wübbels (Verband kommunaler Unternehmen), Daniel Hölder (BayWa r.e.
Clean Energy Sourcing GmbH), Frank Hennig (Diplomingenieur für
Kraftwerksanlagen und Energieumwandlung), Tobias Paulun (European
Energy Exchange AG), Bernhard Strohmayer (Bundesverband Erneuerbare
Energie e.V.), Karl-Heinz Remmers (Solarpraxis AG).

Zuhörer werden gebeten, sich im Sekretariat des Ausschusses mit
vollständigem Namen und Geburtsdatum per E-Mail
(wirtschaftsausschuss@bundestag.de) anzumelden. Außerdem sind das
Datum und das Thema der Anhörung anzugeben. Zur Sitzung muss das
Personaldokument mitgebracht werden.

 * 

2. Stärkung der regionalen Wertschöpfung

Ernährung und Landwirtschaft/Antrag

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke legt einen Antrag (19/15568)
zur Stärkung regionaler Ernährungssysteme vor, die notwendig seien, um
die Versorgung der Bevölkerung mit nachhaltig erzeugten
Nahrungsmitteln zu sichern. Durch eine Regionalisierung von
Produktion, Weiterverarbeitung, Vermarktung und Konsum könnten
Stoffkreisläufe besser geschlossen, Transportwege minimiert und
kulturelle sowie ökologische Aspekte des Landschaftsschutzes besser
gefördert werden. Deshalb soll die Bundesregierung unter anderem den
deutschen Strategieplan zur Gemeinsamen Europäischen Agrarpolitik
(GAP) an der regionalen Wertschöpfung ausrichten und sich auf EU-Ebene
für den Ausbau regionaler Verarbeitungs- und Vermarktungsstrukturen
über die Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der Agrarstruktur und des
Küstenschutzes" (GAK) einsetzen.

 * 

3. Schutz vor unlauteren Handelspraktiken

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Es besteht sowohl auf EU- als auch auf nationaler
Ebene innerhalb der Agrar- und Ernährungspolitik das Einvernehmen, die
Position der Landwirtschaft innerhalb der Wertschöpfungskette
gegenüber den Bereichen Verarbeitung, Vermarktung, Logistik und
Lebensmitteleinzelhandel stärken zu müssen. Auf Grundlage des Berichts
des Beratergremiums "Agricultural Markets Task Force" habe der Rat der
EU-Agrarminister im Dezember 2016 Schlussfolgerungen zur Stärkung der
Position der Landwirte in der Lebensmittelversorgungskette und zur
Bekämpfung unlauterer Handelspraktiken angenommen, berichtet die
Bundesregierung in einer Antwort (19/15354) auf eine Kleine Anfrage
(19/14822) der Fraktion Die Linke. Die EU-Kommission habe aus diesem
Grund am 12. April 2018 einen vom EU-Ministerrat am 9. April 2019
gebilligten Vorschlag für eine Richtlinie über unlautere
Handelspraktiken in den Geschäftsbeziehungen zwischen Unternehmen in
der Lebensmittelversorgungskette vorgelegt. Die Richtlinie soll dem
Schutz von kleinen und mittleren Unternehmen der Lebensmittelerzeugung
und -verarbeitung, insbesondere Landwirten, in der
Lebensmittelversorgungskette gegenüber unlauteren Handelspraktiken von
größeren Unternehmen des Lebensmittelhandels und der
Lebensmittelverarbeitung dienen.

 * 

4. Baukindergeld und EU-Recht

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung sieht das Baukindergeld im
Einklang mit EU-Recht. Dies bekräftigt sie in der Antwort (19/15525)
auf eine Kleine Anfrage (19/15016) der AfD-Fraktion.

 * 

5. Kosten der Militärmusik der Bundeswehr

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Gesamtkosten für das Zentrum Militärmusik der
Bundeswehr, die 14 Musikkorps und die Big Band der Bundeswehr beliefen
sich 2019 ohne Personalkosten auf rund 10,98 Millionen Euro. Dies geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/15282) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/14590) hervor. Nicht enthalten in der
Kostenaufstellung ist das Marinekorps Wilhelmshaven, das am 1. Oktober
2019 aufgestellt wurde.

Die Bundesregierung betont in ihrer Antwort, dass die Militärmusik ein
"unverzichtbarer Integrationsfaktor" in der Bundeswehr, zwischen
Truppe und Bevölkerung sowie für die internationale Zusammenarbeit
sei. Die Militärmusik pflege ein überliefertes Kulturgut und genieße
große Wertschätzung in der Bevölkerung, wie die hohen Besucherzahlen
ihrer Konzerte zeigten. Im Rahmen der Öffentlichkeitsarbeit engagiere
sie sich in zahlreichen sozialen und karitativen Projekten.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1356 - 4. Dezember 2019 - 16.01 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - BUNDESTAG/9208: Heute im Bundestag Nr. 1355 - 04.12.2019















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





BUNDESTAG/9208: Heute im Bundestag Nr. 1355 - 04.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1355

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 15.30 Uhr

1. Haushaltsführung 2019

2. Einflussnahme auf Klimaschutzgesetz

3. Grenzwert in der Ölsaaten-Industrie

4. Gewässerzustand im Saarland

5. Auslegung von Emissionsquellen

6. Untersuchungen des BMU im Fokus



1. Haushaltsführung 2019

Haushalt/Unterrichtung

Berlin: (hib/SCR) Das Bundesfinanzministerium hat im dritten Quartal
2019 über- und außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 6,719 Millionen
Euro genehmigt. Im selben Zeitraum genehmigte das Ministerium die
Ausbringung von über- und außerplanmäßigen
Verpflichtungsermächtigungen in Höhe von 89,872 Millionen Euro für die
kommenden Haushaltsjahre. Das geht aus einer Unterrichtung der
Bundesregierung zur Haushaltsführung 2019 (19/15591) hervor.

 * 

2. Einflussnahme auf Klimaschutzgesetz

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Bundesregierung ist nach eigenen Angaben
bestrebt, Regierungshandeln transparent zu gestalten. Das Kabinett
habe im November 2018 eine "Vereinbarung zur Erhöhung der Transparenz
in Gesetzgebungsverfahren" getroffen, schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/14692) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/13687), in der nach Einflussnahme von Interessensvertretern
auf den Regierungsentwurf zu einem Klimaschutzgesetz gefragt wurde.
Hierdurch solle "die bereits in der 18. Legislaturperiode erprobte
Praxis fortgesetzt werden, Gesetz- und Verordnungsentwürfe in der
Form, in der sie in eine etwaige Verbändebeteiligung gegangen sind,
sowie den von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzentwurf der
Öffentlichkeit zugänglich zu machen", heißt es in der Antwort weiter.

Daneben sei vereinbart, auch die Stellungnahmen aus der
Verbändeanhörung zu veröffentlichen. Bis zur Errichtung einer
zentralen Plattform würden die Stellungnahmen auf den Internetseiten
der jeweiligen Ressorts veröffentlicht. Der weitere Verlauf des
jeweiligen Rechtsetzungsvorhabens könne zudem auf der Internetseite
des gemeinsamen Dokumentations- und Informationssystems von Bundestag
und Bundesrat recherchiert werden.

Zugleich führt die Bundesregierung aus, dass es "weder rechtlich
geboten noch im Sinne einer effizienten und ressourcenschonenden
öffentlichen Verwaltung leistbar" sei, Informationen und Daten etwa zu
Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen nebst Teilnehmern vollständig
zu erfassen und zu dokumentieren. Parlamentarische Kontrolle sei
"politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle".

 * 

3. Grenzwert in der Ölsaaten-Industrie

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen nach eigenen Angaben
keine "weitreichenden Kompromissvorschläge" der ölsaatenverarbeitenden
Industrie vor, wie der seit 1. Januar 2019 geltende Grenzwert für
n-Hexan eingehalten werden kann. Damit widerspricht die
Bundesregierung in einer Antwort (19/15297) der Darstellung in einer
Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/14682).

Die AfD-Fraktion hatte darin geschrieben, dass "ihnen Informationen
dahingehend vorliegen, dass dem Bundesministerium für Umwelt (BMU)
seitens der deutschen Ölwirtschaft weitreichende Kompromissvorschläge
gemacht wurden, mit denen durch Maßnahmen des integrierten
Umweltschutzes eine gleichwertige Emissionsminderung sowie eine
darüberhinausgehende Minderung des Lösungsmittelverbrauchs erreicht
worden wäre".

Laut Antwort der Bundesregierung trifft dies nicht zu: "Dem BMU liegt
lediglich eine sehr allgemeine Beschreibung in Form einzelner
Vortragsfolien vor, aus der nicht hervorgeht, wie und mit welchem
Minderungsziel Maßnahmen ergriffen werden sollen."

Zudem hatte die AfD-Fraktion gefragt, warum "die Bundesregierung nicht
auf die Ausnahmeanträge der Ölmühlen bezüglich des seit 1. Januar 2019
geltenden Emissionsgrenzwertes von 20 Milligramm je Kubikmeter für das
Lösungsmittel Hexan und das Konzept der Anlagenerneuerung zur
Emissionseinsparung eingegangen" eingegangen sei. Die Bundesregierung
betont in der Antwort, dass sie "gemäß der im Grundgesetz festgelegten
Aufgabenverteilung keinerlei rechtliche Kompetenz, die es ihr
ermöglichen würde, auf Ausnahmeanträge im Einzelfall einzugehen",
besitze. "Etwaige Ausnahmeanträge wurden sachlich korrekt an die
zuständigen Behörden gerichtet und werden von diesen entschieden",
heißt es weiter in der Antwort.

 * 

4. Gewässerzustand im Saarland

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Untersuchung und Bewertung der Gewässer sowie
die Umsetzung der Anforderungen der EU-Wasserrahmenrichtlinie obliegen
den Ländern. Darauf weist die Bundesregierung in einer Antwort
(19/15928) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/14689) hin.

 * 

5. Auslegung von Emissionsquellen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Nach Darstellung der Bundesregierung wird in dem
Gutachten der TÜV Rheinland-Energy GmbH zu NO2-Messstellen keine
abweichende Auffassung gegenüber der Auffassung der Bundesregierung
vertreten. In der Antwort (19/14696) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/14189) verweist die Bundesregierung auf Aussagen in
einer früheren Antwort der Bundesregierung auf Drucksache 19/9685, die
unter Berücksichtigung "des vollständigen Zitats" aus dem Gutachten,
nicht davon abweiche. Die FDP-Fraktion hatte sich nach der Auslegung
von Emissionsquellen in der Bundesimmissionsschutzverordnung
erkundigt. Die Abgeordneten wollten unter anderem erfahren, welche
Schlüsse die Bundesregierung aus dem Gutachten und der Position des
TÜV Rheinland in Bezug auf Emissionsquellen ziehe.

 * 

6. Untersuchungen des BMU im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/LBR) In einer Kleinen Anfrage(19/15516) will die
FDP-Fraktion erfahren, inwiefern durch das Bundesumweltministerium
(BMU) Untersuchungen über die ökologische Gestaltung des Tourismus
durchgeführt oder in Auftrag gegeben wurden. Unter anderem wollen die
Abgeordneten erfahren, welche Kosten aufgrund externer
Beratungsdienstleistungen und geschlossener Werkverträge entstanden
sind. Darüber hinaus fragt die Fraktion, welche Ergebnisse die
Untersuchungen geliefert haben und welche Maßnahmen daraus entstanden
sind.

 * 
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BUNDESTAG/9207: Heute im Bundestag Nr. 1354 - 04.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1354

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 15.00 Uhr

1. Anhörung über sichere Herkunftsstaaten

2. Experimentierfelder in der Landwirtschaft

3. Fortschreitende Waldzerstörung

4. Beteiligung an Gesetzgebungsverfahren

5. Digitalisierung der Justiz

6. Elektronische Verkündung von Gesetzen



1. Anhörung über sichere Herkunftsstaaten

Inneres und Heimat/Anhörung

Berlin: (hib/WID) Um die Forderung der FDP-Fraktion nach einem
"geregelten Verfahren zur Einstufung sicherer Herkunftsstaaten" geht
es in einer Anhörung im Ausschuss für Inneres und Heimat am nächsten
Montag, dem 9. Dezember 2019, um 14 Uhr. Zur Debatte steht ein Antrag
(19/8267) der Liberalen, die Bundesregierung möge jährlich prüfen,
inwiefern Länder, deren Bürger regelmäßig nur in geringem Maße in
Deutschland als asylberechtigt anerkannt werden, für eine Einstufung
als sichere Herkunftsstaaten in Frage kommen. Die Voraussetzung dafür
sehen die Antragsteller gegeben, wenn die Anerkennungsquote seit
mindestens fünf Jahren sowie im Durchschnitt der letzten zehn Jahre
unter fünf Prozent liegt.

Zu der Anhörung, die abweichend vom üblichen Sitzungsort des
Ausschusses im Raum E 700 des Paul-Löbe-Hauses stattfinden wird,
werden sieben Sachverständige erwartet. Interessierte Zuhörer werden
gebeten, sich mit Namen und Geburtsdatum bis zum 5. Dezember 2019 beim
Ausschuss anzumelden (innenausschuss@bundestag.de).

 * 

2. Experimentierfelder in der Landwirtschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS Die im Rahmen der Digitalisierungsstrategie der
Bundesregierung in der Landwirtschaft geförderten sogenannten
Experimentierfelder wurden auf Basis einer Expertenprüfung ausgewählt.
Auf den Experimentierfeldern soll untersucht werden, wie digitale
Techniken optimal zum Schutz der Umwelt, Steigerung des Tierwohls, der
Biodiversität, zur Arbeitserleichterung und Effizienzsteigerung
eingesetzt werden können, erläutert die Bundesregierung in einer
Antwort (19/15357) auf eine Kleine Anfrage (19/14925) der
FDP-Fraktion. Je nach Ausrichtung der digitalen Experimentierfelder
sollen neue Erkenntnisse über die nachhaltige Anwendung digitaler
Techniken in der Landwirtschaft gewonnen werden.

 * 

3. Fortschreitende Waldzerstörung

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Trotz erster Fortschritte ist es nicht gelungen, die
fortschreitende Zerstörung der Wälder in vielen Teilen der Erde
aufzuhalten. Die Bundesregierung stellt in einer Antwort (19/15348)
auf eine Kleine Anfrage (19/14737) von Bündnis 90/Die Grünen fest,
dass sich zwar die Geschwindigkeit der Entwaldung global gesehen
verlangsamt habe, die Waldfläche weltweit aber weiter kontinuierlich
abnehme. Dabei sei besonders besorgniserregend, dass der Verlust an
Naturwäldern laut Entwicklungsbericht der New Yorker Walderklärung
2019 sich sogar noch beschleunigt und seit 2014 um 44 Prozent
zugenommen habe. Deshalb seien Maßnahmen und Initiativen der
Bundesregierung zur Beendigung der Waldzerstörungen, die durch die
weltweite Nachfrage nach Agrarprodukten ausgelöst werden, wichtiger
Bestandteil der Wald-, Klima- und Entwicklungspolitik der Regierung,
heißt es weiter.

 * 

4. Beteiligung an Gesetzgebungsverfahren

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Die Beteiligung von Verbänden an
Gesetzgebungsverfahren durch die Bundesregierung ist Thema einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15397). Die Fragesteller beziehen
sich auf die jüngste Kritik von Gewerkschaften sowie Wirtschafts- und
Umweltverbänden an nach deren Sicht zu kurzen Frist für eine
Verbändeanhörung zu dem Entwurf eines Gesetzes über ein nationales
Emissionshandelssystem für Brennstoffemissionen. Dies sei keine
Einzelfall, schreiben die Abgeordneten, und es sei nicht vermittelbar,
dass es den Bundesministerien tatsächlich auf die inhaltlichen
Antworten der sachverständigen Verbände ankommt. Auch der
Normenkontrollrat habe in seinem Jahresgutachten 2019 das Vorgehen der
Ministerien bemängelt.

Die Fragesteller wollen unter anderem wissen, wie viele Verbände sich
in dieser Legislaturperiode per schriftlicher Stellungnahme mit Bezug
auf konkrete Gesetzgebungsverfahren an die Bundesregierung gewandt
haben und wie die entsprechenden Beteiligungsfristen waren. Weiter
geht es in der Anfrage um das vom Bundeskabinett Ende 2018
beschlossene "Arbeitsprogramm Bessere Rechtsetzung und Bürokratieabbau
2018". So erkundigen sich die Abgeordneten danach, welchen Zeitplan
sich die Bundesregierung für die im Arbeitsprogramm angekündigte
Weiterbildungsstrategie für die Beschäftigten, die mit der
Vorbereitung von Rechtsetzungs- oder Politikinitiativen befasst sind,
gesetzt hat.

 * 

5. Digitalisierung der Justiz

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach der Umsetzung der Maßnahme "Digitalisierung der
Justiz voranbringen" fragt die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/15435). Die Fragesteller wollen unter anderem wissen, ob nach
Kenntnis der Bundesregierung bereits eine Anpassung der bestehenden
unterschiedlichen Systeme und Daten von Polizei und Justiz erfolgte.
Die Abgeordneten beziehen sich laut Anfrage auf die
Umsetzungsstrategie der Bundesregierung "Digitalisierung gestalten",
in der dieser und weitere Schritte angekündigt worden waren.

 * 

6. Elektronische Verkündung von Gesetzen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MWO) Nach der Umsetzung der Maßnahme "Einführung der
elektronischen Verkündung von Gesetzen und Verordnungen des Bundes"
fragt die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/15431). Die
Fragesteller wollen von der Bundesregierung wissen, ob die
Soll-Konzeptionierung bereits erstellt und mit der Schaffung der
rechtlichen Voraussetzungen bereits begonnen wurde. Beide Schritte
waren laut Anfrage in der Umsetzungsstrategie der Bundesregierung
"Digitalisierung gestalten" angekündigt worden.

 * 
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BUNDESTAG/9206: Heute im Bundestag Nr. 1353 - 04.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1353

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Leitung der Antidiskriminierungsstelle

2. Internationale Freiwilligendienste

3. Ordnungspolitik und Digitalisierung

4. KfW-Anteil an 50Hertz

5. Pläne für europäische Dateninfrastruktur

6. Stand des öffentlichen Vergabewesens

7. Digitaler Binnenmarkt



1. Leitung der Antidiskriminierungsstelle

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Die Leitung der Antidiskriminierungsstelle des Bundes
(ADS) kann derzeit wegen eines Konkurrentenstreitverfahrens nicht
besetzt werden. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/15353) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/14820) mit. Eine endgültige gerichtliche Klärung der Frage, ob die
beabsichtigte Besetzung der Stelle rechtmäßig ist, sei noch nicht
erfolgt. Bislang seien lediglich gerichtliche Prüfungen im Wege des
Eilrechtsschutzes erfolgt, die aber zu widersprechenden Ergebnissen
geführt hätten. Erst die endgültige gerichtliche Klärung werde zeigen,
ob die getroffene Bewerberauswahl rechtmäßig war und umgesetzt werden
kann oder ob eine erneute Auswahl erfolgen muss.

Nach Angaben der Regierung wird die ADS derzeit kommissarisch
geleitet. Bis zur gerichtlichen Klärung sei dies die "bestmögliche
Übergangslösung", der kommissarische Leiter genieße die
Unabhängigkeit, die die Leitung der ADS nach Paragraf 26 des
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes habe. Zudem würden durch die
kommissarische Leitung Einschränkungen bei der Wahrnehmung der
Aufgaben der ADS "weitestgehend vermieden".

 * 

2. Internationale Freiwilligendienste

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Im Rahmen des Europäischen Freiwilligendienstes und
des Europäischen Solidaritätskorps haben 829 Menschen ohne deutsche
Staatsbürgerschaft im Jahr 2018 einen Freiwilligendienst in
Deutschland geleistet. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/14582) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13901) hervor. Zudem hätten 633 Freiwillige ohne deutschen Pass
einen Süd-Nord-Freiwilligendienst im Rahmen des "Weltwärts"-Programmes
in Deutschland absolviert. Im Rahmen der
Transformationspartnerschaften mit den Ländern Nordafrikas und des
Nahen Ostens hätten zehn junge Frauen aus Ägypten, Jordanien und
Tunesien für drei Monate an deutschen Kultur- und
Bildungsinstitutionen hospitiert. Keine Angaben kann die
Bundesregierung machen zu Freiwilligen ohne deutschen Pass im
Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ) und im Freiwilligen Ökologischen Jahr
(FÖJ) sowie im Bundesfreiwilligendienst, da bei diesen Diensten keine
Angaben zu Staatsangehörigkeit und Herkunftsland erhoben werden.

 * 

3. Ordnungspolitik und Digitalisierung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion interessiert sich für ein
ordnungspolitisches Handlungsprogramm zur Unterstützung des digitalen
Wandels. Auf dem Weg einer Kleinen Anfrage (19/15409) möchten die
Abgeordneten in Erfahrung bringen, ob es ein solches Programm gibt.
Sie fragen auch nach einer Studie zum Thema Missbrauchsaufsicht, und
ob die Auswertung dieser Studie in ein Gesetzgebungsverfahren
geflossen sei.

 * 

4. KfW-Anteil an 50Hertz

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion möchte den Stand bezüglich der
KfW-Anteilteile am Übertragungsnetzbetreiber 50Hertz erfahren. Die
Abgeordneten weisen auf die Umstände des Erwerbs hin - es ging um den
Schutz kritischer Infrastrukturen - und auf Äußerungen der
Bundesregierung, es handele sich um einen temporären Erwerb. Die
Bundesregierung müsse Auskunft darüber geben, wie weit sie mit ihren
Verkaufsbemühungen ist, heißt es in der Kleinen Anfrage (19/15385).

 * 

5. Pläne für europäische Dateninfrastruktur

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erkundigt sich
nach dem Umsetzungsstand einer europäischen sicheren
Dateninfrastruktur. Die Abgeordneten möchten in der Kleinen Anfrage
(19/15466) etwa wissen, ob Gespräche mit der EU-Kommission
stattgefunden hätten. Auch Verabredungen mit anderen Mitgliedstaaten
interessieren die Abgeordneten.

 * 

6. Stand des öffentlichen Vergabewesens

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die FDP-Fraktion thematisiert das öffentliche
Vergabewesen in einer Kleinen Anfrage (19/15468). Die Abgeordneten
möchten unter anderem wissen, wie es um die Digitalisierung von
Prozessen in dem Bereich bestellt ist. Auch Reformen bei der Vergabe
allgemein in den vergangenen Jahren interessieren sie.

 * 

7. Digitaler Binnenmarkt

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um einen "digitalen Binnenmarkt" geht es in einer
Kleinen Anfrage (19/15452) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten fragen,
ob eine Strategie der Europäischen Kommission für einen solchen
Binnenmarkt abgeschlossen sei und ob Verhandlungen der einzelnen
Dossiers auf EU-Ebene beendet wurden.

 * 
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BUNDESTAG/9205: Heute im Bundestag Nr. 1352 - 04.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1352

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 4. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 14.08 Uhr

1. Manöver in den ostdeutschen Ländern

2. 60 Beschwerden wegen Fluglärms

3. Regierung rechtfertigt Minensprengung

4. Sicherheitsüberprüfungen von Flüchtlingen

5. Zurückweisungen an Grenze zu Österreich



1. Manöver in den ostdeutschen Ländern

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Zwischen 2013 und 2019 fanden in den ostdeutschen
Bundesländern 51 multinationale Übungen beziehungsweise Militärmanöver
statt. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14736) auf
eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/11336) mit. Als
"geheimhaltungsbedürftige Informationen" sieht die Bundesregierung
hingegen ihre Antworten auf die Fragen der AfD hinsichtlich von
militärischen Nato-Transporten durch die Bundesrepublik Richtung
Österreich, Tschechien, Polen, Norwegen und Baltikum an. "Bei offener
Beantwortung wäre eine freie Einsicht in die Möglichkeiten der
Bundeswehr und ihrer Partner in vorhandene Fähigkeiten, Abläufe und
Zeitlinien in Bezug auf die Verlegung von Material und Personal zu
befürchten", heißt es in der Antwort. Deshalb seien diese Angaben mit
dem Geheimhaltungsgrad "Verschlusssache - Vertraulich" eingestuft und
in der Geheimschutzstelle des Bundestags zur Einsicht durch
Abgeordnete nach den Maßgaben der Geheimschutzordnung hinterlegt
worden.

 * 

2. 60 Beschwerden wegen Fluglärms

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) Zwischen September 2018 und September 2019 sind 60
Eingaben und Beschwerden wegen militärischen Fluglärms aus einem
Bereich von 18 Kilometer Radius um den Militärflugplatz Neuburg des
Taktischen Luftwaffengeschwaders 74 eingegangen. Dies teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14575) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Die Linke (19/13497) mit. Die Bundeswehr strebe zwar
grundsätzlich eine minimale Belastung der Bevölkerung durch
militärischen Flugbetrieb an, dennoch sei zum Erhalt der
Einsatzbereitschaft eine Mindestanzahl von realen Übungsflugstunden
trotz der Nutzung von Simulatoren unumgänglich. Ein Übungsflugbetrieb
über ausschließlich unbewohnten Gebieten sei auf Grund der
Besiedlungsdichte Deutschlands nicht möglich.

Nach Angaben der Bundesregierung wurden im Umfeld des Flugplatzes
Neuburg in zwei Brunnen geringfügige Überschreitungen der in Bayern
angewandten Schwellenwerte für Perfluorcarbone (PFC) im Grundwasser
festgestellt. Ein Zusammenhang mit den PFC-Kontaminationen auf dem
Flughafengelände sei bisher nicht nachgewiesen worden. Die
diesbezüglichen Untersuchungen im Rahmen des Altlastenprogramms der
Bundeswehr seien noch nicht abgeschlossen.

 * 

3. Regierung rechtfertigt Minensprengung

Verteidigung/Antwort

Berlin: (hib/AW) In den deutschen Meeresschutzgebieten innerhalb des
Küstenmeeres und der ausschließlichen Wirtschaftszone (AWZ) liegen
nach derzeitigen Erkenntnissen der Bundesregierung 123
Munitionsaltlasten und Kampfmittel wie Minen, Torpedos und
Wasserbomben. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/15325) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/13878) mit. Seit 2008 seien 637 Munitionsaltlasten und Kampfmittel
im Küstenmeer und der AWZ gesprengt oder geräumt worden. Gemäß des
Bundesnaturschutzgesetzes seien die Behörden des Bundes und der Länder
verpflichtet, die Naturschutzbehörden über die Sprengung von
Munitionsaltlasten und Kampfmittel zu unterrichten und ihnen
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Im Fall der Sprengung von
britischen Grundminen im Naturschutzgebiet Fehmarnbelt Ende August
dieses Jahres hätten Grundsätze der allgemeinen und präventiven
Gefahrenabwehr mit Natur- und Umweltschutzbelange in einem rechtlichen
Konkurrenzverhältnis gestanden und hätten einzelfallbezogenen
gegeneinander abgewogen werden müssen. Durch die Anwesenheit des Nato-
Minenabwehrverbandes in dem Seegebiet habe durch die gezielte
Sprengung die Möglichkeit zur sofortigen Abwehr von Gefahr für Leib
und Leben bestanden. Von den britischen Grundminen vom Typ MK1-7 gehe
aufgrund des Alterungsprozesses ein erhöhtes Gefährdungspotenzial für
die Seeschifffahrt aus.

 * 

4. Sicherheitsüberprüfungen von Flüchtlingen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über in Italien und auf Malta von deutschen
Sicherheitsbehörden vorgenommene Befragungen von Flüchtlingen im
Rahmen von Seenotrettungsverfahren informiert die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/14638) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/13863). Unter anderem werden darin die zwischen Ende April
und Anfang Oktober dieses Jahres erfolgten Sicherheitsbefragungen
aufgelistet. Wie aus der Antwort ferner hervorgeht, ist die Teilnahme
an den Sicherheitsüberprüfungen für Aufnahmen durch Deutschland
obligatorisch und eine Voraussetzung für die Zusage der Übernahme zur
Durchführung eines Asylverfahrens.

 * 

5. Zurückweisungen an Grenze zu Österreich

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) In den ersten drei Quartalen dieses Jahres sind an
der deutsch-österreichischen Grenze laut Bundesregierung jeweils
zwischen rund 577.000 und rund 592.000 Personen kontrolliert worden.
Die Zahl der Zurückweisungen bei den Kontrollen an der
deutsch-österreichischen Grenze bewegte sich dabei in diesen drei
Quartalen jeweils zwischen gut 1.400 und knapp 1.700, wie aus der
Antwort der Bundesregierung (19/14639) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/13834) weiter hervorgeht.

 * 
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BUNDESTAG/9204: Heute im Bundestag Nr. 1351 - 03.12.2019

Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1351

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 3. Dezember 2019, Redaktionsschluss: 11.23 Uhr

1. Abruf von Strukturmitteln

2. Entschädigungen von SED-Opfern

3. Bereitschaftspolizeien der Länder

4. Kontakte von Regierungsmitgliedern

5. Abschiebung von Kontaktpersonen Amris

6. FDP-Fraktion fragt nach EU-Taxonomie



1. Abruf von Strukturmitteln

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Von den sogenannten zusätzlichen Verstärkungsmitteln
für die vom Strukturwandel wegen des Ausstiegs aus der
Kohleverstromung am stärksten betroffenen Regionen in Höhe von 500
Millionen Euro sind 2019 rund 2,5 Millionen Euro für verschiedene
Projekte abgerufen worden. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/14013) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/13664) hervor. Abgerufen wurden unter anderem Mittel für den
UNESCO-Geopark Muskauer Faltenbogen, die Kulturelle Heimat Lausitz
sowie den Naumburger Dom. Für die insgesamt zugesagten Projekte wurden
2019 Verstärkungsmittel in Höhe von rund 28,8 Millionen Euro zur
Verfügung gestellt.

 * 

2. Entschädigungen von SED-Opfern

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/MW=O) Eine von der AfD behauptete "rechtlich nicht
legitimierte Schlechterstellung der DDR-Flüchtlinge" besteht nach
Ansicht der Bundesregierung nicht. Wie aus der Antwort (19/15299)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/14722) weiter
hervorgeht, sieht die Bundesregierung auch keine Gerechtigkeitslücken
in der Entschädigung von DDR-Opfern, die nach Ansicht der
Fragesteller zu schließen seien. Es habe auch keine rückwirkenden
Eingriffe in die Rentenberechnungen von DDR-Flüchtlingen gegeben
und Renten seien nicht gekürzt worden. In der Antwort wird auf das
am 24. Oktober 2019 vom Bundestag beschlossene Gesetz zur
Verbesserung rehabilitierungsrechtlicher Vorschriften für Opfer
der politischen Verfolgung in der DDR und zur Änderung des
Adoptionsvermittlungsgesetzes und die damit verbundenen
Nachbesserungen an den Rehabilitierungsgesetzen verwiesen. Bezüglich
einer Frage der Abgeordneten nach Maßnahmen, um auch im Beruflichen
Rehabilitierungsgesetz (BerRehaG) klarzustellen, dass Leistungen
künftig nicht auf andere Zahlungen angerechnet werden können, wird auf
einen Antrag des Landes Niedersachsen vom 11. April 2019
(Bundesratsdrucksache 175/19) verwiesen. Zudem enthalte das BerRehaG
bereits Regelungen zur Anrechnungsfreiheit.

 * 

3. Bereitschaftspolizeien der Länder

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um die Bereitschaftspolizeien der Länder geht es in
der Antwort der Bundesregierung (19/14368) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/13364). Grundlage der Antwort sind die "zwischen Bund
und Ländern geschlossenen Verwaltungsabkommen über die
Bereitschaftspolizeien der Länder und die dort dokumentierten
Strukturen, Gliederungen und Organisationen", wie die Bundesregierung
in der Vorlage ausführt. Danach gehörten den Bereitschaftspolizeien
der Länder in den die Verwaltungsabkommen betreffenden Strukturen,
Gliederungen und Organisationen Ende vergangenen Jahres insgesamt
15.030 Polizeivollzugsbeamte an.

 * 

4. Kontakte von Regierungsmitgliedern

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit dienstlichen Treffen von Regierungsmitgliedern
befasst sich die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/14364) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/13416). Danach pflegen die
Mitglieder der Bundesregierung und sonstigen Vertreter der
Leitungsebene der Bundesministerien "in jeder Wahlperiode im Rahmen
der Aufgabenwahrnehmung dienstliche Kontakte mit einer Vielzahl von
Akteuren aller gesellschaftlichen Gruppen". Es sei indes weder
rechtlich geboten noch im Sinne einer effizienten und
ressourcenschonenden öffentlichen Verwaltung leistbar, Informationen
und Daten etwa zu sämtlichen Veranstaltungen, Sitzungen und Terminen
nebst Teilnehmern vollständig zu erfassen.

 * 

5. Abschiebung von Kontaktpersonen Amris

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Abschiebung von Kontaktpersonen des Attentäters
vom Berliner Breitscheidplatz, Anis Amri, ist Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/15327) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/14314). Wie daraus hervorgeht, wurden mit Stand vom 1. September
dieses Jahres 15 Personen abgeschoben, die auf der im Rahmen des
Amri-Untersuchungsausschusses konsentierten "123er-Liste" aufgeführt
sind.

Zur Frage nach einer etwaigen Maßgabe nach dem Anschlag vom 19.
Dezember 1916 zur beschleunigten Abschiebung von Kontaktpersonen Amris
führt die Bundesregierung aus, dass auf Vorschlag des
Bundesinnenministeriums (BMI) für den Zuständigkeitsbereich des Bundes
festgehalten worden sei, "bei ausländischen Gefährdern durch den
Generalbundesanwalt (GBA) und andere Staatsanwaltschaften künftig
frühzeitiger anzuregen, dass begleitend geprüft wird, ob die Aussicht
besteht, den Tatverdacht gegen diese Person so weit zu erhärten, dass
ein Haftbefehl erfolgreich beantragt werden könnte". Komme die
jeweilige Staatsanwaltschaft zum Ergebnis, dass diese Aussicht
absehbar nicht besteht, solle die Staatsanwaltschaft gebeten werden,
"in eigener Zuständigkeit zu entscheiden, ob sie die Durchsetzung des
Strafverfolgungsanspruchs zugunsten einer prioritären Abschiebung des
Ausländers zurückstellt und die im Strafverfahren bislang gewonnenen
Erkenntnisse an die zuständige Ausländerbehörde weitergibt". Dies
entspreche der Praxis des GBA.

Die Umsetzung der Maßnahme im Zuständigkeitsbereich des Bundes wurde
den Angaben zufolge durch das BMI am 11. Januar 2017 "an das
Bundeskriminalamt (BKA) kommuniziert und in der nächsten Sitzung der
Arbeitsgemeinschaft Statusrechtliche Begleitmaßnahmen (AG Status) im
Gemeinsamen Terrorismusabwehrzentrum (GTAZ) durch Vertreter des BMI
angesprochen". Die Länder seien in diesem Zusammenhang um Prüfung
gebeten worden, ob sie eine ähnliche Vorgehensweise in ihrem
jeweiligen Zuständigkeitsbereich anwenden wollen.

 * 

6. FDP-Fraktion fragt nach EU-Taxonomie

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die Klassifizierung nachhaltiger
Wirtschaftsaktivitäten, die sogenannte Taxonomie, in der Europäischen
Union geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/15201).
Die Bundesregierung soll angeben, welche Punkte im aktuellen Entwurf
der EU-Taxonomie problematisch seien und darlegen, ob sie sich im
Rahmen der Diskussion um das Thema "Sustainable Finance"/EU-Taxonomie
aktiv dafür eingesetzt habe, dass Kernenergie nicht als nachhaltig
bewertet werden soll.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1960: Statement von Kanzlerin Merkel zum Abschluss des Nato-Treffens, 04.12.2019 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz in London - Mittwoch, 4. Dezember 2019

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel zum Abschluss des
Nato-Treffens der Staats- und Regierungschefs



BK'in Merkel: Guten Tag, meine Damen und Herren! Der Nato-Gipfel ist zu
Ende. Ich glaube, es war ein gutes Treffen anlässlich des 70-jährigen
Bestehens der Nato. Ich möchte mich bei Boris Johnson für die Organisation
und natürlich bei Jens Stoltenberg für die Vorbereitung bedanken.

Wir haben heute, wie ich fand, eine sehr konstruktive Diskussion gehabt,
die darin mündete, dass es ein Mandat für den Generalsekretär der Nato,
Jens Stoltenberg, gibt, eine Reflexionsgruppe einzurichten, die sich mit
den Zukunftsfragen der Nato beschäftigt. Ich habe in meinem Beitrag darauf
hingewiesen, dass die Frage, die wir zu besprechen haben, natürlich erstens
einmal ist: Was sind die Herausforderungen für die Bündnisverteidigung?

Ich glaube, hier haben wir in den letzten Jahren seit Wales sehr viel
erreicht. Das spiegelt sich in all den Aktivitäten in den baltischen
Staaten wider sowie in der, wie man sagt, südlichen Flanke, also Rumänien
und Bulgarien. Italien hat heute darauf hingewiesen, dass die südliche
Flanke im Grunde weiter in Richtung Mittelmeer reicht.

Wir haben es heute begrüßt, dass wir das 30. Mitglied aufnehmen werden,
nämlich Nordmazedonien. Da es sowieso eine Reihe von Verpflichtungen der
Nato in Richtung der Zahl 30 gibt - 30 Tage, 30 Schiffe -, war der
nordmazedonische Ministerpräsident Zaev sehr froh, das 30. Mitgliedsland zu
sein.

Wir haben uns als Nato sehr früh, nämlich nach dem 11. September 2001, dem
Kampf gegen den Terrorismus gestellt. Wir waren uns heute auch einig, dass
der Terrorismus der größte Feind ist, zum Teil mit asymmetrischen
Bedrohungen. Hier muss nach meiner Meinung die Reflexionsgruppe erst einmal
befinden, welche Rolle die Nato im Kampf gegen den Terrorismus sieht. Wir
sehen, dass es zum Beispiel in Syrien Operationen gibt, die mit regionalen
Kräften zusammenarbeiten. Das ist kein Nato-Mandat. Wir haben in
Afghanistan den einzigen Fall, wo der Bündnisfall ausgerufen wurde,
natürlich auch weil nachgewiesen werden konnte, dass die USA direkt
attackiert wurden.

Wir müssen überlegen: Welche Rolle hat die Nato oder welche Rolle hat
vielleicht der europäische Pfeiler in der Nato - darauf komme ich gleich
noch - im Kampf gegen den Terrorismus zum Beispiel in Afrika, in den 
Sahel-Staaten? Das heißt, hier haben wir noch kein klares Bild, wo sich die Nato
insgesamt international positioniert.

Wir haben noch einmal deutlich gemacht, dass der Grundpfeiler unserer
Verteidigung die Nato ist und bleibt, aber dass wir eine europäische Säule
innerhalb dieses Verteidigungsbündnisses haben. Es kann natürlich sein,
dass diese europäische Säule - wenn ich zum Beispiel an die
Ausbildungsmission in Mali denke - auch ihren Beitrag im Kampf gegen den
gemeinsamen Feind, den Terrorismus, leistet.

Es gibt Herausforderungen. Es ist gut, dass China im Kommuniqué erwähnt
wurde.

Wir haben natürlich auch die Herausforderung Russland. Russland ist auf der
einen Seite für gegnerische Maßnahmen gegen uns bekannt, zum Beispiel im
Bereich der hybriden Kriegsführung. Auf der anderen Seite ist Russland
unser Nachbar. Es lohnt sich, noch einmal auf die Nato-Russland-Grundakte
zurückzublicken, die 1997, bevor die Erweiterungsrunde der Nato
stattgefunden hat, mit den mittel- und osteuropäischen Ländern
verabschiedet wurde. Ich finde, diese Grundakte bietet jetzt auch für die
Reflexionsgruppe ein gutes Potenzial, einmal darüber nachzudenken, wie die
zukünftigen Beziehungen zu Russland gestaltet werden können.

Wir haben die Probleme, die hier auf dem Tisch lagen, gelöst. Auch die
Frage der Verteidigungsplanung der baltischen Staaten und Polens wurde von
der Türkei akzeptiert. Das war ein wichtiger Schritt. Bevor das Treffen
begann, gab es ja noch Uneinigkeit.

Die Reflexionsgruppe muss sich natürlich auch mit den Fragen der Abrüstung
beschäftigen. Hier hat insbesondere der französische Präsident noch einmal
darauf hingewiesen - und ich teile das -, dass der INF-Vertrag damals von
den Vereinigten Staaten von Amerika mit der Sowjetunion - heute natürlich
mit Russland - ausgehandelt wurde, aber dass er eine elementare Frage der
europäischen Sicherheit ist. Das heißt, wenn man in Zukunft solche
Abrüstungsabkommen verhandelt, muss Europa sicherlich in dieser Frage auch
einen Platz haben. - Das waren heute die Diskussionen um den Tisch herum.

Ich hatte eben noch das bilaterale Gespräch mit dem amerikanischen
Präsidenten, in dem wir über die Dinge gesprochen haben, die zu erwarten
waren. Dies waren vor allen Dingen Fragen des Handels, die Frage Syrien
sowie die Frage Libyen, die mich sehr beschäftigt, die Sicherheit in
Afrika, aber natürlich auch unsere bilateralen wirtschaftlichen
Beziehungen. Ich habe, wie ich es eben schon sagte, deutlich gemacht, dass
die Tatsache, dass wir eine neue Kommission haben, vielleicht auch zu einem
neuen Schwung führen kann, was die Verhandlungen zwischen der Europäischen
Union und den Vereinigten Staaten von Amerika in Handelsfragen anbelangt.
Ich glaube, das wäre ein gutes Signal.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, Sie haben das Verhältnis zu Russland
angesprochen. Heute Morgen sind zwei russische Geheimdienstmitarbeiter aus
Deutschland ausgewiesen worden. Es gibt offenbar einen Zusammenhang mit der
Ermordung eines Georgiers im August im Kleinen Tiergarten. Haben Sie das
Thema hier angesprochen? Hat es bei Ihren Gesprächen hier eine Rolle
gespielt? Werden Sie sich mit dem russischen Präsidenten darüber
unterhalten?

BK'in Merkel: Ich treffe den russischen Präsidenten nächste Woche. Ich
werde Ihnen berichten, ob und wie ich mich unterhalten habe.

Erst einmal haben wir diese Maßnahme ergriffen - das wissen Sie ja auch
durch unsere Verlautbarung -, weil wir nicht gesehen haben, dass Russland
uns bei der Aufklärung dieses Mordes unterstützt. In bilateralen Kontakten
habe ich darüber natürlich auch mit Verbündeten gesprochen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, eine Frage mit Blick auf Donald Trump. Er hat
sich - ich sage es einmal so - deutlich positiver geäußert als beim letzten
Nato-Gipfel. Er war, auch was man aus dem bilateralen Gespräch hört,
relativ zurückhaltend in Bezug auf Nord Stream, in Bezug auf den Handel.
Sehen Sie, dass die USA und auch Trump speziell jetzt wieder einen anderen
Blick auf Europa haben oder war das nur Tagesform?

BK'in Merkel: Ich kann nur sagen, dass es gut war, dass wir hier
inhaltliche Diskussionen geführt haben. Natürlich ist nach Wales und auch
in der Zeit, in der Donald Trump Präsident der Vereinigten Staaten von
Amerika ist, ein deutlicher Anstieg der Verteidigungsausgaben zu sehen.
Auch die Verteidigungsausgaben von Deutschland, die sich jetzt auf unter
1,2 Prozent des Bruttoinlandsprodukts belaufen, werden im nächsten Jahr
1,42 Prozent betragen. Das hatten wir aber auch vor. Sicherlich sind wir
auf diese Verantwortung noch einmal sehr eindrücklich von ihm hingewiesen
worden.

So hatten wir dieses Mal Raum, über andere strategisch wichtige Fragen zu
sprechen. Ich hatte den Eindruck, dass das gegenseitige Verständnis auch
der unterschiedlichen geografischen Lagen wächst. Das heißt aber noch lange
nicht, dass man bei jeder Frage einer Meinung ist.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, eine Frage zum INF-Vertrag und zu dem
Moratorium. Der französische Präsident hat ja gesagt, dass er über das
Angebot, das Präsident Putin gemacht hat, zumindest reden will und dass er
das als Einstieg in einen Prozess sieht, der dann vielleicht zu einem neuen
Rüstungskontrollabkommen führen kann. Die Nato hat das bisher kategorisch
abgelehnt. Bleibt es bei dieser Haltung, oder gibt es jetzt einen neuen
Willen, mit Russland ins Gespräch zu kommen?

BK'in Merkel: Wir haben darüber so spezifisch nicht gesprochen. Ich glaube,
dass man das Moratorium nicht einfach akzeptieren kann. Das würde ja
bedeuten, dass die Verletzungen des INF-Vertrags durch Russland von uns
ohne Weiteres akzeptiert würden, ohne dass wir noch in irgendeiner Weise
eine Gegenmaßnahme entwickeln könnten. Wir haben ja gesagt, dass wir nicht
eins zu eins reagieren wollen. Das hat Jens Stoltenberg oft deutlich
gemacht. Aber das schließt nicht aus, dass trotzdem überlegt werden muss,
wie man ins Gespräch kommt. Insofern sind wir dabei nicht auseinander. Aber
das ist etwas, was wir natürlich mit den Amerikanern besprechen müssen.
Insofern hat es jetzt erste Kontakte gegeben. Aber wir sind noch längst
nicht an dem Punkt, wo wir sagen können, dass die Gespräche beginnen.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, hat der Vorschlag von Verteidigungsministerin
Kramp-Karrenbauer für eine UN-Sicherheitszone in Nordsyrien an irgendeiner
Stelle in Ihren Gesprächen in diesen zwei Tagen eine Rolle gespielt, zum
Beispiel gestern bei dem Vierer-Gipfel mit Präsident Erdogan?

Noch eine Nachfrage zu den beiden russischen Diplomaten: Glauben Sie, dass
dieser Fall das Normandie-Gipfeltreffen am Montag in irgendeiner Weise
belasten kann?

BK'in Merkel: Ich glaube nicht, dass dadurch das Normandie-Treffen belastet
ist. Hier geht es um die Ukraine und um die Frage, wie wir im Minsker
Prozess weiterkommen. Aber in den bilateralen Beziehungen ist es natürlich
schon ein Ereignis, dass wir von Russland leider keine aktive Hilfe bei der
Aufklärung dieses Vorfalls bekommen haben.

Was den Vorschlag von Annegret Kramp-Karrenbauer angeht, haben wir - Boris
Johnson, Emmanuel Macron und ich - gestern mit der Türkei gesprochen. Es
steht die Frage im Raum, ob es eine freiwillige Rückkehr von Flüchtlingen
in das Gebiet geben kann, das heute von der Türkei zusammen mit Russland
kontrolliert wird. Ich glaube, es kann im Augenblick keine Rückkehr in
Gebiete geben, die von syrischen Kräften kontrolliert werden. Wir haben
darüber gesprochen, dass die Vereinten Nationen, insbesondere der UNHCR, in
diesem Prozess natürlich eine Rolle bekommen müssten. Denn wir können ja
nicht akzeptieren, dass Flüchtlinge in ein Gebiet gehen, das nicht den
Standards, die die Vereinten Nationen akzeptieren, entspricht. Dazu spricht
die Türkei mit dem UNHCR.

Insofern ist sozusagen über dieses Gebiet gesprochen worden. Aber wir sind
noch sehr am Anfang. Wir werden diese Gespräche fortsetzen. Ich habe heute
Früh noch einmal kurz mit der türkischen Seite besprochen, dass die Türkei
in sehr intensiven Kontakten mit dem UNHCR ist. Das muss sie bilateral
machen. Aber wir werden das auch immer wieder flankieren, weil wir glauben,
dass das ein Weg sein könnte. Aber die Lösung ist noch nicht da.

Danke schön!

Mittwoch, 4. Dezember 2019

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1959: Regierungspressekonferenz vom 3. Dezember 2019 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Dienstag, 3. Dezember 2019

Regierungspressekonferenz vom 3. Dezember 2019

Themen: Kabinettssitzung (Teilnahme des französischen
Innenministers, Bericht des Bundesinnenministers und des französischen
Innenministers über zukünftige Entwicklungen im Bereich Migration und
Sicherheit auf europäischer Ebene, Jugendstrategie der Bundesregierung, 12.
Bericht der Beauftragten der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und
Integration), Entschädigungsansprüche von Bahnreisenden bei Verspätungen,
Fall eines im August in Berlin getöteten georgischen Staatsbürgers,
angekündigte Pressekonferenz des Bundesinnenministers und des Präsidenten
des Bundespolizeipräsidiums zum bisherigen Verlauf der verschärften
Kontroll- und Fahndungsmaßnahmen an den Binnengrenzen, Berichte türkischer
Medien über den Aufenthalt eines in der Türkei im Zusammenhang mit einem
Putschversuch angeklagten türkischen Staatsbürgers in Deutschland, Aktion
des Zentrums für Politische Schönheit mit angeblicher Asche von
Holocaustopfern, Entwurf eines Kohleausstiegsgesetzes, Medienberichte über
eine mögliche Fusion der Deutschen Telekom und des französischen
Unternehmens Orange


Sprecher: SRSin Demmer, Thomas (BMVI), Krüger (BMJV), Breul (AA),
Grünewälder (BMI), Einhorn (BMWi), Fichtner (BMU)



Vorsitzende Wefers eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Ich beginne mit den Kabinettsthemen. Auf Einladung des Chefs
des Bundeskanzlersamts, Helge Braun, im Namen der Bundeskanzlerin hat der
französische Innenminister Christophe Castaner an der heutigen
Kabinettssitzung teilgenommen. Gemeinsam mit Bundesminister Seehofer hat
Castaner dem Kabinett über die zukünftigen Entwicklungen im Bereich
Migration und Sicherheit auf europäischer Ebene berichtet.

Der Kabinettsbesuch des französischen Ministers geht auf den im Januar
geschlossenen Vertrag von Aachen zurück, in dem vereinbart wurde, dass
regelmäßig ein jeweils wechselndes Mitglied der Regierung an einer
Kabinettssitzung des anderen Staates teilnehmen soll. Mit dem Vertrag von
Aachen haben sich Frankreich und Deutschland das Ziel gesetzt, die
Zusammenarbeit auf den Gebieten der Außen-, Sicherheits- und
Entwicklungspolitik weiter zu intensivieren und insbesondere die Abstimmung
in der Europapolitik noch enger zu gestalten. Der heutige Besuch ist
deshalb auch vor dem Hintergrund einer noch engeren Abstimmung zwischen
Deutschland und Frankreich zu sehen. Die Minister haben zu den Themen
Migration, Schengen und der Bekämpfung von Terrorismus und Extremismus
jeweils ihre Planungen für die zu ergreifenden Maßnahmen auf europäischer
Ebene vorgestellt.

Dann hat das Kabinett heute die Jugendstrategie beschlossen. Die
Bundesregierung nimmt damit ihre Verantwortung für die 14 Millionen jungen
Menschen im Alter von 12 bis 27 Jahren ressortübergreifend wahr und handelt
hier in gemeinsamer Verantwortung; denn Maßnahmen aus ganz
unterschiedlichen Politikbereichen können Auswirkungen auf die junge
Generation haben. Die Jugendstrategie soll bei politischen Maßnahmen für
jugendpolitische Belange insgesamt sensibilisieren.

Die Strategie basiert auf der Überzeugung, dass Jugend eine eigenständige
Lebensphase mit spezifischen Herausforderungen ist, die auch ganz
besonderer politischer Aufmerksamkeit bedarf. Mit ihrer Jugendstrategie
will die Bundesregierung dazu beitragen, dass alle Jugendlichen und jungen
Erwachsenen bestmögliche Bedingungen bekommen, um die Herausforderungen
dieser Lebensphase zu meistern.

Eine interministerielle Arbeitsgruppe hat neun Handlungsfelder definiert.
Die Jugendstrategie beschreibt für diese Bereiche die Ausgangslage, benennt
Handlungsbedarfe und führt 163 Maßnahmen aller Ressorts auf, die bereits
auf den Weg gebracht wurden, neu ergriffen oder weiterentwickelt werden
sollen. So soll die ressortübergreifende Zusammenarbeit verbessert und
weiter ausgebaut werden.

Um zu wissen, wie sich junge Menschen eine jugendgerechte Politik
vorstellen, wurden Beteiligungsformate durchgeführt. Deren Ergebnisse sind
dann in die Strategie eingeflossen.

Jetzt gilt es, die Maßnahmen anzugehen und damit die Jugendstrategie mit
Leben zu füllen. Die wirksame Beteiligung junger Menschen als Experten in
eigener Sache bleibt für die Bundesregierung von zentraler Bedeutung.

Des Weiteren hat heute die Beauftragte der Bundesregierung für Migration,
Flüchtlinge und Integration den 12. Integrationsbericht mit dem Titel
"Deutschland kann Integration: Potenzial fördern, Integration fordern,
Zusammenhalt stärken" vorgestellt. Der 11. Bericht war noch von den hohen
Flüchtlingszahlen 2015/2016 geprägt und beschäftigte sich hauptsächlich
damit, wie die Schutzsuchenden aufgenommen und untergebracht werden können.
In dem aktuellen Bericht geht es mehr darum, wie Migration und Integration
geordnet und gesteuert werden beziehungsweise wurden. Dazu gehört,
Potenziale zu fördern, aber auch einzufordern, dass sich Menschen, die zu
uns kommen, an unsere Werte und Regeln halten.

Staatsministerin Widmann-Mauz hat bereits um 11 Uhr den Bericht hier
vorgestellt. Deswegen möchte ich an dieser Stelle nur noch einige
Kernbotschaften nennen:

Die Integration in den Arbeitsmarkt gelingt immer besser. Die Anzahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten und Auszubildenden mit
Einwanderungsgeschichte ist gestiegen. Die Zahl der Erwerbstätigen mit
Migrationshintergrund stieg im Zeitraum von 2011 bis 2017 um 34,2 Prozent.
Die Erwerbsquote für Ausländerinnen und Ausländer lag 2017 bei 68 Prozent
im Vergleich zu 83 Prozent bei deutschen Staatsbürgern. Das sind nur zwei
Beispiele der umfangreich auf 386 Seiten aufgezählten Daten.

Der Bericht sieht Handlungsbedarfe bei der Integration von Frauen und
Mädchen in den Arbeitsmarkt. Das gilt auch für Hochqualifizierte. So sind
rund 90 Prozent der deutschen Frauen mit Hochschulabschluss erwerbstätig,
Frauen mit ausländischem Pass aber nur zu knapp 60 Prozent. Die Lage
verschlechtert sich mit geringeren Bildungsabschlüssen. Hier müssen wir
schnell handeln; denn Frauen sind der Integrationsanker in den Familien.

Bildung ist ein Schlüssel zu gelungener Integration. Das Niveau der
Deutschkenntnisse muss insbesondere bei Kindern so früh wie möglich
festgestellt werden. Wenn die Kenntnisse da nicht ausreichen, muss
natürlich Unterricht angeboten werden. Der Bund unterstützt die Länder
dabei mit 5,5 Milliarden Euro. Das Gute-Kita-Gesetz macht Förderungen
möglich.

Eine sehr gute Nachricht: 15- bis unter 20-Jährige erreichen im Vergleich
zu 2007 deutlich höhere Schulabschlüsse, also Abitur, Fachhochschulreife
und mittlere Abschlüsse.

Einer der größten Rückschläge im Berichtszeitraum ist, dass Menschen, die
sich für Integration einsetzen, mehr bedroht und angegriffen werden. Der
feige Mord an dem Kasseler Regierungspräsidenten Walter Lübcke stellt eine
Zäsur dar. Die Bundesregierung wird Hass und Gewalt bekämpfen.
Rechtsextremismus, Antisemitismus und Anfeindungen in den sozialen Medien
erfordern strafrechtliche Regelungen und Präventionsprogramme. Das
Maßnahmenpaket der Bundesregierung gegen Rechtsextremismus und
Hasskriminalität vom 30. Oktober setzt hier ein Zeichen gegen die Feinde
unserer Demokratie.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium. Die 
EU-Verkehrsminister haben gestern beschlossen, dass Bahnreisende in Europa
künftig weniger Entschädigungsansprüche bei Verspätungen haben sollen, zum
Beispiel bei Fällen höherer Gewalt. Ist das aus der Sicht des
Verkehrsministeriums der richtige Schritt?

Thomas: Vielen Dank für Ihre Frage. - Ganz genau: Wir haben gestern beim 
EU-Verkehrsministerrat auch über Fahrgastrechte gesprochen. Die Zielsetzung
ist: Wurde eine Verspätung von bestimmten Umständen direkt verursacht oder
ist sie mit bestimmten Umständen untrennbar verbunden, die außerhalb des
Verantwortungsbereichs des Eisenbahnunternehmens liegen, zum Beispiel
extremes Wetter, große Naturkatastrophen, Fehlverhalten Dritter, dann sind
die Eisenbahnunternehmen von der Verpflichtung befreit, für die Verspätung
eine Entschädigung zu zahlen. Das ist das Ziel. Der Minister hat sich
hierzu wie folgt geäußert:

"Es geht darum, einen guten Ausgleich zu erzielen zwischen den Interessen
der Fahrgäste und der Eisenbahnunternehmen. Wenn wir alle im Zug sitzen und
höhere Gewalt einfach zu Verspätungen führt, dann muss man schon auch
Verständnis ... haben."

In Deutschland sind die Rechte von Reisenden in der Vergangenheit sehr
beispielhaft gestärkt worden. Diesen Weg sind wir jetzt auch
weitergegangen.

Krüger: Ich würde gerne als federführendes Ministerium noch kurz dazu
ergänzen. - Ich schließe mich dem voll und ganz an und möchte nur noch
darauf hinweisen, dass auch Deutschland zu der Entschädigung noch seine
Punkte einbringen konnte. Auf Vorschlag der Bundesregierung wurden die
Regelbeispiele vorgeschlagen, also Positivfälle, in denen die
Eisenbahnverkehrsunternehmen künftig von der Entschädigung befreit sind,
zum Beispiel Kabeldiebstahl, Suizide, terroristische Angriffe oder Personen
im Gleis, und auch konkrete Negativbeispiele, wie zum Beispiel Streik.
Diese Dinge sollen zur Klarheit beitragen, wann diese Regelung gilt und
wann nicht.

Darüber hinaus haben wir uns dafür stark gemacht, dass auch die
Unmittelbarkeit gilt. Das heißt, dass Ketteneffekte nicht berücksichtigt
werden, sondern nur der direkt betroffene Zug. Fällt zum Beispiel ein Zug
aufgrund von Personen im Gleis aus, dann würde in diesem Fall künftig, wenn
diese Regelung in Kraft getreten sein würde, keine Entschädigung gezahlt
werden. Aber für Folgeverspätungen hätte das keine Auswirkung.

Darüber hinaus möchte ich darauf hinweisen, dass das Verfahren noch nicht
abgeschlossen ist. Der Trilog beginnt nun. Zunächst wird sich das
Europäische Parlament mit dem Verfahren beschäftigen.

Frage: Nach einem Medienbericht will der Generalbundesanwalt die
Ermittlungen zum Mord an einem Georgier hier in Berlin, im Kleinen
Tiergarten, an sich ziehen. Herr Breul, erhärtet sich auch für die
Bundesregierung der Verdacht, dass Russland dahintersteckt?

Breul: Ich denke, der richtige Ansprechpartner ist in dem Fall das BMI oder
vielleicht noch das BMJV. Aus unserer Sicht kann ich nur sagen: Es handelt
sich um laufende Ermittlungen, und diese kommentieren wir hier nicht.
Gegenüber dem letzten Mal, als wir uns darüber unterhielten - ich meine, es
ist ein paar Wochen her -, haben wir dazu auch keinen neuen Stand von
unserer Seite mitzuteilen.

Zusatzfrage: Mit welchen Mitteln hat das Auswärtige Amt bisher versucht,
die Ermittlungen der Mordkommission zu unterstützen und Russland zur
Zusammenarbeit zu bewegen?

Haben Sie mit dem Botschafter darüber gesprochen? Haben Sie Noten
verschickt? Oder haben Sie in dem Fall noch gar nichts unternommen?

Breul: Ich kann nur grundsätzlich sagen, dass das Auswärtige Amt keine
ermittelnde Behörde ist. Wenn wir im Ausland bei Ermittlungen tätig werden,
dann geschieht das im Zuge der Amtshilfe, wenn zum Beispiel Schreiben
übermittelt werden. Aber wir als Diplomaten sind nicht dafür zuständig,
Ermittlungen zu führen.

Ich bitte um Ihr Verständnis dafür, dass ich mich zu den laufenden
Ermittlungen und Bemühungen, Aufklärung zu schaffen, von dieser Stelle aus
nicht äußern kann.

Krüger: Als das für den GBA zuständige Ministerium kann ich Ihnen sagen,
dass die Bundesanwaltschaft seit der Tat in ganz engem Austausch mit den
Berliner Ermittlungsbehörden steht und auch von Anfang an von der Berliner
Staatsanwaltschaft und dem LKA regelmäßig informiert wird.

Die Voraussetzungen für die Übernahme sind allerdings sehr konkret
geregelt, vor allem im Gerichtsverfassungsgesetz. Über die Übernahme
entscheidet der Generalbundesanwalt aufgrund dieser gesetzlichen Vorgaben.
Wenn er das Verfahren übernehmen sollte, wird er darüber informieren.
Insofern würde ich Sie bitten, sich direkt an die Pressestelle des GBA zu
wenden.

Grünewälder: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Frage: Morgen soll es eine Pressekonferenz von Herrn Seehofer zusammen mit
Herrn Romann zu den erweiterten Grenzkontrollen an Binnengrenzen geben.
Diese Grenzkontrollen wurden erst vor ziemlich genau einem Monat
eingeführt. Können Sie uns vielleicht einen Kleinen Ausblick geben? Geht es
dabei schon um eine Bilanz und darum, nachzuschärfen?

Grünewälder: Bei der morgigen Pressekonferenz geht es darum, erste Erfolge
aufzuzeigen, die die verschärften Fahndungs- und Kontrollmaßnahmen an allen
deutschen Grenzen gezeigt haben. Das wird der Kern der Pressekonferenz
sein.

Frage: Meine Frage richtet sich an das Außen- beziehungsweise das
Innenministerium. Türkische Medien berichten seit gestern, dass sich der
Drahtzieher des Putschversuchs von vor dreieinhalb Jahren und
Hauptverdächtige Adil Öksüz in Deutschland befinde. Welche Informationen
hat die Bundesregierung? Hält er sich hier auf?

Breul: Ehrlich gesagt, kenne ich die Berichte nicht. Ich weiß, dass es in
der Vergangenheit schon einmal ähnliche Spekulationen in den Medien gab.
Aus meiner Sicht gibt es dazu keinen neuen Stand. Wir sind auch nicht
diejenigen, die darüber Auskunft geben können, wer sich in Deutschland
aufhält.

Grünewälder: Wir kennen den Fall natürlich, können Ihnen aber wie bei jedem
Einzelfall auch in diesem Fall keine genauen Angaben mitteilen, vor allen
Dingen aus Datenschutzgründen und ähnlichen Erwägungen.

Zusatzfrage: Fahndet die Bundesregierung nach diesem Mann? In der
Vergangenheit gab es, wenn ich mich recht erinnere, eine diplomatische Note
der Türkei. Fahndet Deutschland nach dieser Person, und würde Deutschland,
falls genügend Erkenntnisse vorliegen, diese Person ausliefern?

Grünewälder: Ich kann es gern noch einmal ausführlicher sagen. Wie bei
Fahndungsfällen üblich können wir aus Gründen des Schutzes der Daten
betroffener Personen und der Strafverfolgungsinteressen keine Angaben im
Einzelfall machen.

Frage: Frau Demmer, ich habe eine Frage im Zusammenhang mit der Kunstaktion
- so will ich es einmal nennen - des Zentrums für Politische Schönheit in
der Nähe des Kanzleramts, die angeblich auch Asche von Holocaustopfern
verwendet. Es gibt schon einige Anzeigen in dieser Sache; es gibt viel
Aufregung.

Wurde das Kanzleramt mit dieser Sache schon befasst? Gab es Anfragen aus
dem Ausland? Wie ist der Stand?

SRSin Demmer: Die Bundesregierung achtet selbstverständlich die
Kunstfreiheit. Sollte sich allerdings bewahrheiten, dass die Asche von
Opfern verwendet wurde, fände die Bundesregierung dies außerordentlich
pietätlos und geschichtsvergessen.

Zusatzfrage: Dann richte ich meine Frage noch einmal an das Auswärtige Amt:
Haben Sie aus dem Ausland Anfragen deswegen bekommen, zum Beispiel aus
Israel?

Breul: Davon ist mir bisher nichts bekannt.

Frage: An Wirtschafts- und Umweltministerium: Das Kohleausstiegsgesetz mit
den darin enthaltenen Abstandsregelungen für Windräder war auch heute nicht
im Kabinett. Wie sieht jetzt der Zeitplan aus? Sollten aus Sicht des
Wirtschaftsministeriums und des Umweltministeriums die Abstandsregelungen
weiterhin Teil des Gesetzes sein?

Einhorn: Wie Sie wissen, hat Minister Altmaier unseren Gesetzentwurf zum
Ausstieg Deutschlands aus der Kohle bis 2038 fristgerecht vorgelegt. Der
Gesetzentwurf befindet sich jetzt in der Ressortabstimmung. Wir arbeiten
gemeinsam mit den anderen Ressorts mit Hochdruck daran, diesen Entwurf zu
finalisieren.

Zwischendurch ist es dazu gekommen, dass auf Bitte der anderen Ressorts,
unter anderem auch auf Bitte des Umweltministeriums, die Befassung im
Kabinett noch vertagt wurde. Wir arbeiten jetzt, wie gesagt, mit Hochdruck
daran, den Termin zeitnah nachzuholen und den Gesetzentwurf durch das
Kabinett zu bringen.

Zu den Inhalten kann ich vorab nichts sagen.

Fichtner: Ich kann gern ergänzen. Ich darf daran erinnern, dass wir als BMU
den Termin des 3. Dezembers nie genannt haben. Das Gesetz wird dann im
Kabinett sein, wenn eine Einigung zwischen den Ressorts da ist. Das gilt
für beide Teile, sowohl für den Kohleausstieg als auch für den Windausbau.

Zusatzfrage: Können Sie präzisieren, wo es noch keine Einigung gibt?

Fichtner: Beim Kohleausstieg und beim Windausbau.

Frage: Es häufen sich Medienberichte über eine Fusion der Telekom mit dem
französischen Unternehmen Orange. Hat das Wirtschaftsministerium davon
Kenntnis? Sind Sie dabei involviert? Haben Sie irgendwelche Informationen
dazu?

Einhorn: Dazu kann ich Ihnen nichts sagen. Wie Sie sagen, handelt es sich
um Medienberichte. Das müssten erst einmal die Unternehmen selbst
bestätigen oder kommentieren. Wir können hierzu aktuell nichts beitragen.

Dienstag, 3. Dezember 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 3. Dezember 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/regierungspressekonferenz-vom-3-dezember-2019-1702590

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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AGRAR/080: Kuscheltierromantik beim Wolf muss aufhören

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Dezember 2019

BUSEN: Kuscheltierromantik beim Wolf muss aufhören



Zur Forderung des Bauernverbands nach der Bejagung von Wölfen erklärt
der jagdpolitische Sprecher der FDP-Fraktion Karlheinz Busen:

"Immer mehr Weidetiere werden von Wölfen gerissen, immer mehr Wölfe
streifen durch unser Land. Wie bei anderen Wildtierarten brauchen wir
auch beim Wolf ein aktives Management. Die Bundesregierung ignoriert
jedoch weiterhin die Interessen der ländlichen Bevölkerung und
insbesondere der Weidetierhalter und lässt den Wolf unangetastet. Es
ist Zeit, dass die Kuscheltierromantik beim Wolf aufhört und die
Probleme einer wachsenden Population nüchtern betrachtet werden. Als
FDP-Fraktion wollen wir den Wolf ins Jagdrecht aufnehmen und
wolfsfreie Gebiete festlegen, beispielsweise in Küstenregionen oder
besiedelten Gebieten. In solchen Gebieten muss der Wolf dann auch
konsequent bejagt werden. Zudem wollen wir die Weidetierhalter mit
einem Rechtsanspruch auf Entschädigungen bei Wolfsrissen
unterstützen. Auch sollen sie nicht länger die Beweislast beim
Nachweis von Wolfsschäden tragen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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EUROPA/1654: Noch ist Polens Demokratie nicht verloren

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Dezember 2019

LAMBSDORFF: Noch ist Polens Demokratie nicht verloren



Zum Urteil des Obersten Gerichts in Polen zur Disziplinarkammer
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf
Lambsdorff:

"Die Entscheidung beweist, dass Polen für die Demokratie noch nicht
verloren ist. Das Gerichtsurteil bestätigt, was von vorneherein klar
war: Die von der PiS-Partei begonnene Justizreform und die
Neuschaffung der Disziplinarkammer verstoßen nicht nur gegen
europäische Gesetze, sondern auch gegen polnisches Recht. Das Urteil
muss der Anfang einer Rückbesinnung auf europäische Werte und die
Wiederherstellung einer konsequenten Gewaltenteilung sein. Die
Einhaltung einer strikten Trennung zwischen Regierung, Parlament und
Justiz gehören zur DNA jeder funktionierenden Demokratie, die es zu
schützen und zu bewahren gilt."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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INNEN/4812: Bundesregierung muss ihre Erkenntnisse zum Mord in Berlin offenlegen

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Dezember 2019

KUHLE: Bundesregierung muss ihre Erkenntnisse zum Mord in Berlin
offenlegen



Zum Mord an einem Georgier in Berlin erklärt der innenpolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Konstantin Kuhle:

"Die Übernahme der Ermittlungen durch den Generalbundesanwalt war
überfällig. Die Bundesanwaltschaft und das Bundeskriminalamt müssen
nun zügig die genauen Hintergründe der Tat aufklären. Der Mord in
Berlin steht offenbar in einer Reihe mit den russischen Anschlägen
auf Sergej Skripal und Alexander Litwinenko. Deutschland darf sich in
diesem Fall nicht vorführen lassen, ein russischer Auftragsmord auf
deutschem Boden wäre absolut inakzeptabel. Die Bundesregierung muss
deshalb entschlossen handeln. Die Ausweisung zweier russischer
Botschaftsmitarbeiter war ein richtiger Schritt, muss aber
Transparenz nach sich ziehen. Die Bundesregierung muss ihre
Erkenntnisse offenlegen und darf sich von russischen Reaktionen nicht
einschüchtern lassen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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SICHERHEIT/764: Die NATO muss ein neues strategisches Konzept entwickeln

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 4. Dezember 2019

LAMBSDORFF: Die NATO muss ein neues strategisches Konzept
entwickeln



Zum NATO-Gipfel erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende
Alexander Graf Lambsdorff:

"China tritt zunehmend aggressiv nach innen und außen auf. Wenn die
NATO-Staaten China deshalb in ihrer Abschlusserklärung als mögliche
Bedrohung einstufen, müssen daraus Konsequenzen folgen. Für die
FDP-Fraktion ist klar, dass die Allianz eine neue Strategie
entwickeln muss, um bestmöglich mit der neuen Sicherheitslage
umzugehen. Der von Bundesaußenminister Maas vorgeschlagene
Expertenrat wird dafür aber nicht genügen. Stattdessen muss die NATO
so bald wie möglich ein neues strategisches Konzept entwickeln, dass
das letzte aus dem Jahr 2010 ablöst und aktualisiert."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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VERKEHR/591: Papier des Umweltbundesamtes ist sozialer Sprengstoff

Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 5. Dezember 2019

LUKSIC: Papier des Umweltbundesamtes ist sozialer Sprengstoff



Zum Papier des Umweltbundesamtes erklärt der verkehrspolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Das Papier ist sozialer Sprengstoff. Statt sachlich über Klimaziele
im Verkehr zu diskutieren, schreibt das Umweltbundesamt einen
Wunschzettel, der den Unmut in der Bevölkerung weiter befeuert. Eine
drastische Erhöhung der Spritpreise und eine Abschaffung der
Pendlerpauschale würde zu deutschen Gelbwesten führen. Solche
Vorschläge sind von Klimahysterie geleitet und würden Autofahren zur
sozialen Frage machen. Nach wie vor sind Millionen Bürger tagtäglich
auf den eigenen Pkw angewiesen. Ein derart empfindlicher Eingriff in
die wirtschaftliche Grundlage und die individuelle Mobilität dieser
Menschen muss verhindert werden. Verhältnismäßig und zielführend sind
eine Ausweitung des bestehenden Emissionshandels,
Technologieoffenheit und Innovationen. Das wäre der richtige Weg, um
die CO2-Emissionen nachhaltig zu senken, ohne den sozialen Frieden zu
gefährden. Die Bundesregierung muss nun erklären, wie sie dazu
steht."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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HAMBURG/4961: Polizeigesetz - Falscher Ansatz, schlechte Ausführung (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2019

Polizeigesetz: Falscher Ansatz, schlechte Ausführung



Die Hamburgische Bürgerschaft soll heute Abend das neue, verschärfte
Polizeigesetz verabschieden. Die Fraktion DIE LINKE lehnt es ab und wird
dagegen stimmen. "Für höchste Standards bei Effektivität, Transparenz,
Rechtssicherheit und Grundrechtsschutz zu sorgen, ist Aufgabe des
Parlaments als Gesetzgeberin. Das ist bei diesem Gesetz nicht gelungen",
erklärt die innenpolitische Sprecherin der Fraktion, Christiane Schneider.
"Wichtige Neuregelungen wie die elektronische Fußfessel sind intransparent,
eingriffsintensiv, nicht rechtssicher und wahrscheinlich nicht mal
effektiv. Wir unterstützen deshalb die Forderung des
Bundesdatenschutzbeauftragten nach einem Moratorium für alle neuen
Sicherheitsgesetze."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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HAMBURG/4960: Unterstützung für den Christoper Street Day ist ein wichtiges Zeichen (Die Linke)

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 4. Dezember 2019

"Unterstützung für den CSD ist ein wichtiges Zeichen"



Nächstes Jahr wird zum 40. Mal der Christopher Street Day in Hamburger
begangen. Um dieses Jubiläum angemessen zu würdigen, beantragt die Fraktion
DIE LINKE in der heutigen Sitzung der Hamburgischen Bürgerschaft gemeinsam
mit SPD, CDU, Grünen und FDP die finanzielle Unterstützung des erweiterten
CSD-Festprogramms mit 50.000 Euro. "Die interfraktionelle Initiative der
Unterstützung und Würdigung des CSD ist ein wichtiges Zeichen", erklärt
dazu Cansu Özdemir, queerpolitische Sprecherin der Fraktion. "Es ist
besonders wichtig in einer Zeit, in der Menschenrechte wieder aktiv
verteidigt werden müssen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Rathausmarkt 1, 20095 Hamburg

Telefon: 040/42831-2445, Telefax: 040/42831-2255

E-Mail: pressestelle@linksfraktion.hamburg.de

Internet: www.linksfraktion-hamburg.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3436: Einhellige Zustimmung zum Landarztgesetz gegen Ärztemangel (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 5. Dezember 2019

Einhellige Zustimmung zum Landarztgesetz gegen Ärztemangel



Der Gesundheitsausschuss des Landtages hat eine öffentliche Anhörung zum
geplanten Landarztgesetz durchgeführt.

Im Anschluss erklärt der gesundheitspolitische Sprecher der 
SPD-Landtagsfraktion Julian Barlen:

"Das Landarztgesetz wird gegen den Ärztemangel gerade im ländlichen Raum
helfen. Darin waren sich heute die Experten einig. Es ist richtig, junge
motivierte Studierende langfristig zu binden und dafür den Zugang zum
Studium zu erleichtern. Das Gesetz ist ein weiterer Baustein einer
Gesamt-Strategie für einen flächendeckenden Zugang zu medizinischer
Versorgung.

Die Bevölkerung in Mecklenburg-Vorpommern wird älter. Die Nachfrage nach
medizinischen Angeboten steigt. Gleichzeitig sinkt die Anzahl der
Erwerbspersonen. Deswegen werden viele Maßnahmen zur Fachkräftesicherung
gebraucht. Im Augenblick sind rund 1.200 Hausärztinnen und Hausärzte im
Dienst. Mehr als ein Drittel dieser Frauen und Männer wird in den nächsten
sechs bis 15 Jahren in den Ruhestand gehen. In etwa der Hälfte der
Bedarfsplanungsbereiche kann es zu einer Unterversorgung kommen.

Gerade die ärztliche Tätigkeit im ländlichen Raum muss attraktiv sein,
damit sich junge Absolventen dafür entscheiden. Attraktive Jobs für
Lebenspartner, gute Kitas und Schulen, Kulturangebote und nicht zuletzt ein
attraktives Wohnumfeld gehören genauso dazu wie gute Möglichkeiten zur
Weiterbildung im Land. In diesem Zusammenhang ist das "Kompetenzzentrum
Weiterbildung Allgemeinmedizin" ein sehr sinnvolles Instrument, um die
Situation für angehende Ärzte in der hausärztlichen Versorgung zu
verbessern. Darin sollten zukünftig auch die kommunalen Spitzenverbände
mitwirken.

Zur Entlastung der jetzt schon tätigen Ärzte ist auch der jüngste Beschluss
der Ärztekammer zu begrüßen, der es Ärzten ermöglicht, Telemedizin noch
stärker zu nutzen. Anfang dieses Jahres hat der Landtag auf Initiative der
SPD-Landtagsfraktion die Ärztekammer gebeten, sich mit dem Thema zu
befassen. Das wurde nun umgesetzt. Konkret besteht jetzt auch die
Möglichkeit, dass Ärzte schon beim Erstkontakt eine Fernbehandlung
durchführen dürfen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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RHEINLAND-PFALZ/5306: Neuer Bericht der Polizeibeauftragten vorgestellt (SPD)

Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
04.12.2019

Neuer Bericht der Polizeibeauftragten vorgestellt

Schwarz: Wichtige Stelle, die Vertrauen schafft



Heute hat die Beauftragte für die rheinland-pfälzische Landespolizei,
Barbara Schleicher-Rothmund, ihren aktuellen Tätigkeitsbericht der
Öffentlichkeit vorgestellt. Dies kommentiert Wolfgang Schwarz,
polizeipolitischer Sprecher der SPD-Fraktion:

"Seit 2014 gibt es in Rheinland-Pfalz einen neutralen, direkten
Ansprechpartner für Polizistinnen und Polizisten und für Bürgerinnen
und Bürger, die sich in Polizeiangelegenheiten an eine staatliche
Stelle wenden wollen. Wie sinnvoll und vertrauensfördernd die Stelle
ist, zeigt der Bericht der Beauftragten. An Barbara
Schleicher-Rothmund und ihre Mitarbeiter wenden sich Menschen, die
falsch behandelt wurden oder sich unpassend behandelt fühlen; ihnen
kann direkt geholfen werden, es wird vermittelt oder es werden weitere
Schritte eingeleitet. All das steigert das Vertrauen zwischen
Bürgerinnen und Bürgern und Sicherheitskräften. Dass der
Tätigkeitsbericht in diesem Jahr erneut höhere Eingangszahlen
aufweist, ist Beleg für Akzeptanz und zunehmende Bekanntheit der
Polizeibeauftragten. Es kommt auch nicht von ungefähr, dass andere
Bundesländer dem rheinland-pfälzischen Modell nach 2014 gefolgt sind.
Die SPD-Landtagsfraktion dankt Barbara Schleicher-Rothmund für ein
weiteres Jahr hervorragender Arbeit als Polizei- und als
Bürgerbeauftragte."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

SPD Landtagsfraktion Rheinland-Pfalz

Kaiser-Friedrich-Straße 3, 55116 Mainz

Telefon: 06131 / 208 3218, Fax: 06131 / 208 4217

Internet: www.spdfraktion-rlp.de
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RHEINLAND-PFALZ/5305: Über 600.000 Euro für hilfsbedürftige Kinder erradelt (Landtag Rheinland-Pfalz)

Landtag Rheinland-Pfalz - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

VOR-TOUR der Hoffnung

Über 600.000 Euro für hilfsbedürftige Kinder erradelt



Zum 24. Mal waren in diesem Sommer namhafte Sportler, Politiker,
Manager, Ärzte und engagierte Bürger auf zwei Rädern quer durch
Rheinland-Pfalz sowie diesmal auch grenzüberschreitend unterwegs, um
im Rahmen der "VOR-TOUR der Hoffnung" Spenden für krebskranke und
hilfsbedürftige Kinder einzusammeln. "Auch in diesem Jahr konnten wir
mit einer Spendensumme in Höhe von 615.831 Euro einen neuen Rekord
verbuchen", freute sich der Erste Vorsitzende und Organisationsleiter
der VOR-TOUR, Jürgen Grünwald.

Der diesjährige Erlös der VOR-TOUR wurde Anfang Dezember im
Interimsplenarsaal in der Steinhalle des Landesmuseums in Mainz
offiziell an insgesamt 22 Initiativen und Projekte wie Kliniken,
Elternvereine, Selbsthilfegruppen oder Stiftungen übergeben. Mit dabei
im voll besetzten Plenarsaal waren auch die eifrigen Mitradler und
VOR-TOUR-Botschafter Landtagspräsident Hendrik Hering und
Vizepräsident Hans-Josef Bracht sowie weitere Prominente aus Politik,
Sport, Wirtschaft, Medien und Kultur.

Die Spenden werden verwendet für die Bereiche Forschung, pflegerische
und psychosoziale Betreuung sowie klinische Versorgung. Die
VOR-TOUR-Radler haben nach Angaben von Jürgen Grünwald in den
vergangenen Jahren insgesamt bereits knapp 5 Millionen Euro an Spenden
zusammengetragen. "Die Spendengelder werden dabei zu 100 Prozent dort
verteilt, wo sie dringend gebraucht werden", sagte Grünwald. Er dankte
allen Mitradlern und Mitstreitern, vor allem aber auch der
Polizeistaffel, welche die Tour immer zuverlässig begleite und für
Sicherheit auf den Straßen sorge. Die Strecke führte in diesem Jahr
über 295 Kilometer durch die Großregion Trier/Luxemburg/Saarland.
"Helfen macht so richtig Spaß", strahlte der Cheforganisator der Tour.
Diese Freude beim Helfen - trotz des ernsten Themas - vermittelte zu
Beginn auch gleich der musikalische Botschafter der VOR-TOUR, der
bekannte Mainzer Sänger Oliver Mager.
"Ein starkes Stück Gesellschaft"

Und auch Landtagspräsident Hendrik Hering, der regelmäßig bei der
VOR-TOUR mit dabei ist, war begeistert vom großen gemeinsamen
Engagement für die gute Sache. Er sei immer wieder beeindruckt davon,
was insbesondere die kleinen Gemeinden als Etappenorte der Tour alles
ehrenamtlich auf die Beine stellten. "Das ist ein starkes Stück
Gesellschaft", sagte Hendrik Hering. Er freute sich über den erneuten
Spendenerfolg, von dem vielfältige Initiativen profitierten, die sich
für schwerkranke Kinder einsetzten. Im Mittelpunkt der TOUR stehe zwar
der Kampf gegen den Krebs. Aber es würden auch Initiativen
unterstützt, die sich um andere schwere Erkrankungen von Kindern oder
auch um erkrankte Eltern kümmerten. Der Landtagspräsident dankte allen
mit Spenden bedachten Kliniken, Initiativen und Organisationen für
deren vorbildliche Unterstützung von Kindern in Not.

Biathlon-Olympiasiegerin Petra Behle, Schirmherrin der Tour der
Hoffnung und Botschafterin der VOR-TOUR, motivierte in ihrem Grußwort
für ehrenamtliches Engagement. Sinn ehrenamtlichen Engagements sei es,
etwas Gutes zur Gesellschaft beizutragen. Sich zu beteiligen sei daher
eine Selbstverständlichkeit, so Petra Behle.

Bei der anschließenden Spendenübergabe berichteten die einzelnen
Institutionen und Projekte über ihre Arbeit und wofür sie die Spenden
verwenden werden.

In diesem Jahr gehen Spenden an folgende Institutionen und Projekte in
Rheinland-Pfalz:


	Reiner Meutsch-Stiftung "Fly an Help", Kroppach: 40.000 Euro

	Lotto-Stiftung RLP "Kinderglück": 20.000 Euro

	Flüsterpost e.V. Mainz (Unterstützung fü Kinder krebskranker Eltern): 10.000 Euro

	Trauernde Eltern und Kinder Rhein Main e.V. Mainz: 12.000 Euro

	Funkelstern e.V. Mainz (Projekt: "Mut tut gut"): 12.000 Euro

	Deutscher Kinderschutzbund Landesverband RLP, Landau: 10.000 Euro

	Institut f. Sportwissenschaft, Uni Hildesheim (Wintersport in der Rehabilitation krebskranker Kinder): 12.000 Euro

	Waldjugendherberge, Sargenroth (Kinderfreizeit: "Team Zukunft"): 20.000 Euro

	Sophia Kallinowsky Stiftung, Bad Kreuznach ("Unterstützung krebskranker Kinder"): 12.000 Euro

	Elterninitiative krebskranker Kinder Koblenz e.V. (Klinik für Kinder- und Jugendmedizin): 20.000 Euro

	Unnauer Patenschaft zur Unterstützung krebs- u.schwerstkranker Kinder e.V., Unnau: 18.000 Euro

	Kleine Herzen Westerwald e.V., Höhn: 10.000 Euro

	Förderverein Lützelsoon zur Unterstützung krebskranker und notleidender Kinder und deren Familien e.V., Hennweiler: 15.000 Euro

	Förderverein für Tumor- und leukämiekranke Kinder e.V. Mainz: 10.000 Euro

	Villa Kunterbunt Trier, Zentrum für schwerkranke Kinder & deren Eltern: 30.000 Euro

	Förderkreis für krebskranke Kinder und Jugendliche Bonn e.V.: 10.000 Euro

	Anna's Verein, Burgen: 10.500 Euro

	SWR-Herzenssache (Koop.-Partnerschaft): 30.000 Euro

	Klinik für Kinder- und Jugendmedizin Neuwied, Marienhaus Klinikum: 6.000 Euro

	Elterninitiative krebskranker Kinder im Saarland: 10.000 Euro

	Kribskrankkanner Luxemburg: 10.000 Euro

	Der bunte Kreis Mittelrhein, Neuwied: 20.000 Euro



Anmerkung:

Die Differenz zu den erradelten 615.831 Euro geht an die bundesweit
agierende Tour der Hoffnung und von dort an einige der namhaftesten
deutschen Forschungsinstitute zum Thema Krebs und Leukämie wie
Freiburg und Heidelberg.

Als prominente Botschafter der "VOR-TOUR" fungierten in diesem Jahr
und waren anwesend:


	Prof. Dr. Salvatore Barbaro, Professur an der Uni Mainz

	Petra Behle, Biathlon-Olympiasiegerin

	Heike Boomgarden, SWR-Gartenexpertin

	Hans-Josef Bracht, Landtags-Vizepräsident

	Günter Dudek, Hauptabteilungsleiter "Land & Leute", SWR/RF

	Lisa Hattemer, Kunstrad-Weltmeisterin

	Hendrik Hering, Landtagspräsident

	Carolin Hingst, Deutsche Meisterin im Stabhochsprung

	Dr. Franz-Josef Kemper, 800 m-Weltrekordler, Olympia-Vierter

	Michael Knauth, Hockey-Olympiasieger

	Guido Kratschmer, Zehnkampf-Weltrekordler

	Alexander Licht, Stellv. Fraktionsvorsitzender der CDU im Landtag RLP

	Oliver Mager, Sänger, Songwriter, Kinderliedermacher, Musikal. Botschafter der VOR-TOUR

	Michael Puderbach, Deutscher Meister im Skaten

	Erwin Rüddel, MdB

	Günther Schartz, Landrat, Kreis Trier-Saarburg

	Edgar Steinborn, Bundesliga- und Fifa Schiedsrichter

	Julia Thürmer, mehrfache Kunstradweltmeisterin



 * 
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SOZIALES/2806: Tag der Menschen mit Behinderungen - Teilhabe und Selbstbestimmung

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Beauftragte/r für die Belange von Menschen mit Behinderungen

Tag der Menschen mit Behinderungen: Teilhabe und Selbstbestimmung



Angelika Glöckner, Beauftragte für die Belange für Menschen mit
Behinderungen:

Die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderung zu stärken, ist
das erklärte Ziel der SPD-Bundestagsfraktion, hieran erinnern wir am 3.
Dezember.

"Nach zehn Jahren UN-Behindertenrechtskonvention haben wir viel erreicht
für mehr Teilhabe von Menschen mit Beeinträchtigungen etwa mit dem
Bundesteilhabegesetz oder der Abschaffung des Wahlrechtsausschlusses und
dem Angehörigenentlastungsgesetz. Wir wollen zukünftig, dass im Alltag die
Beeinträchtigung Einzelner kein Thema mehr ist. Jeder Mensch soll in der
Lage sein, Zugang zu bestmöglicher Bildung, zu existenzsichernder
Erwerbsarbeit und ungehinderter Teilhabe am politischen, kulturellen und
gesellschaftlichen Leben zu haben. Wir bekennen uns zur
UN-Behindertenrechtskonvention und wollen diese weiter voranbringen.

2020 setzen wir einen Schwerpunkt auf die Teilhabe und Selbstbestimmung von
Menschen mit Behinderungen. Mit rund 444 Millionen Euro finanzieren wir die
weitere Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes, den Ausbau unabhängiger
Beratungsstrukturen, den Nationalen Aktionsplan zur Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention, Barrierefreiheit, Projekte im Bereich des
Behindertensports und die medizinische und berufliche Rehabilitation. Für
die Unabhängige Teilhabeberatung stehen erneut 58 Millionen Euro zur
Verfügung. Wir sind uns einig, dass diese Mittel zukünftig steigen müssen.
Für die Rehapro-Projekte werden im nächsten Jahr rund 100 Millionen Euro
zur Verfügung stehen. Bis 2026 werden über 1 Milliarde Euro für die
Modellvorhaben zur Stärkung der Rehabilitation veranschlagt.

Wir wollen und werden uns weiterhin für diejenigen einsetzen, die auf
Hilfe, Verständnis und Unterstützung angewiesen sind."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2805: Wachsende Zahl Wohnungsloser ist ein Skandal

Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 4. Dezember 2019

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Wachsende Zahl Wohnungsloser ist ein Skandal



Frank Schwabe, menschenrechtspolitischer Sprecher:

Jährlich veröffentlicht das Deutsche Institut für Menschenrechte einen
Bericht zur Entwicklung der Menschenrechtssituation in Deutschland. Im
heute veröffentlichten Bericht wird die Situation wohnungsloser Menschen
genauer untersucht. Darüber hinaus steht die unzureichende
Menschenrechtsbildung im Fokus. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt die
Arbeit des Instituts und nimmt die Impulse des Berichts auf.

"Erneut legt das Deutsche Institut für Menschenrechte in seinem Bericht an
den Bundestag den Finger in die Wunde zu verbessender
Menschenrechtsstandards in Deutschland. Das ist gut so und ausdrücklich
gewollt.

Die wachsende Zahl Wohnungsloser ist ein gesellschaftlicher Skandal. Wir
brauchen dringend eine Ausweitung des sozialen Wohnungsbaus, bessere Hilfen
für misshandelte Frauen und Psychiatrie-Patienten sowie einheitliche
Standards in der kommunalen Notunterbringung. Zurecht weist der Bericht
darauf hin, dass die menschenrechtliche Verantwortung deutscher Unternehmen
im Ausland weiterhin stark unterentwickelt ist. Wir diskutieren in der
Koalition gerade darüber.

Sofortige Verbesserungen sind im Ausland ferner beim Zugang Betroffener zu
rechtlichen Hilfen nötig. Dazu muss die Nationale Kontaktstelle für die im
Ausland Betroffenen besser zugänglich werden. An den deutschen Botschaften
muss die menschenrechtliche Expertise auch durch Aufstockung von Personal
verbessert werden.

Auch die Menschenrechtsbildung in Deutschland ist zu verbessern. Dazu
sollten Erzieherinnen und Erzieher stärker für menschenrechtliche Themen
sensibilisiert und ausgebildet werden. Menschenrechtsbildung beginnt schon
im Vorschulalter.

Die SPD-Bundestagsfraktion dankt dem Deutschen Institut für Menschenrechte
für die fortwährenden Impulse. Zurecht genießt das Institut für seine
Arbeit international höchste Anerkennung."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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ASYL/1435: 3 Jahre Abschiebungen nach Afghanistan - 3 Jahre Abschiebungen in Todesgefahr (Pro Asyl)

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

3 Jahre Abschiebungen nach Afghanistan - 3 Jahre Abschiebungen in
Todesgefahr

PRO ASYL fordert die Innenminister der Länder auf, Afghanistanabschiebungen 
endlich zu stoppen



Einen Tag vor Beginn der Innenministerkonferenz in Lübeck, findet der 30.
Sammelabschiebeflug nach Kabul statt. Vor drei Jahren, im Dezember 2016,
hatte Deutschland mit dieser unsäglichen Praxis begonnen. In den
flüchtlingspolitischen Anliegen zur Innenministerkonferenz von PRO ASYL
stellen wir klar: Seit 2016 hat sich die sowieso schon katastrophale Lage
in Afghanistan immer weiter verschlechtert. Die Taliban haben aktuell mehr
Territorien unter ihrer Kontrolle als zu Beginn des Krieges vor 18 Jahren.
Laut dem Global Peace Index ist Afghanistan das unsicherste Land der Welt,
2018 gab es dort die meisten Kriegstoten weltweit. Die seitherige
Entwicklung, insbesondere im Umfeld der faktisch gescheiterten Wahlen und
der ebenfalls gescheiterten Friedensverhandlungen, gibt Anlass zu noch
größerer Sorge.

Zu der katastrophalen Sicherheitslage - alleine im zuletzt erfassten
Zeitraum des SIGAR-Berichts an den US-Senat vom 1. Juni bis zum 31. August
2019 wurden über 7.100 »enemy-initiated attacks« registriert - kommt die
prekäre soziale Situation. Nach offiziellen afghanischen Angaben übertrifft
das Armutsniveau inzwischen jenes in den düsteren Zeiten der ersten
Taliban-Herrschaftsperiode. Nach OCHA-Angaben hat sich die Zahl derer, die
von humanitärer Hilfe abhängig sind, binnen eines Jahres verdoppelt.
Millionen Menschen haben keinen ausreichenden Zugang zu Nahrung. Der
Guardian berichtete bereits im Frühjahr 2019, dass es in Afghanistan in
Folge einer Dürre die meisten Hungernden weltweit nach dem Jemen gibt.
Angesichts der höchsten weltweiten Arbeitslosenquote, ist auch die Annahme
des Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge und mancher
Verwaltungsgerichte, junge Männer könnten sich in Afghanistan ein Auskommen
schaffen, mehr als spekulativ. Wie schwierig die Situation von aus
Deutschland Abgeschobenen tatsächlich ist, zeigt eine Studie der
Sozialwissenschaftlerin Friederike Stahlmann: Abschiebungen nach
Afghanistan bringen die Betroffenen in Gefahrensituationen bis hin zur
Lebensgefahr, in Obdachlosigkeit oder prekäre Verstecke und führen zur
Verelendung.

Vor dem Hintergrund der verschärften Sicherheitslage und der individuellen
Verfolgungsgefahr in Afghanistan erneuert PRO ASYL die Forderung nach einem
Abschiebungsstopp!

 * 
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FRAGEN/036: "Lasst uns gemeinsam mehr echtes Wissen schaffen!" (idw)

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB) - 04.12.2019

"Lasst uns gemeinsam mehr echtes Wissen schaffen!"



Viele meinen, wir leben in einer Wissensgesellschaft. Tatsächlich aber
entsteht aus den vielen Rohdaten und unverknüpften Informationen, die wir
erheben, zu selten echtes Wissen und Verständnis, sagt Jonathan Jeschke.
Im Interview berichtet der Ökologe von einer neuartigen Datenbank für
Forschende, mit der er "Knowledge in the Dark" ans Licht holen will - und
plädiert dafür, viel mehr fachübergreifend zu arbeiten.

Das Gespräch führte Wiebke Peters.

Wiebke Peters: Professor Jeschke, eigentlich sind Sie Ökologe,
seit einigen Jahren beschäftigen Sie sich aber auch mit Nicht-Wissen oder
Knowledge in the Dark. Wie sind Sie darauf gekommen, und was ist Knowledge
in the Dark überhaupt?

Jonathan Jeschke: Das Ganze ging aus von einem Gefühl der
Frustration: Als Wissenschaftler produziert man viele Daten und
Informationen, aber dies führt selten zu einem echten Wissenszuwachs in
der Gesellschaft oder in anderen Disziplinen. Wissen basiert zwar auf
Daten und Informationen. Diese müssen aber miteinander verknüpft und
reflektiert werden, um zu tatsächlichem Wissen zu werden und uns etwa zu
befähigen, die Welt besser zu verstehen und klügere Entscheidungen zu
treffen. Heute wächst die Menge an Daten und Informationen weiter rasant
an, aber unser Wissen ist vergleichsweise wenig angestiegen. Diese Lücke
zwischen potenziellem und tatsächlichem Wissen nennen wir Knowledge in the
Dark beziehungsweise abgekürzt Dark Knowledge.

Hat es diese Diskrepanz nicht schon immer gegeben?

Ja, sie ist aber stärker geworden. Ein bekanntes Zitat des US-
amerikanischen Autors John Naisbitt stammt aus dem Jahr 1982: "We are
drowning in information but starved for knowledge." Das stimmt heute mehr
als je zuvor. Als ich während der Jahrtausendwende mit meiner Doktorarbeit
beschäftigt war, musste ich zum Lesen und Kopieren von Publikationen immer
noch in die Bibliothek. Dabei fiel mir auf, wie viele Publikationen in den
Regalen aufgereiht stehen - und wie wenig darin gelesen wird. Inzwischen
wird noch viel mehr publiziert, jetzt vor allem online, aber wir haben
natürlich nicht mehr Zeit zum Lesen als früher. Wir ertrinken in
Publikationen, von denen die meisten kaum gelesen werden. Wir leben
angeblich in einer Wissensgesellschaft, aber eigentlich weiß man heute
erstaunlich wenig, vor allem wenn es um die großen Herausforderungen der
Menschheit geht. Das liegt gerade auch am Spezialistentum, am zunehmenden
Denken in Silos, das ich problematisch finde.

Warum?

Als Ökologe beispielsweise beschäftigt man sich häufig mit Themen, die
interdisziplinär bearbeitet werden müssten. Für Lösungsvorschläge komme
ich nicht weit, wenn ich mir nur die Biologie anschaue und die Dimension
Mensch ignoriere. Es ist aber extrem schwierig, das wirklich gut zu
machen, weil man in der eigenen Expertise gefangen ist. Sobald man
zusammenarbeitet, wird einem bewusst: Ich verstehe die anderen nicht! Das
betrifft sowohl die Sprache als auch die Annahmen, auf denen andere
Disziplinen beruhen, oder die Methoden, mit denen gearbeitet wird. Daher
kann man nur schwer erkennen, wo eventuelle Fallstricke sind. Ich merke
das jedes Mal, wenn wir uns für ein fachübergreifendes Projekt mit anderen
Gruppen zusammentun: Anfangs sind wir erst einmal damit beschäftigt, eine
gemeinsame Sprache zu finden. Und manchmal führt ein unterschiedlicher
Sprachgebrauch sogar zu einer richtiggehenden Sprachverwirrung.

An welches Beispiel denken Sie dabei?

An den Begriff "invasive Arten". In der Öffentlichkeit wird dieser meist
für gebietsfremde Arten verwendet, die negative Auswirkungen haben. Viele
Invasionsbiologen verstehen darunter hingegen Arten, die gebietsfremd
sind, sich etabliert und ausgebreitet haben; über ihre Auswirkungen auf
die Ökosysteme machen sie mit dieser Bezeichnung noch keine Aussage. Es
ist natürlich verwirrend, wenn ein bestimmter Begriff für unterschiedliche
Personen andere Bedeutungen hat.

Welche weiteren Probleme sehen Sie in den Naturwissenschaften,
insbesondere in der Ökologie?

Bestimmte Themen werden extrem abgegrast, andere dagegen vernachlässigt -
der sogenannte Matthäus-Effekt. Zum Beispiel gibt es viel Forschung zu
terrestrischen Pflanzen und Wirbeltieren, über Süßwasserlebewesen wissen
wir aber viel zu wenig. Noch stärker vernachlässigt wird die Verknüpfung
von Themen. Auch wir am IGB untersuchen Themen wie Lichtverschmutzung,
Invasionen und Klimawandel zu selten in gemeinsamen Projekten. Wir
versuchen aber zunehmend, das besser zu machen. Ein gutes Beispiel dafür
ist die Stadtökologie, wo wir verschiedene menschliche Einflussfaktoren
gemeinsam analysieren. Bedenklich sind zudem Modeerscheinungen, die dazu
führen können, dass Forschende manche Daten interessanter finden als
andere und diese somit eher veröffentlichen. Solche Effekte machen es
schwierig zu verstehen, was wirklich vorgeht und fördern ebenfalls Dark
Knowledge.

Was kann man ändern, um zu bewirken, dass mehr Wissen entsteht und aus
dem Dunkeln geholt wird?

Ein wichtiger Punkt dabei ist Open Science: Daten, Methoden und
Publikationen offen zugänglich zu machen ist zwar nur ein Aspekt, aber ein
sehr wichtiger. Denn nur, wenn ich freien Zugriff auf Daten und
Informationen habe, kann ich diese auch nutzen.

Eine noch größere Menge an Daten - verliert man da nicht vollends den
Überblick?

Nicht, wenn diese intelligent strukturiert werden. Als WissenschaftlerIn,
StudentIn oder JournalistIn steht man ja ständig vor der Frage, wo man die
für die eigene Arbeit notwendigen Informationen herbekommt. Lehrbücher
sind gut, aber meist schon in dem Moment veraltet, in dem sie erscheinen.
Datenbanken wie das Web of Science oder Scopus sind nicht frei zugänglich,
und Google Scholar hat sich seit Jahren nicht merklich weiterentwickelt.
Wir brauchen innovative Ansätze, um Informationen in Datenbanken
darzustellen, und die gibt es bereits, zum Beispiel das frei verfügbare
Portal Open Knowledge Maps. Wir haben selbst auch Ansätze in diese
Richtung entwickelt und letztes Jahr eine erste Version der Webseite
Hi-Knowledge.org vorgestellt, in der Themen miteinander verknüpft werden.
Diesen Ansatz wollen wir in Zukunft gemeinsam mit Partnern wie Open
Knowledge Maps und Wikidata weiterverfolgen und verbessern. Bisher haben
wir uns bei Hi-Knowledge auf Hypothesen in der Invasionsbiologie
konzentriert. Jeder übergeordneten Hypothese sind spezifischere Hypothesen
oder Unterthemen zugeordnet: Wie viele Arbeiten unterstützen eine
Hypothese, welche widerlegen sie, welche untersuchen ihre spezifischen
Aspekte?

Das heißt, man hat sofort einen Überblick, welche Themen es überhaupt
gibt und wie intensiv sie bearbeitet wurden.

Genau. Unser Projekt bietet im Moment nur eine Übersicht zu Hypothesen,
soll aber zu einer auch thematisch breiter angelegten Datenbank ausgebaut
werden. Dann wird es möglich sein, schnell und intuitiv Zugang zu
speziellen Informationen zu bekommen, etwa welcher Experte ebenfalls an
einem Thema arbeitet, für das ich mich interessiere, oder welche Arten
hinsichtlich eines bestimmten Themas bereits untersucht wurden. Das ließe
sich theoretisch auf alle Wissensbereiche ausdehnen - zu einer Art Google
Maps für die Wissenschaft.

Wie wäre diese Karte aufgebaut?

Die unterste Ebene wären die Rohdaten, dann kämen die Publikation, die
spezielle Fragestellung oder Hypothese, die übergeordnete Fragestellung,
die Fachdisziplin und die übergeordnete Disziplin. Auf jeder Ebene ließen
sich Querverbindungen darstellen, etwa zu verwandten Fachdisziplinen oder
zu ähnlichen Fragestellungen. Die Datenbasis würde stetig erweitert, zum
einen automatisch durch Algorithmen - Stichwort Künstliche Intelligenz -
und zum anderen indem jede Forscherin, jeder Forscher Daten und
Publikationen eingibt oder korrigiert, insbesondere die eigenen, und
entsprechende Verknüpfungen herstellt. Das könnte ein wichtiges Problem
lösen: sich schnell einen Überblick zu verschaffen, etwa herauszufinden,
wer weltweit bereits an vergleichbaren Fragestellungen gearbeitet hat.

Was muss sich im Kampf gegen Knowledge in the Dark noch ändern?

Ein wichtiger Punkt ist sicher auch, Forschende und wissenschaftliche
Institutionen diverser zu evaluieren als heute üblich. Was derzeit fast
ausschließlich zählt sind Publikationen, Zitationen und eingeworbene
Gelder. Ob eine Wissenschaftlerin oder ein Wissenschaftler gut im
Mentoring und in der Lehre ist, also ihr/sein Wissen nutzbringend
weitergibt, oder in die Öffentlichkeit hinein kommuniziert, spielt kaum
eine Rolle. Dabei sind das Faktoren, die Wissen schaffen, die uns als
Gesellschaft voranbringen. Wichtig finde ich, unterschiedliche Stärken von
Forschenden zu fördern und nicht alle nach den gleichen Kriterien zu
evaluieren. Das führt sonst zu einer Verarmung der Wissenschaft.

Sie haben außerdem die Idee entwickelt, einen internationalen
Forschungsgerichtshof zu schaffen. Was wären dessen Aufgaben?

Einige Länder wie Österreich verfügen bereits über so eine Institution auf
nationaler Ebene. In vielen Ländern, so wie bei uns, wird mögliches
wissenschaftliches Fehlverhalten aber von den Institutionen selbst
untersucht, an denen solche Fälle aufgetreten sind, zum Beispiel wenn es
um fragwürdige Doktorarbeiten geht. So können sie nicht unabhängig
beurteilt werden. Ein internationaler Forschungsgerichtshof würde das
erlauben. Außerdem hätten Forschende die Möglichkeit, einen Fall prüfen zu
lassen, wenn sie sich ungerecht behandelt fühlen. Mir ist zudem wichtig,
dass Fälle möglichen Fehlverhaltens auch international gleichbehandelt
werden, weil Wissenschaft global ist. Und schließlich würde ein
wissenschaftlicher Gerichtshof auch eine internationale Diskussion darüber
fördern, welches Verhalten in Ordnung ist und welches nicht - ein solcher
Austausch findet derzeit kaum statt.

Sie haben eine Professur für Ecological Novelty an der Freien
Universität Berlin inne, sind also selbst Lehrender. Was versuchen Sie,
den Studierenden mitzugeben?

Ich finde es wichtig, den Studierenden Dinge zu vermitteln, die sie
benötigen, um erfolgreich als Ökologin oder Ökologe zu arbeiten, innerhalb
oder außerhalb der Forschung - und sich bewusst zu sein, wie wichtig es
ist, Studien und Hypothesen zu hinterfragen, Daten und Informationen
sinnvoll zu organisieren und zu teilen. Ich bin auch manchmal an Schulen
zu Gast und halte öffentliche Vorträge; dann gehe ich, je nach
Veranstaltung, auch auf Facetten von Dark Knowledge ein.

Angenommen, es gelänge tatsächlich, Knowledge in the Dark zu reduzieren
- was würde sich ändern?

Dann würde mehr Wissen aus den derzeitigen Spezialisten-Silos allgemein
verfügbar sein. In der Wissenschaft gelänge es, effektiver
zusammenzuarbeiten und große Fragen der Menschheit besser zu beantworten.
Das funktioniert nur interdisziplinär. Lasst uns gemeinsam mehr echtes
Wissen schaffen!


Über das Leibniz-Institut für Gewässerökologie und
Binnenfischerei (IGB):

"Forschen für die Zukunft unserer Gewässer" ist der Leitspruch des
Leibniz-Instituts für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB). Das IGB
ist das bundesweit größte und eines der international führenden
Forschungszentren für Binnengewässer. Es verbindet Grundlagen- und
Vorsorgeforschung, bildet den wissenschaftlichen Nachwuchs aus und berät
Politik und Gesellschaft in Fragen des nachhaltigen Gewässermanagements.
Forschungsschwerpunkte sind u.a. die Langzeitentwicklung von Seen, Flüssen
und Feuchtgebieten und die Auswirkungen des Klimawandels, die
Renaturierung von Ökosystemen, der Erhalt der aquatischen Biodiversität
sowie Technologien für eine nachhaltige Aquakultur. Die Arbeiten erfolgen
in enger Kooperation mit den Universitäten und Forschungsinstitutionen der
Region Berlin-Brandenburg und weltweit. Das IGB gehört zum
Forschungsverbund Berlin e. V., einem Zusammenschluss von acht natur-,
lebens- und umweltwissenschaftlichen Instituten in Berlin. Die vielfach
ausgezeichneten Einrichtungen sind Mitglieder der Leibniz-Gemeinschaft.
https://www.igb-berlin.de

Originalpublikation:

Jeschke JM, Lokatis S, Bartram I & Tockner K (2019)

Knowledge in the dark: scientific challenges and ways forward.

FACETS 4: 423-441.

https://doi.org/10.1139/facets-2019-0007

Jeschke JM, Börner K, Stodden V, Tockner K (2019)

Open Access journals need to become first choice, in invasion ecology and
beyond.

NeoBiota 52: 1-8.

https://doi.org/10.3897/neobiota.52.39542


Weitere Informationen unter:

https://www.igb-berlin.de/news/lasst-uns-gemeinsam-mehr-echtes-wissen-schaffen

- Lesen Sie das Interview auf unserer Webseite

https://openknowledgemaps.org/

- Open Knowledge Maps

https://hi-knowledge.org/

- Invasion biology - hypothesis network

https://www.wikidata.org/

- Wikidata

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1985

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Gewässerökologie und Binnenfischerei (IGB), 04.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MENSCHENRECHTE/364: Wohnungslose haben ein Recht auf menschenwürdige Unterbringung (DIMR)

Deutsches Institut für Menschenrechte - 4. Dezember 2019

Wohnungslose haben ein Recht auf menschenwürdige Unterbringung

Immer mehr Wohnungslose leben für lange Zeit in kommunalen Unterkünften
mit schlechten Standards



Der 4. Menschenrechtsbericht beleuchtet drei Themen: die kommunale
Unterbringung von Wohnungslosen, Menschenrechtsbildung in Kitas und
Beschwerdemöglichkeiten bei Menschenrechtsverletzungen durch deutsche
Unternehmen im Ausland.

Berlin. Wohnungslose Menschen in Deutschland müssen immer länger in
Unterkünften leben, die eigentlich nur für eine kurze
Unterbringungszeit gedacht und oft nur minimal ausgestattet sind. "Was
ursprünglich als Übergangslösung konzipiert war, wird zunehmend zur
längerfristigen Unterbringungsform. Da müssen dann auch die Bedingungen
in den Unterkünften stimmen, was nicht immer der Fall ist. Hier muss
Deutschland nachbessern", erklärte die Direktorin des Deutschen
Instituts für Menschenrechte, Beate Rudolf, bei der Vorstellung des
jährlichen Berichts über die Entwicklung der Menschenrechtssituation in
Deutschland am Mittwoch in Berlin. Das Menschenrecht auf Wohnen, wie es
im Sozialpakt der Vereinten Nationen formuliert sei, ziele darauf ab,
dass der Staat allen Menschen in seinem Land eine angemessene Unterkunft
ermöglicht, so Rudolf.

Die Gründe für Wohnungslosigkeit sind vielfältig: zu wenig
bezahlbarer Wohnraum, niedriges Einkommen verbunden mit Mietschulden oder
Gewalt in der Partnerschaft. Besonders schwierig ist es unter anderem
für Menschen, die aus Psychiatrie, Suchtkliniken oder
Jugendeinrichtungen entlassen werden, und für ältere Menschen. Die
Kommunen sind zur Unterbringung "unfreiwillig obdachloser" Personen
verpflichtet (sogenannte ordnungsrechtliche Unterbringung). Statistiken
der Länder machen deutlich: Mehrere zehntausend Menschen in Deutschland
waren im Jahr 2018 gezwungen, diese Form der Unterbringung in Anspruch zu
nehmen, ein Drittel lebt dort länger als zwei Jahre.

Für den Bericht hat das Institut Behörden, freie Träger und
Wohnungslose befragt und festgestellt, dass längst nicht alle Kommunen
ihrer Pflicht zur ordnungsrechtlichen Unterbringung nachkommen. Auch bei
der Unterbringung selbst bestehen erhebliche Unterschiede: Manche
Kommunen stellen ganz normale Wohnungen bereit, andere Mehrbettzimmer in
Sammelunterkünften. Teilweise sind die hygienischen Bedingungen gut,
teilweise sind die Unterkünfte an der Grenze zur Verwahrlosung. Das ist
besonders problematisch, wenn Wohnungslose dort nicht nur ein paar Tage,
sondern teilweise Jahre leben müssen. Zudem mangelt es an Fachkräften
der Sozialarbeit, die die Menschen dabei unterstützen, wieder in
eigenen Wohnraum zu kommen.

"Wohnungslose Menschen brauchen besseren Zugang zu Unterkünften, bessere
Standards in den Unterkünften und umfassende qualifizierte Beratung",
sagte Rudolf. Ihre Forderung: "Bund, Länder und Kommunen müssen die
Ausstattung und Versorgung in der ordnungsrechtlichen Unterbringung an
die längere Aufenthaltsdauer anpassen. Dies ist aber nur ein Baustein,
um die Situation wohnungsloser Menschen zu verbessern. Ziel staatlichen
Handelns sollte es in erster Linie sein, Wohnungslosigkeit zu vermeiden
beziehungsweise zu überwinden und damit auch die Aufenthaltsdauer in der
ordnungsrechtlichen Unterbringung wieder zu verkürzen." Die Politik habe
den Auftrag, das Recht auf angemessenes Wohnen zu verwirklichen und
müsse deshalb für die Schaffung von genügend Wohnraum sorgen, auch
für Menschen mit wenig Einkommen. Wohnungslose und von Wohnungslosigkeit
bedrohte Menschen sollten vorrangig Zugang zu diesen Wohnungen erhalten.

Menschenrechte als Qualitätsmerkmal von Kitas stärken

"Kitas sind ein Mikrokosmos unserer Gesellschaft. Hier werden die
Grundlagen für das Zusammenleben gelegt. Doch auch Vorurteilsbildung
beginnt bereits in der frühen Kindheit", erklärte Rudolf. Kinder im
Kita-Alter seien bereits mit sozialer Ungleichheit, Ausgrenzung und
Gewalt konfrontiert. Sie brauchen deshalb pädagogische Fachkräfte, die
sie vor Diskriminierung und Verletzung schützen und die ihnen die
eigenen Menschenrechte erfahrbar machen. Fachkräfte, die ihnen den
Respekt vor dem anderen und dessen Rechten vermitteln und sie darin
unterstützen, sich gegen Rechtsverletzungen zu wehren.
"Menschenrechtsbildung muss deshalb ein wesentlicher Bestandteil der
Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern sowie in der
Kindheitspädagogik werden", sagte Rudolf weiter. Das Institut hat dazu
die zentralen bildungspolitischen Leitdokumente für die Ausbildung aus
Bund und Ländern ausgewertet und Interviews an Fach- und Hochschulen
geführt. "Unsere Recherchen zeigen, dass das Thema Menschenrechte
bislang nicht als expliziter Auftrag für die pädagogischen Fachkräfte
formuliert wird und bei der Weiterentwicklung des Qualitätsbegriffs für
die frühkindliche Bildung eine zu geringe Rolle spielt", bilanzierte
Rudolf.

Wirtschaft und Menschenrechte: Abhilfe für Betroffene verbessern

Nach den UN-Leitprinzipien für Wirtschaft und Menschenrechte müssen
Staaten und Wirtschaftsunternehmen dafür sorgen, dass Personen, deren
Menschenrechte durch Unternehmen verletzt wurden (zum Beispiel durch die
Zerstörung eines Tempels für den Bau eines Hotels, eine
Zwangsumsiedlung für Tagebau oder die Nichteinhaltung von Brand- und
Arbeitsschutzbestimmungen in Fabriken), Abhilfe erhalten - gerichtlich
wie außergerichtlich. Wohin können sich Personen im Ausland wenden,
deren Menschenrechte durch deutsche Unternehmen direkt oder indirekt
beeinträchtigt sind, und was können sie an Lösungen durch solche
Stellen erwarten?

Das Institut hat den zentralen deutschen außergerichtlichen
Beschwerdemechanismus, die "Nationale Kontaktstelle für die
OECD-Leitsätze" (NKS) sowie exemplarisch Beschwerdemechanismen in zwei
Ländern untersucht. "Nach Ansicht der von uns befragten Expertinnen und
Experten in Indien und Uganda ist die deutsche Nationale Kontaktstelle
dort kaum bekannt. Sie muss für Menschen aus dem Ausland, die sich
beschweren möchten, in jedem Fall zugänglicher werden", erklärte
Rudolf.

Betroffene suchen eher Abhilfe vor Ort, wo die Unternehmen die Verstöße
begangen haben. Das gestaltet sich in der Realität schwierig, da es
teilweise an funktionierenden Gerichtssystemen mangelt, etwa weil
Korruption herrscht. Laut den befragten Expertinnen und Experten erlauben
bestehende außergerichtliche Stellen in Indien und Uganda keine wirksame
Abhilfe: Sie sind für Teile der Bevölkerung nicht zugänglich,
beispielsweise in ländlichen Regionen oder für Menschen, die nicht
lesen und schreiben können. Zum Teil können die Beschwerdestellen ihr
Mandat aufgrund fehlender Ressourcen nur unzureichend erfüllen, und
selbst wenn sie Rechtsverletzungen feststellen, hilft der Staat kaum, die
Ansprüche beispielweise auf Entschädigung durchzusetzen.

Rudolf: "Die Bundesregierung sollte die deutsche Nationale Kontaktstelle
für Beschwerdeführende im Ausland zugänglicher machen und die
Abhilfemechanismen vor Ort stärken. Hier könnten Vor-Ort-Vorhaben der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit ebenso wie deutsche Botschaften
unterstützen. Die Bundesregierung sollte eine Außenstruktur mit
Unterstützungsleistungen und Beratung für Betroffene schaffen -
spiegelbildlich zu der Unterstützungsstruktur, die sie für Unternehmen
aufbaut, um ihrer menschenrechtlichen Sorgfaltspflicht nachzukommen."

Der Auftrag

Das Gesetz über die Rechtsstellung und Aufgaben des Deutschen Instituts
für Menschenrechte von 2015 sieht vor, dass das Institut dem Deutschen
Bundestag jährlich einen Bericht über die Menschenrechtssituation in
Deutschland vorlegt.


Entwicklung der Menschenrechtssituation in Deutschland 2018/2019
Bericht an den Deutschen Bundestag gemäß § 2 Absatz 5 DIMRG:

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/entwicklung-der-menschenrechtssituation-in-deutschland-juli-2018-juni-2019/

Kurzfassung (deutsch)

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/kurzfassung-entwicklung-der-menschenrechtssituation-in-deutschland-juli-2018-juni-2019/

Kurzfassung (englisch)

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/publikationen/show/development-of-the-human-rights-situation-in-germany-july-2018-june-2019/

Informationsblatt zu Kapitel 2 des Menschenrechtsberichts

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Fotos_Grafiken/Menschenrechtsbericht_2019/Materialien_zum_Download/Informationen_zu_Kapitel_2_des_Menschenrechtsberichts_2019.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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MELDUNG/028: Zehn Zivilisten durch türkische Artilleriegeschosse in Nordsyrien getötet (Civaka Azad)

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 3. Dezember 2019

Zehn Zivilisten durch türkische Artilleriegeschosse in Nordsyrien
getötet 



Die türkischen Truppen haben am Montag gegen 14.30 Uhr Ortszeit
Artilleriegeschosse auf die nordsyrische Stadt Tel Rifat (kurdisch: Arfêd)
abgefeuert. Bei dem Angriff sind zehn Zivilisten getötet worden. Bei den
Todesopfern handelt es sich um acht Kinder, eine Frau und einen Mann. Zwölf
weitere Zivilisten wurden durch die einschlagenden Artilleriegeschosse
verletzt, einige von ihnen befinden sich in kritischem Zustand.

Videoaufnahmen der Nachrichtenagentur ANHA am Tatort beweisen, dass die
abgefeuerten Geschosse aus türkischer Produktion stammen. Eines der
Granatteile trägt die Seriennummer KF MKE-181 1984. Das Kürzel MKE steht
für den türkischen Staatskonzern Makina ve Kimya Endüstrisi Kurumu, der
einen Großteil der Waffenproduktion für die türkische Armee betreibt und
unter anderem auch G-3 Gewehre mit deutscher Lizenz produziert.

In Tel Rifat leben viele Menschen aus Efrîn, die nach der Besatzung durch
die Türkei im vergangenen Jahr vertrieben wurden. Die Stadt liegt östlich
von Efrîn und südlich von Azaz. Die Region ist ständigen Angriffen durch
die türkische Armee und ihre dschihadistischen Hilfstrupps ausgesetzt.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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LAIRE/1357: NATO - der Trumpelpfad ... (SB)



Das Wort "Abrüstung" ist inzwischen aus dem Sprachschatz sowohl der
NATO als auch der medialen Berichterstattung über die Ziele des
westlichen Militärpakts verschwunden, ganz so, als habe es die Idee
nie gegeben. Auch "Rüstungsspirale" ist heute kein Begriff mehr, der
ernsthaft kritisch reflektiert wird.

Mitte der Woche hat die NATO in London ihr 70jähriges Bestehen
gefeiert. Aus diesem Anlaß und zugleich unter dem Vorwand, die in
letzter Zeit krass hervorgetretenen innere Widersprüche des
Bündnisses beheben zu wollen, haben sich die Staats- und
Regierungschefs der NATO-Staaten bereits im Vorfeld des Treffens
gegenseitig überreichlich beschenkt. Mehrere hundert Milliarden Euro
wird das Kriegsbündnis bis Ende 2024 zusätzlich zu den laufenden
Rüstungsausgaben aufbringen, kündigte NATO-Generalsekretär Jens
Stoltenberg an und bezeichnet das als einen "nie dagewesenen
Fortschritt" bei den Verteidigungsausgaben.

Ist es das? Nur wenn durch Worte und Taten der Eindruck erweckt wird,
daß es keine Alternative zu Aufrüstung gibt, und nur dann erscheint
es als fortschrittlich, daß die NATO immer mehr Gelder in Rüstung und
Vorbereitung auf einen Krieg ausgibt und sich diesen Zuwachs auch
noch ins Stammbuch schreibt.

Ohne die starken Interessenunterschiede innerhalb der NATO leugnen zu
wollen, hat die Kontroverse USA versus Europa auch den Aspekt des
hinlänglich bekannten Guter-Cop-böser-Cop-Spiels. Indem die USA seit
der Amtsübernahme von Präsident Donald Trump ihre NATO-Partner teils
heftig dafür kritisieren, daß sie die Zusage nicht einhalten und noch
immer nicht zwei Prozent ihrer Staatseinnahmen fürs Militär ausgeben,
bemühen sich die Gescholtenen, die Wogen zu glätten und Trump zu
besänftigen, indem sie aufrüsten. Das Ergebnis des Streits: Die NATO
wird stärker.

Fast eine Milliarde Euro wird in die Modernisierung der vierzehn in
Deutschland stationierten sogenannten Aufklärungsflugzeuge AWACS
gesteckt. Deren Aufgabe besteht nicht nur darin, feindliche Einheiten
frühzeitig zu erkennen, sondern auch, Ziele für die eigenen Kampfjets
und Bomber ausfindig zu machen. AWACS sind fester Bestandteil eines
Angriffskriegs.

Die Modernisierungskosten für die AWACS sind allerdings Peanuts
gegenüber den fest vereinbarten Zusatzausgaben der europäischen
NATO-Mitglieder und Kanadas in Höhe von mehr als 400 Milliarden Euro
im Zeitraum 2016 bis 2024. Hier wird so massiv aufgerüstet, daß eine
zukünftige Geschichtsschreibung vermutlich sagen wird, daß die NATO
in den 2020er Jahren angefangen hat, von einem bereits sehr hohen
Niveau aus geradezu explosionsartig hochzurüsten, um mutmaßliche
Kontrahenten wie China und Rußland sowie aufstrebende Schwellenländer
militärisch in Schach zu halten oder sie gegebenenfalls totzurüsten.

Worauf läuft der Fortschritt hinaus, den Stoltenberg im wachsenden
Militärhaushalt sieht, auf den er so stolz ist? Werden alle anderen
Länder, die nicht in der NATO vertreten oder mit ihr assoziiert sind,
einknicken und den Kotau ob der militärischen Überlegenheit machen?
Oder werden sie ihre Rüstungsindustrie ebenfalls befeuern und
versuchen, der NATO Paroli zu bieten? Und sollten jetzt alle Seiten
immer weiter aufrüsten, sorgt das dann für ein hohes Maß an
Stabilität, wie es in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts dem
"Gleichgewicht des Schreckens" attestiert worden war, obgleich in
eben jener Zeit im Trikont menschenvernichtende Stellvertreterkriege
ohne Ende geführt wurden?

Gewiß, die beiden Militärblöcke NATO und Warschauer Pakt haben keinen
Krieg mit Nuklearwaffen gegeneinander geführt, als es darum ging, die
Welt unter sich aufzuteilen. Doch nur mit einer eingeschränkten
Sichtweise handelte es sich um einen "kalten" Krieg. Die heutigen
Bedingungen der Hochrüstung unterscheiden sich indes so sehr von den
damaligen, daß ein Übertragungsversuch der Abschreckungsdoktrin vom
20. auf das 21. Jahrhundert auf tönernen Füßen stände. Allein die
Ressourcenverfügbarkeit ist eine andere, und die multiplen
Auswirkungen des Klimawandels werden die "Stabilität" auf ihre Weise
unterminieren. Beispielsweise stellt sich die Frage, wo die Dutzende
Millionen Flüchtlinge, die ihre Heimat verlieren, entweder weil diese
zum Meeresboden oder für Mensch und Tier lebensfeindlich wurde, in
Zukunft unterkommen werden.

Von einem Gleichgewicht des Schreckens als Stabilitätsgarant kann
auch deshalb heute nicht mehr gesprochen werden, weil die
NATO-Führungsmacht USA die totale Dominanz zu Lande, auf dem Wasser,
in der Luft, im Weltall und im Cyberraum anstrebt. Ein Krieg der
hochgerüsteten Staaten, auch mit Nuklearwaffen, rückt damit in
greifbare Nähe. Verstärkt wurde dieser orwellsche "Fortschritt" bei
der Vermehrung der Vernichtungskapazität durch den Aufbau des
westlichen Raketenabwehrschirms, zunächst in Polen und Rumänien in
der Nähe der Grenze zu Rußland (selbstverständlich nur, um eine
Bedrohung durch den Iran einzudämmen ...). Je zuverlässiger und
umfassender der Raketenabwehrschirm funktioniert, desto größer die
Gefahr, daß Rußland oder China, deren Zweitschlagskapazität damit
ausgeschaltet würde, losschlagen, bevor es zu spät ist.

"Wir sind hier! Wir sind laut! Weil ihr uns die Zukunft klaut!",
skandieren die Beteiligten der Fridays-for-future-Demonstrationen für
mehr Klimaschutz. Die Untätigkeit der Regierungen in Richtung eines
Klimaschutzes, der seinen Namen verdient, wird wohl nur noch von der
Tatkraft der Regierungen übertroffen, wenn es darum geht, einen
großen Krieg anzuzetteln und auf diese Weise die Zukunft der
heranwachsenden Generation zu "klauen". Daß nicht mindestens mit dem
gleichen Engagement gegen Aufrüstung und propagandistisches
Sperrfeuer wie öffentliche Gelöbnisse demonstriert wird, zeigt
zunächst vor allem die bürgerliche Herkunft der FFF genannten
Klimaschutzbewegung.

Das schließt jedoch keineswegs eine weitere Politisierung der
Beteiligten und Erweiterung der Fragestellung aus. Vielleicht sind
die Chancen, "Abrüstung" zu einem so schlagkräftigen Kampfbegriff zu
machen, daß damit den herrschenden Kräften die Basis entzogen wird,
genauso gering wie, die globale Erwärmung aufzuhalten. Aber da es
sich um die gleiche Zukunft handelt, die vorenthalten werden soll,
bietet sich ein Zusammengehen der Ziele Abrüstung und Klimaschutz
geradezu an.

5. Dezember 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - STANDPUNKT/910: Zum Tag des Ehrenamts - Weiterentwicklung des Sozialsystems gefordert (Piratenpartei)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / MEINUNGEN





STANDPUNKT/910: Zum Tag des Ehrenamts - Weiterentwicklung des Sozialsystems gefordert (Piratenpartei)

Piratenpartei Deutschland - Pressemitteilung vom 4. Dezember 2019

Zum Tag des Ehrenamts: PIRATEN fordern Weiterentwicklung des
Sozialsystems 



Der 05. Dezember gilt seit 1986 als Tag des Ehrenamtes. Grundlage hierfür
war ein Beschluss der UN, der zum Ziel hatte, ehrenamtliche Tätigkeiten
stärker zu fördern und anzuerkennen.

"Unser besonderer Dank gebührt nicht nur heute den etwa 16 Millionen
Menschen in Deutschland, die sich ehrenamtlich für unser Gemeinwesen
engagieren. Ob im Fussballverein oder der Kulturpflege, meistens sind
Ehrenamtliche engagiert und bereichern damit unsere Gesellschaft. Sehr
häufig kompensiert jedoch die ehrenamtliche Arbeit ein Versagen des
Staates, der für seine Bürgerinnen und Bürger nicht ausreichend sorgt. Ein
Beispiel dafür sind die Tafeln, die teilweise schon auf ein 25-jähriges
Bestehen zurückblicken. Die stetige Zunahme dieser Einrichtungen ist
beschämend und ein deutliches Zeichen dafür, dass sich unser Sozialsystem
im Sinkflug befindet. So darf es nicht weitergehen! Um in Würde zu leben,
sollte kein Mensch auf Ehrenamtliche und die Großzügigkeit anderer
angewiesen sein. Es muss unser Anspruch sein, dass der Staat seinen Teil zu
einem menschenwürdigen Leben jeder Bürgerin und jeden Bürgers beiträgt,"
fordert Sebastian Alscher, Bundesvorsitzender der Piratenpartei.

Daniel Mönch, politischer Geschäftsführer der Piratenpartei ergänzt:"Es ist
eine Schande, dass in einem reichen Land wie Deutschland immer mehr
Arbeitssuchende, Alleinerziehende, Rentner und Rentnerinnen auf die
Angebote der Tafel angewiesen sind. Kindererziehung oder die Pflege von
Angehörigen sind ein wertvoller Beitrag für unsere Gesellschaft, führen
aber dazu, dass Menschen, und hier überwiegend Frauen, nicht nur auf
finanzielles Einkommen verzichten, sondern dafür auch noch Nachteile in der
Altersversorgung hinnehmen müssen. Vor allem mit Hinblick auf eine
Gesellschaft, die durch den digitalen Wandel in den nächsten Jahren eine
enorme Veränderung erfahren wird, müssen wir den Begriff Arbeit neu
definieren, weg von der Lohnarbeit hin zu dem, was unser Zusammenleben
stärkt und zusammen hält Deshalb setzten wir PIRATEN uns ein für die
Einführung eines Bedingungslosen Grundeinkommens. Und das BGE wird kommen,
weil es kommen muss."


Quellen:

[1] Wikipedia: de.wikipedia.org/wiki/Internationaler_Tag_des_Ehrenamtes

[2] Statistiken zum Ehrenamt in Deutschland: de.statista.com/themen/71/ehrenamt/

[3] Wahlprogramm der Piratenpartei: 

wiki.piratenpartei.de/Bundestagswahl_2017/Wahlprogramm#Wege_zum_Bedingungslosen_Grundeinkommen

 * 

Quelle:

Piratenpartei Deutschland

Pflugstraße 9a, 10115 Berlin

Telefon: +49 30 / 60 98 97 511

E-Mail: presse@piratenpartei.de

Internet: www.piratenpartei.de, www.die-sozialliberalen.de
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STELLUNGNAHME/073: Bolivien - Zuerst mächtige Frauen des Regenbogens, dann Feministinnen (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Bolivien

Zuerst mächtige Frauen des Regenbogens, dann Feministinnen



(Rosario - Sta. Fe, 21. November 2019, agenciadenoticias) - Indigene
Frauen verteidigen den Kampf des bolivianischen Volkes gegen den
Staatsstreich und beziehen Stellung zum Beitrag der feministischen
Anthropologin Rita Segato [1].

Wir, die Warmis, Zomo, Frauen aus dem Süden, Frauen aus den Gebieten
unserer Vorfahren, grüßen unseren Präsidenten Evo Morales Ayma, den
aufgrund der Volksabstimmung weiterhin rechtmäßigen Präsidenten des
Plurinationalen Staats Bolivien.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass Rita Segatos Positionen in (weißen?)
feministischen Zusammenhängen Gehör finden, zu denen wir uns nicht
zugehörig fühlen. Daher möchten wir unser tief empfundenes
Nichteinverständnis mit Ihrer Haltung zum neoliberalistisch
motivierten Putsch in Bolivien zum Ausdruck bringen.


Evo zum Oberpatriarchen zu stilisieren ist zu platt

In Ihrer Stellungnahme sagen Sie: "Um ein anderes Führungskonzept zu
schaffen, das sich deutlich vom Regiment der Kaziken abhebt, müssen
wir eine ganz neue Werterhetorik entwickeln." Das ist sehr schön
formuliert. Unsere Frage: Haben Sie das Regiment der Kaziken am
eigenen Leib erfahren? Wir haben die Folgen der Conquista erlebt, wir
kennen den bitteren Geschmack der Eroberung. Unsere Männer haben von
kolonialen Machos gelernt und sich die schlechtesten Details ihres
Sexismus zu Eigen gemacht. Wir haben nicht nur Rhetorik entwickelt,
sondern Widerstand und Wiederaufbau an uns selbst geleistet gegen die
sexistische Herrschaft in unseren Nationen, die schon vorher bestanden
hatten, und an jedem einzelnen Ort, der uns nach den Beutezügen
zugewiesen wurde. Aber Evo zum Oberpatriarchen zu stilisieren ist
einfach zu platt.

Auch wir sind nicht glücklich über Evos Äußerungen wie der mit der
15jährigen Geliebten, denn wir alle, Männer und Frauen, haben selbst
erfahren, wie sich die Verdinglichung unserer Körper anfühlt: unserer
physischen Körper, unserer anzestralen Körper, unserer geistigen und
unserer emotionalen Körper. Trotzdem: Was in Bolivien passiert ist,
war ein Staatsstreich.


Intellektuelles Geschwurbel

Die Situation in Bolivien zu analysieren ist viel einfacher, als Sie
denken. Sie verschleiern die Fakten mit Ihrem intellektuellen
Geschwurbel. Wer hat den Staatsstreich veranlasst und warum? Das sind
zwei Fragen, die uns helfen, unsere Gedanken und Gefühle zu ordnen.
Sie werden zugeben: Genutzt hat der Staatsstreich weder den Indios in
Chiquitanía noch den bolivianischen Feministinnen, noch den "weiten
Teilen der Bevölkerung", die nach Ihren Worten den Glauben an die
Regierung Morales verloren haben.

Donald Trump und sein hegemonialer Apparat wollen Lateinamerika mit
dem messianischen Arm der Evangelisten zurückgewinnen. Dabei bedienen
sie sich der Unterstützung der Medien, die ihre Lügen verbreiten, und
der Hilfe von Polizisten und Militärs: Mit ihrem schmutzigen Geld
haben sie es geschafft, die Seelen unserer Leute zu verwirren. Jeden
Tag kommen neue Details ans Licht, die belegen, wie der Staatsstreich
vorbereitet wurde.


Ihre Worte schmerzen

Ihre Stimme ist nicht irgendeine sondern die der Avantgarde der
intellektuellen und feministischen Zusammenhänge in Argentinien.
Deshalb, Rita, ist es für uns bitter, anderer Meinung zu sein, und
deshalb müssen wir auch in aller Öffentlichkeit widersprechen.

Wir haben uns eine politische Ethik erarbeitet, die besagt, dass wir
nicht schweigen, uns nicht lautlos aus den Bereichen der Privilegien
weißer Frauen zurückziehen werden. Wir Frauen aus den südlichen Teilen
der Welt, die in der Subalternität verortet sind, die "Anderen", was
gleichbedeutend ist mit "minderwertig", möchten Ihnen sagen, dass Ihre
Worte schmerzen. Uns in unseren Gefühlen und Gedanken nicht mehr auf
Sie beziehen zu können, hinterlässt in uns eine große Leere.

Uns fällt nichts ein, was die Rolle der Frauen in diesem Staatstreich
in irgendeiner Weise romantisieren könnte. Das war keine städtische,
keine feministische oder indigene, ja nicht einmal eine demokratische
Erhebung.


Das plurinationale Bolivien - eine einmalige Errungenschaft


Das Gefährliche an den so genannten "nicht-binären" Diskursen, wie Sie
es nennen, ist, dass so getan wird, als gebe es zwei gleichwertige,
dabei gegensätzliche Positionen. Für eine Indígena, deren Alltag von
Sexismus und Gewalt geprägt ist, macht es einen Unterschied, wenn die
staatliche Gesundheitsversorgung die Medizin der Vorfahren
respektiert, oder wenn sie auf Ärzte angewiesen ist, die die Gesetze
nicht respektieren und ihr mit Verachtung begegnen. Das steht hinter
dem Begriff "Plurinationales Bolivien". Wir müssen nicht weiter
erklären, wieso wirtschaftliche Umverteilung andere Voraussetzungen
für den Kampf um Frauenbefreiung schafft. Das ist bisher keiner
entpolitisierten oder neutralen indigenen Gruppe in Lateinamerika
gelungen. Das war allein das Verdienst des Neokonstitutionalismus, den
Evo mit der Umwandlung des Kolonialstaats in einen plurinationalen
Staat eingeführt hat.


Wir sind nicht objektiv, und wir wollen es auch nicht
sein

Uns beunruhigt, dass Ihre Argumentation für eine neue Rhetorik eine
schöne Verpackung, ein Euphemismus für den rassistischen Diskurs ist,
der in den Bereichen vorherrscht, in denen man Ihnen zuhört. Auf
einmal gibt es viele, die "nicht hautnah erleben", wie sich eine
Indígena fühlt, die statt von einem Staatsstreich von einem
vorhersehbaren Verhängnis sprechen und Evo zum Oberpatriarchen
stilisieren. Das ist schon ganz schön prall, oder?

Die Asymmetrie der "objektiven" oder nichtobjektiven Gedankengänge
passt zur Kolonie, und deshalb benennen wir sie. Was hier passiert,
erleben wir hautnah und mit unseren Körpern. Wir sind nicht objektiv,
und wir wollen es auch nicht sein.

Hier bei uns ist es das Herz, das die Gedanken ordnet. So war es schon
immer, und so wird es auch bleiben. Ihre Behauptung: "Evo hat seinen
Sturz selbst verschuldet", und zwar durch Betrug, weisen wir zurück.
Haben über 45% der Stimmen etwa kein Gewicht? Das Verfassungsrecht zu
missachten wiegt mehr, als ein demokratisches Regime zu erhalten? Die
Kugeln, mit denen unsere Brüder getötet werden, haben Sie die auch
gewogen?

Was für uns am meisten Gewicht hat, ist die Ermordung unserer Leute.
Wir sprechen unsere eigenen Sprachen. Nun schreiben wir in der Sprache
der Eroberer, damit Sie uns verstehen. Wenn Sie wollen, sagen wir es
auf Mapuzungun, Chané, Chorote, Wichí, Pilagá, Guaraní, Quechua,
Aymara, Qom und Moco, und wir sagen es Ihnen in unseren Träumen.

In erster Linie mächtige Frauen des Regenbogens, in zweiter Linie
Feministinnen, begleitet von unseren Männern, auch sie Feministen und
Gefährten im Kampf für das Gute.

 #EvoEnVosVenceremos

 #EvoNoEstaSolo

Jallala - Marichiwew

Plurinationale Prozesse in Lateinamerika

Quelle: Conclusión [2]

Übersetzung: Lui Lüdicke


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/thema/feminismus-queer/rita-segato-jetzt-ist-der-richtige-moment-fuer-eine-kritische-reflexion/

[2] https://www.conclusion.com.ar/info-general/mujeres-indigenas-le-responden-a-rita-segato/11/2019/
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MELDUNG/342: Menschenrecht auf Wasser - Stellungnahme zur Resolution der UN-Generalversammlung (ver.di)

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
4. Dezember 2019

ver.di unterstützt Menschenrecht auf Wasser - Stellungnahme zur
Resolution der UN-Generalversammlung



Berlin - Die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di) begrüßt die
Resolution der UN-Generalversammlung zum Menschenrecht auf Wasser und
Sanitärversorgung. Als Mitinitiatorin und deutsche Koordinatorin der
Europäischen Bürgerinitiative (EBI) "Wasser ist Menschenrecht" gehört
ver.di zu den Unterzeichnern einer Stellungnahme
zivilgesellschaftlicher Organisationen zur Resolution.

Seit die Europäische Kommission im März 2014 mit ihrer Mitteilung auf
die EBI enttäuschend geantwortet hat, kämpft ver.di gemeinsam mit dem
Europäischen Gewerkschaftsverband für den Öffentlichen Dienst (EGöD)
darum, die Ziele der EBI umzusetzen.

"Dabei konnten schon wichtige Teilerfolge erzielt werden", betont
ver.di-Bundesvorstandsmitglied Christoph Schmitz. "Der Wassersektor
ist aus der Konzessionsrichtlinie ausgenommen. Im Entwurf für die
Neufassung der EU-Trinkwasserrichtlinie ist die Anerkennung des
Menschenrechts auf Wasser enthalten. Es bleibt jedoch noch viel zu
tun."

Ein Beschluss der UN-Generalversammlung, zehn Jahre nach der
Anerkennung des Menschenrechts auf Wasser und Sanitärversorgung durch
die Vereinten Nationen, der die Verwirklichung dieser Rechte von den
Staaten verlangt, werde die Umsetzung der Forderungen in der EU
bestärken, so der Gewerkschafter.

Die Forderung eines breiten zivilgesellschaftlichen Bündnisses an die
Staaten, dem UN-Beschlussentwurf zuzustimmen, sei wichtig, um dessen
globale Bedeutung hervorzuheben. "Wird das Menschenrecht auf Wasser
und Sanitärversorgung nicht verwirklicht, können andere
Menschenrechte, insbesondere die auf Gesundheit und Bildung, nicht
verwirklicht werden", erklärt Schmitz.

In der Stellungnahme werden alle Staaten aufgefordert, die
Menschenrechte auf sauberes Trinkwasser und sanitäre Anlagen zu
bekräftigen und die Bemühungen um die Erfüllung ihrer
völkerrechtlichen Verpflichtungen zu beschleunigen. Nach wie vor habe
mehr als einer von zehn Menschen weltweit keinen Zugang zu
grundlegenden Trinkwasserversorgungsleistungen, darunter 144
Millionen Menschen, die immer noch Wasser direkt aus
Oberflächengewässern beziehen. Darüber hinaus habe mehr als einer von
vier Menschen weltweit keinen Zugang zu grundlegenden sanitären
Einrichtungen, heißt es in der Stellungnahme.


Link zur Zivilgesellschaftlichen Stellungnahme zur Resolution der
UN-Generalversammlung zum Menschenrecht auf Wasser und
Sanitärversorgung: 

https://washmatters.wateraid.org/blog/civil-society-statement-on-the-un-general-assembly-resolution-the-human-rights-to-water-and

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 04.12.2019

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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ARBEIT/2989: Arbeitszeitrechnung für das dritte Quartal 2019 - mehr Kurzarbeit, weniger Überstunden (idw)

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 03.12.2019

Ergebnisse der IAB-Arbeitszeitrechnung für das dritte Quartal 2019: Mehr
Kurzarbeit, weniger Überstunden



"Mehr Kurzarbeit, weniger Überstunden und eine schwächere Entwicklung
gerade bei exportabhängigen Vollzeitjobs: Der Wirtschaftsabschwung drückt
auf die Arbeitszeit", erklärte Enzo Weber, Leiter des Forschungsbereichs
"Prognosen und gesamtwirtschaftliche Analysen" des Instituts für
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB), am Dienstag in Nürnberg. Dass die
Zahl der Arbeitsstunden pro Erwerbstätigem trotzdem leicht stieg, liegt
vor allem an einem Kalendereffekt - im dritten Quartal 2019 gab es
aufgrund der Lage der Wochenenden einen Arbeitstag mehr als im dritten
Quartal 2018.

Die Zahl der Erwerbstätigen lag im dritten Quartal 2019 bei 45,4
Millionen. Gegenüber dem Vorjahr stieg sie um 0,8 Prozent und damit
deutlich schwächer als in den Vorquartalen. Insgesamt arbeiteten die
Erwerbstätigen in Deutschland im dritten Quartal 2019 16,1 Milliarden
Stunden. Saison- und kalenderbereinigt zeigt sich eine Zunahme von 0,1
Prozent gegenüber dem Vorquartal.

Die Arbeitszeit pro Erwerbstätigem lag im dritten Quartal 2019 bei 353,9
Stunden. Sie stieg damit um 0,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr. Gegenüber
dem Vorquartal ist die Arbeitszeit pro Erwerbstätigem saison- und
kalenderbereinigt unverändert. Die durchschnittliche vereinbarte
Wochenarbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten betrug 38,3 und die der
Teilzeitbeschäftigten 17,8 Stunden.

Die Zahl der Teilzeitbeschäftigten stieg im dritten Quartal gegenüber dem
Vorjahresquartal um 1,4 Prozent. Die Zahl der Vollzeitbeschäftigten legte
um 0,8 Prozent zu, nur noch halb so stark wie im letzten Jahr. Die
Teilzeitquote lag mit 38,7 Prozent 0,2 Prozent über dem Stand des
Vorjahres.

Nach ersten vorläufigen Hochrechnungen betrug die Zahl der Kurzarbeiter im
dritten Quartal 2019 rund 64.000. Das bedeutet einen Zuwachs von 28.000
Personen gegenüber dem Stand des Vorjahresquartals.

Die Beschäftigten machten im dritten Quartal 2019 im Durchschnitt 6,2
bezahlte Überstunden und 5,4 unbezahlte Überstunden. Das sind 0,7 bezahlte
und 0,4 unbezahlte Stunden weniger als im dritten Quartal 2018.

Mit knapp 4,1 Millionen Mehrfachbeschäftigten wurde im dritten Quartal
2019 erstmals die Vier-Millionen-Marke überschritten. "Der Trend zu
Mehrfachbeschäftigungen hält seit 16 Jahren an", so Weber.
Mehrfachbeschäftigungen können sozialversicherungspflichtig oder auch
geringfügig sein. Mehrfachbeschäftigte arbeiteten in ihrer Nebentätigkeit
im dritten Quartal 2019 im Durchschnitt insgesamt 73,3 Stunden.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/tab-az1903.pdf

http://doku.iab.de/arbeitsmarktdaten/AZ_Komponenten.xlsx

http://doku.iab.de/aktuell/2014/aktueller_bericht_1407.pdf

https://twitter.com/iab_news/status/1201799791463804928

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 03.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/958: Vom Vorreiter lernen (idw)

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 03.12.2019

Vom Vorreiter lernen



2020 will China sein umstrittenes Sozialpunktesystem einführen, das nicht
nur Bürgerinnen und Bürger, sondern auch Unternehmen einbezieht. Die
Konsequenzen für die deutsche Wirtschaft untersucht ein neues
Forschungsprojekt.

Wenn ein deutscher Bürger oder ein deutsches Unternehmen einen Kredit
bekommen wollen, kann sich der potentielle Kreditgeber eine Schufa-Auskunft
geben lassen. Wer sichergehen will, dass ein Bewerber keine
kriminelle Vergangenheit hat, der verlangt ein polizeiliches
Führungszeugnis. Wer in Deutschland massiv gegen Verkehrsregeln verstößt,
bekommt "Punkte in Flensburg". Diese und andere Teilsysteme unseres
Rechtssystems sind für uns selbstverständlich.

Was aber, wenn ein Land derartige Systeme nicht oder nur in Ansätzen hat,
jedoch im Zuge von Modernisierung und Globalisierung schnell schaffen
muss? Was, wenn ein Land kein gewachsenes Rechtssystem hat, das Vertrauen
in die Mitbürger begründet, aber trotzdem Vertrauen schaffen will? Und
was, wenn dieses Land so groß ist wie ein Kontinent und daher vor
Schwierigkeiten steht, landesweit einheitliche Regeln durchzusetzen?

Vor diesen Fragen steht die Volksrepublik China und versucht sie mit den
Mitteln der Digitalisierung zu lösen. Sie will bis zum kommenden Jahr ein
landesweites Sozialpunktesystem einführen. Jeder Bürger soll dann ein
Punktekonto haben. Wer sich individuell in seiner Nachbarschaft engagiert,
Geld spendet oder seine Schulden regelmäßig tilgt, erhält Zusatzpunkte.
Wer hingegen bei Rot über die Straße läuft, Kredite nicht zurückzahlt oder
gar an regierungskritischen Demonstrationen teilnimmt, verliert Punkte.

Auch für Unternehmen soll dieses System gelten. Wenn Firmen beispielsweise
massiv gegen Umweltauflagen verstoßen oder Kreditverträge missachten,
sollen sie auf Schwarzen Listen landen. Diese Listen werden online publik
gemacht. Unklar ist derzeit noch, wie weit individuelles Verhalten von
Mitarbeitern auf die Punktekonten von Firmen durchschlagen kann.

Das Forschungsprojekt

Welche Chancen und Risiken sich aus dem Sozialpunktesystem für die
deutsche Wirtschaft ergeben, untersucht ein neues Forschungsprojekt, an
dem Wissenschaftlerinnen der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU)
und der TU München in den kommenden drei Jahren arbeiten werden. Von
Seiten der JMU daran beteiligt ist die Professorin Doris Fischer,
Inhaberin des Lehrstuhls für China Business and Economics.

Unter dem Titel: "Vom 'Vorreiter' lernen? Eine multidisziplinäre Analyse
des chinesischen Sozialkreditsystems und seiner Auswirkungen auf
Deutschland" wollen die Wissenschaftlerinnen vor allem mit Blick auf die
mehr als 8.000 deutschen Unternehmen in China die Auswirkungen dieses
Systems analysieren. Zudem wollen sie erforschen, inwiefern sich das
Konzept des Sozialkreditsystems und damit verbundene Prozesse und Normen
im Zuge der Digitalisierung international verbreiten.

Handelskammern beklagen schlechte Vorbereitung

Dass auf diesem Gebiet dringender Forschungsbedarf besteht, zeigt unter
anderem ein Positionspapier, das die EU-Handelskammer und die Deutsche
Handelskammer in Peking jüngst veröffentlicht haben. Die beiden Kammern
beklagen darin, dass deutsche und andere europäische Firmen nur
unzureichend auf die Veränderungen vorbereitet sind, die sich durch das
Sozialpunktesystem ergeben. Firmen, die in dem Ranking gut abschneiden,
können demnach laut Handelskammer darauf hoffen, bessere
Kreditbedingungen, einen einfacheren Marktzugang und mehr öffentliche
Beschaffungsmöglichkeiten zu erhalten. Wer im Score weit unten liegt,
müsse hingegen befürchten, dass er im schlimmsten Fall seine Produkte
nicht mehr auf dem chinesischen Markt vertreiben darf.

Neun Projekte zum digitalen Wandel

Finanziert wird das Forschungsprojekt vom Bayerischen Forschungsinstitut
für digitale Transformation (bidt) der Bayerischen Akademie der
Wissenschaften. Das Institut hat jetzt insgesamt neun Projekte bewilligt,
die aktuelle Fragen des digitalen Wandels untersuchen. Diese berühren
Fragen aus den Themenfeldern "Wirtschaft und Arbeit", "Politik und
Gesellschaft" sowie "Medien und öffentliche Kommunikation" und sind auf
jeweils drei Jahre angelegt.

Die Forschungsvorhaben wurden im Rahmen eines mehrstufigen
Begutachtungsverfahrens aus 30 Projektvorschlägen ausgewählt, die 90
Antragstellerinnen und Antragsteller bayerischer Forschungseinrichtungen
eingereicht hatten. Kriterien für die Auswahl waren eine hohe
wissenschaftliche Qualität, ein interdisziplinärer Zugang sowie die
gesellschaftliche und politische Relevanz der vorgeschlagenen Themen. Die
Projekte starten im Jahr 2020.

Das Bayerische Forschungsinstitut für Digitale Transformation

Das Bayerische Forschungsinstitut für Digitale Transformation (bidt) der
Bayerischen Akademie der Wissenschaften will dazu beitragen, die
Entwicklungen und Herausforderungen des digitalen Wandels besser zu
verstehen. Das Institut fördert herausragende interdisziplinäre Forschung
und liefert Entscheidungsträgern in Politik und Wirtschaft Empfehlungen,
um die digitale Transformation erfolgreich zu gestalten. Das bidt fördert
den offenen Dialog zwischen Forschung und Gesellschaft. Wissenschaftliche
Erkenntnisse werden der Öffentlichkeit zugänglich gemacht, verständlich
aufbereitet und über verschiedene Kanäle kommuniziert.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, 03.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHACH-SPHINX/07110: Unbesungene Zukunft (SB)

Zukunftsvisionen sind charmant oder apokalyptisch, das Niemandsland
dazwischen ist schmal. Die Entwicklungen schreiten voran, und mit
ihnen das Banner des Königlichen Spiels. Mit dem Eintritt ins
Atomzeitalter und seiner vorher nie gakannten seelischen
Zufluchtlosigkeit hat sich auch der Mensch verändert. Schon in der
Renaissance erfuhr das Schach der alten Araber, das sich in Europa
heimisch gemacht hatte, eine unglaubliche Innovation zu der noch heute
gängigen Ausdrucksform. Welche Abwandlungen erwarten den Schachspieler
in den nächsten Jahrhunderten? Ist die Vorstellung bestimmter Science-
Fiktion-Autoren glaubhaft, daß der Mensch den Menschen immer mehr
meidet und sich zur Zerstreuung lieber mit einem denkenden Roboter
zufriedengibt? Computer sind im Ausschaltmodus leichter zu bedienen,
das ist wahr, doch kein Gerät mit künstlichem Willen reicht an die
dichterische Freiheit der Worte und Gedanken heran, die beispielsweise
Rilke in seiner "Sonette an Orpheus" besingt: "Aber noch ist uns das
Dasein verzaubert; an hundert Stellen ist es noch Ursprung. Ein
Spielen von reinen Kräften, die keiner berührt, der nicht kniet und
bewundert." Ganz unverfälscht siegte im heutigen Rätsel der Sphinx
auch Schwarz, nachdem sein Kontrahent zuletzt mit 1.f3-f4? einen
Mißton erzeugt hatte, Wanderer.
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Guski - Widenmann

Fernpartie 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Zauber durch Gedankenkraft war hier das Mittel für den weißen Sieg:
1...Sb8-c6 2.Sc3-e4!! - es droht tödlich 3.Se4-d6# - 2...Sd7xe5 3.Dd4-
d6! Se5-f7 4.Tb1xb7! und Schwarz gab auf, da auf 4...Lc8xb7 5.Dd6xe6+
unausweichlich Matt folgt.



Erstveröffentlichung am 15. November 2006

5. Dezember 2019
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SCHULE/585: PISA-Studie - Gute Ergebnisse im Lesen (idw)

Technische Universität München - 03.12.2019

PISA-Studie: Gute Ergebnisse im Lesen



15-jährige Schülerinnen und Schüler in Deutschland können gut Texte
verstehen, nutzen und bewerten. In der neuen PISA-Studie übertreffen sie
mit ihren Lesefähigkeiten den Durchschnitt der Jugendlichen in den
OECD-Staaten. Auch in Mathematik und Naturwissenschaften erreichen die
deutschen Ergebnisse ein gutes Niveau. Allerdings ist an den nicht
gymnasialen Schulen in allen Kompetenzbereichen der Anteil der
Jugendlichen mit sehr geringen Fähigkeiten größer geworden.

Bei der siebten Studie des "Programme for International Student Assessment
(PISA)" wurden im Frühjahr 2018 in Deutschland die Kompetenzen von rund
5.500 15-jährigen Schülerinnen und Schülern an rund 220 Schulen aller
Schularten getestet. Befragt wurden außerdem Lehrkräfte und Eltern.
Weltweit nahmen rund 600.000 15-Jährige in 79 Ländern teil, darunter die
37 Mitgliedsstaaten der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung (OECD), die die Studie koordiniert.

Die repräsentative PISA-Studie untersucht alle drei Jahre, wie gut
Jugendliche zum Ende ihrer Pflichtschulzeit grundlegende Kompetenzen in
Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften in alltäglichen Situationen
anwenden können. Dieses Mal lag der Schwerpunkt auf der Lesekompetenz. Sie
umfasst die Fähigkeit, Texte zu verstehen, zu nutzen, zu bewerten und über
sie zu reflektieren. Erstmals getestet wurden die Fähigkeiten,
Informationen durch das Navigieren auf Webseiten zu gewinnen, sowie die
Glaubwürdigkeit von Texten zu beurteilen und widersprüchliche
Informationen mehrerer Textquellen gegeneinander abzuwägen.

Lesen: Deutschland überdurchschnittlich gut

Die Schülerinnen und Schüler in Deutschland haben größere Lesefähigkeiten
(498 Punkte) als der Durchschnitt der 15-Jährigen in den OECD-Staaten (487
Punkte). Deutschland steht damit in einer größeren Gruppe von Staaten mit
ähnlichem Leistungsstand, zu der beispielsweise Frankreich,
Großbritannien, die USA und Japan gehören. In sieben OECD-Staaten zeigen
die Jugendlichen signifikant bessere Leistungen (523 - 506 Punkte),
darunter Estland, Kanada, Finnland und Polen.
Die 15-Jährigen in Deutschland erreichen ähnliche Ergebnisse wie 2009, als
Lesen zuletzt im Mittelpunkt der PISA-Studie stand. Zwischen diesem Test
und der ersten PISA-Studie im Jahr 2000 waren die Resultate deutlich
besser geworden.

Der Anteil der Schülerinnen und Schüler, die besonders gut lesen können
(11 %), ist in Deutschland seit 2009 gewachsen und größer als im
OECD-Durchschnitt. Allerdings ist auch der Anteil der besonders
Leseschwachen groß (21 %), vor allem wenn man ihn mit Staaten vergleicht,
die ähnliche Gesamtergebnisse wie Deutschland haben. An den nicht
gymnasialen Schulen ist er seit 2009 gestiegen (auf 29 %).

"Kinder von der Vorschule an lückenlos fördern"

"Die gute Nachricht ist, dass der Großteil der Jugendlichen in Deutschland
hohe Lesekompetenzen hat - eingeschlossen die Fähigkeit, relevante
Informationen im Internet zu finden und zu bewerten. Der Blick auf andere
Staaten zeigt: Es ist keineswegs selbstverständlich, ein solch gutes
Niveau halten zu können", sagt Prof. Kristina Reiss vom Zentrum für
internationale Bildungsvergleichsstudien (ZIB) an der Technischen
Universität München (TUM), die den deutschen Teil der PISA-Studie leitet.
Am ZIB sind neben der TUM das Leibniz-Institut für Bildungsforschung und
Bildungsinformation (DIPF) und das Leibniz-Institut für die Pädagogik der
Naturwissenschaften und Mathematik (IPN) beteiligt.

"Die schlechte Nachricht ist, dass ein Fünftel der 15-Jährigen kaum in der
Lage ist, den Sinn von Texten zu erfassen und zu reflektieren. Aus diesem
Ergebnis sollten Konsequenzen gezogen werden. Die Bildungsforschung zeigt,
dass es besonders wirksam ist, Kinder von der Vorschule bis zum Ende der
Schulzeit lückenlos beim Lesen zu fördern. Das geschieht bislang trotz
aller Anstrengungen wohl immer noch zu wenig."

Starker Zusammenhang von sozialem Status und Kompetenz

In Deutschland ist der Zusammenhang zwischen der sozialen Herkunft der
Jugendlichen und ihrer Lesekompetenz besonders stark ausgeprägt. Das
heißt, dass 15-Jährige aus Familien mit niedrigem Bildungs- und
Wohlstandsniveau häufiger eine geringe Lesefähigkeit haben.

Die Lesekompetenz der Schülerinnen und Schüler mit Zuwanderungshintergrund
hat sich seit 2009 nicht signifikant verändert. Sie erzielen weiterhin
schlechtere Ergebnisse als Jugendliche ohne Zuwanderungshintergrund (472 /
524 Punkte). Stärker als in anderen Staaten ist der
Zuwanderungshintergrund mit dem sozialen Status verknüpft.

Weniger Freude am Lesen, selten digitale Medien im Unterricht

Die deutschen 15-Jährigen lesen weniger und haben weniger Freude daran als
die Jugendlichen im OECD-Durchschnitt. Mehr als die Hälfte gibt an, vor
allem zu lesen, um benötigte Informationen zu bekommen. Nur rund ein
Viertel zählt Lesen zu den liebsten Hobbys. Lesemotivation und -menge sind
seit 2009 gesunken, sowohl in Deutschland als auch im OECD-Durchschnitt.

Förderunterricht für Jugendliche mit einer anderen Muttersprache gibt es
in Deutschland mehr als 2009 und häufiger als im internationalen
Vergleich. Leseförderung für alle Schülerinnen und Schüler bieten die
Gymnasien außerhalb des Regelunterrichts mehr als die nicht gymnasialen
Schulen. Deutsche Schulen setzen vergleichsweise selten digitale Medien im
Unterricht der Landessprache ein - an Gymnasien noch weniger als an
anderen Schulen.

Mathematik: schlechtere Leistungen

Wie im Lesen sind die Jugendlichen in Deutschland in Mathematik kompetenter
(500 Punkte) als der Durchschnitt der 15-Jährigen in den OECD-Staaten
(489 Punkte), ohne die Spitzengruppe zu erreichen. Im Vergleich
zur PISA-Studie 2012, als Mathematik zuletzt im Mittelpunkt stand (514
Punkte), haben sich die Leistungen allerdings verschlechtert. Der Anteil
der Schülerinnen und Schüler, die besonders geringe Fähigkeiten haben, ist
gewachsen (auf 21 %) - vor allem an nicht gymnasialen Schulen (auf 30 %).

Naturwissenschaften: Ergebnisse stabil auf gutem Niveau

In den Naturwissenschaften (503 Punkte) bestätigen die 15-Jährigen die
Leistungen des PISA-Tests 2015, in dem der Schwerpunkt zuletzt auf diesem
Kompetenzfeld lag. Deutschland steht damit erneut über dem OECD-Durchschnitt
(489 Punkte). Ähnlich wie in Lesen und Mathematik liegt der
Anteil der leistungsschwachen Schülerinnen und Schüler bei rund einem
Fünftel. Er ist insgesamt nicht signifikant größer geworden, hat aber an
den nicht gymnasialen Schulen zugenommen (auf 27 %).

Unterschiede zwischen Mädchen und Jungen kleiner

Wie in allen PISA-Staaten sind in Deutschland die Mädchen im Lesen
kompetenter als die Jungen. Der Unterschied ist aber kleiner als im
OECD-Schnitt (26 / 30 Punkte Differenz) und hat sich im Vergleich zu 2009
(40 Punkte Differenz) deutlich verringert. Der Anteil der lesestarken
Jungen hat sich verdoppelt.

In Mathematik und in den Naturwissenschaften haben sich die Fähigkeiten
der Jungen im Vergleich zu 2012 beziehungsweise 2015 verschlechtert.
Dadurch ist in Mathematik der Vorsprung der Jungen gegenüber den Mädchen
geschrumpft, in Naturwissenschaften sind jetzt die Jugendlichen beider
Geschlechter gleich kompetent.


Hinweise zu diesem Text:

• Die drei Kompetenzfelder Lesen, Mathematik und Naturwissenschaften
bilden im Wechsel alle neun Jahre den Schwerpunkt einer PISA-Studie.
Vergleiche zu früheren PISA-Studien beziehen sich auf die jeweils
vorausgegangenen Schwerpunkt-Studien, da diese aus methodischen Gründen
den geeignetsten Bezugspunkt darstellen.

• Der Text verzichtet auf die Nennung einzelner Rangplätze der Staaten.
Der Grund: Die Unterschiede zwischen den Punktzahlen, die die Schülerinnen
und Schüler der einzelnen Staaten erreicht haben, sind teils so gering,
dass sie statistisch nicht signifikant sind.

• Die Vergleiche im deutschen Studienbericht beziehen sich in der Regel
auf die OECD-Staaten, nicht aber auf die anderen teilnehmenden Staaten.
Hintergrund sind diverse Faktoren, die Vergleiche außerhalb der OECD
erschweren. Beispielsweise nehmen in manchen Staaten nur einzelne Regionen
teil.


Mehr Informationen:

PISA 2018:

http://www.pisa.tum.de/pisa-2018/

Beispielaufgaben:

http://www.pisa.tum.de/beispielaufgaben/

Zentrum für internationale Bildungsvergleichsstudien (ZIB) an der
Technischen Universität München (TUM):

http://zib.education/

Originalpublikation:

Kristina Reiss, Mirjam Weis, Eckhard Klieme, Olaf Köller (2019).

PISA 2018. Grundbildung im internationalen Vergleich.

Münster: Waxmann.

http://www.pisa.tum.de/pisa-publikationen/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution73
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität München, 03.12.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/947: Arnsberg - Jahresrückblick, Satirisches Action-Kabarett von und mit ONKeL fISCH, 07.12.19

Stadt Arnsberg

WDR 2 "Zugabe Pur" Jahresrückblick - Satirisches Action-Kabarett
von und mit ONKeL fISCH



Arnsberg. Bei WDR 2 blicken ONKeL fISCH alle sieben Tage bei "Zugabe
Pur" auf die Woche zurück. Von der Kurzstrecke fürs Radio geht es am
Ende des Jahres wieder auf lange Tour durch die Theater der Republik.
Das Etappenziel KulturSchmiede Arnsberg erreicht das Satire-Duo dabei
am Samstag, 7. Dezember.

Adrian Engels und Markus Riedinger alias ONKeL fISCH feiern die
unfassbaren Sternstunden 2019. Dazu Antworten auf die Fragen des
Jahres: Warum fahren beim Brexit die Briten stur auf der falschen
Seite? Wie kam es zu Ursula von der Leyens Wechsel von der Gorch Fock
in die Kapitänskajüte Europas? Wann genau feuerte Donald Trump sein
eigenes Gehirn? Schwänzte Kevin Kühnert für Fridays For Future die
Schule? Wird die PKW-Maut nachträglich umgewandelt in eine E-
Tretroller-CO2-Abgabe? AfD, Walter Lübcke, NSU 2.0: Liegt auf der
Deutschlandkarte etwa nicht nur der Osten rechts? Und am Ende singen
alle: "Woo, we're going to Ibiza?!"

Dieser Jahresrückblick ist anders, denn die beiden Bewegungsfanatiker
von ONKeL fISCH präsentieren 365 Tage in 90 atemlosen Minuten: Hier
wird nach Herzenslust gespottet, gelobt, geschimpft, gesungen und
getanzt. Action-Kabarett direkt aus den kreativen Köpfen zweier
preisgekrönter und erfahrener "Meister der Kleinkunst" (Main Echo).
Das Duo ONKeL fISCH gründete sich 1994. Adrian Engels und Markus
Riedinger haben seitdem nicht nur hunderte Bühnen in ganz Deutschland
abgerissen, sondern auch Radiohörer mit tausenden Sketchen begeistert
(WDR 2, WDR 5, SWR 3, Eins Live, HR 3, u.v.a.) und Fernsehsendungen
(Nightwash, Stratmann's, SWR Late Night u.v.a.) bereichert,
geschrieben und selbst produziert.

Das WDR-Fernsehen hat drei Programme von ONKeL fISCH aufgezeichnet,
sie haben 10 CDs veröffentlicht und ein Buch geschrieben. Sie gewannen
allerhand Preise. Und weil sie von Mutter Natur mit einer Extraportion
Energie und verrücktem Einfallsreichtum beschenkt wurden, können sie
auch einfach nicht damit aufhören.

Eintrittskarten für eine turbulente Rückschau auf das Wichtigste
und/oder Witzigste aus 2019 sind im Vorverkauf online über das
Ticketportal www.reservix.de sowie bei den lokalen Vorverkaufsstellen
SCORE|shop Neheim, Reisebüro Meyer, Hüsten, Buchhandlung Sonja Vieth,
Arnsberg, und Verkehrsverein Arnsberg zu beziehen. Restkarten gibt es
gegebenenfalls ab 19 Uhr an der Abendkasse der KulturSchmiede. Beginn
ist um 20 Uhr. Alle Informationen zu diesem Programmpunkt finden sich
auf der Künstlerhomepage www.onkelfisch.de.

 * 

Quelle:

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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TANZ - PERFORMANCE/254: Hamburg - Kalaschnikowa. Das Lied ohne Ende, 21./22.12.2019

LICHTHOF Theater

Compagnie el contrabando

Kalaschnikowa - Das Lied ohne Ende

Samstag, 21.12.2019 | 20:15 Uhr

Sonntag, 22.12.2019 | 18:00 Uhr

Tickets: 18 EUR / 12 EUR / 8 EUR (ermäßigt)



Die zeitgenössische Tango-Tänzerin und Performerin Swaantje Gieskes
bringt kurz Weihnachten ein ganzes Tanz-Ensemble mit auf die Bühne und
zeigt das Stück KALASCHNIKOWA.

Ausgangspunkt der Tanzinszenierung "Kalaschnikowa - Das Lied ohne
Ende" bildet die akustische Parallele eines Seriefeuers zu den
salvenartigen Fußschlägen des Flamencotanzes. Dabei werden die
Energien von Täter*in und Opfer, von Gewalt und Verletzlichkeit
ergründet. Unter welcher Ideologie auch immer gefeuert wird: die
Schüsse durchlöchern brutal die Stille, den Raum der Seele, das
Prinzip von Leben und Lebenlassen, die Geborgenheit. Die salvenartigen
Fußschläge sind betörend und ohrenbetäubend zugleich, finden ihre
Resonanz und Rezeption in den Körpern, die sie produzieren. Stoß und
Rückstoß, Anspannung, Entspannung und Kollaps als sich gegenseitig
bedingende Prozesse. Die Waffe, eine Konstruktion zur Destruktion.

Die Compagnie el contrabando unter der Leitung von Anet Fröhlicher
erarbeitet Tanzinszenierungen, die bisher in Europa, Nordafrika und
Südamerika auf Tour waren. Sie widmet sich dem investigativen Flamenco
und setzt sich in ihren Produktionen mit international relevanten
Themen wie Waffengewalt, Krieg und Frieden auseinander. Seit 2018 ist
auch die Hamburger Tänzerin Swaantje Gieskes Mitglied der Compagnie.

Konzept, Künstlerische Leitung und Choreografie: Anet Fröhlicher

Bühneninstallation: Reto Emch

Lichtdesign: Stephan Haller

Tänzerinnen: Swaantje Gieskes, Jojo Hammer, Vera Fenyvesi Köppern und
Henna-Elise Selkäla

Produziert von Compagnie el contrabando in Koproduktion mit Haus der
Kunst St. Josef, Solothurn.

Gefördert durch: Stadt und Kanton Solothurn, Ernst Göhner Stiftung,
Stanley Thomas Johnson Stiftung, Migros Kulturprozent, Däster Schild
Stiftung und Kulturfonds Anzeigerverband BW.

 * 

Quelle:

LICHTHOF Theater

Mendelssohnstraße 15 B, 22761 Hamburg

Tel. 040 / 300 33 74 80

Karten unter: www.lichthof-theater.reservix.de/events

Internet: www.lichthof-theater.de
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JUSTIZ/236: Kükentötung bleibt (vorerst) legal (tierrechte)

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Kükentötung bleibt (vorerst) legal

von Christina Ledermann



Im Juni urteilte das Bundesverwaltungsgericht, dass das Töten von
jährlich 45 Millionen männlichen Küken vorerst erlaubt bleiben soll.
Aus ethischer Sicht unfassbar. Doch bei genauerem Hinsehen entpuppt
sich das vermeintliche Skandalurteil möglicherweise als
Fortschritt.



Nach dem lange erwarteten Urteil des Bundesverwaltungsgerichts
(BVerwG) am 13. Juni 2019 dürfen Brütereien männliche Küken weiterhin
gleich nach dem Schlüpfen töten, bis sie ein Verfahren zur
Geschlechts-Früherkennung im Ei eingeführt haben. Nach fast 50 Jahren
Tierschutzgesetz und 17 Jahren Staatsziel Tierschutz scheint dies aus
ethischer Sicht unfassbar. Der Rechtsanwalt und ehemalige Vorsitzende
des Bundesverbandes, Dr. Eisenhart von Loeper, sieht darin zu Recht
ein abgründiges, erbärmliches Versagen gegenüber denen, die sich
selbst gegen die Arroganz der Macht des Menschen nicht wehren können.
Doch es lohnt, sich die Urteilsbegründung genauer auszusehen. Denn das
BVerwG ist im Gegensatz zum Oberverwaltungsgericht (OVG) Münster, das
im Mai 2016 im Ergebnis ähnlich entschied, zu einer weit
differenzierteren Urteilsbegründung gelangt.


Tierschutz wiegt schwerer

Zum einen bezieht das BVerwG die Bedeutung des Staatsziels Tierschutz
mit ein. Abwägungen, die vor Inkrafttreten der Staatszielbestimmung zu
Lasten des Tierschutzes vorgenommen wurden, müssen demnach heute ein
anders Ergebnis haben. Zum anderen hat sich das Gericht erstmals mit
den konkreten Anforderungen an einen "vernünftigen Grund" im Sinne des
Tierschutzgesetzes (§ 1 Satz 2) auseinandergesetzt. Der
"vernünftige Grund" gilt als unbestimmter Rechtsbegriff und führte
bisher dazu, dass Tiernutzer diese schwammige Formulierung stets in
ihrem Sinne auslegten. Dies ist nach dem Urteil nicht mehr möglich.
Denn nach Ansicht des Gerichtes gibt es für das Töten der männlichen
Küken, vor dem Hintergrund des Staatsziels Tierschutz und der
veränderten gesellschaftlichen Wertvorstellungen, keinen vernünftigen
Grund mehr. Außerdem sei dies mit dem Eigenwert der Tiere nicht zu
vereinbaren. Die Belange des Tierschutzes wögen schwerer als das
wirtschaftliche Interesse der Brutbetriebe.


Nur noch übergangsweise zulässig

Doch das Gericht machte eine entscheidende Einschränkung: Das
Tierschutzgesetz verbiete zwar das Töten von Tieren ohne vernünftigen
Grund", da jedoch die Praxis jahrzehntelang hingenommen worden sei,
könne von den Brutbetrieben keine sofortige Umstellung verlangt
werden. Das Töten sei jedoch nur noch übergangsweise zulässig, bis
Alternativen zur Verfügung stünden. Dies kritisiert von Loeper scharf:
"Die staatlichen Organe hätten die Massentötung männlicher Küken schon
ein halbes Jahrhundert lang versagen müssen. Dem
Bundesverwaltungsgericht hätte klar sein müssen, dass nicht der
geringste Grund bestand, die schreckliche rechts- und
verfassungswidrige Praxis - noch - für "zulässig" zu erklären!"


Klöckner setzt auf Freiwilligkeit

Der ehemalige Bundeslandwirtschaftsminister Christian Schmidt (CSU)
hatte schon 2015 angekündigt, das Kükenschreddern zu beenden. Ende
2018 stellte Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) ein
neues Verfahren vor, das mithilfe eines Lasers das Geschlecht im Ei
bestimmen soll. Doch trotz millionenschwerer Förderung sind die
versprochenen Verfahren zur Geschlechts-Früherkennung bis heute nicht
praxisreif. Mitte Juli forderte Klöckner von der Geflügelbranche einen
Zeitplan zum Ausstieg. Diskutiert wurden Ausstiegsdaten bis Ende 2020
oder 2021. Der Haken: Die Branche soll das Töten freiwillig beenden.


Ende der Hinhaltetaktik

Doch diese jahrelange Hinhaltetaktik ist mit dem aktuellen Urteil
Geschichte. Die Groko hat im Koalitionsvertrag vereinbart, das
Kükentöten bis 2020 zu verbieten. Sie muss diese Ankündigung umsetzen
und zwar nicht erst, wenn die Verfahren zur Geschlechtsbestimmung im
Ei wirtschaftlich oder gar kostenneutral sind. Wenn der Ausstieg nach
mehreren Verschiebungen 2020 immer noch nicht erfolgt, kann sich
Klöckner nicht mehr auf den vernünftigen Grund berufen. Die
Landwirtschaftsministerin muss die Brütereien endlich in die Pflicht
nehmen. Sie könnte beispielsweise verlangen, dass die Unternehmen in
die Technik zur Geschlechts-Früherkennung investieren.


Grundsätzlich: Probleme der Eierproduktion

Die Geschlechtsbestimmung im Ei könnte zwar die skandalöse Kükentötung
beenden, doch dies löst nicht das grundsätzliche Problem der
Eierproduktion: Wenn die Legeleistung der Hennen nach circa einem Jahr
abnimmt, werden auch sie als Suppenhühner geschlachtet. Tatsächlich
stellt sich die radikale Frage nach dem vernünftigen Grund viel
früher: Ist es ein vernünftiger Grund, Tiere in Massen zu produzieren
und unter tierquälerischen Bedingungen zu halten, nur weil der Mensch
das Bedürfnis hat, Eier und Fleisch zu essen?

 * 

Quelle:

Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019, S. 18

Menschen für Tierrechte

Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V.

Mühlenstr. 7a, 40699 Erkrath

Telefon: 0211 / 22 08 56 48, Fax. 0211 / 22 08 56 49

E-Mail: info@tierrechte.de

Internet: www.tierrechte.de

 

tierrechte erscheint viermal jährlich.

Der Verkaufspreis ist im Mitgliedsbeitrag enthalten.



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Dezember 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis







SCHATTENBLICK - AKTION/383: Welche Vögel sind noch da? Stunde der Wintervögel vom 10. bis 12. Januar 2020 (NABU)















[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





AKTION/383: Welche Vögel sind noch da? Stunde der Wintervögel vom 10. bis 12. Januar 2020 (NABU)

Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 5. Dezember
2019

NABU: Welche Vögel sind noch da?

Der Naturschutzbund und der LBV rufen zur bundesweiten Stunde der
Wintervögel auf



Berlin - Wer flattert denn da durch den winterlichen Garten? Der NABU
und sein bayerischer Partner LBV rufen wieder zur bundesweiten "Stunde
der Wintervögel" auf. Vom 10. bis zum 12. Januar können
Vogelfreundinnen und -freunde eine Stunde lang Vögel beobachten,
zählen und dem NABU melden. "Nach dem zweiten Rekordsommer in Folge
könnte die Zählung Aufschluss darüber geben, wie sich anhaltende Dürre
und Hitze auf die heimische Vogelwelt auswirken", so
NABU-Bundesgeschäftsführer Leif Miller. "Je mehr Menschen mitmachen,
desto aussagekräftiger werden die Ergebnisse."

In diesem Jahr könnte es zudem interessante Erkenntnisse für den
Eichelhäher geben. "Im Herbst haben wir einen massiven Einflug dieser
Art nach Deutschland und Mitteleuropa beobachtet", sagt Miller. "Im
September waren es über zehnmal so viele Vögel wie jeweils im gleichen
Monat der vergangenen sieben Jahre. Im Oktober registrierten
Vogelzugzählstationen sogar 16 Mal so viele Eichelhäher. Ähnlich hohe
Zahlen gab es zuletzt 1978." Als Grund vermuten die Ornithologen, dass
es 2018 in Nordosteuropa eine sogenannte Eichelvollmast gab, also
besonders viele Eicheln herangereift sind. So konnten deutlich mehr
Eichelhäher den vergangenen Winter überleben und in diesem Jahr
brüten. "Viele dieser Vögel sind nun zu uns gezogen, weil in ihren
Herkunftsgebieten nicht mehr genug Nahrung für alle Vögel vorhanden
ist", erklärt Miller. "Seit die Eichelhäher nicht mehr aktiv wandern,
scheinen sie jedoch wie vom Erdboden verschluckt. Die Stunde der
Wintervögel könnte zeigen, wo diese Eichelhäher geblieben sind. Es ist
sehr wahrscheinlich, dass sie sich in den Wäldern und Gärten des
Landes verteilt haben."

Vielleicht kann bei der Stunde der Wintervögel sogar der in
Deutschland fast noch nie beobachtete Hakengimpel entdeckt werden.
Dieser kernbeißer-große Finkenvogel aus der nördlichen Taigazone wurde
in diesem Herbst vermehrt weit südlich seines normalen Vorkommens im
südlichen Skandinavien beobachtet. Besonders in Gärten mit
früchtetragenden Vogelbeerbäumen könnten diese roten oder gelben Vögel
mit ihren typischen weißen Flügelstreifen auftreten.

Die "Stunde der Wintervögel" ist Deutschlands größte wissenschaftliche
Mitmachaktion und findet bereits zum zehnten Mal statt. Jeder kann
eine Stunde lang die Vögel am Futterhäuschen, im Garten, auf dem
Balkon oder im Park zählen und dem NABU melden. Von einem ruhigen
Beobachtungsplatz aus wird von jeder Art die höchste Anzahl notiert,
die im Laufe einer Stunde gleichzeitig zu beobachten ist. Die
Beobachtungen können unter www.stundederwintervoegel.de bis zum 20.
Januar gemeldet werden. Zudem ist für telefonische Meldungen am 11.
und 12. Januar jeweils von 10 bis 18 Uhr die kostenlose Rufnummer 0800-
1157-115 geschaltet.

Bei der letzten großen Vogelzählung im Januar 2019 beteiligten sich
über 138.000 Menschen. Insgesamt gingen Meldungen aus 95.000 Gärten
und Parks ein. Der Haussperling ergatterte damals den Spitzenplatz als
häufigster Wintervogel in Deutschlands Gärten, Kohlmeise und
Feldsperling folgten auf Platz zwei und drei.

Für die "Schulstunde der Wintervögel" vom 6. bis 10. Januar bietet die
NAJU auf www.NAJU.de/SdW:

Zählkarten, ein Poster und ein Wintervogel-Quiz für Kindergruppen und
Schulklassen an. Bei fünf Aktionen lernen sie Vögel und ihre
Anpassungsstrategien an die kalte Jahreszeit kennen. Die
Zählergebnisse der Kinder fließen ebenfalls in die NABU-Auswertung
ein.

Infos zur Aktion unter

www.stundederwintervoegel.de

E-Learning-Tool Vogeltrainer unter:

www.vogeltrainer.de

 * 
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LUFT/634: Hamburg muss mehr für bessere Luft tun - BUND gewinnt Klage zur Luftreinhaltung (BUND HH)

BUND-Landesverband Hamburg - 5. Dezember 2019

Stickoxidbelastung:
BUND setzt vor Gericht schärferen Luftreinhalteplan durch 

OVG Hamburg verurteilt die Stadt schnellstmöglich zur Einhaltung der
Grenzwerte / BUND fordert Maßnahmen statt weiteren Rechtsstreit



Das Oberverwaltungsgericht Hamburg hat heute der Luftreinhaltungsklage
des BUND Hamburg stattgegeben und die Hansestadt verurteilt, den
Luftreinhalteplan "unverzüglich" fortzuschreiben und schnellstmöglich
für eine Einhaltung der Grenzwerte zu sorgen.

"Das ist eine wirklich gute Nachricht für alle betroffenen Menschen in
Hamburg, die nach wie vor einer zu hohen Belastung an Stickoxiden
ausgesetzt sind. Die Stadt muss nun sehr schnell zusätzliche Maßnahmen
und insbesondere weitere Fahrverbote für Dieselfahrzeuge erlassen", so
Manfred Braasch, Landesgeschäftsführer des BUND Hamburg.

Bereits 2014 hatte das damals zuständige Verwaltungsgericht die Stadt
Hamburg verurteilt, mehr für die Luftreinhaltung zu tun. Allerdings
wurde erst drei Jahre später ein neuer Luftreinhalteplan vorgelegt. Da
dieser eine gesicherte Einhaltung der Grenzwerte erst für das Jahr
2025 in Aussicht stellte, reichte BUND Hamburg erneut Klage ein. Der
BUND hatte darin eine grundlegende Überarbeitung des
Luftreinhalteplans von 2017 und exemplarisch Durchfahrtverbote für die
Habichtstraße, die Nordkanalstraße, den Högerdamm und die
Spaldingstraße gefordert. Dieser Klage hat jetzt das OVG Hamburg
stattgegeben. Die Stadt könnte allerdings eine Revision beantragen und
damit das Bundesverwaltungsgericht einschalten.

"Wir haben die klare Erwartung, dass der Senat nach zwei
Verurteilungen endlich die Sach- und Rechtslage akzeptiert und konkret
für bessere Luft sorgt. Die nächste Instanz anzurufen und auf Zeit zu
spielen nutzt niemanden", so Manfred Braasch. Aktuell wird der
Grenzwert für Stickoxide weiterhin an den verkehrsbezogenen
Messstationen Habichtstraße, Max-Brauer-Allee und Kieler Straße
überschritten. An der Stresemannstraße liegt der aktuelle
Jahresmittelwert (gleitend) aufgrund der erlassenen Durchfahrtverbote
derzeit auf der Höhe des Grenzwertes von 40 µg/m3. Außerdem weisen die
Modellierungen im Luftreinhalteplan weitere Grenzwertüberschreitungen
in der gesamten Stadt aus.

Der BUND Hamburg wurde in der Klage von der Kanzlei Mohr Rechtsanwälte
vertreten.

 * 
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KLIMA/551: Wenn das Wasser kommt - Klimawandel in El Salvador (poonal)

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Wenn das Wasser kommt. Klimawandel in El Salvador

Von Markus Plate
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Roberto Cerrón ist stolz auf sein
neues nationales hydrometeorologisches Zentrum in San Salvador.

Foto: © Markus Plate



(Mexiko-Stadt, 2. Dezember 2019, npl) - Vor wenigen Wochen erst hat
Chile die Ausrichtung der diesjährigen Klimakonferenz abgesagt - wegen
der wochenlangen sozialen und politischen Proteste im Land. Der
Klimagipfel findet stattdessen in Madrid statt. Dabei gehört
Lateinamerika zu den vom Klimawandel am stärksten betroffenen Regionen
der Welt. Bis zum Jahr 2050 könnte er jährliche Schäden verursachen,
die in Zentralamerika zwei bis vier Prozent der Wirtschaftsleistung
betragen. El Salvador und Honduras sind wegen ihrer Lage zwischen
Pazifik und Karibik besonders gefährdet.

Roberto Cerrón ist stolz auf sein neues nationales
hydrometeorologisches Zentrum in San Salvador, der Hauptstadt von El
Salvador. Auf Dutzenden Rechnern mit riesigen Bildschirmen laufen
Echtzeitdaten auf. Wind- und Meeresströmungen, Wolkenfilme,
Regenradare, Erdbebendaten, die Pegelstände der wichtigsten Flüsse.
Cerrón erkennt seit längerem einen Rückgang der monatlichen
Niederschlagsmengen; Dürreperioden werden häufiger und länger.
Gleichzeitig gebe es aber mehr und kräftigere Starkregenereignisse:
"Wetterextreme wie El Niño im Pazifik, die Erwärmung des Atlantiks und
Hurricanes werden noch extremer." So falle in der Trockenzeit der
Grundwasserspiegel dramatisch. Überflutungen würden heftiger.


Eine Million Menschen von Überschwemmungen bedroht

Das kleine zentralamerikanische Land liegt gefährlich. Eine lange
Küstenlinie zum Pazifik, die Karibik auch nur 300 Kilometer entfernt,
beide mit Potenzial für große Tropenstürme. Die Grenze zum
benachbarten Honduras bildet ein Gebirgszug, an der sich Wolken von
beiden Meeren oft heftig abregnen. Schon heute sind zehn Prozent der
Landesfläche und damit fast eine Million Menschen von Überschwemmungen
bedroht.

Die Menschen in der Jiquilisco-Bucht am Pazifik, einem weitverzweigten
Mangroven-Feuchtgebiet, leben vom Meer, vom Fischfang und der
Krabbenzucht. Dicht an dicht stehen einfache Holzhäuser, Sandwege
ziehen sich wie in einem Labyrinth durch die Ansiedlungen, Hunde,
Hühner und Schweine laufen frei herum. Wäsche trocknet neben
Fischernetzen.

Inmitten der Bucht, auf der Insel Saldemar, findet eine
Hochwasserübung statt. Heribold Rodríguez ist Chef des lokalen
Zivilschutzkomitees. Das Szenario: Ein Hurricane zieht über
Zentralamerika, wie der Tod bringende Mitch vor 21 Jahren: Heftige
Stürme, tagelange Regenfälle lassen die Flüsse anschwellen,
gleichzeitig versperrt hineindrückendes Meerwasser den Abfluss. Es
braucht nicht viel, um Saldemar und die anderen Dörfer an der Küste zu
überfluten: Die Siedlung liegt vielleicht zwei Meter über dem
Meeresspiegel.

Der ehrenamtliche Zivilschutzchef weist über Megafon sein Team an, wer
zuerst wohin evakuiert werden muss. Die kleine Schule des Dorfes dient
als Einsatzzentrum, als Schutzraum und Lazarett. Rodríguez warnt, dass
durch den Klimawandel Katastrophen wie Mitch wahrscheinlicher werden.
Die Stürme seien heute dreimal so häufig wie vor 30 Jahren und hätten
heute die gleiche Kraft wie früher Hurricanes: "Wir leben ja hier und
wir können nicht so einfach weg. Um die Menschen zu evakuieren,
brauchen wir viele Stunden."


Erinnerung an Hurricane Mitch

Gerade Judith aus dem Dorf Guadalupe la Zorra weiß, wie dramatisch die
Lage werden kann: Als Mitch kam, saß die damalige Jugendliche, die an
Kinderlähmung leidet und daher in ihrer Bewegung stark eingeschränkt
ist, mit ihrer Großmutter allein im Haus fest. Auf einem Tisch und
dennoch bis zu den Knien im Wasser. Das hat sie tief geprägt. Heute
ist sie Mitglied des Zivilschutzkomitees ihre Gemeinde.
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Das Dorf Guadalupe La Zorra liegt an einer großen Süßwasserlagune.


Foto: © Markus Plate



Natürlich könne so ein verheerender Hurricane immer wieder kommen.
Aber die Dörfer seien heute besser vorbereitet, sagt die 42-jährige:
"Heute warten wir nicht, bis uns das Wasser bis zum Hals steht.
Sondern wir handeln, sobald das Frühwarnsystem anschlägt." Ganz
wichtig seien die regelmäßigen Treffen und Übungen. Jede und jeder
könne sich dort mit eigenen Ideen einbringen, die Alten den Jüngeren
Erfahrungen weitergeben.

Guadalupe liegt an einer großen Süßwasserlagune am Rande der Mangroven
etwa 50 Kilometer westlich von Saldemar. Die Menschen bauen auf
fruchtbarem Boden Bananen und Mais an, verdienen ihr Geld aber vor
allem mit dem Fischfang; auch die fünffache Mutter Concepción Ramírez.
Jeden Nachmittag fahren sie und ihr Mann auf die Lagune hinaus und
sind erst kurz vor Mitternacht wieder zu Hause. Das größte Problem im
Ort sei das Trinkwasser: Es gibt keine Filter für das Brunnenwasser.
Es gibt keine Kanalisation, erst recht keine Kläranlagen und nicht
alle Häuser haben Latrinen. Immer öfter wird bei Starkregen das
Trinkwasser verseucht. So kommen, nach den Überschwemmungen, die
Krankheiten: Durchfall vor allem, Pilzerkrankungen, oder Dengue und
Chikungunya durch die Moskitos. Schlimm treffe es auch die Pflanzungen
und den Fischfang, berichtet Concepción.


Armut verschärft die Folgen des Klimawandels

Die salvadorianische NGO Cordes unterstützt die Küstengemeinden beim
Hochwasserschutz - mit internationalen Hilfsgeldern, der Arbeiter-
Samariter-Bund kofinanziert eine ganze Reihe der Projekte. Dazu
gehören die Organisation der Gemeinden, die Erstellung von
Notfallplänen, Wasserstandsanzeiger, Hochwasserübungen wie in
Saldemar, das Bereitstellen von Notfallausrüstung. Aber auch bauliche
Maßnahmen wie Hochwasserschutzmauern, Flutwehre und Hochbauten.
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Die Menschen im Weiler Rancho Viejo sind auf Flutkatastrophen
vorbereitet. Doch die Armut verschärft die Folgen des
Klimawandels.
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Im Weiler Rancho Viejo, auf einer Nachbarinsel von Saldemar, wird eine
Flutschutzmauer eingeweiht. Bauleiter Luis Castillo blickt stolz, aber
auch skeptisch auf das neue Werk: "Die Leute sind arm und können
Hochwasserschutz alleine nicht stemmen. Vor allem keine teuren
Baumaßnahmen". Die Armut verschärfe aber auch die Folgen des
Klimawandels: Die Mangrovenwälder werden für Bau- und Kochholz
gefällt. Sie sind aber unverzichtbar, weil sie Wellen brechen und
Wasser zurückhalten.

Hinzu kommt das Müllproblem. Die Menschen hier brauchen sauberes
Wasser, das es nur in Plastikflaschen gibt, Pfandsysteme haben die
weltweiten Getränkeriesen weitgehend abgeschafft, die Dörfer bleiben
also auf dem Plastikmüll sitzen. Die zahllosen Flaschen, die in der
Bucht schwimmen, töten nicht nur Vögel und Meerestiere, sie verstopfen
auch die natürlichen Zu- und Abflüsse.

Die Herausforderungen für ein Entwicklungsland wie El Salvador sind
also gewaltig. Und alte Probleme des kleinen Landes machen die Sache
nicht leichter. El Salvadors Steuerquote gehört zu den niedrigsten der
Welt, die öffentliche Hand hat also kaum Geld. Auf dem
Korruptionsindex steht das Land weit hinten, von dem wenigen Geld
verschwindet also noch viel. El Salvador ist zentralistisch
organisiert und sehr bürokratisch. Bis Gelder in den Gemeinden
ankommen, vergeht quälend viel Zeit, bestätigen die Fachleute von
Cordes. Effektive Klimapolitik ist unter solchen Bedingungen
schwierig.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/wenn-das-wasser-kommt-klimawandel-in-el-salvador/
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FORSCHUNG/802: Global Carbon Project - Emissionsstudie mit Augsburger Beteiligung (Uni Augsburg)

Universität Augsburg, 4. Dezember 2019

Global Carbon Project - Augsburger Wissenschaftler an Emissionsstudie 
beteiligt

CO2-Emissionen nehmen 2019 weiter zu, wenn auch langsamer



Augsburg/CH - Auch 2019 nahmen die weltweiten CO2-Emissionen weiter
zu, steigen aber langsamer an. Das zeigen neue Berechnungen des Global
Carbon Projects. An dem international besetzten Forschungsprojekt ist
auch der Augsburger Geograph Dr. Daniel Goll beteiligt.

Wird es gelingen, den Klimawandel und seine Folgen beherrschbar zu
machen? Das ist die zentrale Frage, mit der sich Wissenschaft und
Politik beschäftigen. Die entscheidende Maßzahl dafür sind die
globalen Kohlenstoffemissionen. Welche Mengen an Treibhausgasen, allen
voran Kohlendioxid (CO2), gehen Jahr für Jahr in die Atmosphäre und
wieviel davon können Land und Ozean aufnehmen und damit der Atmosphäre
entziehen? Das Global Carbon Project (GCP), ein weltweiter
Zusammenschluss von Klimaforschern, an dem mit Dr. Daniel Goll auch
ein Wissenschaftler der Universität Augsburg beteiligt ist, zieht
jedes Jahr Bilanz. Auch im Jahr 2019, so zeigt der neueste Report des
GCP, steigen die globalen Kohlenstoffemissionen weiter an, allerdings
langsamer als in den Vorjahren. Zwar wurde global gesehen weniger
Kohle verbrannt, aber der wachsende Verbrauch von Erdgas und eine
Zunahme der Emissionen aus der Landnutzung gegenüber dem Vorjahr haben
den Rückgang mehr als wettgemacht.

"Vier Jahre nach Verabschieden des UN-Klimaabkommens von Paris steigen
die CO2-Emissionen weiterhin an, um die Erderwärmung zu stoppen,
müssten sie aber auf Null zurückgehen",
erklärt Global-Carbon-Project-Mitautor und Geograph Goll. "Ohne
ergänzende Maßnahmen wie z.B. großflächige Aufforstungsprogramme, so
genannte negative Emissionen, wird das nicht möglich sein", ergänzt
Wolfgang Buermann, Professor für physische Geographie und
Klimaforschung.

Langsamerer Anstieg

Die Konzentration von Kohlendioxid in der Atmosphäre stieg 2019 weiter
an und wird im Jahresmittel voraussichtlich einen Wert von 410 ppm
(parts per million) erreichen. Das entspricht einer Zunahme von 47
Prozent gegenüber dem vorindustriellen Wert. "Den internationalen
Verpflichtungen, auf die sich die Staatengemeinschaft mit dem
UN-Klimaabkommen von Paris geeinigt hat, folgt noch keine angemessene
Umsetzung", sagt Julia Pongratz, Inhaberin des Lehrstuhls für
Physische Geographie und Landnutzungssystem an der
Ludwig-Maxilimans-Universität München und eine der Hauptautorinnen der
Studie. Die Emissionen aus der Verbrennung fossiler Energieträger
werden mit wahrscheinlich fast 37 Milliarden Tonnen CO2 (GtCO2) mehr
als vier Prozent höher ausfallen als 2015, dem Jahr des
Paris-Abkommens. Wenn die globale Durchschnittstemperatur mehr als
zwei Grad über das vorindustrielle Niveau steigt, so sind sich
Wissenschaftler weltweit einig, drohen die Folgen des Klimawandels
unbeherrschbar zu werden.

Das Tempo, mit denen Emissionen aus der Verbrennung fossiler
Energieträger ansteigen, hat sich indes verringert und liegt mit 0,6
Prozent (-0.2 bis +1.5 Prozent Unsicherheitsspanne) 2019 deutlich
unter 2017 (1,5 Prozent) und 2018 (2,1 Prozent). Zum Anstieg tragen
vor allem China und Indien bei, während Emissionen aus der EU und den
USA fielen. In Europa sorgte vor allem ein höherer CO2-Preis dafür,
dass die Emissionen zurückgingen, vor allem weil weniger Strom aus
Kohle erzeugt wurde. Der Verbrauch von Diesel und Kerosin stiegen
hingegen weiter. Gemittelt über das letzte Jahrzehnt stammte knapp die
Hälfte der fossilen CO2-Emissionen aus dem Energiesektor sowie jeweils
knapp ein Viertel aus Industrie und Verkehr.

Kohle hauptverantwortlich für fossile Emissionen

Trotz des Rückgangs bleibt Kohle mit 42 Prozent der fossilen
Emissionen im letzten Jahrzehnt noch immer die Hauptquelle
anthropogenen CO2-Ausstoßes. Auch wenn bei der Verbrennung von Gas
etwa 40 Prozent weniger CO2 pro Energieeinheit emittiert wird als bei
Kohle, kann Gas bestenfalls ein kurzfristiger Ersatz in der
Energieproduktion sein, merken die Forscher des Global Carbon Projects
an, weil er schlechterdings nicht zum Ziel führe, die Gesamtemissionen
auf netto null zu fahren.

Emissionen aus Landnutzungsänderungen sind mit größeren Unsicherheiten
behaftet und beliefen sich im letzten Jahrzehnt im Schnitt auf etwa
5,5 GtCO2 pro Jahr. Vorläufige Abschätzungen der Emissionen aus
Landnutzungsänderung für 2019 ergeben einen Anstieg von etwa 0,8 GtCO2
gegenüber dem Vorjahr. Diese Zunahme dürfte vor allem auf eine Zunahme
der Brandrodung im Amazonasgebiet zurückgehen. Daten der
brasilianischen Weltraumagentur zeigen, dass die Entwaldung im
brasilianischen Teil des Amazonas-Regenwaldes seit 2008 stetig
zugenommen hat. Gleichzeitig war auch die Feueraktivität in den
Entwaldungsgebieten Indonesiens ungewöhnlich hoch.

Land und Ozeane als CO2-Senken

Eine wichtige Rolle für die globale Kohlenstoffbilanz spielen dabei
Land und Ozeane als CO2-Senken. Nur etwa 45 Prozent der CO2-Emissionen
verbleiben in der Atmosphäre. Der Rest wird von den Weltmeeren und der
Vegetation aufgenommen, eine "enorme Dienstleistung der natürlichen
Systeme", sagt Pongratz. "Noch ist nicht zu erkennen, dass die
Aufnahmekapazität dieser Kohlenstoffsenken stagniert. Aber wir wissen
von der sogenannten CO2-Düngung: Bei steigenden CO2-Gehalten der
Atmosphäre erhöht sich die Pflanzenproduktivität, erreicht aber
irgendwann eine Sättigung", sagt die LMU-Geografin. "Zudem ist die
Landsenke sehr anfällig gegen zunehmende Störungen, etwa aus Rodung
übergreifende Feuer. Auch Dürre- und Hitzeereignisse werden in einigen
Regionen im Zuge des Klimawandels den Prognosen zufolge häufiger und
stärker auftreten und die Landsenke gefährden." Seit Beginn der
Industrialisierung haben sich Landnutzungsemissionen und die positiven
Effekte der Landsenke in etwa ausgeglichen. "Die Ozeane sind deshalb
die wichtigste Netto-Senke anthropogener Kohlenstoffemissionen",
erklärt Pongratz.

Das Global Carbon Project veröffentlicht seine neue Bilanz, während
sich die internationalen Regierungen zum Klimagipfel der Vereinten
Nationen (COP25) in Madrid versammeln. Gleichzeitig veröffentlicht das
Team von 76 Klimaforschern aus aller Welt die CO2-Bilanz 2019 in der
Fachzeitschrift Earth System Science Data. Das GCP wurde 2006
gegründet und veröffentlicht seitdem jährlich sein Gutachten. Aus
Deutschland sind neben Daniel Goll und der LMU-Wissenschaftlerin
Pongratz Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
Alfred-Wegener-Instituts (Bremerhaven), des Max-Planck-Instituts für
Meteorologie (Hamburg), des Max-Planck-Instituts für Biogeochemie
(Jena), des Karlsruhe Institute of Technology, des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung (Kiel) und des Leibniz-Instituts
für Ostseeforschung (Warnemünde) beteiligt.




Weitere Informationen:

www.globalcarbonproject.org/carbonbudget

www.globalcarbonatlas.org

Publikation: Pierre Friedlingstein et al.: Global Carbon Budget 2019.
Earth System Science Data 2019 

https://doi.org/10.5194/essd-11-1783-2019
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MASSNAHMEN/078: Natur liefert häufig die besten Lösungen im Kampf gegen den Klimawandel (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. Dezember 2019

Schulze: Natur liefert häufig die besten Lösungen im Kampf gegen
den Klimawandel

Weltklimakonferenz: BMU fördert neue Programme zum kombinierten Klima-
und Naturschutz mit 60 Millionen Euro



Das Bundesumweltministerium (BMU) unterstützt die Anpassung an den
Klimawandel durch Projekte, die zugleich dem Menschen nützen und
Ökosysteme stärken. So schützt die Wiederherstellung von Mangroven und
Korallenriffen die Küstenzonen vor stärker werdenden Stürmen und den
Folgen des Meeresspiegelanstiegs. Die Bepflanzung von Berghängen
schützt vor Erosion und Überschwemmung bei Regenfällen. Im Rahmen der
25. Weltklimakonferenz in Madrid (COP25) erhöht das BMU seine
Finanzzusagen im Bereich der sogenannten ökosystembasierten Anpassung
(Ecosystem-based Adaptation, EbA) um rund 60 Millionen Euro.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Die Natur liefert häufig die
besten Lösungen für den Klimaschutz und die Anpassung an den
Klimawandel. Neben Klima und Natur haben solche Projekte oft auch
einen sozialen Nutzen: Sie helfen besonders den Menschen in den
verwundbaren Entwicklungsländern bei der Anpassung an den Klimawandel.
Dort sind die Menschen häufig viel stärker direkt von der Natur
abhängig. Das gilt für die Landwirtschaft genauso wie für den
Küstenschutz."

Das BMU setzt seit Jahren einen Schwerpunkt auf ökosystembasierte
Anpassungsprojekte und baut diesen Schwerpunkt jetzt noch einmal
gezielt aus. Ökosysteme erbringen wichtige Leistungen für den
Menschen. Zum Beispiel erhalten sie die Bodenfruchtbarkeit, stellen
sauberes Wasser bereit und schützen vor Hochwasser oder Erosion. Der
Erhalt dieser Ökosystemleistungen kann dazu beitragen, dass Menschen
weniger stark von den Auswirkungen des Klimawandels betroffen sind.
Zugleich können sie auch zum Klimaschutz beitragen. Im Vergleich zu
technischen Anpassungslösungen ist die Anpassung über Ökosysteme zudem
oft besonders kosteneffizient.

Seit 2008 hat das BMU 44 solche Maßnahmen mit insgesamt 172 Millionen
Euro gefördert. Drei neue Programme ergänzen künftig diesen
Schwerpunkt der Internationalen Klimaschutzinitiative (IKI) des BMU:

• Programm mit UN Environment und IUCN über 20 Mio. Euro.
Dieses neue Programm mit dem offiziellen Titel "Support for the
Implementation and Upscaling of Ecosystem-based Adaptation" soll
gezielte und schnelle Unterstützung für ökosystembasierte
Anpassungsmaßnahmen in Form von Anschubfinanzierung für besonders
vielversprechende Maßnahmen bereitstellen. UN Environment und IUCN
werden die Zielländer bei der Umsetzung der Maßnahmen im Rahmen ihrer
Klimaschutzbeiträge durch Bereitstellung von spezifischem Fachwissen
und Kapazitätsaufbau unterstützen. Die Auswahl erfolgt durch
fortlaufende Ausschreibungen.

• "Ökosystembasierte Anpassung und Waldwiederaufbau in
vulnerablen ländlichen Gemeinden des Biologischen Korridors in der
Karibik", Programm mit der Deutschen Welthungerhilfe über 20 Mio.
Euro: Ziel ist es, die Lebensgrundlagen sowie die Anpassungsfähigkeit
von Menschen und Ökosystemen in ländlichen Gemeinden der Karibik zu
verbessern. U.a. will die Welthungerhilfe Landwirte dabei
unterstützen, angepasste Produktionstechniken anzuwenden und
Wertschöpfungsketten landwirtschaftlicher, agroforstlicher und
silvopastoraler Systeme zu optimieren.

• Aufstockung der "EbA-Fazilität" der KfW in der Karibik - 20
Mio. Euro: Die EbA-Fazilität des Caribbean Biodiversity Fund ist ein
flexibles und bedarfsgerechtes Finanzierungsinstrument zur Förderung
von ökosystembasierter Anpassung in der Karibik. Ziel sind der Schutz
und die nachhaltige Nutzung von Ökosystemen, die dazu beitragen,
negative Auswirkungen des Klimawandels auf Küstenzonen karibischer
Inselstaaten zu verringern.




Weitere Informationen:

Das BMU bei der COP25 in Madrid: www.bmu.de/COP25

IKI-Projektbeispiel "Mainstreaming EbA - Stärkung ökosystembasierter
Anpassung in Planungs- und Entscheidungsprozessen": 

https://www.international-climate-initiative.com/de/nc/details/project/mainstreaming-eba-staerkung-oekosystembasierter-anpassung-in-planungs-und-entscheidungsprozessen-15_II_117-457/

 * 
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STIMMEN/157: Warum wir wieder streiken (Pressenza)

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Warum wir wieder streiken

Von Greta Thunberg, Luisa Neubauer und Angela Valenzuela, 4. Dezember
2019



Nach mehr als einem Jahr düsterer wissenschaftlicher Prognosen und
zunehmendem Aktivismus erkennen führende Politiker der Welt und die
Öffentlichkeit zugleich zunehmend die Schwere und Dringlichkeit der
Klimakrise. Und trotzdem ist immer noch nichts geschehen.

Seit mehr als einem Jahr streiken Kinder und Jugendliche aus aller
Welt für das Klima. Wir haben eine Bewegung ins Leben gerufen, die
allen Erwartungen trotzte, mit Millionen [1] von Menschen, die ihre
Stimme erhoben und auf die Straßen gingen. Das haben wir nicht etwa
getan, weil es unser Traum war, sondern weil wir nicht sehen konnten,
dass irgendjemand anderes Maßnahmen zur Sicherung unserer Zukunft
ergriffen hätte. Und trotz der tatkräftigen Unterstützung, die wir von
vielen Erwachsenen - darunter einige der mächtigsten Köpfe der Welt -
erhalten haben, können wir immer noch keine konkreten Maßnahmen
erkennen.

Streiken ist keine Wahl, die wir gerne treffen; wir tun es, weil wir
keine andere Möglichkeit sehen. Wir haben eine Reihe von
Klimakonferenzen der Vereinten Nationen stattfinden sehen. Unzählige
Verhandlungen haben zu vielbeschworenen aber letztlich leeren
Verpflichtungen der Regierungen der Welt geführt - die gleichen
Regierungen, die es Unternehmen der fossilen Brennstoffindustrie
erlauben, nach immer noch mehr Öl und Gas zu bohren und unsere Zukunft
für ihren eigenen Profit zu verbrennen.

Die Politik und die Öl- und Gasindustrie wissen seit Jahrzehnten vom
Klimawandel. Und trotzdem lassen Politiker die Profiteure weiterhin
die Ressourcen unseres Planeten ausbeuten und sein Ökosystem
zerstören, auf der Suche nach schnellem Geld, das nichts weniger als
unsere Existenz bedroht.

Glaubt nicht uns: es sind die Wissenschaftler, die Alarm schlagen [2].
Sie warnen [3] davor, dass die Wahrscheinlichkeit, den Anstieg der
globalen Temperaturen auf 1,5 Grad Celsius über dem vorindustrielle
Niveau begrenzen zu können, nie geringer war - die Schwelle, ab der
die zerstörerischsten Auswirkungen des Klimawandels ausgelöst werden
würden.

Schlimmer noch, jüngste Forschungen [4] zeigen, dass wir auf dem
besten Weg dazu sind, im Jahr 2030 120% mehr fossile Brennstoffe zu
produzieren, als mit dem Grenzwert von 1,5°C vereinbar wäre: Die
Konzentration der Klima-aufheizenden Treibhausgase in unserer
Atmosphäre hat ein Rekordhoch [5] erreicht, ohne ein Anzeichen von
Verlangsamung. Selbst wenn die Länder ihre aktuellen Verpflichtungen
zur Emissionsreduzierung einhalten, steuern wir auf einem Anstieg von
3,2°C [6] zu.

Junge Menschen wie wir tragen die Hauptlast des Versagens unserer
Regierungen. Untersuchungen zeigen [7], dass die Verschmutzung durch
Verbrennung fossiler Brennstoffe die weltweit größte Bedrohung für die
Gesundheit von Kindern darstellt. Erst in diesem Monat wurden fünf
Millionen Atemschutzmasken an Schulen in Neu-Delhi, der Hauptstadt
Indiens, verteilt [8], wegen des giftigen Smogs. Fossile Brennstoffe
ersticken buchstäblich unsere Leben.

Die Wissenschaft schreit nach dringenden Maßnahmen, und immer noch
wagen es unsere Führer, sie zu ignorieren. Also kämpfen wir weiter.

Nach einem Jahr des Streikens werden unsere Stimmen nun gehört. Wir
sind eingeladen, in den Korridoren der Macht zu sprechen. Bei der UNO
haben wir zu führenden Persönlichkeiten der Welt gesprochen [9]. Auf
dem Weltwirtschaftsforum in Davos trafen wir uns mit Premierministern,
Präsidenten und sogar mit dem Papst. Wir haben Hunderte von Stunden
damit verbracht, an Gesprächsrunden teilzunehmen und mit Journalisten
und Filmemachern zu sprechen [10]. Uns wurden Auszeichnungen für
unseren Aktivismus angeboten [11].

Unsere Bemühungen haben dazu beigetragen, den Diskurs über den
Klimawandel ins Zentrum des öffentlichen Bewusstseins zu rücken. Die
Menschen diskutieren heute zunehmend über die Krise, in der wir uns
befinden, nicht im Flüsterton oder als Nebensache, sondern öffentlich
und mit einem Gefühl der Dringlichkeit. Umfragen bestätigen diese
veränderte Wahrnehmung. Eine aktuelle Befragung [12] ergab, dass in
sieben der acht befragten Länder der Zusammenbruch des Klimas als das
wichtigste Thema angesehen wird, dem sich die Welt gegenüber sieht.
Eine weitere bestätigte, dass Schulkinder bei der Sensibilisierung
eine Vorreiterrolle gespielt haben.

Angesichts der veränderten öffentlichen Meinung sagen nun auch
führende Politiker der Welt, dass sie uns gehört haben. Sie sagen,
dass sie unserer Forderung nach dringenden Maßnahmen zur Bewältigung
der Klimakrise zustimmen. Aber sie tun nichts. Während sie auf dem Weg
nach Madrid zur 25. Tagung der Konferenz der Vertragsparteien (COP25)
des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nationen zum Klimawandel sind,
klagen wir diese Heuchelei an.

An den nächsten beiden Freitagen werden wir wieder auf die Straße
gehen: am 29. November weltweit und am 6. Dezember während der
UN-Klimakonferenz in Madrid, in Santiago de Chile und vielen anderen
Orten. Schüler, Jugendliche und Erwachsene auf der ganzen Welt werden
zusammenkommen und fordern, dass unsere Führungskräfte handeln - nicht
weil wir es so wollen, sondern weil es die Wissenschaft verlangt.

Diese Maßnahmen müssen effektiv und umfassend sein. Schließlich geht
es bei der Klimakrise nicht nur um die Umwelt. Es ist eine Krise der
Menschenrechte, der sozialen Gerechtigkeit und des politischen
Willens. Koloniale, rassistische und patriarchalische
Unterdrückungssysteme haben sie geschaffen und beflügelt. Wir müssen
sie alle demontieren. Unsere politischen Führer können sich nicht
länger ihrer Verantwortung entziehen.

Manche sagen, dass die Konferenz von Madrid nicht sehr bedeutend sei;
die großen Entscheidungen würden auf der COP26 im nächsten Jahr in
Glasgow getroffen werden. Wir sind da anderer Meinung. Wie die
Wissenschaft deutlich gemacht hat, haben wir nicht einen einzigen Tag
zu verlieren.

Wir haben gelernt, dass, wenn wir nicht aufstehen, es niemand tun
wird. Deshalb werden wir einen stetigen Trommelwirbel an Streiks,
Protesten und anderen Aktionen aufrechterhalten. Wir werden immer
lauter werden. Wir werden alles tun, was nötig ist, um unsere Führer
davon zu überzeugen, sich so klar und deutlich hinter die Wissenschaft
zu stellen, dass selbst Kinder es verstehen.

Kollektive Aktionen funktionieren, das haben wir bewiesen. Aber um
alles zu verändern, brauchen wir auch alle. Jeder Einzelne von uns
muss an der Widerstandsbewegung für das Klima teilnehmen. Wir können
nicht nur sagen, dass es uns wichtig ist, wir müssen es auch zeigen.

Schließt Euch uns an. Nehmt an unseren bevorstehenden Klimastreiks in
Madrid oder in Eurer Heimatstadt teil. Zeigt Eurer Gemeinschaft, der
fossilen Brennstoffindustrie und den Politikern, dass Ihr keine
Untätigkeit beim Klimawandel mehr duldet. Mit zahlenmäßig hoher
Beteiligung auf unserer Seite haben wir eine Chance.

Und an die politischen Köpfe, die nach Madrid reisen, ist unsere
Botschaft simpel: Die Augen aller zukünftigen Generationen sind auf
Euch gerichtet. Handelt entsprechend.

Greta Thunberg ist Leiterin der Klimastreiks der Jugend in Schweden.

Luisa Neubauer ist eine deutsche Klimaaktivistin.

Angela Valenzuela ist Koordinatorin von Fridays for Future in
Santiago, Chile.


Die Übersetzung aus dem Englischen wurde von Evelyn
Rottengatter vom ehrenamtlichen Pressenza-Übersetzungsteam
erstellt.

Englischsparachige Erstveröffentlichung:


https://countercurrents.org/2019/11/why-we-strike-again


Anmerkungen:

[1] https://globalclimatestrike.net/7-million-people-demand-action-after-week-of-climate-strikes/

[2] https://academic.oup.com/bioscience/advance-article/doi/10.1093/biosci/biz088/5610806

[3] https://www.nytimes.com/2019/11/26/climate/greenhouse-gas-emissions-carbon.html

[4] https://www.unenvironment.org/resources/report/production-gap-report-2019

[5] https://public.wmo.int/en/media/press-release/greenhouse-gas-concentrations-atmosphere-reach-yet-another-high

[6] https://www.unenvironment.org/resources/emissions-gap-report-2019

[7] https://www.ncbi.nlm.nih.gov/pubmed/29295510

[8] https://edition.cnn.com/2019/11/01/asia/delhi-pollution-schools-intl-hnk/index.html

[9] https://www.youtube.com/watch?v=KAJsdgTPJpU

[10] https://www.ted.com/talks/greta_thunberg_school_strike_for_climate_save_the_world_by_changing_the_rules/transcript?language=en

[11] https://time.com/5713794/greta-thunberg-turns-down-environment-prize/

[12] https://www.theguardian.com/environment/2019/sep/18/climate-crisis-seen-as-most-important-issue-by-public-poll-shows
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DEMO/283: Schienen auf die Straße! Mit der Straßenbahn auf den Ku'damm!, 8.12.

NaturFreunde Deutschlands - 4. Dezember 2019

Einladung zur Demo und Kundgebung:

Schienen auf die Straße! Mit der Straßenbahn auf den Ku'damm!

Sonntag, 8.12.2019, um 13.00 Uhr

Startpunkt: Wittenbergplatz (U-Bahnausgang West, Fußgängerinsel)



Am 8. Dezember geht ein Bündnis aus Umwelt- und Verkehrsverbänden auf
die Straße um für einen schnellen Ausbau der Straßenbahn in Berlin zu
demonstrieren. Ab 13.00 Uhr wird es Reden von Vertreter*innen
verschiedener Verbände und Initiativen geben. Um ca. 13.30 Uhr startet
eine Demonstration bis zum U-Bahnhof.

Aufruf:

Die "City West" ertrinkt in Verkehr und Abgasen. Deshalb wollen wir
den Autoverkehr reduzieren und fordern den Bau einer
Straßenbahnstrecke auf dem Kurfürstendamm in der nächsten
Legislaturperiode des Berliner Abgeordnetenhauses.

Wir fordern einen flächendeckenden Wiederaufbau der Straßenbahnen in
Berlin. Die Straßenbahn leistet einen Beitrag zur demokratischen
Rückeroberung des öffentlichen Raums. Der öffentliche Personenverkehr
als ökologische und nachhaltige Verkehrsinfrastruktur soll den
öffentlichen Raum bestimmen, nicht der motorisierte Individualverkehr.
Dabei ist die Straßenbahn die beste Lösung: komplett barrierefrei, an
den Schienen für alle erkennbar - und mit Rasentrassen auch ein
"grünes Raumelement", das die Qualität der Straße verbessert und den
öffentlichen Verkehr ins Zentrum der Straße rückt.

Berlin braucht eine echte Mobilitätswende. Die Vereinbarungen in der
Koalitionsvereinbarung zum Straßenbahnausbau sind ein erster Schritt
in die richtige Richtung. Die Berliner Politik agiert jedoch ängstlich
und setzt ihre bisherigen Ideen nur zögerlich um. Wir erwarten vom
Berliner Senat, dass er sich gegen die Bremser der Autolobby
positioniert und einem schnellen Ausbau der Straßenbahn in Berlin
höchste Priorität gibt.

Wir fordern:


	Eine konsequente Verkehrsplanung mit Priorität für Straßenbahnen, Fußgänger*innen und Radfahrer*innen

	Brückenerneuerung grundsätzlich straßenbahntauglich

	Flächensicherung für Straßenbahnbetriebshöfe

	Den energischen Ausbau des Straßenbahnnetzes in ganz Berlin

	Ein Sonderprogramm zum Ausbau der Straßenbahn mit mindestens 100 Mio. Euro jährlich

	Die Abkehr von der autogerechten Stadt



Aufrufende:

NaturFreunde Berlin; Berliner Fahrgastverband IGEB, BF Bahnen,
Regionalverband Berlin-Brandenburg; Fahrgastinitiative Berlin;
Grünzüge für Berlin;



NaturFreunde erarbeiten Vorschläge für neue Straßenbahntrassen, die in
der nächsten Legislaturperiode vom Berliner Senat umgesetzt werden
sollen:

Trassenflyer: Trassenvorschlag: Hohenzollerndamm/Konstanzer Straße:


https://www.naturfreunde-berlin.de/neuer-trassenflyer-trassenvorschlag-hohenzollerndammkonstanzer-strasse

Trassenflyer: Trassenvorschlag:Kurfürstendamm/Grunewald

https://www.naturfreunde-berlin.de/neuer-trassenflyer-trassenvorschlagkurfuerstendammgrunewald

Die Erarbeitung der Flyer wurden unterstützt von: Berliner
Fahrgastverband IGEB, BF Bahnen, Regionalverband Berlin-Brandenburg,
Fahrgastinitiative Berlin, Grünzüge für Berlin, Fuss e.V.

 * 
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MASSNAHMEN/207: Bundesregierung entwickelt erste Maßnahmen gegen Spurenstoff-Belastung (BMU)

Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 5. Dezember 2019: Gewässerschutz

Bundesregierung entwickelt erste Maßnahmen gegen Spurenstoff-Belastung 

Neues ExpertInnengremium zur Bewertung von Spurenstoffen



Die Bundesregierung bereitet erste Maßnahmen vor, um Flüsse und Seen
in Deutschland besser vor sogenannten Spurenstoffen zu schützen. Heute
findet im BMU die erste Sitzung eines neuen ExpertInnengremiums statt,
das künftig regelmäßig begutachten wird, wie gefährlich einzelne
Spurenstoffe sind. Außerdem sollen Hersteller und gesellschaftliche
Gruppen bei mehreren Runden Tischen zusammenkommen. In einer
einjährigen Pilotphase sollen dort erste Maßnahmen entwickelt und
testweise umgesetzt werden. Den Auftakt macht ein Runder Tisch zu
Röntgenkontrastmitteln am 16. Dezember. Diese Mittel erschweren unter
anderem die Trinkwassergewinnung.

Spurenstoffe sind Chemikalien, die zum Beispiel beim Einsatz von
Arznei- oder Pflanzenschutzmitteln sowie Wasch- und Pflegemitteln
entstehen. Diese Chemikalien lassen sich in Klärwerken kaum
zurückhalten, weshalb sie häufig in die Umwelt gelangen. Schon in
geringen Mengen können sie sich schädlich auf die Tier- und
Pflanzenwelt in Gewässern auswirken. Da wo sie vorkommen, erschweren
sie die Gewinnung von Trinkwasser.

Vor diesem Hintergrund hat das BMU einen Stakeholder-Dialog zur
Erarbeitung einer Spurenstoff-Strategie gestartet. Die dabei
beteiligten Verbände haben sich auf einen breiten Maßnahmenkatalog
geeinigt, um die Umweltbelastung mit Spurenstoffen zu verringern. Dazu
gehört auch die Einrichtung eines unabhängigen ExpertInnengremiums zur
Bewertung von Spurenstoffen. Diese erfolgt anhand der im
Stakeholder-Dialog erarbeiteten Bewertungskriterien. Dem Gremium
gehören 15 Experten und Expertinnen aus Bundesbehörden, Bundesländern,
Industrie, Umwelt- und Wasserverbänden an, sie treffen sich heute zu
ihrer Auftaktsitzung, um auf Grundlage von Vorarbeiten des
Umweltbundesamtes erste Spurenstoffe auf ihre Relevanz für die
Gewässer zu bewerten.

Für ausgewählte, als relevant bewertete Spurenstoffe werden jetzt
Minderungsmaßnahmen erarbeitet, die an den jeweiligen Quellen
ansetzen. Dies passiert an Runden Tischen, die die Hersteller der
Produkte verantworten, welche die Spurenstoffe verursachen. Als Erstes
wird es um die Gruppe der Röntgenkontrastmittel gehen. Hierzu startet
am 16. Dezember 2019 ein erster Runder Tisch in Bonn. Teilnehmen
werden Industrievertreter, Vertreter aus dem Gesundheitssektor, der
Wasserwirtschaft, der Umweltverbände und der Länder. Es ist
vorgesehen, dass die Organisation und Moderation des Runden Tisches
von den beteiligten Akteuren im Wechsel durchgeführt wird, so dass ein
ausgewogener Prozess gewährleistet werden kann.

Röntgenkontrastmittel können durch den menschlichen Körper nicht
aufgenommen werden und werden daher unverändert ausgeschieden.
Kläranlagen können diese Substanzgruppe allerdings kaum zurückhalten.
Dadurch gelangen diese Mittel auch in die Gewässer, wo sie lange
verbleiben und häufig nachgewiesen werden. Die Gewinnung von
Trinkwasser wird dadurch aufwendiger. Ziel ist es, durch Maßnahmen bei
der Produktwahl, bei der Herstellung, der Anwendung sowie durch
Maßnahmen nach der Anwendung, den Eintrag von Röntgenkontrastmitteln
ins Abwasser zu reduzieren, damit diese nicht über aufwendige und
kostenintensive Technologien nachträglich entfernt werden müssen.

Auch Arzneimittelwirkstoffe stehen im Fokus der Spurenstoffstrategie,
da sie durch die gängigen Kläranlagen nur unzureichend zurückgehalten
werden. Die Wirkstoffe gelangen entweder im Zuge der normalen
Anwendung über menschliche Ausscheidungen durch das Abwassersystem in
unsere Gewässer oder durch die falsche Entsorgung über Toilette und
Spüle.

Alle beim Stakeholder-Dialog vereinbarten Maßnahmen werden in einer
Pilotphase getestet und anschließend unabhängig evaluiert werden. Zur
Organisation, fachlichen Begleitung und Evaluierung der Pilotphase
sind das Fraunhofer ISI, die IKU GmbH und das Umweltbundesamt
einbezogen.



Weitere Informationen

Im Stakeholder Dialog zur Spurenstoffstrategie des Bundes, hatten sich
die beteiligten Stakeholder auf vielfältige Maßnahmen und
Vorgehensweisen geeinigt und diese in einem Ergebnispapier
dokumentiert: 

www.bmu.de/download/ergebnisse-der-phase-2-des-stakeholder-dialogs-spurenstoffstrategie-des-bundes/

 * 
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Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ - 03.12.2019

Wie sich in Europa die Wasserqualität verbessern lässt 

Policy Briefs bieten Handlungsempfehlungen



Giftstoffe aus Landwirtschaft, Industrie und Haushalten gefährden die
Wasserqualität in Europa - und damit Ökosysteme und die menschliche
Gesundheit. Im Projekt SOLUTIONS haben mehr als 100 internationale
Wissenschaftler*innen über fünf Jahre Methoden und praktische Lösungen
erarbeitet, mit denen Schadstoffe erkannt und das Risiko von
Chemikaliencocktails bewertet werden können. Das soll dazu beitragen,
die Schadstoffbelastung in Fließgewässern zu reduzieren. Wie die
Politik diese wissenschaftlichen Ergebnisse umsetzen kann, haben die
Forscher in 15 Policy Briefs beschrieben, die nun auch im Fachmagazin
Environmental Sciences Europe veröffentlicht wurden.

Die im Jahr 2000 beschlossene EU-Wasserrahmenrichtlinie (WRRL) zielt
darauf an, die Fließgewässer Europas zu schützen. Bis zum Jahr 2027
sind die EU-Mitgliedstaaten verpflichtet, alle Gewässer in einen
"guten ökologischen" und einen "guten chemischen Zustand" zu bringen.
Noch ist das ein weiter Weg. Dies liegt zum Beispiel daran, dass
einige wenige Altstoffe, für die es derzeit keine geeigneten
Möglichkeiten zur Belastungsminderung gibt, zu flächendeckenden
Überschreitungen der Umweltqualitätsnormen in Deutschland und Europa
führen - und damit zu einem schlechten Gewässerzustand. "Gleichzeitig
bleiben die täglich freigesetzten komplexen Mischungen aus
Pflanzenschutzmitteln, Medikamenten und Industriechemikalien mit einem
nicht zu vernachlässigendem Risiko für Mensch und Umwelt für den
chemischen Zustand unserer Gewässer unberücksichtigt", sagt UFZ-
Umweltchemiker Dr. Werner Brack, der das im vorigen Jahr zu Ende
gegangene Projekt SOLUTIONS koordinierte. Das derzeitige
Indikatorsystem der WRRL differenziere nicht zwischen unterschiedlich
belasteten Flüssen und mache die tatsächlichen Verbesserungen der
Wasserqualität durch Maßnahmen nicht sichtbar. Deshalb müsse es
dringend weiterentwickelt werden. Anders, so Brack, seien die Ziele
der WRRL nicht zu erreichen.

Fünf Jahre forschten die Wissenschaftler aus Europa in dem von der EU
mit zwölf Millionen Euro finanzierten Projekt SOLUTIONS. "Es hat sich
gezeigt, dass die derzeitige Praxis, sich bei der Bewertung der
chemischen Belastung auf einige wenige europaweit als prioritär
definierte Stoffe und einige flussgebietsspezifische Schadstoffe zu
beschränken, nicht geeignet ist, die Belastung als Ganzes zu
erfassen", bilanziert Werner Brack. Derzeit sind in der WRRL nur 45
sogenannte prioritäre Schadstoffe gelistet, die in Gewässern mit guter
Wasserqualität nicht oder nur in geringem Maße vorkommen. Allerdings
gelangen mehr als 100.000 chemische Substanzen in Umwelt und Gewässer.
Die derzeit angewendeten Indikatoren zur Bewertung der Wasserqualität
ermöglichten es nicht, Brennpunkte der Belastung zu identifizieren und
geeignete Managementmaßnahmen auf den Weg zu bringen. In SOLUTIONS
habe man deshalb neue Konzepte und Instrumente für die Überwachung und
Reduzierung der Belastung durch komplexe Gemische entwickelt.

Wie politische Entscheidungsträger diese umsetzen können, haben die
SOLUTIONS-Forscher in insgesamt 15 Policy Briefs festgehalten. So
empfehlen die Wissenschaftler zum Beispiel, Stoffe in toxischen
Mischungen auch bei der Priorisierung von Chemikalien im Rahmen der
WRRL zu berücksichtigen. Bislang basieren die Priorisierung von
Chemikalien und die Festlegung EU-weiter prioritärer und
flussgebietsspezifischer Stoffen nur auf einzelnen Chemikalien. In
einem anderen Policy Brief beschreiben sie, wie Nutzer die in
SOLUTIONS entwickelte Toolbox RiBaTox verwenden können, um Probleme
bei der Überwachung, Modellierung, Folgenabschätzung und Management
von chemischen Gemischen in Oberflächengewässern zu lösen. Dabei
sollten Überwachungsmethoden zum Einsatz kommen, die die komplexen
Mischungen ins Visier nehmen - also effektbasierte Verfahren, bei
denen repräsentative Gewässerorganismen wie Algen, Kleinkrebse,
Fischembryos und geeignete Zellsysteme zeigen, wie giftig der
jeweilige Chemikaliencocktail ist. Damit könnten toxische Belastungen
erkannt werden, selbst wenn die zugrunde liegenden Chemikalien nicht
bekannt sind oder unterhalb der analytischen Nachweisgrenze liegen.
Diese Methoden sollten durch chemische Screeningverfahren mit
hochauflösender Massenspektrometrie ergänzt werden, um zu sehen,
welche Stoffe die Mischungen enthalten und um neu auftretende
Chemikalien zu entdecken und Verschmutzungstrends in den Gewässern zu
verfolgen. Damit lassen sich auch wertvolle Informationen zum
Vorkommen von Stoffen sammeln, die heutzutage zwar detektiert, aber
noch nicht identifiziert werden können. Um diese umfangreichen Daten
zu hunderten und tausenden von Stoffen im Gewässer zur Risikobewertung
der Chemikaliencocktails nutzen zu können, schlagen die Autoren zudem
den Aufbau einer europäischen Dateninfrastruktur vor. Diese könne
helfen, die Datenmengen zu sammeln, für Wissenschaft und Behörden
zugänglich zu machen, auszuwerten und auszutauschen.

"Die Policy Briefs sollen den Entscheidungsträgern den Zugang zu
wissenschaftlichen Informationen erleichtern, die für den Schutz der
europäischen Wasserressourcen erforderlich sind", sagt Werner Brack.
Dies sei eine wichtige Grundlage für die Gesundheit der Menschen in
Europa und für gesunde Ökosysteme, die wichtige Dienstleistungen für
die Bevölkerung erbringen.



Originalpublikation:

Brack (2019): Solutions for present and future emerging pollutants in
land and water resources management. Policy briefs summarizing
scientific project results for decision makers. Environmental Sciences
Europe 2019,

https://enveurope.springeropen.com/articles/10.1186/s12302-019-0252-7

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.springeropen.com/collections/solutions

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news728270

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution173

 * 
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Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung
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Kai Hirdt

Arkons Admiral

Perry-Rhodan-Heft Nr. 3040



Milchstraße, Thantur-Lok / M 13, 18. bis 25. März 2046 NGZ

Die USO kommt dem Auftrag der Cairaner nach und eskortiert
Handelsschiffe auf ihrem Weg von und nach M 13. Für Monkey, den
Lordadmiral der USO, ist das eine gute Gelegenheit, um Informationen
über die militärische Lage in der Milchstraße zu sammeln. Die
Unitherin Chaunna befehligt das USO-Schiff FENOMERA FALKASS, das einer
Handelskaravane der Barniter Begleitschutz bietet. Sie gerät nach
einer Linearetappe, die sie in der Dashkon-Dunkelwolke ins
Dubnayorsystem führen soll, in umkämpftes Gebiet. Arkoniden erwehren
sich eines Angriffs der Naats, die über hochentwickelte Waffen
verfügen, die sie garantiert nicht selbst hergestellt haben. Auch die
Ladhonen scheinen eine Invasion zu planen. Irgendeine Macht im
Hintergrund forciert den Unfrieden in M 13 und die Cairaner, die sich
als Schutzmacht verstehen, halten sich auffällig zurück.

Diese Beobachtungen sind am 18. März 2046 NGZ auf Rudyn Gegenstand
eines Treffens zwischen Atlan, Reginald Bull, Monkey und Icho Tolots
Stellvertreterin, der Siganesin Morka Hibanai. Monkey hat den
Verdacht, daß die Destabilisierung der Verhältnisse in Thantur-Lok den
Cairanern gelegen kommt.

Man kommt überein, daß Atlan vor Ort einen Eindruck von der Lage
gewinnen soll. Also fliegt er mit der RATBER TOSTAN, einem
UMBRA-Schlachtkreuzer der USO, der über ein besonderes
Antiortungssystem verfügt, nach Zalit, der Zentralwelt der Vereinigten
Kristallbaronien, wo er sich mit Kristallbaron Larsav da Ariga treffen
will. Unterwegs macht er einen Zwischenstop im Dubnayorsystem, da dort
ein Weiterflug nach Thantur-Lok genehmigt werden muß. Dort trifft er
sich mit Chaunna, die ihm von einer neuartigen, den Paratronschirm
durchschlagenden Waffe der Naatschen Freischaren berichtet. Außerdem
sei deutlich geworden, daß die Naats bei ihrem Angriff über die
Strategien der Arkoniden gut Bescheid wußten.

Der arkonidische XIV. Grenzssicherungsverband war in die Raumschlacht
involviert gewesen. Er wird von Has'athor Markul del Fermi, einem
jungen Arkoniden befehligt, der trotz seines niederen Adelsstandes
Einsonnenträger wurde, weil sein Vater dem Kristallbaron Larsav da
Ariga einmal das Leben rettete und seitdem mit ihm befreundet ist. Er
hat den Verdacht, daß das Oberkommando der arkonidischen Streitkräfte
bewußt die Schlagkraft der eigenen Flotte schwächt. Er setzt seine
Karriere aufs Spiel, um da Ariga unter Umgehung des Oberkommandos
persönlich über seinen Verdacht zu informieren.

Der Kristallbaron, dem durchaus bewußt ist, daß das Oberkommando
Fehler begeht, macht einen geschwächten Eindruck. Del Fermi schlägt
ihm vor, einen neuen Mascanten zu ernennen, der das vollste Vertrauen
des Barons genießt. Doch da Ariga, der vom Verrat seines ehemaligen
Mascanten Jarak da Nardonn gezeichnet ist, winkt müde ab. So jemanden
gibt es nicht. Er schlägt del Fermi vor, diesen Posten selbst zu
übernehmen. Doch der Arkonide fürchtet, aufgrund seines Standes
niemals anerkannt zu werden, was der Flotte eher schaden würde. Da
Ariga schlägt vor, ihn in einen höheren Adelsstand zu heben. Doch del
Fermi möchte trotzdem nicht Mascant werden. Er rechnet bereits damit,
mit dieser Ablehnung das Wohlwollen des Kristallbarons verspielt zu
haben, doch bei der Rückkehr auf sein Schiff, die FLAON, stellt er bei
einem Blick in seine Personaldatei fest, daß er befördert und in einen
höheren Adelsstand gehoben worden ist.

Um einen Hinweis auf den Stützpunkt der Naatschen Freischaren zu
bekommen, hatte del Fermi, der nun agh Fermi genannt wird, in der
Schlacht im Dubnayorsystem Sonden ausgesandt, die sich an einige
Naatschiffe hefteten. Diese sollen sich melden, wenn sie längere Zeit
an einem Ort verweilen. Als er bereits davon ausgeht, daß sie alle
vernichtet worden sind, fängt er plötzlich die Signale von einer auf.
Die Spur führt ihn zu einer Sonne, in deren Ortungsschutz sich 13.000
naatsche Kampfraumer verbergen. Das sind so gut wie alle Schiffe, die
die Naats besitzen. Als er sich heimlich zurückziehen will, um die
Flottenführung zu informieren, wird sein Schiff aus den eigenen Reihen
sabotiert. Ein Generator wird zur Explosion gebracht und weitere
Sabotageakte führen dazu, daß die Naats auf die FLAON aufmerksam
werden und sie entern. Agh Fermi wird gefangen genommen und steht
wenig später dem Verräter Jarrak da Nardonn gegenüber, dem Anführer
der Kristallgetreuen, der allgemein für tot gehalten wird.

Als Atlan nun mit Larsav da Ariga zusammentrifft, erfolgt ein
Großangriff der Naats und Ladhonen auf Thantur-Lok. Der Kristallbaron
vermutet, daß hinter dem Angriff und der verzögerten Reaktion der
arkonidischen Flotte Jarrak da Nardonn steckt und ein neuer
Putschversuch der Kristallgetreuen bevorsteht. Sein Lebensgefährte
Zaro da Gnotor befürchtet, daß sich da Arigas Geisteszustand immer
mehr verschlechtert und er unter Verfolgungswahn leidet. Doch der
Kristallbaron ist sich sicher und verlangt von Atlan, der beim
Selbstmord des abtrünnigen ehemaligen Mascanten zugegen war, genau zu
erläutern, was er gesehen hat. Atlan muß zugeben, daß er nur gesehen
hat, wie da Nardonn ohne Schutzanzug ins All gesogen wurde, seine
Leiche hatte er weder gesehen noch untersucht. Da Ariga hat nicht mehr
die Kraft, einen weiteren Putschversuch zu überstehen und will
zurücktreten. Doch da Gnotor und Atlan beschwören ihn, Thantur-Lok
nicht einem Verräter zu überlassen. Daraufhin drängt der Kristallbaron
Atlan, das Amt des Mascanten anzunehmen. Atlan stimmt zu.

Die offizielle Ernennung im Kristallpalast erfolgt nach einem
ausgeklügelten Zeitplan. Während Atlan noch vor laufender Kamera seine
Antrittsrede hält, wird das Gebäude von da Nardonns Gefolgsleuten, die
den Kristallbaron ermorden sollen, angegriffen. Atlan läßt da Ariga
heimlich in Chaunnas Schiff in Sicherheit bringen. Seine eigene
überstürzte Flucht durch den Transmitter des Kristallpalasts endet mit
einer Flugrolle vor den Füßen der Kommandantin seines ihm als Mascant
zustehenden Schiffes. Mava da Valgathan beeindruckt ihn durch ihr
souveränes Auftreten. Sie hat auch nichts dagegen, daß er ihrem Schiff
einen neuen Namen gibt - TARTS, nach seinem ersten Lehrmeister.

Atlan sondiert die militärische Schlagkraft der arkonidischen Flotte
und stellt schnell fest, welche Schiffe nur zögerlich eingreifen. Auf
ihnen müssen sich Anhänger da Nardonns befinden. Sie werden an den
Rand der Schlacht verlegt, wo sie nicht so viel Schaden anrichten
können. Mit dem Rest der Flotte, auf deren Loyalität er sich verlassen
kann, steht ihm nun ein schlagkräftiger Verband zur Verfügung. Mit ihm
gelingt es ihm im Utiksystem, wo er am meisten gebraucht wird, dank
uralter Schlachtpläne, die den Posizid größtenteils überstanden haben,
einen schnellen ersten Sieg über einen eigentlich weit überlegenen
ladhonischen Kampfverband zu erzielen.

Dieser Erfolg hält den Verräter jedoch nicht davon ab, seine Pläne
weiterzuverfolgen. Jarak da Nardonn wendet sich über Hyperfunk an ganz
Thantur-Lok und propagiert die Auferstehung des Kristallimperiums. Er
bezichtigt Atlan, einen Bürgerkrieg zwischen Arkoniden zu forcieren.
Er dagegen strebe an, die Größe des arkonidischen Reiches
wiederzuerlangen. Um ein Zeichen gegen die Machtgier verweichlichter
Emporkömmlinge wie da Ariga zu setzen, werde er mit Hilfe der Cairaner
das Tiga Ranton wiedererrichten, ein Fanal, das Arkons Auferstehung in
die Welt hinausjubelt. Die Cairaner hätten zugestimmt, das von der
Bleisphäre umschlossene Arkonsystem mit dem Sternenrad aus Thantur-Lok
zu entfernen und gegen eine neue Sonne mit neuen Planeten
auszutauschen.

Offensichtlich kann sich da Nardonn bei seinen Plänen auf die
Unterstützung der Ladhonen und Naats verlassen, denn wenig später
melden sich deren Anführer zu Wort. Der Kommandeur der Ladhonenflotte
fordert gar die Auslieferung des Atlan-Darstellers.

Plötzlich erscheint in der Zentrale der TARTS ein Arkonide namens Aro
Ma-Anlaan. Er ist Besatzungsmitglied und dient unter Kommandantin Mava
da Valgathan als Stratege. An seiner Hand hält er ein dreizehnjähriges
Mädchen, daß er als seine Erbtochter bezeichnet. Chariklis Kavali ist
ein besonderes Kind. Es hat in den letzten 100 Jahren überwiegend
geschlafen und ist nun erwacht, um Atlan eine hermetische Botschaft zu
überbringen ...

5. Dezember 2019
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AKTION/1497: Unna - Kulinarische Reise durch die westfälische Küche, 11.12.19

Kreisstadt Unna

Kulinarische Reise durch die westfälische Küche



Kreisstadt Unna. Unter dem Titel "Keär Mann, is dat lecka!" nimmt
Peter Kracht am Mittwoch, 11. Dezember 2019 um 19 Uhr, die Gäste im
Nicolaihaus in Unna mit auf eine kulinarische Reise durch die
westfälische Küche.

Aber: Gibt es überhaupt eine westfälische Küche? Oder gibt es nicht
vielmehr eine regionale Küche in Westfalen? Hat der Sauerländer nicht
andere Vorlieben als der Münsterländer? So manche Köstlichkeit oder
Spezialität, sowohl auf dem Teller wie im Glas, ist auf einen Ort oder
eine Region beschränkt.

Auch das Thema Brauwesen wird an dem kurzweiligen Abend zur Sprache
kommen. Die Liste der Spezialitäten westfälischer Braukunst ist lang.
Und zu einem richtigen "Herren-Gedeck" gehört(e) natürlich auch ein
Korn, besser noch: ein Doppelkorn!

Selbstredend gibt es für die Teilnehmer*innen auch etwas zum Probieren
- in flüssiger und fester Form. Der Unkostenbeitrag liegt bei 3 Euro.
Der Vortrag ist Teil des Begleitprogramms zur Ausstellung "Prost
Mahlzeit. Ein Blick über den Tellerrand" im Hellweg-Museum Unna.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 03.12.19

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101
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